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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Sitzung des Gemeinderats ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr GR Dipl Ing Al-Rawi, Frau GRin Matzka-Dojder, Herr GR Mag Reindl und Frau GRin Yilmaz.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02440-2006/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Im Zuge der Tempo 50-Diskussion zu Jahresbeginn haben Sie angekündigt, als Ausgleich eine "grüne Welle" auf den wichtigsten Durchzugs- und Ausfahrtsstraßen Wiens einzuführen. Die Klagen von Verkehrsteilnehmern und -experten sind größer als je zuvor. Wann werden Sie die "grünen Wellen" konsequent umsetzen?) 

Wenn die Kollegen vielleicht ein bisschen leiser wären, dann könnte ich dem Herrn Stadtrat das Wort erteilen. - Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wir haben im Zusammenhang mit der Temporeduktion auf 50 Stundenkilometer in Wien sämtliche betroffenen Straßenzüge in Wien überprüft und die Korrelierung der grünen Welle an die Geschwindigkeit angepasst. 

Wir haben diese Anpassungen in folgenden Straßenzügen vorgenommen:

13./14. Bezirk: Wientalstraße im Abschnitt Stampferbrücke bis Kennedybrücke,

10. und 23. Bezirk: Triester Straße im Abschnitt Wiedner Hauptstraße bis Altmannsdorfer Straße,

22. Bezirk: Wagramer Straße von Erzherzog-Karl-Straße bis Reichsbrücke,

22. Bezirk: Donaustadtstraße von Abfahrt A 23 bis Lange Allee,

20. Bezirk: Adalbert-Stifter-Straße von Floridsdorfer Brücke bis Donaukanal,

10. Bezirk: Grenzackerstraße vom Verteilerkreis Favoriten bis Laxenburger Straße,

21. Bezirk: Prager Straße von Rußbergstraße bis Einzingergasse.

Weiters haben wir mit den Autofahrerorganisationen ARBÖ und ÖAMTC plus den Experten der Wiener Linien, den Experten natürlich meines Ressorts und der Polizei die Überprüfung weiterer wichtiger Straßenzüge veranlasst, um die grünen Wellen zu optimieren.

Diese Optimierung ist mittlerweile in folgenden Straßenzügen erfolgt:

3. Bezirk: Erdberger Lände von Wassergasse bis Stadionbrücke,

1. Bezirk: Ringstraße von Kärntner Ring bis Stadiongasse,

1. und 4. Bezirk: Lothringerstraße im Bereich Kunstplatz Karlsplatz,

1. und 3. Bezirk: Lothringerstraße am Heumarkt vom Schwarzenbergplatz bis zur großen Ungarbrücke und

2. Bezirk: In der Unteren Donaustraße von Franzensbrücke bis Aspernbrückenstraße.

Darüber hinaus ist diese Arbeitsgruppe mit den Autofahrerklubs und den Wiener Linien weiterhin aktiv. Es sind eine Fülle von weiteren Straßenzügen im Hinblick auf die Gestaltung der grünen Welle in Bearbeitung und werden im Laufe dieses Jahres noch umgestellt werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 1. Zusatzfrage, Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Danke für die Mitteilung über die Einleitung der Optimierungen auf den einzelnen Straßenstücken.

Meine Frage geht nun aber in die Richtung, die Autofahrerorganisationen sagen, dass eine gesamte Liste von Straßenzügen, die sie eingebracht haben, bis heute noch nicht auf die grüne Welle umgestellt ist. Mir liegt eine Liste, und die ist auf den Homepages der jeweili-
gen Autofahrerorganisationen auch abrufbar, von über 60 Straßenstücken in Wien vor, auf denen die grüne Welle bis heute nicht eingerichtet ist. Das sind so bedeutende Straßen wie Erzherzog-Karl-Straße, Wienerbergstraße, Altmannsdorfer Straße, Wattgasse, Brünner Straße, Süßenbrunner Hauptstraße et cetera. Es würde wahrscheinlich zu weit gehen, wenn ich jetzt alle 60 auf-
zählen würde, da würde ich zu viel Zeit für diese Fragestunde in Anspruch nehmen.

Herr Stadtrat, sind Sie bereit, diese Liste, die von den Autofahrerorganisationen nun vorliegt, mit ihnen noch einmal durchzugehen und auch auf diesen Straßenstücken die grüne Welle in Zukunft einzuführen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich verstehe schon, dass es schwierig ist, bei den manchmal herrschenden Nebendiskussionen in diesem Raum den Antworten zuzuhören. Ich habe das gerade vorhin mit Ja beantwortet.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Antwort wird wahrscheinlich auch kurz und bündig bei Ihnen Ja heißen. Der Kollege Gerstl hat die Frage schon gestreift, die ich jetzt stellen möchte, und zwar betrifft es die Erzherzog-Karl-Straße im 22. Bezirk, die eine ganz wichtige Einfallstraße ist, erstens für den 22. Bezirk als auch für das Marchfeld. Seit sieben Jahren probieren wir auch vom Bezirk her, eine grüne Welle zu erreichen. Viele Anträge in der Bezirksvertretung haben nichts gefruchtet. Ich habe in den letzten Tagen auch mehrmals die Straße befahren, ich habe es heute in der Früh wieder probiert. Es war natürlich in den Verkehrsspitzenzeiten, da ist es eine andere Situation, aber man kann auch zu allen anderen Tageszeiten dort fahren. Man fährt von einer Ampel zur nächsten und dort ist Rot.

Daher die Frage: Wann wird aus Ihrer Sicht die Erzherzog-Karl-Straße eine grüne Welle haben?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Die Frage ist so gestellt, dass ich sie nicht mit Ja beantworten kann, sondern dazu ausführen muss, dass diese Straße natürlich im Programm ist, weil sie auch auf der Liste der Autofahrerklubs ist, und wir diese Straße noch heuer in Angriff nehmen werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist interessant, wenn man sich das so anhört, dann denke ich mir, eigentlich gibt es in Wien nur Autofahrer und sonst gibt es keine Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen. Das Problem bei all diesen grünen Wellen ist ja immer, es muss hie und da auch jemand zu Fuß die Straße überqueren. Wenn dann permanent grüne Welle gespielt wird, wird es ein bisschen schwierig.

Deswegen meine Frage: All diese genannten Straßen werden sozusagen auch von FußgängerInnen überquert. Wurde dafür Rechnung getragen, dass dort nicht nur die Autofahrer dominieren, sondern hie und da Fußgänger die Straße überqueren können?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Es ist wieder einfach, auch diese Frage mit Ja zu beantworten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage, Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Sie sind heute offensichtlich ein sehr schneller Ja-Antworter. Geben Sie mir auf meine Frage auch ein rasches Ja, dann sind wir sehr zufrieden.

Bei den Beschwerden bei den Autofahrerorganisationen sind insbesondere drei Straßenstücke angegeben worden, bei denen die 50 km/h-Beschränkung zu besonderen Beschwerden geführt hat. Das heißt, auf diesen Straßenzügen ersucht man so wie in anderen Ausfahrtsstraßen um 70 km/h. Konkret geht es um die B14 nach und von Klosterneuburg, Handelskai beziehungsweise Erdberger Lände und Donaubrücke. 

Sie haben die Möglichkeit, ein klares Ja abzugeben. (GR Heinz Hufnagl: Das ist aber nett!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat, um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich habe daraus jetzt keine Frage gehört, ich habe eine Feststellung von Ihnen vernommen. 

Wenn Sie eine Auskunft zu dieser Feststellung wollen, ob ich Ihre Meinung teile, kann ich nur Nein sagen. (Allgemeine Heiterkeit.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich zur Beantwortung der nächsten Frage komme, stelle ich fest, dass der Herr GR Dipl Ing Al-Rawi entschuldigt war, aber jetzt bereits eingetroffen ist. Mir wurde gesagt, er ist im Ausland. Anscheinend ist er schneller da.

Die 2. Anfrage (FSP - 02435-2006/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Kurt Wagner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Sehr geehrter Herr Stadtrat, der Kunstplatz Karlsplatz ist eröffnet. Sind die im Herbst 2004 von Ihnen vorgegebenen Ziele und Maßnahmen erreicht und umgesetzt worden?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Ich kann ein wenig ausführlicher zum Thema Karlsplatz sprechen, aber auch hier geht es um bessere Benutzerfreundlichkeit und die Möglichkeit, auf der Oberfläche zu Fuß besser voranzukommen. 

Vor etwas mehr als einem Jahr haben die Umweltstadträtin, der Verkehrsstadtrat und ich einen Masterplan zum Kunstplatz Karlsplatz vorgestellt. Ziel war es, den Karlsplatz als attraktiven und urbanen Raum sichtbar und erlebbar zu machen und die umliegenden Einrichtungen bei der Gestaltung besser zu berücksichtigen. Am Ende steht nun heute eine deutliche Aufwertung des Raumes Karlsplatz für die Wienerinnen und Wiener und auch für die Besucher.

Der Ankündigung, diese aus unterschiedlichsten Gründen problematische “Gegend“, wie sie von Otto Wagner bezeichnet wurde, attraktiver zu gestalten und die umliegenden Kunst- und Kultureinrichtungen aktiv einzubeziehen, sind konkrete Schritte der Umsetzung gefolgt. Wir konnten am vergangenen Samstag den Kunstplatz Karlsplatz im Rahmen eines großen Eröffnungsfestes der Öffentlichkeit präsentieren. Wer von Ihnen dabei war, konnte sich selbst ein Bild machen, wie sehr dieser Platz mit seinen neuen Einrichtungen und der neuen Gestaltung angenommen wurde. An die 50 000 Besucherinnen und Besucher nahmen an den Sonderveranstaltungen der einzelnen Häuser teil. Kostenlos, wohl gemerkt. Allein das Wien-Museum verzeichnete 6 000 Besucher. Ich glaube, dass man das durchaus als Erfolg bezeichnen kann.

Die Antwort auf die Frage lautet also: Ja. Die gemeinsam mit den Experten und den umliegenden Einrichtungen erarbeiteten Ziele konnten mit einer Reihe von Maßnahmen in den Bereichen Verkehr, Licht, Sicherheit, Grünraum und eben Kultur erreicht werden. Es ist gelungen, den Platz als übersichtlichen, sicheren, grünen, passierbaren und vor allem als Kulturplatz sichtbar und benutzbar zu machen. 

Wir haben verschiedene Einzelmaßnahmen in der jüngeren Vergangenheit gesetzt. Die Secession hat das dringend benötigte Depot bekommen, einen sehr gut nutzbaren unterirdischen Raum. Das Wien-Museum verfügt heute nach einem mehrmonatigen Umbau über einen zusätzlichen Ausstellungsraum und einen neuen Eingangsbereich. Der Projectspace wurde adaptiert und vor allem mit einer neuen Klimaanlage ausgestattet. Die Restaurierung der Karlskirche, insbesondere der Kuppelfresken, wurde aus Mitteln des Altstadterhaltungsfonds gestaltet. Die Stadt Wien leistete einen wesentlichen Anteil bei der Errichtung der neuen Säle des Musikvereins. Das Theater an der Wien unterstreicht seinen noch jungen Status als Opernhaus der Stadt mit einer neuen Fassade und einem künstlerisch gestalteten Entree. Im Otto-Wagner-Pavillon wurde eine hervorragende permanente Ausstellung über das Werk des Architekten und Stadtgestalters Otto Wagner eingerichtet. Die so genannte Westpassage in Richtung Secession wird in die-
sen Monaten mit einem außergewöhnlichen Kunstprojekt ausgestaltet. Schließlich wurden auch die Skulpturen auf dem Platz neu geordnet. Es gibt auch eine Lichtarchitektur und ein Leitsystem. 

Man kann also mit Fug und Recht behaupten, die baulichen Veränderungen der Häuser am Platz haben letztendlich auch den Platz selbst aufgewertet. Damit kann man wohl sagen, dass sich die Gegend, von der Otto Wagner vor 100 Jahren abfällig sprach, nunmehr zu einem attraktiven, urbanen und dynamischen Ort entwickelt hat. Die Voraussetzungen dafür wurden geschaffen. Jetzt ist es an den Wienerinnen und Wienern, diesen Platz auch mit zusätzlichem Leben zu füllen. - Danke sehr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 1. Zusatzfrage, Herr GR Mag Stefan, bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist offenbar mittlerweile Tradition, dass Sie von Ihren eigenen Genossen, muss man in dem Fall sagen, in der Fragestunde gefragt werden, damit Sie ein Podium haben, um die großen Errungenschaften in der Kulturpolitik zu präsentieren. Schade, dass es nicht anders gelingt, aber immerhin ist es sehr schön, dass der Karlsplatz verbessert wird. Damit sind wir sehr zufrieden und das muss man auch anerkennen. 

Trotzdem bleibt immer noch ein großes Problem, das die Weitläufigkeit des Karlsplatzes ausmacht, vor allem, und darauf will ich hinaus, die noch immer vorhandene Drogenszene. Auch die Schutzzone hat nur eine Verlagerung ergeben. Jeder, der durch den Karlsplatz, durch die Passage geht, sieht, was sich dort abspielt. Der größte Bahnhof Wiens, von der Frequenz her.

Daher meine Frage: Wie schätzen Sie die Einschränkung der Attraktivität des Karlsplatzes durch diese Drogenszene ein?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Natürlich ist dieses Konzept der Aufwertungen des Platzes, das wir versuchen, über die soeben beschriebenen Maßnahmen zu erreichen, auch eines, das insgesamt die Attraktivität des Platzes erhöhen soll. Ich glaube, das ist uns schon zu einem guten Teil gelungen. Wenn Sie in der jüngeren Vergangenheit einmal dort waren, werden Sie sehen, dass der Platz mittlerweile auch von vielen Menschen als Flanierplatz, als Platz, an dem man tatsächlich von einem Kunstort zum anderen gehen kann, angenommen wird. Ich bin davon überzeugt, dass das, was wir dort von den kleinsten Details der Gartengestaltung bis hin zu den größeren Kulturwellen umgesetzt haben und umsetzen, weiter dazu beitragen wird, dass der Karlsplatz ein wirklich attraktiver Ort für die Kultur, für die Erholung, für Kinder, für Menschen, die dort studieren, zur Schule gehen oder eben auch unter Anführungszeichen einfach für Menschen, die dort die Verkehrsmittel zu benützen haben, wird. Ich glaube, dass all diese Maßnahmen, die wir hier vorgeschlagen haben und umsetzen, den Platz noch attraktiver machen werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage, Frau Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Es ist sicherlich richtig, dass gewisse Einzelmaßnahmen jetzt zu erfreulichen Neuerungen am Karlsplatz geführt haben.

Die Frage allerdings, ob das Leitsystem, das man am Boden vorfindet, wenn man die U-Bahn verlässt, ausreichend ist, sollte man sich, glaube ich, stellen, vor allem hinsichtlich der Beschriftung durch die Wiener Linien im gesamten Bereich der Karlsplatzpassagen. Man hört, dass es nicht ganz einfach ist, hier eine Lösung zu finden. 

Wie ist da der Stand der Dinge und wird sich da einiges verbessern?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!
Also ich weiß nicht, was man hört. Ich kann nur von einer sehr guten Zusammenarbeit zwischen den verschiedensten Geschäftsstellen, Magistraten und auch den Wiener Linien berichten. Wir haben versucht, ein möglichst einfaches, auch dezentes Leitsystem auf dem Karlsplatz selbst zu machen, das im Grunde die Richtungen der Kultureinrichtungen angibt. Wir haben verhindert, dass ein zusätzlicher Schilderwald aufgestellt wird, weil, wie wir das vom Beispiel des Museumsquartiers wissen, das nicht immer zur Vereinfachung beiträgt. 

Aber das Bessere ist sozusagen immer auch der Feind des Guten. Also wenn es Verbesserungsvorschläge gibt und wenn wir in der praktischen Umsetzung und Durchführung sehen, dass man das eine oder andere noch besser machen kann, werden wir es sicher tun. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube, dass der so genannte Kunstplatz Karlsplatz trotzdem ein Kunstplatz geblieben ist, denn im Sinne eines Platzes, und das hat Ihr Kollege StR Schicker schon gesagt, bleibt er Verkehrshölle oder Verkehrsoberfläche. Die Verkehrsströme sind auch nicht gerade besonders lustig dort und es wird sich in Wirklichkeit nicht viel ändern. Aber mir geht es natürlich auch um den Kunstplatz im Sinne der Kunst. Dort steht ein Haus, über das man, was mich wundert, eigentlich sehr wenig gesprochen hat. Das ist nämlich das Künstlerhaus. Dort sind alle Fragen offen. Es gibt zwar Ideen von allen möglichen Seiten, was man noch dazu machen kann, aber von Ihrer Seite habe ich nicht wirklich viel gehört, was in dieser Ecke des so genannten Kunstplatzes Karlsplatz geschehen wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Dann haben Sie offensichtlich nicht viel oder nicht gut genug hineingehört. Das Thema Künstlerhaus ist ein schon sehr häufig debattiertes. Auch von mir gibt es da-
zu mit Sicherheit unzählige Äußerungen und Vorschläge. 

Vor allem aber gibt es von mir eines, die Bitte, den Wunsch, die Aufforderung an die Bundesseite, doch wieder zu ihrem ursprünglichen Engagement zurückzukehren. Das Künstlerhaus war Zeit seines Bestehens immer eine Einrichtung, die nicht allein eine Wiener Angelegenheit war und ist, nicht nur allein eine Angelegenheit der Vereinigung ist, sondern auch eine Verantwortung des Bundes da ist, weil das Künstlerhaus nachweislich weit über Wien hinauswirkt und eine derartige Vereinigung, wie sie die Secession auch ist, einen gesamtösterreichischen Aspekt hat. Der Bund hat diese Verantwortung bis vor einigen Jahren wahrgenommen und sich dann zurückgezogen. Es sind alle, auch das Künstlerhaus selbst, der Meinung, dass es selbstverständlich angebracht wäre, wenn der Bund hier seiner Verantwortung nachkäme. 

Ich habe einen sehr konkreten Vorschlag gemacht, der auf dem Tisch liegt, gemeinsam erarbeitet mit dem Künstlerhaus, mit der neuen Wirtschaftsinitiative für ein neues Künstlerhaus, unter Federführung von Beppo Mauhart. Der liegt darin begründet, dass wir zunächst einmal die Sanierung des Hauses in Angriff nehmen, ich habe dazu ein Drittel der Kosten von Seiten der Stadt Wien in Aussicht gestellt. Es gibt auch zahlreiche konkrete Projekte, die wir in Angriff nehmen könnten, wenn es in irgendeiner Form eine vernünftige Gesprächsbasis mit wem auch immer auf Seiten des Bundes gäbe; seitens des Bundeskanzleramtes, seitens des Kulturministeriums, das spielt im Grunde überhaupt keine Rolle. Dazu gibt es von mir ausreichend Äußerungen. Das wurde auch ausreichend präsentiert. Ich glaube auch, dass vielleicht außer Ihnen alle Beteiligten, auch die Öffentlichkeit, sehr wohl darüber informiert sind. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage, Herr GR Wagner, bitte.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Sie haben bereits in Ihrer Beantwortung darauf Bezug genommen. Jetzt im Detail: Welche Entwicklung hat das Wien-Museum der Stadt Wien am Karlsplatz seit seiner Ausgliederung genommen?

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Das Wien-Museum hat, wie wir auch mitverfolgen können, eine sehr gute Entwicklung genommen. Es ist inhaltlich neu ausgerichtet worden, es hat neue Publikumsschichten erreicht, es hat auch eine zusätzliche neue bauliche Ausgestaltung und auch Ausweitung vorgenommen. Das alles, muss ich sagen, aus dem laufenden Budget des Wien-Museums, was sehr erfreulich ist.

Das Wien-Museum hat obendrein auf meine Anregung hin den Sonntag für die permanente Schausammlung bei freiem Eintritt gestaltet, sodass die Wiener Museen, es ist ja nicht nur das Haus auf dem Karlsplatz, sondern es sind alle Dependancen, alle Musikergedenkstätten, zumindest an einem Tag für die Menschen, für die Gäste, für die Familien frei zugänglich sind. Das scheint mir sehr wichtig.

Die Besucherzahlen steigen. Die öffentliche Wahrnehmung des Museums steigt. Das Museum ist jetzt auch auf dem Karlsplatz ein ganz wichtiger Standort geworden. Ich kann sagen, dass dieses eine wichtige Standbein der Wiener Kultur, des Gedächtnisses der Stadt, im Grunde eine sehr gute Entwicklung genommen hat. - Danke sehr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Damit sind wir am Ende dieser Frage.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 02443-2006/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mahdalik gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Die SPÖ-Bezirksvorsteherin von Mariahilf will ausgehend von dem Pilotprojekt auf der Gumpendorfer Straße den gesamten 6. Bezirk zur Tempo 40-Zone machen, nachdem sie davor mit Tempo 30 geliebäugelt hatte, jedoch am Widerstand der Wiener Linien gescheitert war. Auch in anderen Bezirken innerhalb des Gürtels gibt es dahin gehende Überlegungen. Über die Auswirkungen einer derartigen Geschwindigkeitsreduktion bezüglich Unfallhäufigkeit und Feinstaubbelastung gehen die Expertenmeinungen auseinander. Die Fachleute sind sich jedoch einig, dass diese Maßnahme der Flüssigkeit des Verkehrs nicht dienlich sein würde. Frage: Werden Sie als amtsführender Stadtrat für Verkehr Initiativen unterstützen, die flächendeckende Tempo 40-Zonen innerhalb des Gürtels zum Ziel haben?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir haben im 6. Bezirk auf Antrag der Bezirksvertretung bereits in nahezu allen Straßen des Bezirks Tempo 30-Zonen. Lediglich in den Hauptstraßen des 6. Bezirks wie Gumpendorfer Straße, Hofmühlgasse und Amerlingstraße, welche von öffentlichen Buslinien befahren werden, sowie den bezirksumschließenden Hauptstraßen wie Getreidemarkt, Linke Wienzeile, Gürtel gilt weiterhin das Tempo 50-Limit gemäß Ortsgebiet. 

Seitens der Bezirksvertretung wurde am 30.3. mehrheitlich die Einführung einer Höchstgeschwindigkeit von Tempo 40 in der Gumpendorfer Straße beschlossen, also nicht ein flächendeckendes Tempo 40. Ein Antrag auf Ausdehnung von Tempo 40 auf den gesamten Bezirk beziehungsweise auf andere Bezirke innerhalb des Gürtels liegt bei der MA 46 nicht vor, von keinem der Bezirke. 

Lassen Sie mich aber grundsätzlich ein paar Punkte über Tempobeschränkungen in Wien anführen: 

Das Wiener Straßennetz ist kategorisiert und orientiert sich an zwei verkehrstechnischen Parametern, und zwar des Querschnitts der Straße und der erlaubten höchstzulässigen Fahrgeschwindigkeit. 

Wir haben die Hochleistungsstraßen wie Autobahnen, Schnellstraßen und Hauptstraßen der Kategorie B. Dort sind 50 Stundenkilometer oder mehr zugelassen, maximal 80 beziehungsweise im Ausfallbereich A1, wo Wien schon an Niederösterreich grenzt, auch 130. Es gibt eine einzige Ausnahme innerhalb Wiens, wo Tempo 50 in diesem Hochleistungsstraßennetz unterschritten ist. Das ist im 23. Bezirk bei der Willergasse, wo wegen der beengten Platzverhältnisse und des Verlaufes der Straße ortsbedingt eine höchstzulässige Fahrgeschwindigkeit von 30 km/h verordnet ist. 

Die zweithöchste Kategorie sind Straßen mit erhöhter Verkehrsbedeutung, die so genannten Hauptstraßen A. Die Gumpendorfer Straße gehört dazu. Dort beträgt die erlaubte Höchstgeschwindigkeit grundsätzlich Tempo 50, nämlich Ortsgebiet. Auf Grund der Verkehrssicherheit und der angrenzenden Nutzungen gibt es im Ausnahmefall die Option, dass die erlaubte Höchstgeschwindigkeit von 50 auf 30 linear herabgesetzt wird. Diese Situation ist zum Beispiel in der Florianigasse zwischen der Albertgasse und dem Uhlplatz so geregelt. 

Dann gibt es das untergeordnete Straßennetz, die so genannten Nebenstraßen, die zudem in die Verwaltung der Bezirke gehören, wo die Bezirksvertretungen eine Reduktion des Tempos auf 30 km/h beantragen können und das aus Verkehrssicherheitsgründen in großem Ausmaß auch getan haben. Dass dennoch die allgemeine Tempobeschränkung von 50 km/h nach der Ortsgebietregelung in der Straßenverkehrsordnung auch im untergeordneten Straßennetz vorkommt, liegt daran, dass der öffentliche Verkehr bescheunigt geführt werden soll. Das heißt, dort Tempo 50, wo in der Regel der öffentliche Verkehr fährt.

Dann gibt es natürlich im Wiener Straßennetz noch jene Bereiche, die als Wohnstraßen und als Fußgängerzonen ausgewiesen sind. Auch hier sind Teile davon im Hauptstraßen A-Netz. Dort ist die höchstzulässige Fahrgeschwindigkeit Schritttempo. 

Eine weitere Kategorisierung des Straßennetzes mittels der höchstzulässigen Fahrgeschwindigkeit von Tempo 40 pro Stunde würde die Notwendigkeit mit sich bringen, dass über die derzeitige Gliederung des Straßennetzes hinaus neue Gliederungen zu finden wären. Abgesehen von der Neuordnung des Verkehrsnetzes und damit verbundenen relativ hohen Budgetausgaben müssten auch Überlegungen für die Bewältigung der bestehenden Verkehrsleistung in den betroffenen Straßenzügen untersucht werden. Eine Rücknahme der Geschwindigkeit von 50 beziehungsweise eine Erhöhung von Tempo 30, wie das bei einer Zone 40 der Fall wäre, würde die potentielle Durchlässigkeit und andererseits auch die Frage der Verkehrssicherheit beeinträchtigen und Untersuchungen erforderlich machen. Ich möchte darauf hinweisen, allein für den Bezirk Mariahilf würde die Veränderung auf Tempo 40-Zone als Gesamtbezirk Kosten von 130 000 EUR verursachen. 

Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass sich der Anhalteweg bei Veränderungen der höchstzulässigen Gesamtgeschwindigkeit natürlich auch verändern würde. Bei Tempo 30 ist der Anhalteweg 12 m, bei Tempo 50 24 m. Damit das Verkehrsrisiko bei jenen Straßen, wo Tempo 50 zugelassen ist, vermindert wird, haben wir in den Eckbereichen die Sichtzonen für den Autofahrer erhöht und in der Regel straßenbauliche Maßnahmen gesetzt. Wenn wir das machen, dann bedeutet das bei Tempo 30-Bereichen, dass die Haltesichtweite, also wie weit man sehen muss, um dann noch ordentlich stehen bleiben zu können, 15 m beträgt und dass sie bei Tempo 50 schon 36 m beträgt. Wenn wir nun auf Tempo 40 verändern würden, bedeutet das, dass wir zum Beispiel in den Nebenstraßen die Haltesichtweite von 15 auf 26 m erhöhen müssen und zu den 130 000 EUR für die Beschilderung auch noch die Umbaumaßnahmen dazukommen würden. Wir werden den Antrag der Bezirksvertretung Mariahilf natürlich ausführlich prüfen, aber ich denke, dass Argumente auf dem Tisch liegen, sich mit Tempo 30 und 50, mit diesen beiden Maßnahmen, in diesem Bezirk Mariahilf zu begnügen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 2. Frage, Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es wurden in der vorletzten Legislaturperiode zwei Musterbezirke für Radfahrmusterbezirke ausgewählt, also Verkehrsberuhigungsmusterbezirke. Das waren der 13. und der 9. Ergebnis war, dass im 9. flächendeckend Tempo 30 herausgekommen ist und Radfahren gegen die Einbahn möglich gemacht wurde, und zwar in allen Gassen, wo es der Querschnitt zulässt. Jetzt ist es so, dass durchaus sehr viele Einbahnstraßen in ganz Wien existieren und in sehr vielen dieser Straßen und Gassen wäre Radfahren gegen die Einbahn möglich.

Jetzt meine Frage: Was werden Sie unternehmen, dass Radfahren gegen die Einbahn in all diesen Gassen in Wien, wo es möglich ist, bald möglich wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben richtigerweise darauf hingewiesen, dass das Fahren gegen die Einbahn mit dem Rad dort, wo es erlaubt ist, eine der sichersten Formen des Radverkehrs überhaupt ist. Wir haben bei dieser Form, den Radverkehr zu ermöglichen, deutlich weniger Unfälle für Radfahrer. Es ist eine sehr sichere Angelegenheit und ist letztlich auch temporeduzierend in den Tempo 30-Zonen für die entgegenkommenden Autofahrer. In den meisten Bezirken hat sich diese rationale Sichtweise durchgesetzt. 

Wir erleben zur Zeit eine Welle aus den Bezirken, diese Einführung des Radfahrens gegen die Einbahn umzusetzen. In manchen Bezirken haben wir noch Diskussionsbedarf und wir werden das auch tun. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich den nächsten Kollegen aufrufe, bitte ich noch einmal, den Geräuschpegel etwas herunterzuschrauben, entweder leiser zu tratschen oder aufzupassen, die Plätze einzunehmen. 
Die 3. Zusatzfrage, Herr GR Mag Gerstl. - Der ist nicht anwesend. 

Die letzte Zusatzfrage, Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben vorhin ganz ausführlich dargelegt und das habe ich daraus gehört, dass flächendeckende 40er-Zonen innerhalb des Gürtels für die Stadt Wien in der nächsten Zeit nicht in Frage kommen. Aber wie wir aus der Vorwahlzeit wissen, sind flächendeckende 30er-Zonen sehr wohl ein Thema bei der SPÖ oder auch bei Ihnen gewesen, ebenso bei den GRÜNEN.

Darum die Frage: Sind flächendeckende 30er-Zonen, ob jetzt inner- oder außerhalb des Gürtels, im großen Stil in nächster Zeit seitens des Verkehrsressorts und von Ihnen angedacht?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Mahdalik!

In Vorwahlzeiten pflege ich an andere Dinge mehr zu denken, nämlich an den Wahlsieg der SPÖ bei den bevorstehenden Wahlen und nicht so sehr an die Tempo 30-Zonen. 

Aber wenn Sie es genau wissen wollen, innerhalb des Gürtels fallen mir nur noch ganz wenige Straßen ein, die noch nicht mit Tempo 30 beschildert sind. Diese zählen zu den Sammelstraßen beziehungsweise zu den Hauptstraßen A und haben damit in den wenigsten Fällen noch Chancen, Richtung Tempo 30 eine Veränderung zu erfahren. 

Was den Bereich außerhalb des Gürtels betrifft, wissen Sie aus Ihrem eigenen Bezirk, dass immer wieder sehr deutliche Forderungen von den AnrainerInnen kommen und es ist eine Angelegenheit der ortsbezogenen Bezirksvertretung, hier die richtigen Maßnahmen zu setzen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. Damit sind wir am Ende der 3. Anfrage. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02441-2006/0001 - KGR/GM). Diese wurde von Frau GRin Dr Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Der ärztliche Direktor des AKH, Herr Dr Krepler, musste gegenüber der Presse zugeben, dass es keine baupolizeiliche Genehmigung für das Gebäude der Dialyse gibt. Das Haus ist so baufällig, dass bereits 2005 Mauerteile in einen Warteraum gestürzt sind. Frau Stadträtin, welche Maßnahmen haben Sie angesichts dieser bereits jahrelang bekannten katastrophalen Zustände bisher gesetzt?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Kollegin Pilz!

Sie fragen mich nach der baubehördlichen Situation bei unserer Dialysestation. 

Für diese Dialysestation liegen rechtskräftige baubehördliche Bewilligungen vor und, das ist mir natürlich persönlich noch viel wichtiger, es kann keinesfalls die Rede davon sein, dass hier katastrophale Zustände vorliegen. Es hat im Jahr 2005 unglücklicherweise, aber nur in geringem Umfang, ein Abbröckeln von Putzteilen im Deckenbereich eines Raums gegeben, der für den Patienten- und Patientinnenverkehr gar nicht vorgesehen ist. Bei einer Spüle, was genauso unangenehm ist, aber ich wollte nur darauf hinweisen, dass es nicht, wie offensichtlich fälschlicherweise angenommen, in einem Raum, in dem Patienten untergebracht sind, war. 

Nichtsdestotrotz haben wir selbstverständlich, weil niemand in Abrede stellt, dass die Dialysestation in einem beklagenswerten Zustand ist und Maßnahmen ge-
setzt werden müssen, umgehend und umfassend reagiert. Durch einen externen Gutachter wurden Sicherheitsvorkehrungen definiert und demgemäß in allen er-
forderlichen Bereichen Sicherheitsdecken errichtet. Alle anderen Bereiche, in denen aus statischer Sicht derzeit keine Sanierungsmaßnahmen notwendig sind, werden regelmäßig durch Fachleute begangen. Im Endbericht des als Gutachter beigezogenen Zivilingenieurs für Bauwesen wird festgehalten, dass aus statisch konstruktiver Sicht die mit Sicherheitsdecken versehenen Räume ausreichend gesichert sind. Das ist ein Zitat aus diesem Gutachten, das hier beantragt wurde. Darüber hinaus gibt es regelmäßige Hygienekontrollen, die durchgeführt werden. Die Baubehörde hat angesichts der öffentlichen Debatte in den vergangenen Tagen ganz aktuell noch einmal überprüft und wiederum keine sicherheitsrelevanten Problempunkte vorgefunden. 

Ich bitte deswegen, einerseits diese Maßnahmen zur Kenntnis zu nehmen, andererseits aber auch zur Kenntnis zu nehmen, dass natürlich jedem bewusst ist, dass dieser Bereich einer ist, der generell von der baulichen Seite in keinster Weise den modernen Anforderungen entspricht, die wir an unser Spitzenspital, das AKH, stellen. Deswegen ist das auch jener Bereich, der als allererster für Übersiedlungen gedacht ist. Deswegen ist das auch jener Bereich, in dem Pläne und glücklicherweise seit kurzem auch die Finanzierungen vorliegen, um so rasch wie möglich übersiedeln zu können. 

Ich möchte schon großen Wert darauf legen und würde bitten, bei aller Diskussion in der Öffentlichkeit und dem Wunsch der Opposition, zurecht auf Mängel aufmerksam zu machen, nicht generell die Arbeit, die dort passiert, zu diskreditieren. Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, dass in diesem Bereich Prof Zielinski nur als einer von vielen tätig ist, ein international renommierter Experte, der nicht sehr erfreut über die Darstellung seiner Arbeit war, und das auch bei uns deponiert hat. Deswegen möchte ich die Gelegenheit schon nutzen, um darauf aufmerksam zu machen, dass jedem bewusst ist, dass die Raumbedingungen bei der Dialyse nicht die allerbesten sind und hier auch entsprechende Maßnahmen zur Akutsicherung, aber längerfristig zu einer wirklichen Verbesserung gesetzt wurden, das aber in keinster Weise das Wohl der Patienten bedroht, sondern dass dort im Gegenteil unter der Führung höchst renommierter Fachleute ausgezeichnete Arbeit gemacht wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 1. Zusatz-
frage. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich bin mit Ihnen einer Meinung. Es war auch nie Gegenstand meiner öffentlichen Wortmeldung, dass dort fachlich schlecht gearbeitet wird. Das werden Sie weder in meinen Presseerklärungen noch in den Zitaten, die veröffentlicht wurden, finden. 

Doch Sie selbst haben jetzt bestätigt, das ist kein Gebäudeteil, mit dem das AKH renommieren könnte. Würde man den Eingang zur Dialyse ins Bild nehmen, um das Flaggschiff der österreichischen Spitzenmedizin vorzuzeigen, wäre es ein ernüchterndes Bild. Es ist abgewohnt. Es ist bröckelnder Putz. Der Eingang ist desolat. Wir brauchen uns darüber nicht zu verständigen, das steht außer Streit. Es wäre noch schöner, Frau Stadträtin, wäre Gefahr in Verzug, denn dann müsste das Gebäude geräumt werden. Natürlich ist es Aufgabe der Baupolizei, dafür zu sorgen, dass das nicht der Fall ist. Aber das, meine ich, ist nun doch ein Minimum an Qualität, das weit unter dem liegt, was wir uns alle eigentlich wünschen. 

Ich frage Sie, Frau Stadträtin, angesichts dieses jahrzehntelangen Missstands, den Ihre VorgängerInnen und Sie erst in der letzten Zeit zu verantworten hatten, denn das ist nicht etwa ein durch ein Erdbeben beschädigtes Gebäude, sondern durch Abnutzung und Abwohnung: Warum verzichten Sie darauf, den Neubau der Dialyse auf jenem Grundstück zu machen, wo die HNO-Klinik gestanden ist, wo Direktor Krepler jetzt, nicht mit Ihrer Zustimmung, aber doch, phantasiert, ein Privatspital hinzubauen? Ich bin informiert, dass es einreichfähige Baupläne für die Dialyse auf diesem Grundstück gibt. Das könnte man sofort realisieren. Warum tun Sie das nicht im Interesse der Gesundheitsversorgung für eine chronisch schwerkranke Bevölkerungsgruppe?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Liebe Frau Dr Pilz!

Das ist genau das, was ich gemeint habe. Wir sind uns darüber einig, dass die Situation in diesem Bauteil dieses Hauses extrem unbefriedigend ist und dass hier unbedingt etwas passieren muss. Genau das war der Grund dafür, dass ich und vor allem der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat mit aller Macht darauf gedrungen haben, dass es zu einer Finanzierungsübereinkunft mit dem Bund kommt, um endgültig jene Maßnahmen setzen zu können, die notwendig sind, um das AKH erstens fertig zu stellen und zweitens diese untragbaren Zustände zu beseitigen. Es wird doch bitte niemand glauben, dass ein Finanzstadtrat der Bundeshauptstadt aus Jux und Tollerei dem Finanzminister dieser Republik sogar mit der Taschenpfändung droht, wenn wir nicht die Dramatik der Situation erkannt und alles daran gesetzt hätten, endlich zu einer Vereinbarung zu kommen, um Maßnahmen setzen und diese Zustände beseitigen zu können. 

Genau das ist passiert. Es ist erfolgreich passiert. Wir können auf die Taschenpfändung glücklicherweise verzichten und haben jetzt die Maßnahmen absolut in der Planung.

Wenn Sie jetzt, und das war der Tenor Ihrer öffentlichen Darstellung, unterstellen, das passiert alles nicht, weil der Direktor Krepler von einem Privatspital träumt, dann ist das genau diese verunsichernde Unterstellung, die ich nicht in Ordnung finde. Das möchte ich bei dieser Gelegenheit auch deutlich sagen, weil beides falsch ist. Direktor Krepler träumt von keinem Privatspital, sondern hat eine Reihe von Anboten für private Zusammenarbeit, über die er in der Öffentlichkeit diskutiert hat, ohne dass es etwas Konkretes gibt. Das habe ich Ihnen hunderttausend Mal gesagt. Wenn Sie es nicht glauben, ist es Ihr Problem.

Die Unterstellung, es würden die Stationen, die jetzt in diesem schlechten Haus drinnen sind, nicht neu errichtet und die Patienten würden deswegen zu Schaden kommen, führe ich, sage ich jetzt freundlich, auf Ihre Unwissenheit zurück, liebe Frau Dr Pilz, denn sonst wäre es eine bösartige Unterstellung und die will ich Ihnen auf Grund unseres guten kollegialen Verhältnisses nicht unterstellen. Sie wissen, weil von uns mehrfach kommuniziert, die neue Knochenmarktransplantation kommt auf die Ebene 21 des roten Bettenhauses. Es ist alles fix und fertig. Nachdem jetzt endlich die Vereinbarung mit dem Bund da ist, ist alles vereinbart, Fertigstellungszeitpunkt 2008. Die chronische Dialyse wird mit einem Zubau im Bereich der Kliniken im Südgarten errichtet, Fertigstellungszeitpunkt 2009. Die AIDS-Station wird ebenfalls im Zentralbau errichtet, ich glaube, auf der 4. Ebene, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, Fertigstellungszeitpunkt 2008. Das heißt, es ist alles fix und fertig, die Neuerrichtungen sind geplant. Wir haben das auch öffentlich kommuniziert, der Herr Vizebürgermeister und ich, als die Vereinbarung mit dem Bund gemacht wurde. Das sind die Pläne, die vom Bund und von der Stadt gemeinsam erarbeitet wurden. Im Sinne der Verdichtung ist entschieden worden, diese Stationen in den Zentralbau beziehungsweise in einen Anbau zu übersiedeln. Das liegt alles auf dem Tisch. Ich könnte Ihnen auch noch die anderen Dinge vorlesen, die hier übersiedelt werden, zum Beispiel die Unfallchirurgie, die ebenfalls noch umgebaut werden muss, bevor sie endgültig fertig ist. Das sind alles Dinge, die auf dem Tisch liegen. Die Pläne sind da, bauen müssen wir es. Jawohl, dazu bekenne ich mich, dass wir es nicht vom Himmel fallen lassen können, sondern dass wir es erst fertig stellen müssen. Die finanzielle Vereinbarung und die Baupläne sind alle fertig. Ich finde, dass wir mit dem Fertigstellungszeitpunkt 2008 für die Knochenmarktransplantation, eigentlich sehr rasch, sehr gut unterwegs sind. Aber das liegt alles auf dem Tisch.

Ich bitte, wirklich nicht die Patienten und Patientinnen zu verunsichern und die Arbeit von so wunderbaren Menschen wie Prof Zielinski zu relativieren, indem man solche Dinge in der Öffentlichkeit sagt. Sie sind unwahr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Der Rechnungshof kritisierte bereits 2003, und zwar sehr vehement, dass Teile des AKH, die bereits zehn Jahre in Betrieb sind, über keine sanitätsbehördliche Betriebsbewilligung verfügen. Jetzt wissen Sie, Frau Stadträtin, dass die VAMED für die Herbeiführung der Betriebsbereitschaft und eben dann die Übergabe zuständig ist. Offensichtlich ist das nicht passiert. Weil erst dann, wenn diese Übergabe an die Stadt Wien erfolgt, ist die VAMED für die Instandhaltung nicht mehr zuständig.

Frau Stadträtin, meine Frage lautet: Wurden der VAMED Gebäudeteile abgenommen, für die bis jetzt keine sanitätsbehördliche Bewilligung vorliegt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Kollegin!

Auch das haben wir schon öfters diskutiert, mündlich und schriftlich. Ich habe es Ihnen auch schon schriftlich beantwortet. Ich darf vielleicht für die anderen, die nicht so im Detail mit der Situation im Allgemeinen Krankenhaus befasst sind, nur kurz einige Zahlen nennen, damit wir einmal ungefähr begreifen, von welcher Dimension wir hier sprechen, welche Dimension dieses Haus hat. 

Das AKH besteht aus 30 000 Räumen, 600 Labors, 200 Röntgenanlagen und nebenbei noch der größten Apotheke Österreichs. Das heißt, das ist eine Dimension, die noch dazu verkompliziert wird, indem wir, wie wir alle wissen, nicht nur eine Krankenanstalt, sondern auch das wichtigste und größte Wissenschaftszentrum Österreichs vor uns haben. Das heißt, wir haben eine Doppelfunktion für dessen Genehmigung. 

Meiner persönlichen Meinung nach, und ich werde mir erlauben, entsprechende Anregungen auch weiterzuleiten, liefert das Krankenanstaltengesetz in Wirklichkeit gar keine geeignete Grundlage, weil dieser Forschungsaspekt, die vielen Labors, die ausschließlich der Forschung dienen, ebenfalls nach dem KAG genehmigt werden muss, was in dieser Form gar nicht so einfach ist.

Das Zweite ist, und das habe ich bei der Antwort an die Frau Kollegin Pilz schon angeschnitten, das AKH ist work in progress. Es ist in vielen Bereichen noch gar nicht fertig. Es wird in vielen Bereichen noch weiterentwickelt. Es gibt in vielen Bereichen Veränderungen. Insofern ist es logisch, dass manche Bereiche, wie Sie richtig feststellen, noch mitten im Prozess und mitten im Genehmigungsverfahren sind. Die zuständige MA 15 ist sehr bemüht, das rasch abzuwickeln. Es gibt eine eigene Gruppe in der MA 15, die, zum Teil sogar vor Ort, nichts anderes macht, als sich diese sanitätsrechtlichen Dinge anzuschauen und zu versuchen, so rasch wie möglich die Bescheide zu erstellen.

Nichtsdestotrotz können wir Dinge, die noch nicht fertig sind, und viele Bereiche sind noch nicht fertig, einige davon haben wir erst angeschnitten, erst dann endgültig genehmigen, wenn sie endgültig fertig sind. Ich glaube nicht, dass irgendjemand in diesem Raum deswegen von mir verlangt, dass man das AKH oder einzelne Stationen zusperrt und die Patienten wieder heimschickt, sondern selbstverständlich gilt als oberstes Prinzip die Patientenversorgung und die Patientensicherheit, und die ist selbstverständlich gewährleistet. 

Ich kann Ihnen aber versichern, dass die Frage der behördlichen Genehmigungen in der Neuerrichtung des Vertrages mit der VAMED und mit den Fertigstellungsaufträgen ein ganz zentraler Punkt war, den sowohl der Bund als auch wir sehr zentral eingebracht haben und dass einer der ganz zentralen Punkte - neben dem, dass wir natürlich versucht haben, auch den Preis zu drücken, was wir als Vertreter des Wiener Steuerzahlers und der Wiener Steuerzahlerin tun müssen - war, dass die Behördenkonformität in allen Bereich selbstverständlich hergestellt sein muss. Das haben wir, insofern kann ich Sie beruhigen, in diesen Vereinbarungen, die wir mit der VAMED und mit den fertigstellenden Einrichtungen getätigt haben, genau festgelegt. Darauf hat auch der Bund, muss ich sagen, hier Hand in Hand mit uns, sehr klar Wert gelegt. Wir haben genau diese Behördenkonformität auch festgehalten. Aber selbstverständlich in den Bereichen, die noch nicht fertig sind, in den Bereichen, in denen es noch Veränderungen gibt, erst dann, wenn die Fertigstellung auch da sein wird. Ich hoffe, dass das so bald wie möglich sein wird.

Ich habe vorhin für die drei wichtigsten Bereiche, die KMT, die Dialyse und die AIDS-Station den Fertigstellungszeitpunkt genannt, der sehr ehrgeizig ist, aber ich werde alles daran setzen, und das können Sie mir glauben, dass der entsprechend eingehalten wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Frau GRin Klicka, bitte.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben gemeinsam mit dem Herrn Vizebürgermeister und Finanzstadt Dr Sepp Rieder im Februar dieses Jahres dieses Finanzierungsabkommen, diese politische Einigung mit dem Bund, sehr erfolgreich für die Stadt Wien erzielt. Diese politische Einigung ist nicht nur ein klares Bekenntnis zur Spitzenmedizin für alle, für die wir in Wien ja stehen, sondern sie ist natürlich auch im Interesse der Patientinnen und Patienten, weil sie eben auch die Fertigstellung des AKH sichert. Am 20.2., so konnten wir entnehmen, wurde dann die ARGE AKH mit der Fertigstellung beauftragt.

Wie sehen Sie nun diesen Ablauf, diese Fertigstellung, die doch ein riesiges Investitionsvolumen, nämlich von 71,6 Millionen EUR bedeutet, natürlich auch sehr viele Arbeitsplätze in Wien schafft und das Ziel hat, die Patienten wirklich mit Spitzenmedizin für alle zu versorgen, vom zeitlichen Rahmen her? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Dieses Finanzierungsübereinkommen war die Grundlage dafür, dass sich all das, was ich Ihnen jetzt glücklicherweise berichten kann, mit Übersiedlungsplänen und Fertigstellungsdatum, überhaupt mitteilen kann. Ich will mich jetzt nicht wiederholen, aber deswegen ist von uns dieser unglaubliche Druck ausgeübt worden, damit wir endlich zu einer Vereinbarung kommen. Denn sonst hätte ich jetzt, und das wäre mir nicht angenehm gewesen, die Frage der Kollegin Pilz beantworten müssen, dass wir uns dort noch weiter unter diesen schlechten Zuständen behelfen müssen. Das wollten wir keinesfalls, weil das konnte keiner von uns beiden akzeptieren. Auch wenn die Sicherheit gewährleistet ist, wollen wir doch die besten Rahmenbedingungen für unsere Patienten und Patientinnen und für unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bieten und von denen kann in dieser genannten, heute zur Diskussion stehenden Dialysestation nun wirklich nicht die Rede sein. Das stellt ja niemand in Abrede, dass hier eine unglaubliche Veränderungsnotwendigkeit ist. Deswegen war dieses Finanzierungsübereinkommen.

Ich stehe nicht an, bei jeder Gelegenheit, wenn das Wort AKH ertönt, mich gleichzeitig bei Dr Rieder für seine wirklich wunderbare Unterstützung wiederum zu bedanken. Das ist für mich schon ein Automatismus im Gehirn, denn durch sein großes Engagement und sein Verhandlungsgeschick ist es auch gelungen. Ich stehe aber auch nicht an zu sagen, dass die andere Seite, vor allem Frau Ministerin Gehrer, auch ein Interesse hatte, zu dieser Übereinkunft zu kommen, weil sie sich natürlich für ihre Studentinnen und Studenten verantwortlich gefühlt hat. Also waren wir sozusagen zu dritt gegen den Finanzminister. Da waren wir glücklicherweise mehr und sind dann insofern zur Lösung gekommen. Nein, ernsthaft, es hat von allen Seiten ein wirkliches Bemühen gegeben, zu einer guten Lösung zu kommen und das ist gelungen. 

Ich darf noch einmal in Erinnerung rufen, von welchen Dimensionen wir hier sprechen. Für die Investitionen in den Jahren 2007 bis 2015, denn so lange geht es, so lange ist auch der klare Auftrag, allerspätestens dann muss alles behördenkonform fix und fertig sein, stellen die Stadt und der Bund 600 Millionen EUR zur Verfügung, und zwar im Verhältnis 60 zu 40 zwischen Wien und Bund. Dann kommen noch die heftig umstrittenen und lange diskutierten Summen des klinischen Mehraufwands dazu, die, wenn man alles zusammenzählt, weil hier wurde eine degressive Finanzierung vereinbart, 524,6 Millionen EUR ergeben. Also zusammengezählt sind das fast 1,2 Milliarden EUR, die hier zur Verfügung gestellt werden, um das AKH fertig zu stellen. Das ist die Grundlage dafür, dass all die Maßnahmen gesetzt werden können, wobei ich Ihnen jetzt nur die wichtigsten genannt habe, ausgehend von der Dialyse, die das heutige Thema ist. Aber es gibt auch viele andere Dinge im Bereich der EDV-Systeme, die Ambulanzaufzüge, die Transporteranlage, auf Bundesseite das Lernzentrum für die Studenten und viele andere Dinge, die in dieser Vereinbarung drinnen sind. Da gibt es einen genauen Überblick, den wir damals auch veröffentlicht hatten, was hier alles passieren wird. Nicht zuletzt auch der Hubschrauberlandeplatz, von dem wir wissen, dass er ebenfalls verbesserungsbedürftig ist und der, darauf habe ich Wert gelegt, gleich als allererster Punkt ebenfalls in dieser Vereinbarung steht, weil das auch einer jener Punkte war, der mich gleich zu Beginn meiner Amtstätigkeit sehr beunruhigt hat, weil es hier im wahrsten Sinn des Wortes um die schnellste Rettung von Menschenleben geht. Auch das ist in dieser Vereinbarung neben vielen anderen Dingen, die ich Ihnen aus Zeitgründen jetzt nicht erzählen kann, drinnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Zu-
satzfrage, Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wenn ich mir das alles anhöre, allein beim AKH, haben wir auf der einen Seite zumindest laut Meldung der "Presse" einen genehmigten Bauplatz für das Privatspital, also für die gelebte Zweiklassenmedizin, die Sie immer von sich weisen, auf der anderen Seite desolate Zustände, zum Beispiel in der Dialyse, wo der Verputz von den Wänden fällt, wo die Eingänge desolat sind. Wenn wir ein bisschen über das AKH hinaus schauen und beispielsweise das Geriatriezentrum Baumgarten hernehmen und uns dort die Pavillons 2A und 2B anschauen, die 2002 bis hin zum Zubau von Aufenthaltsräumen generalsaniert wurden, also eine echte Sockelsanierung, wo man jetzt hören muss, das sie vier Jahre später abgerissen werden, stelle ich Ihnen doch die Frage: Spricht daraus nicht eine gewisse völlige Konzeptlosigkeit?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Kollege!

Sie treiben mich an die Grenzen meiner Höflichkeit! (GR Kurth-Bodo Blind: Von welcher Höflichkeit sprechen Sie?) - Oh, Blind ist da! - Aber Sie werden mich nicht verleiten, Herr Kollege, denn auch wir bemühen uns, im Ausschuss ein konstruktives Gesprächsverhältnis zu haben. (GR Kurth-Bodo Blind: Im Ausschuss!) Deswegen werde ich mich auf die sachliche Ebene zurückziehen und werde mir erlauben, Sie höflichst darauf hinzuweisen, dass zwei Behauptungen in Ihrer Frage nicht der Wahrheit entsprechen: Es gibt keinen genehmigten Bauplatz. Es gibt kein Privatspital. (GR Mag Gerald Ebinger: In der "Presse" steht das!)
Es ist schön, dass das in der "Presse" steht. Es steht viel in der "Presse". Sie können sich entscheiden, ob Sie der Zeitung oder mir glauben. Das ist Ihre persönliche Entscheidung. 

Tatsache ist, dass es keinen genehmigten Bauplatz gibt und es den gar nicht geben kann, weil es kein genehmigtes Privatspital gibt. 

Zweitens ist es auch nicht richtig, dass die von Ihnen angesprochenen Pavillons in Baumgarten generalsaniert sind. (GR Kurth-Bodo Blind: Dann fahren wir doch hin und schauen es uns an!) Der einzige Pavillon, der generalsaniert ist, ist, wenn Sie hineinkommen, gleich linker Hand. Dieser Pavillon ist mit sehr guter Zusammenarbeit des Denkmalamts generalsaniert. Dieser Pavillon wird in dieser Form selbstverständlich auch erhalten bleiben. Die Bereiche im hinteren Teil sind zum Teil mit Maßnahmen verbessert worden. Das ist richtig, das stelle ich in keinster Weise in Abrede. Aber es kann keine Rede von einer General- oder einer Sockelsanierung sein. Der einzige, der generalsaniert wurde, ist, wenn Sie hineinkommen, gleich linker Hand, der selbstverständlich auch weiterverwendet wird, unter anderem deswegen, weil er unter Denkmalschutz steht. 

Herr Kollege, es wäre schon schön, wenn Sie sich einmal entscheiden würden, was jetzt der Vorwurf an mich ist, ob der Vorwurf an mich ist, ich tue nichts oder ob der Vorwurf an mich ist, ich tue schon etwas. Ich weiß schon, dass das für die Opposition nicht so einfach ist, aber eine Linie wäre mir ganz recht, weil dann könnte ich irgendwie leichter darauf eingehen. 

Selbstverständlich müssen wir, wenn wir das, was wir gemeinsam festgelegt haben, dezentrale kleine Einheiten in den Bezirken, Wohnlichkeit im Vordergrund, Schritte setzen, dass im Geriatriebereich neue Häuser errichtet werden, müssen Räumlichkeiten dafür suchen, müssen Bauplätze dafür suchen und müssen alte Dinge verändern. Jawohl, ich bekenne mich dazu, dass wir alte Einrichtungen verändern müssen, mit den Mitarbeiter-
Innen gemeinsam, nicht über ihre Köpfe hinweg, ohne dabei einen einzigen Arbeitsplatz zu gefährden. Aber Veränderungen gibt es. Jawohl, dazu bekenne ich mich.

Ich würde mich freuen, wenn es uns gelänge, in Zukunft manche dieser Veränderungen vielleicht mit Ihnen gemeinsam machen zu können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie sich für einen Zubau entscheiden, der sicher schwieriger zu realisieren ist als die Umsetzung von einreichfähigen Bauplänen auf dem Gelände der HNO-Klinik. 

Ich frage Sie jetzt, Frau Stadträtin: Können Sie ausschließen, dass insbesondere das Gelände der HNO-Klinik beziehungsweise andere Areale im AKH dafür genützt werden, ein Privatspital zu errichten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Ich möchte zuerst noch einmal darauf hinweisen, dass die Pläne, die ich Ihnen genannt habe, einreichfähig und fix und fertig sind und dass das keine Maßnahmen sind, die von der Politik irgendjemandem aufs Auge gedrückt wurden, dass das keine Maßnahmen sind, wo man gesagt hat, macht das, weil das ist billiger; weil das wird es wahrscheinlich gar nicht sein - ich nehme an, es wird gleichviel kosten, weil die Revitalisierung und die Einrichtung gleich ist -, sondern das ist der Vorschlag der Experten und Expertinnen, das ist der Vorschlag des Hauses, der dies im Zusammenhang mit einer Verbesserung, mit einer Klärung, mit einer Verschiebung und Verdichtung der generellen Struktur sieht. 

Sie wissen, dass das AKH jetzt dabei ist, seine klinische Struktur neu zu erstellen. Wir haben hier als Stadt Wien in dem Sinne nicht ein Mitspracherecht, aber wir haben ein Zustimmungsrecht.

Insofern werden wir darüber auch informiert. Im Zusammenhang mit dieser Neugestaltung der klinischen Struktur versucht man auch - und das ist gut so -, Optimierungen zu erreichen, und diese Vorschläge sind aus genau dieser Diskussion über die klinische Struktur entstanden. Das heißt, das sind Vorschläge der Experten und Expertinnen, das sind Vorschläge, die vor allem getragen werden von denen, die dort die Arbeit machen; und Sie wissen, ich sage immer: Diejenigen, die die Arbeit machen, wissen am besten, wie es geht! Die haben das selber so vorgeschlagen, ich unterstütze es gerne und freue mich auch, dass es relativ kurzfristig machbar ist.

Zur Frage des Privatspitals kann ich nur wiederholen, was ich schon sehr oft gesagt habe: Es gibt keine Konzepte, es gibt nichts Entscheidungsreifes zu einem Privatspital, wo auch immer. Es gibt eine Vielzahl von Interessenten, und die öffentliche Diskussion darüber hat wieder dazu geführt, dass noch ein paar dazugekommen sind, die mir Briefe geschrieben haben und gemeint haben, sie sind auch interessiert an einer Kooperation mit dem AKH, dem Krankenanstaltenverbund generell und dem AKH im Speziellen. Das nehme ich als ein Kompliment für unser Haus, weil es so gut ist. 

Ich sage: Es gibt kein fertiges Konzept, geschweige denn Baugenehmigungen oder Einreichpläne oder sonst etwas dergleichen für ein Privatspital auf dem Gelände des AKH. Es gibt eine Vielzahl von Interessenten, die uns auch Kooperationen anbieten. Es wäre absolut unintelligent und fortschrittsfeindlich, wenn ich mich jetzt hier herstelle und sage: Nie werden wir mit irgendeinem Privaten auf irgendeiner Ebene zusammenarbeiten! Das sage ich nicht, weil das unintelligent, dumm, fortschrittsfeindlich und innovationsfeindlich ist. 

Ich denke, wir haben mit unserem Dialysebeispiel - da haben wir so eine private Kooperation - sozial sehr verantwortungsbewusst bewiesen, dass es hier gute Modelle gibt. Es liegen im Moment - damit auch da kein Missverständnis aufkommt - keine konkreten vor, es gibt keine Vereinbarungen, es gibt keine Geheimnisse. Aber ich werde hier sicher nicht sagen: Grundsätzlich werden wir niemals mit irgendjemand Privatem zusammenarbeiten. Denn das finde ich unintelligent, und das finde ich einer langfristigen Planung einfach nicht würdig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 02436-2006/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf an den Herrn Vizebürgermeister und amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschafts-
politik und Wiener Stadtwerke gestellt. (Ist derzeit eine Reform der unternehmensrechtlichen Beteiligungsstruktur der Wien Holding geplant?) 

Ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Es hat vor einigen Jahren nicht wenige gegeben, die damals gesagt haben: Die Wien Holding hat keine Zukunftsperspektive, man müsste sie eher auflösen. Wir haben uns damals zu diesem Schritt nicht entschließen können, und ich glaube, heute kann man sagen: Mit Fug und Recht! Es ist aus der Wien Holding heute schon ein zukunftsorientierter Unternehmensverbund geworden, mit 59 Beteiligungsunternehmen, einem Invest-Volumen im vergangenen Jahr von 157 Millionen EUR, 1 800 und etwas mehr Mitarbeitern und einem beachtlichen Umsatzvermögen. Ich denke daher, dass dieser Mix sehr wohl eine Zukunftsperspektive hat. 

Ein wesentlicher Faktor - und darauf zielt ja Ihre Frage ab - dieser Dynamik in der Entwicklung ist die Flexibilität. Das heißt, gerade im Developing-Bereich, der zunehmend einen wesentlichen Teil des Unternehmensgegenstandes ausmacht, spielt immer mehr die Partnerschaft mit privaten Unternehmen eine Rolle, sei es etwa im Bereich der Osteuropa-orientierten Centropa-Entwick-
lungsgesellschaft oder im eigentlichen Developing-Be-
reich. Da kann es natürlich immer wieder zu Veränderungen, zu unternehmerischen Anpassungen kommen.

Ein konkreter, sozusagen ausgefeilter, grundsätzlicher Plan zur Veränderung der Wien Holding ist mir nicht bekannt, und ich nehme auch an, dass ein solcher nicht existiert.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1. Zusatzfrage: Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat, für die Darstellung der Wien Holding.

Mich interessiert insbesondere der Kulturbereich. Daher die konkrete Frage: Schließen Sie auch für den Bereich der Kultur im weiteren Sinn eine Umstrukturierung in naher Zukunft aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich räume ein, wir haben mit Fug und Recht den vor einigen Jahren eingerichteten Unterausschuss des Verfassungsausschusses für die Stadtwerke Holding auch auf das Thema der Wien Holding erweitert, weil dies, glaube ich, einen Sinn ergibt im Hinblick auf die Begrenztheit des Fragerechtes und damit der Möglichkeiten, das Thema hier im Rahmen einer Fragestunde zu behandeln, da wir im Zuge der Unterausschussberatungen viel eher solche Detailfragen erörtern können. 

Das Thema Wien Holding wird, nach einer Rückfrage beim Vorsitzenden des Unterausschusses, im Spätherbst behandelt werden. Ich gehe davon aus, dass es derzeit Pläne zur Veränderung, die in den unternehmerischen Bereich gehen - Sie haben ja das Thema der unternehmerischen Veränderungen angesprochen -, nicht gibt. Ich hebe das deswegen hervor, weil bekanntlich die Entwicklung des Theaters an der Wien zu einem Opernhaus natürlich strukturelle Veränderungen mit sich gebracht hat; aber das sind keine unternehmerischen Veränderungen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 3. Zusatzfrage, denn die zweite ist ausgefallen: Herr GR Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Neben der Wien Holding gibt es noch weitere Gesellschaften, die im Allein-Einflussbereich der Stadt Wien sind, so zum Beispiel die Stadtwerke Holding AG, den Fonds Soziales Wien, Aspern-Süd-Nord und so weiter. Durch die Ausgliederung dieser Unternehmungen hat der Gemeinderat keine Kontrollmöglichkeiten mehr, obwohl sich diese Unternehmen im 100-prozentigen Einflussbereich der Stadt Wien befinden.

Eine schon traditionelle Forderung der freiheitlichen Fraktion war es, für diese Unternehmen laufend Quartalsberichte mit Gewinn- und Verlustrechnung und Vermögensrechnung zu legen. Leider haben wir bisher kei-
ne Quartalsberichte bekommen. Unsere Anträge wurden immer abgewiesen.

Freundlicherweise haben Sie uns im Ausschuss zugesichert, dass wir künftig zumindest über einen Teil dieser Unternehmen Halbjahresberichte bekommen werden. Wir haben den Halbjahresbericht von der Wien Holding bekommen, und in diesem Halbjahresbericht sind leider nur allgemeine Informationen, aber kein wirtschaftliches Zahlenmaterial wie Gewinn- und Verlustrechnung, Vermögensrechnung, Budgetierung und so weiter enthalten.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Frage lautet: Können Sie sich vorstellen, dass wir künftig für diese Unternehmen Quartalsberichte bekommen beziehungsweise dass, wenn dies nicht möglich ist, diese Halbjahresberichte um GuV-Rechnung beziehungsweise Vermögensrechnung erweitert werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Im Prinzip bin ich für eine möglichste Transparenz, soweit sie nach den Spielregeln von Wirtschaftsunternehmen gehandhabt werden kann. Das hat auch mit der Frage zu tun, in welcher Rechtsform das Unternehmen geführt wird. Bei einer Aktiengesellschaft etwa stellt sich das ganz anders dar als bei einer GmbH, und bei den Fonds, die Sie erwähnt haben, schaut es wieder ganz anders aus, für die kann ich jetzt nicht sprechen. 

Ich habe auch schon in den Unterausschussberatungen das Angebot gemacht, dass wir Stück für Stück Verbesserungen vornehmen. Wenn es also Punkte gibt, die durch die derzeit vorgelegten Berichte nicht erfüllt sind und bei denen es möglich ist, dem nachzukommen: Natürlich gerne!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die jetzige Entscheidung zum Verhältnis von OMV und Verbund und zu deren Zusammengehen hat einmal mehr gezeigt, dass die wirklich wesentlichen Entscheidungen, die die Stadt Wien zu treffen hat ob der bestehenden Ausgliederungen, sei es jetzt im Bereich der Stadtwerke Holding oder im Bereich der Wien Holding, eigentlich am Gemeinderat vorbei passieren. Es bestätigt sich somit die jahrelang von den GRÜNEN geübte Kritik an den Ausgliederungen und zum Teil auch an Privatisierungen, insbesondere auf Bundesebene, weil das ja auch dort nicht anders ist: Je mehr ausgegliedert wird, desto weniger Information, und im Zweifelsfall gibt es Information im Nachhinein. Aber von einem gemeinsamen Mitwirken an der Strategie ist keine Rede.

Nichtsdestoweniger zurück zur Wien Holding und meiner Frage, die in den Bereich der Entsorgungsbetriebe geht: Inwiefern wird sich die Rolle der Wien Holding bei der Neustrukturierung des Entsorgungsbereiches - da gehören Müll und Abwasser, einmal dezidiert angesprochen, dazu - verändern? Bleibt sie gleich, oder wird dort die Wien Holding eine große Rolle spielen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Das ist ein ganzes Bündel von grundsätzlichen Bemerkungen, die Sie gemacht haben. Ich stehe gerne auch zu größeren Diskussionen über dieses Thema zur Verfügung, ich möchte jetzt also meine Antwort nicht nur auf die konkrete Frage reduzieren. Aber ich gebe zu bedenken, dass, wenn die Struktur des Unternehmens, des Wirtschaftsunternehmens gewählt wird, dies nicht aus Jux und Tollerei geschieht oder nicht, um sich irgendeiner Kontrolle oder Mitwirkung zu entziehen, sondern weil es vom Unternehmensgegenstand her notwendig ist.

Gerade das Beispiel, das Sie angesprochen haben, die jetzt aktuelle Frage der Diskussion über die Rolle der Aktionäre an der Verbundgesellschaft, zeigt ja, wie schwierig es ist, die konkrete Entscheidung in Einklang mit strategischen Entscheidungen zu bringen. Ich bin immer dafür, dass wir in der Frage der politischen Strategien die Diskussion suchen - es muss ja nicht immer ein Konsens hergestellt werden - und auch hier die öffentliche Verhandlung führen. Aber dort, wo es um konkrete Entscheidungen geht, die zutiefst in die wirtschaftlichen Fragen gehen, ist es einfach nicht möglich, im Vorfeld eine breite öffentliche Diskussion zu führen, da Sie dann jede Chance in der Verhandlung völlig verlieren würden. Das wäre genau so, wie wenn ich mich vor den Finanzausgleichsverhandlungen hier hersetzen würde und mich in einer großen Debatte über die Strategien der Stadt in den Verhandlungen mit dem Finanzminister öffentlich festlegen lassen würde. - Das ist das eine.

Das Zweite ist die Frage, wie sich die Wien Holding entwickelt. Das hängt von einer Vorfrage ab, bei der ich nie für mich in Anspruch genommen habe, sie in erster Linie oder überhaupt allein zu beantworten, sondern die liegt bei dem oder der jeweiligen Ressortverantwortlichen. Die Art, wie dort die Entscheidung getroffen wird, kann sich dann in der Struktur der Wien Holding widerspiegeln, das muss aber nicht der Fall sein. Zuerst jedoch muss die Entscheidung im Ressortbezug getroffen werden - wie man sich dort entscheiden will -, und dann kann die zweite Frage beantwortet werden, nämlich wie wir im Bereich der Wien Holding darauf reagieren. 

Mehr kann ich zu Ihrer konkreten Frage im Augenblick nicht sagen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Sie haben gesagt, dass es keine konkreten Pläne zur Veränderung der unternehmerischen Struktur der Wien Holding gäbe.

Meine Zusatzfrage: Gibt es konkrete Pläne zur Veränderung der Personalstruktur? Insbesondere: Ist daran gedacht, im Kulturbereich den Kulturmanager Rudi Klausnitzer mit einer Führungsfunktion zu beauftragen?

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich habe den Eindruck gehabt - da Sie die Frage gestellt haben -, dass irgendwie die "Causa Klausnitzer" im Hintergrund stehen muss, da sonst nicht ganz erklärlich wäre, warum jetzt Dr Wolf gerade auf das Wirtschaftsthema Wien Holding eingeht. 

Ich kann dazu ganz offen sagen: Es gibt keine wie immer geartete Zusage oder Gespräch, dass es zu einer Führungsposition des Dr Klausnitzer in der Wien Holding oder auch nur in einem Teilbereich kommen soll.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die Fragestunde abgeschlossen.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der ÖVP hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Integration in Wien - Konzept gegen die Sprachlosigkeit" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche nun die Erstrednerin, Frau GRin Mag Ekici, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, und darf bemerken, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die französischen Vorfälle haben verdeutlicht, dass die Arbeit mit jungen Migranten unerlässlich und sehr wichtig ist. Frankreich ist damit zum Symbol für eine verfehlte Integrationspolitik geworden. Dort wurden die Unterstützungsmaßnahmen, die erforderlich gewesen wären, nicht durchgeführt. 

Aber auch im roten Wien wurde die Gruppe der Migrantenkinder bis jetzt stark vernachlässigt. Hinsichtlich der zweiten und dritten Generation sind Integrationsmaßnahmen im vorschulischen, im schulischen und im beruflichen Bereich zu setzen. Denn auffallend oft werden Migrantenkinder in die Sonderschule abgeschoben. Anders ist es nicht zu erklären, warum fast die Hälfte der Migrantenkinder in einer sonderpädagogischen Lehranstalt sitzt oder dorthin abgeschoben wird. Was diese frühe Selektion für die Zukunft der Kinder bedeutet: Schulabschlüsse, die nichts wert sind, die gerade einmal für Hilfsarbeitertätigkeiten nutzen und taugen. Was Wien fehlt, ist ein rationaler Zugang zur Integration, ein Konzept ohne Scheuklappen und mit klaren Kriterien. (Beifall bei der ÖVP.)

Was Wien verabsäumt hat, ist eine Wohn- und Schulpolitik, die Integration fördert statt behindert. (Beifall bei der ÖVP.) Es ist eine Tatsache, dass in bestimmten Bezirken in Wien und auch an vielen Schulen die gesunde Durchmischung ein Wunschtraum geblieben ist. Aus Untersuchungen des Stadtschulrates geht hervor, dass gegenwärtig rund 17 Prozent der in die Volksschulen kommenden Kinder, unabhängig von der Erstsprache, akute Sprachdefizite aufweisen. Der Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache liegt in den Volksschulen durchschnittlich bei rund 46 Prozent, in den Hauptschulen bereits deutlich über 50 Prozent. 

Deswegen haben am Montag dieser Woche StR Gio Hahn und ich ein Konzept gegen die Sprachlosigkeit in den Schulen präsentiert, das bei den betroffenen Migranten sehr gut aufgenommen wurde. Wir haben sehr viel Zuspruch und Unterstützung erhalten.

Wie sieht nun unser Konzept aus? Zum einen fordern wir schon seit langem das letzte Kindergartenjahr gratis für alle. Gerade für Migranten ist der Kostenfaktor ein Hindernisgrund, das Kind in den Kindergarten zu geben. 

Wir fordern, dass in einer Klasse maximal ein Drittel der Schulkinder einen Migrationshintergrund und mangelnde Deutschkenntnisse aufweisen sollten. Die Integrationslasten sollen innerhalb des Schulstandortes, Bezirkes und Wiens auf alle Schulstandorte beziehungsweise Kindergärten gleichmäßiger verteilt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Des Weiteren fordern wir eine Vorverlegung der Schuleinschreibgespräche auf mindestens ein Jahr vor Schuleintritt. Damit sollen Schulleiter und Unterrichtsbehörden frühzeitig Einblicke in die Sprachdefizite der künftigen Schüler erhalten.

Eine weitere wichtige Forderung der ÖVP Wien, die Frühförderung der Kinder, wurde auf unser Bestreben hin von der Bundesregierung verwirklicht. Wir wissen, dass Familien unter Umständen längere Anfahrtswege zu Kindergärten beziehungsweise Schulen in Kauf nehmen würden, wenn dafür gewährleistet wäre, dass die sprachliche Integration rascher und fundierter erfolgt. Denn, wie gesagt, wenn in einer Klasse mehr als ein Drittel an Kindern mit nichtdeutscher Erstsprache anwesend sind, ist erfolgreiches Unterrichten unmöglich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus vielen Gesprächen mit den Eltern weiß ich, dass sie auch einen Schulbus-Service der Stadt begrüßen beziehungsweise annehmen würden. Schulbusse sind gerade in der Türkei auf Innenstrecken üblich, aber auch in Wien ist es an manchen Privatschulen üblich, dass Kinder mit Bussen von zu Hause abgeholt und nach der Schule wieder nach Hause geführt werden. Dieser Service garantiert vor allem, dass die Kinder sicher in die Schule und wieder nach Hause kommen. 

Letztendlich muss die Stadt auch eine vorausschauende und integrative Wohnpolitik betreiben. 

Ich möchte hier betonen, dass die Migranteneltern selbst an wirksamen Maßnahmen zur raschen Beseitigung von Sprachdefiziten vital interessiert sind. Ich darf an dieser Stelle die Obfrau des türkisch-österreichischen Elternvereins zitieren, die unsere Forderung begrüßt und unterstützt: „Ich freue mich, dass endlich einem dringenden Wunsch türkisch-österreichischer Elternvereine nachgekommen werden soll. Denn werden die Vorschläge der ÖVP-Wien umgesetzt, werden wir zu einer effizienteren Durchmischung der sozialen Gruppen kommen, und ein Erfahrungsaustausch für ein besseres Miteinander wird gegeben sein. (Beifall bei der ÖVP.) Die Basis für eine sozialpädagogische Perspektive ist somit festgelegt und wird auch unsererseits gefordert und forciert." - Zitat Ende. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind keine Einzel-Samples, ganz im Gegenteil, viele Betroffene unterstützen unsere Forderung. Und, liebe Kollegin Yilmaz - ich sehe sie heute nicht, sie sitzt nicht unter uns. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie ist krank! - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Sie ist krank!) Die Betroffenen sehen es nicht als Schüren von Gegensätzen an, ganz im Gegenteil. Wer das Problem und den Handlungsbedarf negiert, lebt entweder in Utopia oder leidet an akuter Realitätsverweigerung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrte Damen und Herren! Interessant war auch die Reaktion der GRÜNEN. Zuerst machte Alev Korun eine Presseaussendung voller falscher Infor-
mationen. Da wird der Wiener Akademikerbundobmann als Franz Fiedler genannt, und weiters spricht sie von VP-Kohl, der vor 1 000 Muslimen aus dem Koran zitiert. Ich glaube, liebe Alev, du meinst Herrn Nationalratspräsidenten Andreas Khol; und nur zur Klarstellung: Er hat nicht vor 1 000, sondern vor 12 000 Muslimen gesprochen. (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Weiters macht Maria Vassilakou unmittelbar danach, am Dienstag, eine Pressekonferenz und fordert genau dasselbe, was die ÖVP seit längerem fordern: Erfassung von relevanten Daten und Fakten, Erstellung eines Reformkonzeptes und Erweiterung der Autonomie der Schulen bezüglich LehrerInneneinsatzes. (GRin Mag Maria Vassilakou: Und 1 300 LehrerInnen...!) Ich kann nur sagen, Maria: Schwach, schwach!

Meine Damen und Herren! Das Thema ist uns und den Betroffenen viel zu wichtig, und deswegen werden wir nicht zulassen, dass damit polemisiert und die Diskussion bewusst in eine andere Richtung gelenkt wird. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Dann sagen Sie es Prokop!) Wir werden auch nicht zulassen, dass die Problematik, Kollege Al-Rawi, negiert und schön geredet wird. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Sagen Sie das Prokop!) Schauerszenarien, die von Rot oder von den GRÜNEN gezeichnet werden, sind fehl am Platz. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrte Damen und Herren! Um aber sagen zu können, wie das Ganze tatsächlich umgesetzt werden kann, müssen die Stadt Wien und der Stadtschulrat in ihren Statistiken eine qualitative Differenzierung einführen. Denn alle Statistiken unterscheiden derzeit meines Wissens nur zwischen Kindern mit deutscher und nichtdeutscher Muttersprache; das sagt nichts über die Qualität ihres Sprachvermögens aus. Diese Statistiken sind im Jahre 2006 nicht zeitgemäß, und sie zeichnen ein verfälschtes Bild der Situation, was das Problem nur verschärft. 

Meine sehr geehrte Damen und Herren! Bildung - da sind sich alle einig - ist der Schlüssel zur Integration und zum Ausgleich sozialer Ungleichheiten. Darum geht es der ÖVP - im Gegensatz zur SPÖ, die die Integrationsfrage bewusst verschärft, und den GRÜNEN, die sich trotzig ein multikulturelles Wolkenkuckucksheim einreden. Uns geht es darum, Defizite zu beseitigen und die Zukunft der Migrantenkinder zu sichern.

Ich darf aus dieser politisch für uns so wichtigen und eindeutigen Grundposition heraus an dieser Stelle meinen oftmaligen Appell wiederholen: Erstellen Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister und sehr geehrte Frau Stadtschulratspräsidentin, ein Schul- und Integrationskonzept, das den Namen auch verdient, setzten Sie es bitte auch um, und verlassen Sie sich, meine Damen und Herren von der SPÖ-Stadtregierung, nicht darauf, dass sich Integrationsprobleme von selbst lösen werden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Rein formal darf ich noch einmal festhalten: Die weiteren Wortmeldungen dauern jeweils 5 Minuten.

Nächster Redner ist Herr GR Strache. - Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es waren dies schon interessante Worte meiner Vorrednerin. Denn man sollte sich einmal die Frage stellen: Wie kam es denn dazu, dass wir an den Wiener Volksschulen gegenwärtig, im Jahr 2005/2006, im Durchschnitt 43,4 Prozent an Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache haben, und im Bereich der Hauptschulen 50,6 Prozent? Wie kam es denn dazu? Ist das vom Himmel gefallen? Haben da Politiker nicht gewusst, was sie tun, indem sie so eine unbegrenzte Zuwanderung möglich gemacht haben? Warum hat man nicht auch Kriterien beachtet, sodass man geschaut hätte, wer da hereinkommt und wie viele man hereinlässt? Ist das verantwortlich gewesen? Nein, es war nicht verantwortlich in dieser Art und Weise! 

Da muss ich sagen: Es gibt dafür Verantwortliche, und sie sitzen auf der einen Seite hier als Sozialisten, aber es gehört auch die Österreichische Volkspartei dazu. Auf Bundesregierungsebene ist das nämlich passiert, und die Bundesregierung hat die unbegrenzte Zuwanderung möglich gemacht, die letztlich auch zu diesen Problemen geführt hat. 

Dann geht man her und verschläft das jahrelang: Integration wird nicht gelebt, man unterstützt Parallelgesellschaften, man subventioniert letztlich Gegengesellschaften in unserer Gesellschaft und kommt dann Jahrzehnte später drauf, obwohl schon im Jahr 1992 die Lehrer von Wien an den Bürgermeister höflich herangetreten sind. 1992 sind die Wiener Lehrer an den Wiener Bürgermeister herangetreten und haben gesagt: „Herr Bürgermeister, helfen Sie uns! In den Schulklassen haben wir zu 60, 70, 80 Prozent Zuwandererkinder, die kaum ein Wort Deutsch können. Wir haben Probleme, wir müssen im Schulsystem etwas ändern." 1992 war das! Damals haben die Wiener Lehrer eine 30 Prozent-Quote für Kinder nichtdeutscher Muttersprache an den Schulen gefordert. Seit damals fordern auch wir Freiheitliche das - aber bis heute ist nichts passiert!

Dann kommt Innenministerin Prokop daher, macht eine Studie und ist ganz überrascht davon, dass so viele Menschen, die zugewandert sind, integrationsunwillig sind, vor allen Dingen aus dem islamischen Bereich. Völlige Überraschung! Aber da hätte man ja nur in den letzten Jahren durch die Bezirke Ottakring, Rudolfsheim-Fünfhaus, Favoriten spazieren müssen, dort hätte man das erlebt, dass Integrationsunwilligkeit leider Gottes sehr, sehr stark vorhanden ist! Und zwar nicht nur bei 40 Prozent - ich sage, es sind mehr als 60 Prozent, weit mehr, die integrationsunwillig sind. 

Das führt ja zu den Problemen, dass man auch nicht hergegangen ist und nicht von Seiten der Regierungsverantwortlichen in Wien, aber auch nicht auf Bundesebene gesagt hat: Liebe Menschen, wenn ihr hier bei uns leben wollt, dann habt ihr Kriterien zu erfüllen, dann habt ihr die deutsche Sprache zu erlernen, und wer nicht dazu bereit ist und nach 15 Jahren noch immer "Nix verstehen!" sagt, weil er nicht bereit ist, diese Landessprache zu erlernen, der ist eben integrationsunwillig und kann nicht länger hier bleiben! Das muss man einmal festmachen. Aber nur die leeren Worte und dann diese Mogelpackungen, die da gemacht werden - das durchschauen die Menschen, da sind Sie ertappt! (Beifall bei der FPÖ.)
Das sind die Probleme, und genau deshalb muss man eines festmachen: Wenn man heute eine Situation erlebt, in der auf der einen Seite ein Verdrängungswettbewerb auf dem Arbeitsmarkt stattfindet aufgrund der Rekordzuwanderung - übrigens: Unter dem Kabinett Schüssel 300 000 weitere Zuwanderer, weiter die Probleme im Land verschärft! -, dann eine Duldung radikaler Islamisten in Österreich erleben muss, die die Verfassung ablehnen, die die österreichischen Gesetze ablehnen und die sagen, dass der Koran über dem österreichischen Gesetz und der österreichischen Verfassung steht, und wenn man das duldet, dann darf man sich über solche Entwicklungen nicht wundern!

Das endet auch nicht beim Schnitzelverbot in den Kindergärten oder bei der Abschaffung der Nikolausfeiern in den Kindergärten in Wien, wo das zugelassen wird. Wahrscheinlich wird man dann im Schweizerhaus irgendwann einmal erleben, dass es ein Stelzenverbot bei uns in Wien geben wird (GRin Martina LUDWIG: Nein!), oder andere Skurrilitäten, denen man einfach zusieht und gegen die man von Seiten der Stadtregierung nichts unternimmt. 

Oder wenn heute österreichische Staatsbürger - österreichische Staatsbürger! - beim Bundesheer in einer Wiener Kaserne den Fahnenappell verweigern, sich vor der rot-weiß-roten Fahne umdrehen und dies geduldet wird, dann frage ich mich: Wie geht man damit um? Warten wir darauf, dass man irgendwann einmal auf unsere österreichische Fahne draufsteigt, weil man sie völlig negiert und nicht respektiert und überhaupt nicht bereit ist, Anpassung letztlich auch sicherzustellen? (Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.)
All das sind Dinge, bei denen ich sage: Da hört sich der Spaß auch für viele Österreicher auf, und dafür gibt es kein Verständnis! Wir sagen wie seit Jahren: Kostenloser Kindergarten - nämlich die gesamte Zeit - zumindest halbtags. Wir sagen: Sprachkurse und Vorschule sicherstellen in Wien; wer nicht Deutsch kann, hat nicht zum Schulunterricht zugelassen zu werden, ohne Deutsch keine Schulzulassung. Wir sagen: Höchstschülerzahlen in Wien auf 20 Schüler pro Klasse begrenzen, mehr Lehrer anstellen, die sich auch kümmern können und auf die Kinder eingehen können; das wäre eine zielorientierte Maßnahme. Und wir sagen: 30 Prozent Kinder nichtdeutscher Muttersprache soll der Höchstanteil in einer Klasse sein. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, darf ich Sie bitten.

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Ich komme zum Schlusssatz. - Aber wir lehnen es ab, dass man die Kinder mit Bussen quer durch Wien transferiert, von Ottakring nach Grinzing, nach Hietzing und ich weiß nicht, wohin noch. Das ist sicherlich der falsche Weg. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Vassilakou. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Es ist in der Tat ein bisschen schwierig, nicht auf die Ausführungen des Herrn Strache einzugehen. Aber ich werde schauen, vielleicht bleibt mir zum Schluss ein bisschen Zeit übrig, weil ich Ihnen auf eine Sache doch noch antworten muss. 

Nichtsdestoweniger gibt es vielleicht einen Punkt, in dem wahrscheinlich wir alle, quer über die Fraktionen hinweg, uns einig sein werden: Die Situation in Wiens Schulen ist in der Tat alarmierend. Das wissen wir schon definitiv schwarz auf weiß, spätestens seit die PISA-Sonderauswertung im Zusammenhang mit Kindern mit Migrationshintergrund auf dem Tisch liegt, und wir wissen, dass wir in der Tat handeln müssen. Denn es ist sehr besorgniserregend, wenn ein Fünftel dieser Kinder - ein Fünftel dieser Kinder! - nicht imstande sind zu verstehen, was sie lesen, und das im Alter von 15 bis 16 Jahren. 

Noch alarmierender ist es, wenn wir uns das genauer anschauen und feststellen, dass es bei diesem einen Fünftel keinen Unterschied macht, ob die Kinder später nach Österreich zugewandert sind oder ob sie hier geboren und aufgewachsen sind. Das heißt, irgendetwas läuft in unseren Schulen ganz, ganz schief! Und das wissen wir, das haben wir in diesem Haus schon seit Jahren mehrfach besprochen. 

Wo sich die Geister scheiden, ist: Worin liegt die Ursache? Ich werde Ihnen von hier aus einmal mehr sagen, worin die Ursache liegt, und da möchte ich ganz besonders die Kolleginnen und Kollegen von der Wiener ÖVP ersuchen, dass sie sich das wirklich regelrecht hinter die Ohren schreiben, damit sie es sich endlich merken. Denn die Ursache liegt darin, dass seit dem Jahr 2000 1 300 Lehrerinnen und Lehrer in Wiens Schulen eingespart werden mussten (GR Mag Wolfgang Jung: ...300 000 zugewandert sind!), Kollegin Ekici, 1 300 Lehrerinnen und Lehrer sind weggekürzt worden!

Warum sind diese Lehrerinnen und Lehrer weggekürzt worden? Weil Ihre Bundesministerin, Ihre schwarze Bundesministerin Gehrer, gesagt hat: „Ich habe ein Budget zu sanieren, und damit basta!", und weg waren die Lehrerinnen und Lehrer, sukzessive abgebaut! (GR Heinz-Christian Strache: Vergessen Sie den Herrn Bürgermeister nicht! Der Herr Bürgermeister hat das unterschrieben!) Und warum sind sie zusätzlich weg? Es gibt ja noch einen Mitschuldigen, wenn Sie so wollen, weil unser Herr Bürgermeister und Landeshauptmann, der ja für den Schulbereich auch zuständig wäre als größtes Oberhaupt des Stadtschulrates, das auch noch im Finanzausgleich mitunterzeichnet hat. Diese Misere haben wir zu sanieren! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich stelle fest, dass das der Wiener ÖVP ohnehin maximal peinlich sein muss, spätestens seit auch noch Innenministerin Prokop in die Öffentlichkeit geht, Studien zitiert, die es so nicht gibt, und dann auch noch eine der größten Weltreligionen kollektiv beleidigt. Irgendwann einmal muss man also wohl aus der Not eine Tugend machen, und dann sagt man: Na gut, ab durch die Mitte, jetzt muss man mit irgendetwas vorkommen. 

Und was fällt der Wiener ÖVP sein? Copy/Paste, eine uralte Methode: Man nimmt einen Vorschlag der FPÖ aus dem Jahr 2000 (Demonstrativer Beifall von GR Kurth-Bodo Blind.), den damals Ihr Schulsprecher, Herr Strobl, massiv abgelehnt hat - lesen Sie in der APA nach, was er damals zu diesem Vorschlag zu sagen hatte! -, mit dem kommen Sie und just den bringen Sie jetzt als eigenen Vorschlag. Zu Ihnen kann ich nur mehr sagen: Sie sind genau dort gelandet, wohin Sie offenbar unterwegs waren, nämlich auf demselben Niveau wie die FPÖ. Gratulation! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wenn es aber darum geht, ernsthaft darüber zu diskutieren, was man in Wiens Schulen tun kann und tun muss, gibt es eine Vielzahl von Vorschlägen, die wir auch noch am Nachmittag anhand der Dringlichen der GRÜNEN werden diskutieren können. Ich kann Ihnen nur ausrichten: Kostenloser Kindergarten, nicht nur das letzte Jahr (GR Heinz-Christian Strache: Das haben Sie bei der FPÖ abgeschrieben!), nicht nur das letzte Jahr, sondern überhaupt; eine Werbeoffensive. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz-Christian Strache: Das haben Sie einmal bei uns abgeschrieben! Das ist ja schön!) 

Es ist ja nicht so, Kollege Strache, dass Sie zufälligerweise bei allen Punkten, wo die GRÜNEN etwas fordern, seit Jahren auch noch automatisch Nein sagen müssen. (GR Heinz-Christian Strache: Da waren Sie noch nicht einmal in diesem Haus!) Es kann sogar sein, dass wir bei manchen Punkten ausnahmsweise einer Meinung sind. Da können Sie sich ja auch dafür einsetzen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Also: Kostenloser Kindergarten, und zwar überhaupt; zweisprachige Alphabetisierung; 1 300 Lehrerinnen und Lehrer mehr (GR Mag Wolfgang Jung: Da kommen Sie aber mit 1 300 nicht aus!) und und und - die Liste der Maßnahmen ist ziemlich lang und ziemlich sinnvoll.

Eines ist jedenfalls klar. Für die Wiener Schulpolitik muss die Devise sein: Lehrer statt Busse. Sagen Sie es bitte Ihrer Bundesministerin weiter! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Was Wien ausmacht, ist seit ein paar hundert Jahre nicht nur ein gewisser Pluralismus in unserer Stadt, sondern auch, dass dieser Pluralismus nicht nur als Problem, als Schwierigkeit, als Konflikt, sondern vor allem als Ressource, als soziale, kulturelle und wirtschaftliche Ressource gesehen und geschätzt wird. Damit das so geht, damit man nämlich damit auch Probleme lösen kann, ist ein Weg des Miteinanders notwendig, ein Weg, der Integration nicht als Einbahnstraße oder Bring- oder Holschuld einer gewissen Gruppe sieht, sondern als gemeinsames Projekt. Das heißt aber auch, dass von diesem gemeinsamen Projekt alle profitieren können. 

Leider erleben wir heute - in den letzten Tagen in den Medien, aber auch heute in der Debatte - genau das Gegenteil einer solchen gemeinsamen Anstrengung. Das ist eher, habe ich den Eindruck, ein bisschen billige Polemik, ein bisschen falsche Zahlen, ein bisschen Hass schüren, irgendein Konglomerat an Dingen, das auf jeden Fall nicht zu einer besseren Integration beiträgt. (GR Mag Wolfgang Jung: Können Sie dafür Beispiele nennen?) Ich komme gerne zu Beispielen, sogar für Sie, Herr Jung. 

Wir werden zum Beispiel einen Antrag der Freiheitlichen erleben, mit dem sie die Verdrängung des Schnitzels aus den Kindergärten durch die überbordende muslimische Esskultur zum Thema machen, völlig ungeachtet der Tatsache übrigens, dass es an Wiener Kindergärten üblich ist, dass man zwischen drei Menüplänen aussuchen kann. Aber da geht es überhaupt nicht um die Realität, sondern ums Angstschüren. (GR Mag Wolfgang Jung: ...liegt in Wirklichkeit bei Ihnen! - Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) 

Man glaubt, diese FPÖ-Vorschläge sind irgendwie skurril. Aber sie sind nicht so skurril, dass sie nicht die ÖVP übernehmen kann. Denn der Kabas-Vorschlag des Herumkarrens mit Bussen jeden Tag in der Früh ist ja jetzt Teil eines Konzepts. Nach Tschirf-Nightline kommt Tschirf-Schulbus, er hat da Erfahrung. 

Wir werden heute sicher auch erleben, wie Frau Mag Cortolezis-Schlager uns vorrechnet, dass es eigentlich zu viele LehrerInnen gibt; wenn man die alle besser aufteilt, dann blieben uns sogar noch ein paar übrig. Spannend ist nur - das sage ich jetzt schon, wir werden das nachher noch diskutieren können -, dass die Rechnung nur dann funktioniert, wenn man ein paar Sachen vergisst: Wenn man zum Beispiel jene Lehrerinnen und Lehrer vergisst, die MigrantInnen Deutsch beibringen; wenn man jene Lehrerinnen und Lehrer vergisst, die soziale Konflikte lösen, Behinderte in die Gesellschaft eingliedern und so weiter. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Das weiß die ÖVP. Sie stellen den Vizepräsidenten den Stadtschulrates, aber trotzdem machen Sie es! (Widerspruch bei der ÖVP.) Das ist nicht Unwissen, das ist Angstschüren, und das lehnen wir ab. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: Vorschule!) - Zur Vorschule komme ich noch.
Aber das passiert ja alles vor einem Bundeshintergrund. Wir haben Nationalratswahlen, und wir haben heuer erlebt, wie der Bund ganz stolz eine Verschärfung der Integrationsvereinbarung vorgestellt hat, eine Verschärfung des Staatsbürgerschaftsgesetzes; dieses war übrigens früher schon das schärfste in der gesamten Europäischen Union. Und wir erleben jetzt, wie die Innenministerin sagt: 45 Prozent der Muslime sind integrationsunwillig. Das ist nicht nur hetzerisch, das ist absolut unprofessionell! Aber genau da schimpft die ÖVP jetzt mit und setzt darüber ein bisschen sozialen Frieden aufs Spiel. 

Lassen wir einmal diesen Buhlen um Wählerstimmen am rechten Rand. Erzählen wir kurz, was Wien macht, zum Beispiel zum Thema Vorschule. Wiens Kindergärten und Schulen sind die größte Integrationseinrichtung schlechthin, wenn man es von den Aufgaben her nimmt, die sie leisten. Es ist schlicht und einfach tagtägliche Arbeit dieser Bildungseinrichtungen; ja, auch Kindergärten sind Bildungseinrichtungen.

In einem großen Prozess haben wir das jetzt auch in einem Bildungsplan verankern dürfen und verankern können. Es gibt in den Kindergärten über 200 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mit mehrsprachigem Hintergrund. Es gibt SprachheilpädagogInnen, die sich übrigens jedes Jahr schon vor dem Projekt der Sprachförderung alle Vierjährigen anschauen und konkret gezielte Sprachförderprogramme anbieten können. Es gibt ein eigenes Netzwerk zum Thema interkulturelle Pädagogik, in dem jedes Jahr eigene Programme ausgearbeitet werden. Es gibt Elterncafés für Migrantinnen, es gibt muttersprachliche Materialien und und und. 

An dieser Stelle möchte ich erwähnen, dass es auch ein rot-grünes Projekt zum Thema "Elternarbeit und muttersprachliche Förderung im Kindergarten" gibt. Es gibt viele Dinge - aber leider nur noch 45 Sekunden für mich. Was sich auf jeden Fall zeigt, ist: Dass die ÖVP jetzt ausgerechnet die Kindergärten zum Thema macht, lässt zwei Schlüsse zu. Entweder haben Sie überhaupt keine Ahnung von der Realität in Wien oder es geht Ihnen überhaupt nicht um diese Realität, sondern um ein bisschen Angstschüren und ein bisschen Mitschwimmen irgendwo. 

Insofern vielleicht eine Zahl - ich hätte noch ein paar mit, aber nur so zum Nachdenken -: 94 Prozent aller fünfjährigen Kinder mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft besuchen schon jetzt einen Wiener Kindergarten; nicht weil es verpflichtend ist, nicht weil es irgendein anderes System gibt, und schon gar nicht, weil das eine Forderung der ÖVP ist. Dass Bildung und Integration im Kindergarten anfängt, ist in Wien selbstverständlich, es ist in Wien Praxis. Damit dies aber möglich ist, braucht es eine Grundlage dafür, nämlich Kindergärten, und zwar genug, mit dem Berufsleben vereinbare und qualitativ hochwertige, solche, die nicht drei Wochen im Jahr zu haben. 

Das ist ein Gedanke, den Sie vielleicht einmal an Ihre Parteifreunde weiterleiten könnten. Hören Sie also mit dieser Scheindiskussion auf, und machen Sie einmal Ihre eigene Arbeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Mag Jung. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Das Schulproblem, von dem jetzt hauptsächlich geredet wurde, ist nur ein Teilbereich und eine Folge der schrankenlosen Zuwanderung der rot-schwarzen Koalition der letzten Jahrzehnte. Es ist aber die Hauptursache unserer Integrationsprobleme. Aus der Einwanderungswelle wurde eine Zuwandererflut, die nun droht, alle Dämme zu brechen. 

Wir haben in Österreich und in Wien besonders in der Vergangenheit Millionen integriert, vor allem aus Ost- und Südosteuropa. Probleme gab es erst, als die Zahlen sprunghaft anstiegen - wir haben es heute gehört: 300 000 allein in fünf Jahren - und dadurch Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt und auch im Wohnbereich entstanden. Jetzt werden die Wiener in der eigenen Stadt an den Rand gedrängt werden, in manchen Parks, Kinderspielplätzen oder Gemeindebauten. Zusätzlich entstanden aber neue Konfliktpunkte durch die explodierende Kriminalität, die mangelnde Integrationsbereitschaft weiter Teile und vor allem deshalb, weil die Zuwanderer, im Gegensatz zu früher, zu großen Teilen eine Herkunft aus einem völlig fremden Kulturkreis - nicht aus Europa, sondern aus Kleinasien - mit oft anderen Wertvorstellungen haben. 

Es brodelt - aber es brodelt diesmal bei der einheimischen, bei der bodenständigen Bevölkerung, besonders bei den Alten und bei den Jungen. Sie sind die Hauptopfer von Kriminalität und Aggression. Die Bürger haben es einfach satt, sich immer an die Brust zu klopfen und wieder einmal die Schuld bei sich selbst zu suchen, wie es jene fordern, die Integration mit Veränderung unserer Lebensweise gleichsetzen. Wir sollen toleranter, wir sollen offener werden, wir sollen uns anpassen, nicht die, die freiwillig zu uns kommen - freiwillig doch wohl nicht deshalb, weil es bei uns so schlecht ist!

Ich sage es Ihnen stellvertretend für alle Wiener, und es ist hoch an der Zeit, es offen zu sagen: Ich und die meisten Bürger in unserer Stadt wollen sich nicht ändern; anpassen sollen sich die, die zu uns kommen! (Beifall bei der FPÖ.) Wer in einen Fußballverein eintritt, kann nicht verlangen, dass dort seinetwegen Tennis gespielt wird. Wer zu uns kommt, muss unser Spiel spielen!

Wir sind auch nicht schuld an den Zuständen in den Herkunftsländern. Aber trotzdem wird selbst dann, wenn Emigranten kriminell werden, von gewissen Kreisen der schlechte sozioökonomische Status angeführt, den wir Ihnen bieten. Der "schlechte sozioökonomische Status" - man muss sich das auf der Zunge zergehen lassen -, den wir den Tätern bieten: Schuld sind wir, nicht sie! Das kann doch so nicht weitergehen. 

Dann gibt es noch die zweite Gruppe, nämlich die der grenzenlosen Aufnahmebefürworter. Dazu gehört auch unser Bürgermeister und einige andere, die, im Gegensatz zu ihm, hier im Saal anwesend sind. Sie kennen die Probleme schon von Amts wegen, Sie sehen die gefährliche Entwicklung im Ausland und leugnen sie doch bei uns, in der Hoffnung, in ihrer Amtszeit gerade noch über die Runden zu kommen und möglichst auch in ihrer Wohnumgebung nicht mehr zu sehr davon betroffen zu sein. Nach uns, heißt bei ihnen die Losung, die Sintflut!

Auf die Frage nach möglichen Jugendkrawallen antwortete Bgm Häupl in “NEWS“: „Ich gehe nicht davon aus. Wir haben nicht die Jugendarbeitslosigkeit der Pariser Vororte und auch nicht die Integrationsdefizite." Ja, liest denn der gute Mann keine Zeitung? Natürlich liegt die Arbeitslosigkeit bei den Zuwanderern wesentlich höher, und ebenso die Kriminalitätsrate, als beim durchschnittlichen Österreicher! Und das Sprachdefizit, das wichtigste Integrationshindernis, müsste sogar dem Herrn Bürgermeister aus der PISA-Studie bekannt sein.

(Der Redner hält eine Zeitung in die Höhe.) “14 Jahre, 300 Delikte und keine Zukunft"! - "14 Jahre, 300 Delikte und keine Zukunft", "Erpressung in der Schule", 3 379 Delikte an Wiener Schulen, Diebstahl, Sachbeschädigung, Körperverletzung, ein Messermord - alles in einem Jahr! Und da gibt es keine Integrationsprobleme, Herr Bürgermeister? Reicht Ihnen das nicht? Wollen Sie noch höhere, gesteigerte Zahlen?

Ein anderes Zitat: „Ich bin zuerst Türke. Das darf man mir nicht übel nehmen, ich bin in der Türkei aufgewachsen. Dann aber fühle ich mich natürlich auch als Österreicher. Vor allem aber bin ich Muslim." - wir haben ja gehört, dass bei manchen der Koran höher als unsere Verfassung steht. Das stammt von Muhammet Akagündüz, der seit dem neunten Lebensjahr in Österreich lebt, das Gymnasium besucht hat, ein Medizinstudium begonnen hat, Fußballer in der Nationalmannschaft ist. Alles hat er bei uns erreicht, aber trotzdem: "Zuerst bin ich Türke"!

Noch extremer der Vorfall beim Gardebataillon in Wien. Dort gibt es turbantragende Sikhs, Verpflegung ohne Schweinefleisch und auch einen muslimischen Gebetsraum, man kommt den Leuten weitgehend entgegen. Zwei Neo-Österreicher weigerten sich aber trotzdem, der österreichischen Fahne den nötigen Respekt zu erweisen. Der Verteidigungsminister hat gekniffen, die Tat blieb ungeahndet. Künftige Vaterlandsverteidiger sehen anders aus als diese Herren.

Meine Damen und Herren! Es wird höchste Zeit, selbstbewusster zu werden. Integration der Willigen im Land ja, aber gleichzeitig: Einwanderungsstopp, keine Staatsbürgerschaft für jene, die unsere Gesetze nicht lesen können - wie sollen sie sie befolgen? -, und Rückführung aller Kriminellen, die haben bei uns nichts zu suchen. Schließlich im Gegensatz zu Herrn Akagündüz: Österreich zuerst! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Herr Kollege Jung! Wenn man schon aus Interviews und Zeitungen zitiert, dann sollte man das fairerweise auch korrekt tun. Herr Akagündüz, der Nationalteamspieler, hat nicht gesagt: „Ich bin zuerst Türke" - schauen Sie im "Standard" nach -, er hat gesagt: „Ich bin 50 Prozent Türke, 50 Prozent Österreicher, und zu 100 Prozent bin ich Moslem." (GR Mag Wolfgang Jung: Das hat er auch gesagt! Das sagt er später!) Ferner hat er auch gesagt: „Das sollte kein Widerspruch sein." Und das ist auch kein Widerspruch! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich stehe heute da als eine, die aus einem so genannten anderen Kulturkreis, aus Kleinasien, eingewandert ist, eine, die angeblich eine integrationsunwillige Moslemin ist. Denn ich habe die so genannte Moslemstudie, die Frau Innenministerin Prokop präsentiert hat, sehr wohl ernst genommen und mir auch angeschaut. 

Dann habe ich überlegt: Im Wiener Gemeinderat sitzen meines Wissens zumindest vier Personen, die aus moslemischen Familien kommen. Wenn die Rechnung der Frau Innenministerin aufgeht, dass fast 50 Prozent der Muslime in Österreich angeblich integrationsunwillig sind, dann müssten zumindest zwei von uns hier im Gemeinderat integrationsunwillig sein. Ich habe mir gedacht, ich nehme das gerne auf meine Kappe und laufe sozusagen als integrationsunwillige Muslimin herum. Denn unsere Innenministerin sollten ja alle Staatsbürger und Staatsbürgerinnen, die wir sind, und auch alle Menschen, die in Österreich leben, ernst nehmen.

Die ÖVP hat heute angeblich ein Konzept gegen die Sprachlosigkeit präsentiert. Ich möchte ein Konzept gegen die Schamlosigkeit der ÖVP präsentieren. Es ist nämlich schamlos, auf dem Rücken einer religiösen Minderheit Politik machen zu wollen und Stimmen akquirieren zu wollen.

Die so genannte Integrationsstudie der Innenministerin - nein, nicht die Studie, aber die Interpretation der Frau Innenministerin bezeichnet zum Beispiel so genannte wertkonservativ-religiöse Menschen als integrationsunwillig. Na gut, aber wenn wir das wieder ernst nehmen - wofür ich wirklich bin -, dann müsste man wahrscheinlich mindestens die Hälfte der ÖVP-Wähler- und -Wählerinnenschaft als integrationsunwillig bezeichnen. 

Nachdem die Frau Innenministerin gesagt hat: „Wer integrationsunwillig ist, hat bei uns nichts zu suchen", frage ich mich, ob sie demnächst einen Gesetzesantrag in den Nationalrat einbringen wird, in dem sie die Ausbürgerung dieser so genannten integrationsunwilligen Menschen beantragen wird. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist ein Skandal! Unglaublich! - Ruf bei der ÖVP: Das ist eine Frechheit! - GR Dr Wolfgang Aigner: Wir sind schon hier!) Es ist eine Frechheit, Menschen nach ihrer Religion pauschal zu verunglimpfen. Und das hat die Frau Innenministerin gemacht! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich war auch bei der Pressekonferenz, in der diese so genannte Integrationsstudie präsentiert wurde, und habe das selber live miterlebt. Die Frau Innenministerin hat zum Beispiel zum Punkt Integrationswilligkeit die Gleichbehandlung und Gleichheit der Geschlechter angesprochen, wobei ich mich ihr voll und ganz anschließe. Natürlich gehört es zum Allgemeingut in Österreich - hoffentlich! -, das von allen Menschen hier geteilt wird, dass die Geschlechter gleich sind. 

Aber dann frage ich mich, warum der Herr Gemahl der Innenministerin vor zirka einem Jahr mit dem Spruch für Furore gesorgt hat: „Die Frauen gehören in die Kuchl, und aus!" Das war jetzt ein wortwörtliches Zitat. Da muss ich die ÖVP und die Frau Innenministerin wieder fragen: Ist ihr Mann vielleicht nicht integrationswillig genug? (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Oder hat er hier vielleicht nichts zu suchen, wenn er den allgemeinen gesellschaftlichen Konsens in Österreich in Frage stellt und sagt: „Die Frauen gehören in die Kuchl, und aus"? (GR Mag Harald STEFAN: Ist er ein Moslem? - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Wenn ein Österreicher so argumentiert und wenn Menschen, die integrationsunwillig sind, hier bei uns nichts zu suchen haben, dann lege ich der Frau Innenministerin nahe, einmal ein ernstes Wort mit ihrem Herrn Gemahl zu sprechen. Und für sie als Politikerin stellt sich natürlich, wie gesagt, die Frage, ob sie nicht sozusagen für den Landesverweis von integrationsunwilligen Menschen ist, weil sie das ja auch sonst fordert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich wollte eigentlich noch sehr viel bringen, aber die Zeit wird knapp. Um die Absurdität und auch die Unstimmigkeit der ÖVP-Forderung, Schüler und Schülerinnen in Wien sozusagen durch die halbe Stadt zu kutschieren, zu belegen, möchte ich ein Zitat aus der APA vorlesen, datiert mit 16.2.2000. Da sagt der damalige Schulsprecher der Wiener ÖVP, Walter Strobl - Zitat (StR Dr Johannes Hahn: Die 5 Minuten sind vorbei!) -: „Aber dass Kinder zwischen den Bezirken hin und her chauffiert werden, kommt nicht in Frage. Rudolph hält mit seinen Aussagen das Ausländerproblem am Köcheln", sagt Strobl damals über den FPÖ-Gemeinderat. „Rudolph hält mit seinen Aussagen das Ausländerproblem am Köcheln. Besonders wichtig wäre die verstärkte vorschulische Sprachbildung im Kindergarten unter Einbeziehung der Mütter." (GR Dr Matthias Tschirf: Gibt es eigentlich eine Redezeit?)
Das ist Ihre Politik! Ihr Koalitionspartner auf Bundesebene hat offensichtlich große Arbeit geleistet, was Ihre Umfärbung in Richtung Hetze und Rassismus betrifft, und das ist eigentlich sehr, sehr traurig. (GR Dr Matthias Tschirf: Es ist traurig, was Sie sagen!) Sie sollten vielleicht selber in der APA recherchieren...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

GRin Mag Alev Korun (fortsetzend): ...bevor Sie mit absurden Vorschlägen hinausgehen, damit sie zumindest stimmig sind (GR Dr Matthias Tschirf: Absurd sind Ihre Vorwürfe! - StR Dr Johannes Hahn: Frau Vorsitzende!), damit Sie nicht gegen Dinge auftreten, die Sie vorher selber als "lächerlich" bezeichnet haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN, von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely und GR Dipl Ing Omar Al-Rawi.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Cortolezis-Schlager. - Bitte. (StR Dr Johannes Hahn: Das waren jetzt 10 Minuten! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Nein, 10 Minuten waren es nicht.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn man sich die Debatte genau anhört, dann kann man dazu nur eines sagen: Themenverfehlung, Themenverfehlung wie in der Schule! Denn das Thema heißt "Integration in Wien - Konzept gegen die Sprachlosigkeit". Was der Ehemann der Frau Bundesministerin mit der Sprachlosigkeit der Wiener Schulkinder zu tun haben soll, meine Damen und Herren, das müssen Sie mir bei der Themenverfehlung erst einmal erklären! Sippenhaftung oder konsequente Politik, das ist hier die Frage. (Beifall bei der ÖVP.)
Uns geht es nicht um eine Sprachverengung, sondern um eine Ausdehnung der Sprachkompetenz der Schülerinnen und Schüler in Wien, die sich dies verdient haben in einer gemeinsamen EU, in einer EU der 25, in der wir von Mehrsprachigkeit reden und nicht nur von Deutsch allein. (Beifall bei der ÖVP.)
Daher geht es uns in der Bildungspolitik darum, dass unsere Kinder mit mindestens drei Fremdsprachen und der eigenen Muttersprache aufwachsen. Aber das ist Aufgabe der Wiener Bildungspolitik und der Wiener Integrationspolitik. Auch wenn Sie so lachen, Frau StRin Wehsely: Ihre Integrationspolitik ist mit schuld daran, dass die Sprachlosigkeit der Wiener Schulkinder überhand nimmt und dass wir überhaupt erst auf solche Konzepte kommen müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß schon, dass eine Kuschelpädagogik... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely bespricht sich mit GR Jürgen Wutzlhofer.) Frau StRin Wehsely! Sie sind die Integrationsstadträtin. Interessieren Sie sich für die Probleme so wenig? (GR Dr Matthias Tschirf: Es ist ein Skandal!) Interessieren Sie sich nicht dafür, dass GR Wutzlhofer endlich einmal nachrechnen kann? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie sind so laut! Ich kann Sie hören!) Vielleicht kann ich leiser reden, wenn Sie zuhören. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin multi-tasking-fähig! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wenn Sie vielleicht einmal die politische Geschäftsordnung anschauen, dann ist die Integration, glaube ich, Ihr Thema. Aber gehört haben wir von Ihnen noch nichts. (Beifall bei der ÖVP. - GR Franz Ekkamp: Ein bisschen leiser, bitte! Sie müssen nicht so schreien!) Ich kann meine Stimme dosieren, wenn die Aufmerksamkeit jener Stadträtin da ist, die dafür zuständig ist. (GR Jürgen Wutzlhofer: Das ist ein tolles Bildungskonzept!)
Dass die zuständige Bildungsstadträtin nicht hier ist, zeigt auch schon das Problem, das wir in Wien haben: Die Verschränkung aus Bildungs- und Integrationspolitik funktioniert nicht. Das Vertrauen unserer Bildungsstadträtin zu den Kindergärten ist so gering, dass sie jetzt schon ein Vorschuljahr braucht. Was steht denn hinter dem Vorschuljahr? Sie muss es nicht finanzieren. Das letzte Kindergartenjahr gratis könnte sie sofort realisieren, weil es Gemeindeaufgabe ist. Warum tut sie es nicht? Sie würde es lieber an den Bund schieben. Offensichtlich vertraut sie also der Bundes-Bildungspolitik mehr als ihrer eigenen Kindergartenpolitik! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sprache ist im Unterricht zu fördern. Hier rechne ich jetzt dem Herrn GR Wutzlhofer Folgendes vor: Auf 14,5 Volkschülerinnen und Volkschüler kommt ein vom Bund bezahlter Lehrerposten. Auf 10 Hauptschülerinnen und Hauptschüler kommt auch ein Lehrerposten. Warum kommen diese Ressourcen nicht an den Schulen an? (GR Jürgen Wutzlhofer: Wo sind die StützlehrerInnen?) 

Die Begleit- und Stützlehrerinnen sind in diesem System drinnen: Plus 151. Ich erkläre es Ihnen jetzt: Plus 151 (GR Jürgen Wutzlhofer: ...Integrationsklassen? - GR Christian Oxonitsch: Warum ist es bei den Kolleginnen und Kollegen in den Ländern genauso?) - geben Sie das den Schulen! (GR Christian Oxonitsch: Warum ist das...? - GR Jürgen Wutzlhofer: Was unterstellen Sie?) Was der Bund der Gemeinde oder dem Land zahlt, geben Sie das eins zu eins den Schulen, und es kommt eine bessere Bildungs- und Integrationspolitik heraus! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich rechne es Ihnen vor. Hauptschule Brüßlgasse - 505 Schülerinnen und Schüler, Flächenbezirk, 80 Pro-
zent nichtdeutscher Muttersprache. Sie müssten nach den Rechnungen 50,5 Dienstposten haben, tatsächlich haben sie 44 Dienstposten. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie rechnen falsch!) Wo bleiben diese Dienstposten? (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Dann hätten Sie sie nicht weggekürzt! - GR Jürgen Wutzlhofer: Weil wir es deckeln! Wir deckeln das!)
2 Prozent dürfen sie maximal für Supplierungen zurückbehalten, sonst sind sie im Pflichtschulbereich schlechter als im Bundesschulbereich. Sie wollen den Pflichtschullehrern wohl nicht unterstellen, dass sie mehr krank sind als die Bundesschullehrer. Pflichtschullehrer leisten genauso ihre Arbeit wie die Bundesschulen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Jürgen Wutzlhofer: Deckeln Sie auch bei Ihrer Rechnung...?)
Daher: Schauen Sie, dass die Ressourcen in den Schulen ankommen! Wir werden alle Schülerinnen und Schüler, alle Eltern, alle Lehrerinnen und Lehrer, egal welcher Fraktion sie angehören, über die Verhältniszahlen informieren. (GR Christian Oxonitsch: Vielleicht kann es Ihnen der Herr Pröll einmal erklären!) Und wir werden dafür eintreten, dass die Schulen veröffentlichen, wie viel an Ressourcen sie tatsächlich bekommen. 

Ich weiß schon, dass das schwer fällt, weil eben die Lehrer nicht an den Schulen ankommen. (GR Christian Oxonitsch: Lassen Sie es sich von Herrn Pröll erklären!) Und ich weiß schon, dass das weh tut, weil Ihre eigenen Lehrer jetzt anfangen, sich bei uns zu erkundigen, weil Sie eine schlechte Informationspolitik haben. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Aber lassen Sie mich zum Abschluss kommen. 

Nachmittagsbetreuung: Warum haben Sie uns hier noch kein Gesetz für die Nachmittagsbetreuung vorgelegt? Weil auch hier wieder Sie zahlen müssten! Ich weiß schon, es ist bequem (Zwischenrufe) - die 2 Minuten gehören mir, weil sie auch die Vorrednerin gehabt hat -, die Nachmittagsbetreuung ist Landessache, Schulerhaltersache, Gemeindesache. Warum ist bis heute kein Gesetz da? Weil Sie die Kosten fürchten! Nachmittagsbetreuung ist Integrationspolitik, ist Sprachförderpolitik - hier sind Sie säumig. Es sind zwei Bundesländer, die das nicht gemacht haben: Burgenland und Wien. 

Schauen Sie also Ihren Gusenbauer an, hören Sie ihm zu, und setzen Sie das in Wien um! Dann wären wir schon zufrieden. (GR Christian Oxonitsch: Schauen Sie die Zahlen an, wo es Betreuung gibt und wo nicht! Schauen Sie...!) Dann würde die Sprachlosigkeit ein Ende nehmen und die Vielsprachigkeit unserer Schülerinnen und Schüler endlich auch in Wien Platz greifen dürfen. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Müssen Sie so schreien? - GR Jürgen Wutzlhofer: Schreien Sie doch bitte nicht so, auch wenn wir nicht aufpassen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Novak. - Bitte.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vor allem: Sehr geehrte Schülerinnen und Schüler auf der Galerie und Lehrerinnen und Lehrer, die mitgekommen sind! Einen wunderschönen Vormittag! Ich gratuliere Ihnen dazu, dass Sie diese Aktuelle Stunde bis zum Schluss mitverfolgt haben und sich das angehört haben, obwohl es doch streckenweise, würde ich sagen, vor allem an Qualität gemangelt hat und da oder dort auch leider sehr feindlich gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen war und ist. Das tut mir sehr Leid. 

Es tut mir auch sehr Leid, dass ich hier in diesem Raum immer wieder hören muss, dass sich Frau Cortolezis-Schlager - und ich empfehle Ihr das jetzt - noch immer nicht dazu aufgerafft hat, sich mit ihrem Vorgänger als Bildungssprecher, Herrn Vizepräsidenten Strobl, einmal zusammenzusetzen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Da brauchen wir nicht Sie!) Er kann nämlich eines auf jeden Fall gut - und ich weiß das, da er mir da oder dort auch manchmal geholfen hat, wenn es um Matrizen- und Vektorenrechnung ging -, er ist ein guter Mathematiker, und vielleicht kann er Ihnen ein bisschen Nachhilfe in der Frage geben, wie man genau rechnet und wo und wie man welche Dienstposten- und Lehrereinsatzpläne berechnet. Das wäre doch einmal eine gute Sache. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Dann legen Sie es einmal offen...!)
Was ich beim Kollegen Strobl – im Gegensatz zu Ihnen – vor allem sehr geschätzt habe: Wir waren auch nicht immer einer Meinung, aber wir haben eine inhaltliche Debatte geführt, eine, die sehr klargelegt hat, worum es denn in der Bildungspolitik geht, was uns, die ÖVP und die SPÖ, denn da unterscheidet. Unterschieden hat uns vor allem der Punkt, dass die ÖVP sich unter Schule Klasse und Lehrer vorstellt – ein Lehrer steht vor der Klasse, Wissensvermittlung, und nach irgendeinem bestimmten Zeitraum ruft man das vermittelte Wissen wieder ab; that's it –, während die SPÖ sich unter Bildung und Bildungseinrichtungen wesentlich mehr vorstellt, nämlich eine Förderung der Stärken und einen Abbau der Schwächen von jedem einzelnen Schüler und damit auch den dazugehörigen Schwerpunktansatz dort, wo die LehrerInnen mehrheitlich gebraucht werden. 

Das heißt, das System der StützlehrerInnen, der BegleitlehrerInnen und so weiter ist nicht wegzunehmen, sondern auszubauen. Es braucht – da gebe ich auch den GRÜNEN Recht – ein Mehr an LehrerInnen für Wien. Das sieht die ÖVP überhaupt nicht so. Die ÖVP sieht auch nicht, dass es vielleicht Sinn machen würde, bei der Nachmittagsbetreuung in den Lerneinheiten seitens des Bundes die dazugehörige finanzielle Unterstützung zu leisten, denn Nachmittagsbetreuung, Frau Cortolezis-Schlager, zahlt im Augenblick die Stadt. Also das wissen wir schon, dass die Nachmittagsbetreuung die Stadt zahlt. Da fordern wir natürlich den Bund auf, dass er seinen Beitrag leistet, weil auch dort natürlich MigrantInnen betreut werden können, soweit sie Deutschdefizite haben. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ja, das wollen wir ja, aber wenn man die Kurse nicht in Anspruch nimmt!!) Die Aussage, Migrantin ist gleich schlecht Deutsch zu können, stimmt ja so überhaupt nicht, wie wir jetzt auch bei der vorgezogenen Schuleinschreibung und der Testung nach den Deutschkenntnissen gesehen haben. Nicht alle mit MigrantInnenhintergrund haben auch Deutschdefizite, sondern 17 Pro-
zent haben, unabhängig von der Herkunft, Deutschdefizite, und das in der kompletten Breite. Das reicht von sehr schlecht Deutsch können bis dahin, ein bisschen Förderbedarf zu brauchen, also in der kompletten Abstufung. 

Das heißt, das, was da vom Herrn Strache behauptet wurde, dass 60 Prozent, 70 Prozent, 80 Prozent nicht nur integrationsunwillig sind, sondern auch noch nicht Deutsch können et cetera, ist ja vollkommen an den Haaren herbeigezogen und erfunden.

Zuerst habe ich mir gedacht, es geht um ein Sommerlochthema von den Freiheitlichen und wir haben quasi schon das Sommerloch vorgezogen. (GR Kurth-Bodo Blind: Wie man sich irren kann!)) Nein, das ist diesmal überhaupt kein Thema von den Freiheitlichen, ein Déjà vu, nein, es ist diesmal von der ÖVP. Und die schlägt als einzige Lösung für das Problem, dass es Deutschdefizite bei Kindern in Schulen gibt, vor, man soll eine Quote einführen und die Kinder von einem Bezirk in den anderen mit dem Autobus durch die Gegend chauffieren und sie aufteilen – Lastenausgleich nennt sich das dann in dem Konzept –, und das nicht nur bei den Volksschülern, sondern auch schon bei den Kindergartenkindern. Also wir fangen jetzt an, die Zweijährigen in Busse zu stecken und vom Grinzinger Platz zur Selzer Kirche zu führen und dann in die andere Richtung, um diesen Lastenausgleich zu machen. 

Das ist in Wahrheit nicht nur ein schlechtes Zeugnis für die Lösungskompetenz der ÖVP, nein, es ist in Wahrheit unwürdig. Unwürdig nicht nur diesem Haus gegenüber, es auch noch zum Thema einer Aktuellen Stunde zu machen, sondern unwürdig gegenüber den Wienerinnen und Wienern, dass sie sich mit so einem Vorschlag überhaupt beschäftigen müssen, und noch unwürdiger gegenüber den Migrantinnen und Migranten, für die das wirklich eine Frechheit bedeuten muss, so einen Vorschlag zu hören. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind, und zwar: 8 vom Klub der Wiener Freiheitlichen, 22 vom Grünen Klub im Rathaus und 20 vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien. 

Von den GRinnen Mag Maria Vassilakou, Susanne Jerusalem, Mag Alev Korun, Freundinnen und Freunde wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend "Chancengerechtigkeit für Kinder, deren Muttersprache nicht Deutsch ist", gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen, ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Von den GRen Heinz-Christian Strache, Mag Gerald Ebinger und David Lasar wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales betreffend "gescheiterte Drogenpolitik in Wien" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der zweiten Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt, und zwar: 3 des Klubs der Wiener Freiheitlichen, 4 des Grünen Klubs im Rathaus, 5 des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien, einer des Klubs der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 4, 7 und 8, 12 bis 16, 19, 23 und 24, 27, 29, 35, 38 bis 44, 46 bis 47 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt.

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 34 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 34, 30, 31, 32, 33, 36, 37, 45, 17, 18, 20, 21, 22, 25, 26, 28, 2, 3, 5, 6, 9, 10, 11 und 48. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführern. 

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Punkt 1 vorgesehene Wahl der heutigen Sitzung durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen worden, wenn ich das richtig gesehen habe.

Frau GRin Mag Waltraud Antonov und Herr GR Mag Rüdiger Maresch haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. 

Der Grüne Klub im Rathaus schlägt für diese Funktion Frau GRin Ingrid Puller und Herrn GR Markus Schreuder vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig. 

Ich gratuliere dem Kollegen und der Kollegin zu ihrer verantwortungsvollen Aufgabe. (Heiterkeit und Beifall bei den Grünen.) 
Es gelangt nunmehr Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7708 im 17. und 18. Bezirk, KatG Dornbach und Pötzleinsdorf.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Flächenwidmungsakt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Ich eröffnet die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Zur Erinnerung: Die erste Runde 40 Minuten, die zweite Runde 20 Minuten.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde dieses Schwerpunktthema seitens der GRÜNEN initiiert, und es ist gut, einmal über den gesamten ruhenden Verkehr hier eine sachliche und ruhige Debatte abzuführen. Wer den Zusammenhang zwischen Parkraumbewirtschaftung, Garagen, Park and Ride-Systemen und die Auswirkungen auf die Gestaltung im öffentlichen Raum nicht sieht und nur das Thema Garagen beleuchten will, ist eigentlich hier fehl am Platz, denn alles gemeinsam ist natürlich ganz, ganz wichtig für die Stadt, für die Bewohner, für die Gewerbebetriebe, für die Anrainer, für alle. 

Daher möchte ich mich ein bisschen mit dem Zusammenhang von Parkraumbewirtschaftung, Garagen, Park and Ride beschäftigen, und dabei kommt mir der Rechnungshofbericht zu Hilfe. Der Rechnungshof hat nämlich im vorigen Jahr in der Zeit vom 21. März bis 29. April die Gebarung der Hauptstadt Wien hinsichtlich des Parkraummanagements der Jahre 2000 bis 2004 überprüft. Anlass dazu gaben Wahrnehmungen des Rechnungshofes anlässlich der Überprüfung der Stadtplanung im Herbst 2003 auf dem Gebiet des ruhenden Verkehrs.

Kommen wir – denn die Länge des gesamten Rechnungshofberichtes würde auch meine Redezeit strapazieren – auf die Kurzfassung des Prüfungsergebnisses in den einzelnen Punkten. 

„Die im Masterplan Verkehr 2003", sagt der Rechnungshof, „festgelegten Ziele und Maßnahmen gaben in Verbindung mit der zunehmenden Motorisierung", die ja immer abgestritten wird seitens der Stadt, „jedoch Anlass zu Nachjustierungen." Die haben aber leider nicht sehr gut funktioniert, meine Damen und Herren. Darauf komme ich später. Der Rechnungshof schreibt: 

„Der starke Anstieg des Kfz-Bestandes macht es auf Grund des knappen zur Verfügung stehenden Straßenraumes notwendig, neu gestaltet zu werden. Deshalb beschloss die Bundeshauptstadt Wien" – wir gehen in die Vergangenheit – „mit der Verkehrskonzeption 1980 einen umfassenden Maßnahmenkatalog zur Bewältigung des ruhenden Verkehrs mit Schwerpunkt Garagenbau" –1980! –, „Umsetzung eines Park and Ride-Programms" – 1980 –, „Bewirtschaftung der Stellplätze im Straßenraum und verstärkte Überwachung." 1980!

Das wurde etwas relativiert, und zwar durch den Gemeinderatsbeschluss vom April 1991. Damals haben Sie die Leitlinien für die Stadtentwicklung mehrheitlich beschlossen und Sie sahen unter anderem die Parkraumbewirtschaftung ausdrücklich nur mehr als Maßnahme zur Beschränkung des Kfz-Arbeitspendlerver-
kehrs. Der Masterplan vom November 2003 enthielt daher umfangreiche Ziele und Maßnahmen zur Bewältigung der Verkehrsprobleme. „Die Stellplatzreduktion", sagt der Rechnungshof, „im Zuge der Errichtung von öffentlichen Garagen und Sammelgaragen sollte" – sollte! – „zur Schaffung von Flächen für höherwertige Nutzung im öffentlichen Straßenraum beitragen" – dem schließen wir uns voll an –, „was allerdings nur punktuell gelang."

Meine Damen und Herren! Eine vernichtende Kritik des Rechnungshofes am Gesamtplan der Parkraumbewirtschaftung und an Ihren Maßnahmen. Das Einzige, was übriggeblieben ist, Herr Stadtrat – Sie waren damals noch nicht Stadtrat, aber Sie sind in jener Partei, die das alles zu verantworten hat, nämlich in der SPÖ-Mehrheitspartei – das Einzige, was übriggeblieben ist, ist ein kostenpflichtiges Parkpickerl für derzeit zehn Bezirke und den Raum Stadthalle und bald auch noch Döbling, wo man abkassiert. Und das ist eine Abzockerei. Das ist Ihr Ergebnis von 15 Jahren Parkraumbewirtschaftung in Wien: Abzocken der Bürger. (Beifall bei der FPÖ.)

Lassen wir die Parkraumbewirtschaftung beiseite, widmen wir uns nun dem Garagenkoordinator. Seit 2000 gibt es in Wien lobenswerterweise einen Garagenkoordinator. Ein bisschen spät, wenn man sich überlegt, was schon alles vorher beschlossen worden ist, aber immerhin, die SPÖ hat sich durchgerungen, einen Garagenkoordinator einzusetzen, und es ist gelungen – unter Anführungszeichen –, in den letzten Jahren zirka 4 000, nicht ganz 4 000, geförderte Volksgaragen und zirka 2 500 gewerbliche Garagen zu schaffen. Wir haben derzeit 14 offen. Es sind weitere sechs in Bau und sechs in Planung, wobei wir über die, die in Planung sind, noch reden müssen, denn da wird sich einiges tun, da wird wahrscheinlich die eine oder andere oder vielleicht alle sechs gar nicht mehr gebaut werden. – Dazu, wie es dann weitergeht, ebenfalls etwas später.

Meine Damen und Herren! Das Nächste zu Park and Ride. Hier sagt der Rechnungshof: „Im Masterplan Verkehr aus 2003 war die Schaffung von 14 000" – 14 000! – „Park and Ride-Stellplätzen bis 2010 vorgesehen." Wir haben Mitte 2006, meine Damen und Herren. „Da in den letzten fünf Jahren lediglich 1 000 Parkplätze fertiggestellt wurden, erscheinen zur Erreichung des Ziels deutlich höhere Jahresbauraten erforderlich."

Meine Damen und Herren! Wenn ich jetzt noch die zwei Park and Ride-Garagen Hütteldorf und Leopoldau mit je zirka 1 000 Stellplätzen hinzurechne, komme ich im Jahre 2007 vielleicht dann auf 3 000. Sie werden Ihr Ziel bei Park and Ride wirklich nicht erreichen. 

Und wissen Sie, wer versagt hat? In diesem Fall der Herr Bürgermeister, denn der ist ja mit dem Herrn Lhptm Pröll aus Niederösterreich, von wo ja so viele Pendler hereinkommen, die man an der Stadtgrenze abfangen sollte, so gut. Da gibt es ja auch persönliche Bande. Das soll ihm durchaus gestattet sein, das ist durchaus in Ordnung, jeder hat seine Freunde und sucht sich seine Freunde, aber, meine Damen und Herren, er hätte ja doch mit seinem besten Freund, dem Herrn Lhptm Pröll, seit vielen Jahren im Rahmen des Finanzausgleiches Möglichkeiten der Mitbeteiligung, der Finanzierung von Park and Ride-Anlagen an der Stadtgrenze schaffen können. Gescheitert ist er, meine Damen und Herren!

Aber dort, wo wir sie gebaut haben, sind es falsche Stellplätze. Nehmen wir den 3. Bezirk oder noch viel ärger den 14. Bezirk. Da plant man jetzt die Verlängerung der U4 nach Auhof. Das ist eine alte freiheitliche Forderung von unseren Mandataren im 14. Bezirk und der Gesamtfraktion. Endlich macht man das, ob in fünf Jahren oder sieben oder zehn, man baut aber gleichzeitig eine vollkommen unnötige Park and Ride-Anlage in Hütteldorf, gegen die wir uns gewehrt haben, gegen die sich die Bürger gewehrt haben, wo es keine Zufahrtsrelationen gibt, nur damit ich beweisen kann: Ich habe dort eine Park and Ride-Anlage. Und die Bürger dort freuen sich wahnsinnig, dass man die dort hinbaut. Abgesehen davon, dass auch Spielhöllen dort hinkommen. Das ist aber ein ganz anderes Thema.

Meine Damen und Herren! Sie haben in Park and Ride ebenfalls restlos versagt, was den Parkraum betrifft. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gehen wir gleich weiter mit dem Rechnungshofbericht – wir haben jetzt die Garagen, wir haben Park and Ride – über die Parkraumbewirtschaftung. „Bei der Parkraumbewirtschaftung entschied sich die Stadt für eine großräumige Kurzparkregelung. Die ab dem Jahr 1959 sukzessive eingeführten Kurzparkzonen wurden ab dem Jahr 1975 mit zunächst stark steigenden Tarifen gebührenpflichtig. Die Stadt führte ab dem 1. Juli 1993 die großflächige Parkraumbewirtschaftung zunächst im 1. Bezirk und in weiterer Folge vom 2. bis 9. und im 20. Bezirk ein." Das habe ich zuerst schon hier gesagt: Wieder die Abzockerei. Aber da gibt es noch eines drauf. 

Da kommt ein hoher Beamter der Stadt Wien, nämlich der Verkehrsplaner der MA 18, vor einigen Wochen drauf, dass man das City-Parken, also das Parken im 1. Bezirk, auf 4,40 EUR pro Stunde verteuern sollte. Ich habe außer einigen lahmen Entgegnungen des Herrn Stadtrates – vom Herrn Bürgermeister habe ich gar nichts gehört – nichts vernommen. Da ist nichts entgegengesetzt worden. Die Begründung dieses Verkehrsplaners: Wenn man hier alles über den Preis regelt – Sozialisten reden etwas über den Preis, unglaublich, das ist die Befürwortung –, dann wird sich alles von selber regeln, die Oberfläche wird frei sein. Dann führen wir noch die Kurzparkzone bis 24 Uhr ein, und wir ersparen uns alle Garagen.

Meine Damen und Herren! Das ist ein derartiger Fehlschluss, denn wer heutzutage am Abend in die City fährt, der fährt ja nicht, um einzukaufen oder herumzuflanieren, sondern die Leute, die dort hinfahren, die können es sich leisten, ihrem Amüsement nachzugehen, die können es sich leisten, in Lokale zu gehen, ins Theater, in Kinos und Sonstiges. Na, glauben Sie ernsthaft, dass die es sich nicht leisten können, einen Kurzparkschein bis 24 Uhr auszufüllen? Das ist doch lächerlich! Dann haben die Anrainer erst recht keinen Parkplatz, obwohl sie im Jahr Hunderte Euro zahlen. 

Das ist unglaublich! Herr Stadtrat, machen Sie dem ein Ende! City-Parken um 4,40 EUR und Kurzparkzone bis 24 Uhr muss auf das Schärfste bekämpft und abgelehnt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Dieses Argument ist genauso falsch wie jenes der GRÜNEN oder auch das der Frau Bezirksvorsteherin Stenzel, der ich ja durchaus einige Sätze widmen will, nicht, weil sie so wichtig ist, sondern weil sie so unsinnige Aussagen macht. 

Meine Damen und Herren! Sie argumentieren immer: Ja, der Neue Markt, aber alle anderen Garagen! Wir sind aber beim Neuen Markt. Da geht es um 350 Stellplätze, aber an der Oberfläche verlieren wir 250 Parkplätze, also in Wirklichkeit gibt es ja eh nur 100 neue. Was für ein Unsinn! Es geht doch nicht darum, dass man nur neue oder zusätzliche Parkplätze schafft, sondern dass man auch alte Parkplätze von der Oberfläche nach untern bringt, und immerhin hätten wir mit den 350 durchaus noch 100 neue gehabt. Dieses Argument ist mir überhaupt nicht nachvollziehbar, zieht sich aber durch sämtliche Argumentationen der Grünen und der Frau Stenzel. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ja unglaublich!) Unglaublich, ja, vollkommen richtig. Unglaublich, der Maresch hat es erfasst. 

Und was die Frau Stenzel betrifft: Die ÖVP befürwortet die 4,40 – das lese ich jetzt erst, weil es auf der nächsten Seite steht, unglaublich – und fordert alle anderen Bezirksvorsteher auf. Ich muss das wirklich vorlesen: Sie appelliert an ihre Bezirksvorsteherkollegen, bei allen andern Projekten die Mittel der Basisdemokratie einzusetzen – als ob die wüsste, was eine Basisdemokratie ist, wenn sie aus Brüssel kommt –, auch auf die Gefahr hin, dass es ein für die Politik unerwünschtes Ergebnis gibt. 

Meine Damen und Herren! Die Frau Stenzel fordert alle auf, Umfragen zu machen. Wir wissen bis heute überhaupt nicht, wer gefragt werden soll, es gibt keine Richtlinien der Stadt, wo befragt werden soll, wie viele Leute befragt werden sollen. Soll das in 500 m Umgebung sein, in 1 000 m, in 1 500 m, im Grätzel, im Bezirk. Das ist alles im luftleeren Raum, die Planungs- und Umfragen-Anarchie ist ausgebrochen, und die Frau Stenzel fordert alle auf, dem nachzukommen. Das ist ebenfalls abzulehnen, meine Damen und Herren, abgesehen von der Fragestellung, die die Frau Stenzel gehabt hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und da komme ich gleich noch zu einer anderen Garage hier am Rande, das wäre zum Beispiel eine Garage am Naschmarkt. Auch die wird natürlich bekämpft. Hier gibt es die ersten Pläne. Meine Damen und Herren, selbstverständlich kann man, wenn man die Umgebung kennt, die Einwohner, die Geschäftsleute, dem Naschmarkt durchaus eine Garage zugestehen. Die kann auch reduziert sein, man kann über alles diskutieren. Das wäre schon alleine auch im Sinne der Märkte, die wir ja heute bei einem anderen Thema noch besprechen. 

Und überlegen Sie einmal: Wenn ich die Naschmarktgarage habe, könnte ich an der Oberfläche, Herr Kollege Maresch, so viel freihalten, dass ich endlich den Lückenschluss des Radweges am Naschmarkt durchführen könnte, dem ich durchaus positiv gegenüberstehe, und nicht diese Umleitungen, die der Herr StR Schicker – da gibt es nämlich zwei verschiedene Umleitungen – hier einführt. Überlegen Sie auch einmal, dass ich, wenn ich durch Garagen etwas hinunterbringe, dann an der Oberfläche für den öffentlichen Raum etwas frei gestalten kann. 

Meine Damen und Herren! Da gibt es noch etwas Interessantes. Am 20. April 2004 um 13.30 Uhr hat in der Magistratsdirektion eine Besprechung stattgefunden, eine durchaus sinnvolle Besprechung mit einem durchaus positiven Ergebnis, das hier viel zu wenig aktualisiert und besprochen worden ist. Gegenstand: Präsentation, die eine im Auftrag der Magistratsdirektion-Stadtbau-
direktion ausgearbeitete Machbarkeitsstudie "Parkgaragen unter Stadtstraßen" beleuchtet. Rosinak & Partner hat den Auftrag bekommen und hat eine durchaus umfassende Studie gebracht. Man muss nicht mit allem einverstanden sein, aber er hat ja auch keine großartigen Empfehlungen abgeben, sondern die Sache, wie sie sich in Wien darstellt, skizziert.

Auf Seite 3 der Einleitung steht unter anderem, es werden Überlegungen zu einem eigenen Fördermodell für mechanische Parkgaragen angestellt und intensive Gespräche mit der Finanzverwaltung der Stadt Wien, Magistratsabteilung 5, geführt. 

Ich frage, meine Damen und Herren: Was ist seit dem April 2004 in diesen Gesprächen passiert? Gibt es eine eigene Förderung für mechanische Garagen? Was macht man dort? Gibt es eigene Förderschienen? Und und und. Das wäre eine interessante Frage, aber genauso eine interessante Antwort. 

Meine Damen und Herren! Man hat festgestellt in dieser Studie, dass natürlich die Stellplatznachfrage und der Parkdruck in sehr dicht bebautem Gebiet steigt, dass es sehr oft Widerstände gibt und der Platz nur begrenzt vorhanden ist. Daher hat man ja diese Studie in Auftrag geben, die sich um Alternativen im öffentlichen Raum kümmert, und es ist eindeutig hervorgekommen, dass Wien sehr wohl in gewissen Straßenbereichen, vor allem der Gründerzeit, aber auch woanders, die Garagennutzung von Stadtstraßen fördern und vor allem vorantreiben sollte. 

Ich brauche das nicht näher auszuführen, aber ich möchte es trotzdem ganz kurz tun. Es geht um drei Straßentypen, jene der Breite 19 m, 16 m und 11,5 m. Man ist draufgekommen, bei den schmalen Straßen mit 11,5 m sollte man das nicht tun – es gibt so einen Prototyp, wie Sie wissen, Herr Stadtrat –, aber bei den 19 m-Straßen und bei den 15 m-Straßen in Wien, wenn gewisse Vorraussetzungen erfüllt sind – ich möchte jetzt nicht darauf eingehen, das wissen wir alle, da geht es um Rohrverlegungen, was liegt unter der Straße, Eigentum und und und –, kommt man zu dem Schluss – und der ist sehr interessant, auch der Rosinak schreibt das und da gibt es auch einen Schriftverkehr mit der Stadt –, der Vorteil von solchen Garagen unter der Stadt wäre folgender – ich zitiere: „Ein Vorteil vom Garagenbau unter Straßen gegenüber dem Garagenbau unter Flächen mit anderer Widmung ist die Rechtssicherheit für den Garagenbetreiber. Für eine Garagennutzung unter öffentlichen Verkehrsflächen ist keine Widmungsänderung möglich." Das ist schon einmal ein großer Vorteil für die Garagenbetreiber. 

Man hat hier auch die Kosten aufgerechnet. Selbstverständlich sind die mechanischen Garagen aus heutiger Sicht teurer. Daher fordern wir ein neues Förderungsmodell für mechanische Garagen. Empfohlen wird in Wien bei 19 m-Straßen die konventionelle Bauart, und bei 16 m – 15,17 m genau – fordert man die mechanische Garage. 

Es gäbe eine Fülle von Projekten in Wien. Angegangen worden ist bisher sehr, sehr wenig, meine Damen und Herren, und ich verstehe nicht, warum man das nicht vorantreibt, sondern sich hier von gewissen Leuten treiben lässt. Das sage ich jetzt ganz provokant: Es gibt in Wien Leute, die von Park zu Park ziehen, so wie die Söldnertruppen der Grünen. Es sind ein paar wenige, die alles verhindern wollen, meine Damen und Herren, alle Garagen. Sie lassen sich hier treiben. Das muss verhindert werden. Es kann nicht sein, dass die Rechtssicherheit derart in den Dreck gezogen wird, dass es, wenn gültige Baubescheide vorliegen, möglich ist, dass manche Leute durch das Aufstellen von drei Zelten und eines Maroniofens, wo die Stenzel sie noch besucht und ihnen Mut macht, bewirken, dass alles verboten wird. 

Noch dazu, wo der Bezirksvorsteher aus Ihrer Fraktion im 5. Bezirk vor Monaten gesagt hat: Jawohl, es ist alles entschieden. Genau wie im 1. Bezirk. Es kann nicht sein, dass Bezirksvorsteher wild werden, dass man Umfragen gestaltet. Das ist die Anarchie, Herr Stadtrat! Schreiten Sie ein! Genauso auch der Herr Bürgermeister oder der Finanzstadtrat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir sind für Garagenförderung neu, selbstverständlich, man sollte sie sogar intensivieren, Herr Stadtrat, neue Richtlinien herausgeben, wir sind aber gegen den alten Fördersumpf. Da wird mein Nachredner vielleicht das eine oder andere noch bringen. Es kann nicht sein, wie das Kontrollamt festgestellt hat – das nur vorab –, dass es zu keiner einzigen Volksgarage eine Abrechnung gibt, nur weil die eine Magistratsdienststelle glaubt, die andere hat es schon erledigt. Das sind ja unglaubliche Zustände, das sind ja fast ÖGB-Bawag-Zustände, aber es zieht sich natürlich auch hier herein in diese ganze Geschichte. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es kann nicht sein, dass die Fördersummen permanent zu 100 Prozent ausgeschöpft werden. Da gibt es offensichtlich Absprachen zwischen den Baubetreibern und zwischen den Bietern, denn es muss ja jede Garage eine andere Kostenstruktur haben. Das kann es nicht geben. 

Und das Absurde ist: Beim ersten Garagenbau wollte der Errichter 5 700 EUR an die Stadt Wien zurückzahlen, weil er weniger ausgegeben hat. Das muss man sich einmal vorstellen. Der hat einen Brief zurückbekommen: Tun wir uns das nicht an, das ist viel zu kompliziert, behalten Sie sich das. Meine Damen und Herren, das sind ja unglaubliche Zustände. 

Absurd ist auch, dass eine Kostenbewertung im Ausschreibungsverfahren nur 25 Prozent wert ist, aber alles andere wie die Gestaltung wesentlich mehr. Es geht um Garagen, es geht um Bürger, es geht darum, den ruhenden Verkehr unter die Straße zu bringen und nicht um architektonische Meisterleistungen. Das sei auch in aller Deutlichkeit hier gesagt. 

Meine Damen und Herren! Das Ergebnis vom Rechnungshof – das ist dann die letzte Seite hier in der Kurzfassung –: Die Stadt sollte verstärkt auf das Angebot der Park and Ride-Garagen aufmerksam machen und die Einführung günstiger kombinierter Zeitkarten für die Benützer von Park and Ride-Anlagen und der Wiener Linien in Betracht ziehen. Da gibt es als Antwort des Stadtsenates: Über kombinierte Zeitkarten werden entsprechend der Empfehlung des Rechnungshofes mit den Wiener Linien Gespräche geführt. Ja, bitte, was ist denn da herausgekommen bei diesen Gesprächen? Ich höre an sich auch sehr wenig darüber. Sie bagatellisieren immer alles im Stadtsenat, sagen, es wird eh alles gemacht, und hoffen auf die Vergesslichkeit der Opposition. Damit brauchen Sie nicht zu rechnen, Herr Stadtrat oder Herr Bürgermeister oder Herr Finanzstadtrat. Wir sind nicht so vergesslich. Es kommen schon die Argumente zu jenem Zeitpunk, den wir für richtig erachten.

Meine Damen und Herren! Als Nächstes schreibt der Rechnungshof: Die Förderrichtlinien wären hinsichtlich der Übereinstimmung mit den Zielsetzungen im Masterplan Verkehr 2003 zu evaluieren. Ja, meine Damen und Herren, richtig, es wäre Zeit, das zu evaluieren. 

Man kann als Ergebnis zusammenfassen: Sie sind in den letzten 15 Jahren gescheitert, die Oberfläche der Straßen frei oder freier oder partiell freier vom ruhenden Verkehr zu bekommen. Es mangelt Ihnen an Gestaltungswillen, die Oberflächen für Fußgeher, Kinder, Familien, Radfahrer neu zu gestalten, denn nur wenn oben die Fläche frei ist, kann man diese auch neu gestalten. Das haben Sie nicht verstanden, Sie waren nicht willens, Sie konnten es nicht oder aus welchen Gründen auch immer. Es gab ja vor Ihnen andere Stadträte. Sogar von der ÖVP gab es einen Planungsstadtrat, aber die meisten waren von der SPÖ. Hier haben Sie versagt.

Jetzt nur ein Wort zur ewigen Geschichte der Busgaragen. Das ist ja da auch angeführt worden. Darauf möchte ich gar nicht mehr weiter eingehen, aber auch das gehört natürlich, wenn auch nur partiell und klein, zu diesem Themenkomplex dazu. 

Seit 15 Jahren macht offensichtlich jeder Stadtrat oder auch jeder andere in der Garagenkoordination oder im ruhenden Verkehr, was er will. Die Bezirksvorsteher spielen seit einiger Zeit teilweise – ich überzeichne jetzt etwas, ich meine es nicht wörtlich, sondern unter Anführungszeichen – verrückt, die Wanderprediger gehen von Garagenplanungsplatz zu Garagenplanungsplatz, sind zum Überwiegenden gegen die Interessen der Mehrheit der Bürger, willkürliche Umfragen werden für Entscheidung politischer Art und Planungsentscheidungen herangezogen. In dieser Stadt gibt es in Wirklichkeit – leider, muss ich sagen – seit vielen Jahren keine funktionierende abgestimmte Planung für den ruhenden Verkehr. Jeder macht, was er für gut befindet, jeder tut, was er will.

Herr Planungsstadtrat! Herr Finanzstadtrat! Herr Bürgermeister! Nehmen Sie die Zügel bei der Garagenplanung in die Hand! Lassen Sie die Planungsanarchie, bezogen auf den ruhenden Verkehr, hinter sich! Es ist fünf nach zwölf. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nach den überaus interessanten Ausführungen meines Vorredners habe ich mir die ganze Zeit gedacht, wer ist der Söldner oder wer ist der Wanderprediger, der da so herumzieht und die Leute aufhetzt in den Bezirken und dann in Wirklichkeit – sozusagen gegen den Willen der Mehrheit – dort Sachen durchsetzt. Interessant. 

Ich würde einmal sagen, es hat meines Wissens schon mehrere Abstimmungen in Bezirken gegeben – darauf gehe ich dann noch genauer ein –, und bei den beiden letzten Abstimmungen – die eine war im 1. Bezirk – war ein deutliches Votum dagegen. Im 7. Bezirk waren, wenn ich mich nicht täusche, zwei Drittel der Menschen, die abgegeben haben, und das war weit mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten, gegen die Errichtung einer Garage, in dem Fall unter einem Straßenraum. (GR Godwin Schuster: Aber das stimmt ja nicht!) Es ist interessant, wie das die SPÖ sieht. Auf die SPÖ gehe ich dann noch ein, Kollege Schuster. Wir können gerne diskutieren, wie das im 7. Bezirk war. Faktum war, dass sich dort die SPÖ der Mehrheit der BürgerInnen bei der Abstimmung angeschlossen hat. Aber auf das komme ich noch genauer.

Ich möchte zunächst einmal zu dieser Schafberggeschichte etwas sagen, die sozusagen tatsächlich den Akt betrifft. Also ich finde es total interessant, dass man da eine Widmung durchzusetzen versucht, und zwar eine Garagenwidmung unter einer Fläche, wo jetzt Autos stehen. Dort wollte man keine Hochgarage, sondern eine Tiefgarage. Jetzt weiß man ungefähr, dass in einer Tiefgarage, zumindest laut Garagenkoordinator – auf den gehe ich dann auch noch genauer ein, da hat der Herr Kollege Madejski schon Recht –, ein Stellplatz 21 800 EUR kostet. 21 800 EUR mal ungefähr 200 Stellplätze dort neben dem Schafbergbad für eine Garage, die eigentlich nur während der Badezeit oder in der Hochsaison benutzt wird. Das heißt, mit Glück sind das vielleicht insgesamt acht Wochen, das kommt auf den Sommer an, den wir haben. 

Das heißt, wir haben es damit zu tun, dass wir zumindest andenken, 200-mal 21 800 EUR in den Boden zu vergraben und dann zu sagen, damit haben wir die Verkehrsprobleme rund ums Schafbergbad gelöst. Na ja, das kostet ganz schön viel, denn während des übrigen Jahres ist dort eine Halle. Da kann man wahrscheinlich Tischtennis spielen, vielleicht Indoor-Fußball, Sitzfußball, also alles, was eben in einer leeren Halle so geht. 

Der Punkt ist nur: Eine bessere Lösung wäre es gewesen – und da gibt es auf Initiative der ÖVP auch einen Antrag, dem wir beigetreten sind –, den 42B zu verdichten. Das ist nämlich viel gescheiter und wahrscheinlich auch um einiges billiger, das zu machen, als dort leere Hallen für die restliche Zeit des Jahres zu schaffen. Denn ich meine, dass man sich, wenn es kalt ist, vielleicht aufwärmen geht dort unten in der Garage oder Eistauchen im Schafbergbad ist ein bisschen kompliziert und ein bisschen teuer. Deswegen werden wir dagegen stimmen. 

Nächster Punkt: Der Kollege Madejski hat einen historischen Abriss der Garagenpolitik der Stadt Wien gebracht. Das war interessant. Unter anderem ist er auf die Stellplätze eingegangen. Er hat die Zahl diesmal nicht gesagt, aber wenn ich mich nicht täusche, wurde einmal ein Wahlkampf geführt, da hat die FPÖ verlangt – aber die SPÖ ist, glaube ich, nicht wirklich zurückgestanden –, 50 000 Stellplätze zu schaffen. Das halte ich für eine gefährliche Drohung. Rechnen Sie sich einmal aus: 50 000 mal 21 800 EUR. Da kommt ein Sümmchen zusammen, so um die eine Milliarde Euro. Da frage ich: Hat irgendjemand den Goldesel erfunden, hat Wien wirklich so viel Geld, damit man so viel Geld vergraben kann? Das glaubt ja wohl nicht einmal die FPÖ. 

Und dann sein Exkurs über das Papier vom Herrn Rosinak und seiner Firma zu den Garagen unter Straßen und der Forderung des Herrn Garagenkoordinators nach einem neuen Fördermodell. Dort wurde uns und auch der FPÖ mitgeteilt, dass so ein Garagenplatz unter einer Straße, vor allem wegen der Einbauten, bis zu 40 000 EUR kostet. Ich meine, 40 000 EUR, da kann man nur sagen: Hat die Stadt Wien viel zu viel Geld? Ist ein einziges Auto 40 000 EUR Fördergeld wert? Da sage ich Ihnen, eine Sozialwohnung ist in Wirklichkeit mit einem Viertel dieser Summe gefördert, eine Sozialwohnung, die viele Leute brauchen, aber offensichtlich gibt es auch Sozialautos. Für ein Sozialauto unter der Straßen EUR 40 000! Da denke ich mir: Hoffentlich gelingt es dem Herrn Garagenkoordinator nicht, sich da durchzusetzen, und man kommt zur Besinnung und es ist eben anders. 

Jetzt zu den Zelten im Bacherpark. Das war ja auch ein wichtiger Einwand, aber das hätte ich sowieso gesagt. Heute um 15 Uhr gibt es eine Pressekonferenz. Ein bisschen spät, weil ja morgen Feiertag ist, und ich glaube nicht, dass das sozusagen der geeignete Medienrenner wird am Nachmittag, aber immerhin, denke ich mir, hat es da ein Umdenken bei den Verantwortlichen im Bezirk gegeben. Das war eine lange Mediationsgeschichte. Jetzt will ich gar nicht einmal sagen, dass wir diese Mediationsgeschichte schon lange Zeit gefordert haben, aber ich glaube, zu diesem Umdenken kann man der SPÖ gratulieren. Wirklich wahr! Überraschung, Überraschung! Es hat ein Ergebnis gegeben, und ich denke mir, es wird eine AnrainerInnenbefragung geben. Das finden wir gut. 

Gleichzeitig gibt es ganz in der Nähe den Klieberpark. Der ist eröffnet worden. Der wird groß abgefeiert: Erste Volksgarage von Margareten! 21 800 EUR, nein, 21 750 EUR wird die Fördersumme pro Stellplatz sein. 

Und da komme ich jetzt auf die Großtaten des Herrn Garagenkoordinators. Also wenn ich da nur vorlese: Robert-Stolz-Platz: Fördersumme pro Stellplatz 21 800 EUR, Manes-Sperber-Park: 21 800 EUR pro Stellplatz, dann Bacherpark: 21 800 EUR, Klieberpark: 21 750 EUR – da haben Sie sich gedacht, Sie müssen ein bisschen hinuntergehen, denn sonst fällt es auf –, dann Hofmühlgasse, Waldemarpark: 21 800 EUR, Schlesingerplatz im 8. Bezirk: 21 800 EUR. Und auf die Frage des Kontrollamtes, wie der Herr Garagenkoordinator auf 21 800 EUR kommt, war die lapidare Antwort: Das ist so üblich. Schriftliche Unterlagen wurden nicht beigebracht. Da denke ich mir einfach, der Mann hat wirklich wahr ein Fingerspitzengefühl, der weiß genau, was etwas kostet. Da brauchen wir keine Unterlagen, das sind 21 800 EUR. Und niemandem ist aufgefallen, dass das immer die gleiche Summe ist, mit einer kleinen Variation von 50 EUR einmal pro Stellplatz, aber im Wesentlichen sind es diese 21 800 EUR. 

Und dann ist eigentlich dem Herrn Garagenkoordinator ganz lange auch nicht aufgefallen, dass es keine Abrechnungen gibt. Manchen hat er es sogar verweigert. Nach fünf Jahren kommt er drauf: Hoppala, Abrechnungen brauchen wir. Da denke ich mir, in anderen Ländern treten solche Personen einfach zurück. Bei uns bleibt er. Wenn ich jetzt öffentlich den umgehenden Rücktritt des Herrn Garagenkoordinators fordere, da kann ich sicher sein, das ist die Garantie für seinen Job. Also noch einmal: Ich garantiere hiermit den Job des Herrn Garagenkoordinators, in dem ich seinen unbedingten schnellen Rücktritt verlange. Denn da wird man dafür sorgen, dass er in Pension geht als Garagenkoordinator, und zwar mit 65 Jahren. Da bin ich ganz sicher. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Der Herr Garagenkoordinator hat sich, wie gesagt, offensichtlich nicht wirklich darum gekümmert, ob das Kontrollamt etwas verlangt oder nicht. Da möchte ich wirklich noch einmal weiter darauf eingehen. Ich würde mir wünschen, dass die SPÖ jetzt sozusagen nach dieser heutigen Pressekonferenz wirklich vieles dazugelernt hat und dass solche Projekte in Zukunft anders über die Bühne gehen.

Ich glaube, es ist wichtig, die BürgerInnen ernst zu nehmen, ihre Anliegen ernst zu nehmen. Da geht es nicht um die drei Zelte im Bacherpark – oder waren es fünf oder zehn –, sondern da geht es eigentlich darum, dass man die Bürger zunächst einmal informiert, mit ihnen diskutiert und dann Entscheidungen trifft und nicht umgekehrt. 

Dem Herrn Kollegen Madejski möchte ich nur sagen, dass sich der Herr Jenewein, meines Wissens Ihr Klubobmann im 5. Bezirk, sehr wohl eine Anrainerbefragung dazu vorstellen hat können; zwar im ganzen Bezirk, aber er hat es sich vorstellen können. Wenn ich mich nicht irre, war er auch Teil der Mediation. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ja, ja, genau. Der Punkt ist nur, dass Sie interessanterweise da ganz etwas anderes sehen. Sie sehen die Zelte und Sie meinen, eigentlich muss man da drüberfahren, denn endlich einmal gibt es mehr Stellplätze. Da sage ich noch einmal – vielleicht wissen Sie das Rezept –: Bitte teilen Sie uns mit, wo wir so viel Geld herkriegen! Offensichtlich weiß das sonst keiner. 

Nächster Punkt: Ganz kurz möchte ich nur auf diese Park and Ride-Anlagen eingehen. Ihrer Meinung nach sind solche Anlagen dort draußen der Weisheit letzter Schluss. Eine Park and Ride-Anlage kostet nicht nichts, sondern kostet auch viel Geld. Der Punkt ist: Es wäre gescheiter, man würde sich überlegen, ob nicht vielleicht der öffentliche Verkehr, der von dort draußen hereinkommt nach Wien, ein bisserl schlecht funktioniert. Zweitens überlassen wir ihnen in Wien Parkraum. Es kann sich ja jeder überall hinstellen. 200 000 Pendler jeden Tag, viele davon mit dem Auto! Da denke ich mir, das ist eine Überlegung wert. 

1. Bezirk, Neuer Markt. Da haben Sie, glaube ich, etwas nicht verstanden, Kollege Madejski. Der Punkt war: Es ist nicht so, dass die Menschen im 1. Bezirk zu wenig Stellplätze haben. Dort gibt es auf 100 Menschen im Bezirk 130 Stellplätze. Da widerspricht es meiner Meinung nach jeglicher Logik zu sagen, da bauen wir noch ein paar dazu, denn dort hat vielleicht jede Person zwei Autos und fährt gleichzeitig. Das geht nicht. Der Punkt ist: Das scheitert letztendlich an der Physis des Menschen. Man kann nicht gleichzeitig zwei Autos lenken. Das kann man ganz einfach nicht. Jedes Kind hat dort möglicherweise schon einen Stellplatz. 

Faktum ist: Wir locken damit Menschen mit dem Auto bis ins Stadtzentrum, obwohl es dort eigentlich meines Wissens die U3, die U2, die U1 gibt, dort gibt es die Ringlinien, es gibt auch Autobusse dort drinnen. Ich denke mir, das geht offensichtlich alles an Ihnen vorbei, dass man den 1. Bezirk eigentlich wunderbar mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichen kann.

Jetzt kann man natürlich sagen, am Abend ist das nicht so, aber da sage ich ganz ehrlich, da muss man sich in der Stadt Wien überlegen, ob man nicht grundsätzlich sagt: Das Parkpickerl bleibt gleich, wird nicht teurer für die Menschen, aber wir vergrößern die Parkraumbewirtschaftungszone bis zur Vorortelinie und gleichzeitig dehnen wir sie von 20 Uhr auf 22 Uhr oder 24 aus Uhr. Denn – und das wissen Sie möglicherweise ganz genau – bei allen Untersuchungen kommt heraus, dass das Problem in vielen Bezirken mit dem Parkraum oder mit dem mangelnden Parkraum immer nach 20 Uhr beginnt, weil Menschen, die kein Parkpickerl haben, mit dem Auto ins Lokal fahren und dann – zumindest muss man das einmal sagen – vielleicht nach ein, zwei Bier wieder nach Hause fahren. Alkohol am Steuer ist ein Problem, und die meisten Leute werden das möglicherweise eh nicht machen. 

Faktum ist: Eine Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung würde auf jeden Fall die Geschichte entschärfen, und da ist es notwendig, dass man endlich trennt zwischen dem Parkschein und dem Parkpickerl. Im Moment ist das zusammen gefügt wie Zwillinge. Wenn man sich da überlegt, mit Hilfe einer Verordnung eine Lösung zu schaffen, dann kann sich das ändern.

Letzter Punkt – und dann möchte aufhören – ist diese Frage: Wie geht es jetzt weiter mit der Parkraumbewirtschaftung? Außerhalb des Gürtels – wir wissen es –, gibt es jetzt alle möglichen Untersuchungen. Einerseits hat auf Grund der Parkraumbewirtschaftung in manchen Bezirken der Straßenverkehr abgenommen, andererseits wieder – das kritisiert übrigens auch der Rechnungshof, das haben Sie allerdings nicht angefügt – ist es so, dass die Oberflächen nicht verändert wurden und damit Menschen hereingelockt wurden oder besser gesagt aus den Garagen wieder herausgefahren sind mit ihren Autos und an der Oberfläche stehen. Da hat kein Rückbau an der Oberfläche stattgefunden oder viel zu wenig. Das kritisiert der Rechnungshof. 

Aber unser Punkt ist: Hier herinnen im Gemeinderat wurde beschlossen, dass in einem Teil des 19. Bezirks Parkraumbewirtschaftung stattfinden soll. Wunderbar! Das ist ein sehr, sehr guter Antrag. Soll passieren. Ich glaube, dass die FPÖ nicht mitgestimmt hat, dass sie dagegen gestimmt hat, kann schon sein. Dann höre ich Signale aus dem 18. Bezirk, dass man sich auch dort überlegt, Parkraumbewirtschaftung im 18. Bezirk einzuführen. Im 15. Bezirk gibt es den Versuch rund um die Stadthalle. Wunderbar! Gute Ergebnisse. Im 16. Bezirk wird darüber diskutiert, aber im 17. Bezirk gibt es einen Beschluss der Bezirksvertretung, da wurde ein grüner Antrag abgelehnt, und zwar von SPÖ, ÖVP und FPÖ gemeinsam: Nein, da sind wir gegen Parkraumbewirtschaftung! 

Das muss man sich vorstellen: Im 15. Bezirk gibt es ein Pickerl, im 16. Bezirk gibt es ein Pickerl, im 18. Bezirk vielleicht, und im 19. Bezirk gibt es auch ein Pickerl, aber der 17. Bezirk ist parkpickerlfrei. Da war früher ein Bezirksvorsteherkandidat, nämlich der Herr Mentschik, der war stolz darauf. Der hat einen Wahlkampf gegen das Parkpickerl geführt. Na wunderbar! 

Der Punkt ist der: Die SPÖ muss sich überlegen, was sie will. Will sie eine Parkraumbewirtschaftung oder will sie einen Fleckerlteppich? Wir werden verlangen, und zwar in allen Bezirken außerhalb des Gürtels, Parkraumbewirtschaftung dort, wo es notwendig ist, wo es in Wirklichkeit so ist, dass Pendler und Pendlerinnen einfach den Parkraum verstellen, wo die Wiener und Wienerinnen das Recht bekommen sollten, dort – allerdings gegen ein Entgelt – Parkraum zu bekommen. Wenn man sich den 17. Bezirk anschaut – ich wohne auch im 17. Bezirk –, dann sind in der Veronikagasse ungefähr 20 Prozent oder 25 Prozent der Autos mit Nichtwiener Kennzeichen. Das ist deswegen so, weil die Leute dort umsteigen in den 43er oder in den 44er oder in die U-Bahn und dort das Auto abstellen. 

Es kann nicht sein, dass in Wirklichkeit die Mängel des öffentlichen Verkehrs auf Kosten der Lebensqualität der BürgerInnen in Wien gehen und die Menschen in den angrenzenden Gürtelbezirken zum Handkuss kommen. Deswegen verlangen wir die Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung zumindest bis zur Vorortelinie. Die SPÖ sollte es überdenken, ob das Beispiel 17. Bezirk nicht vielleicht doch ein schlechtes Beispiel ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste am Wort ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Vorgangsweise des Kollegen Maresch, bei dieser Post eine Garagendiskussion einzubringen, ist nicht unoriginell, zeigt jedoch, wie sehr den GRÜNEN die verkehrspolitische und stadtplanerische Zukunft der Stadt am Herzen liegt, nämlich gar nicht. Das hat man, glaube ich, an Ihrem Beitrag jetzt gerade sehr genau gesehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Ich werde mir Ihren Beitrag auch genau anhören! Bis jetzt habe ich von Ihnen auch nichts dergleichen gehört!)
Das gerade aktuelle Flächenwidmungsdokument, welches den Südhang des Schafberges einschließt, eignet sich wirklich nicht zu einer ideologischen Grund-
satzdebatte zur Garagenpolitik in Wien, auch wenn man in Vorwahlkampfmanier auf ein paar Proteststimmen abzielt. 

Beim dem Plan 7708 ist es der ÖVP sowohl im Bezirk als auch hier im Land darum gegangen, die Bürgeranliegen im Bezirk und auch im Umland zu vertreten. Für uns von der ÖVP ist es nicht nachvollziehbar, warum es ein Parkdeck auf dem Schafberg geben soll. Das war immer unsere Position. Ich weiß nicht, warum Sie das in Ihre Wortmeldung nicht aufgenommen haben. Es stimmt, ein Parkdeck würde höchstens für drei Monate im Jahr ausgelastet sein, daher ist es wirklich nicht sinnvoll. Es gibt Alternativen. Kollege Gerstl wird dann einen Beschlussantrag für eine Intervallverkürzung des 42B einbringen. Ich könnte mir noch weitere Alternativen vorstellen, etwa einen Shuttledienst oder Sammeltaxis. 

Das heißt natürlich auch nicht, dass die ÖVP generell gegen den Garagenbau auftritt. Garagenbauten müssen, Herr Kollege, bei Bedarf zur Verfügung gestellt werden. Der Bedarf beim Schafbergbad, da gebe ich Ihnen Recht, ist objektiv nicht zu sehen. 

Diskussionen über den Garagenbau in Wien gibt es seit Ende der 90er Jahre, und seit diesem Zeitraum gibt es sowohl Positiv- als auch Negativbeispiele. Die Erfolgsgeschichte der Volksgaragen beispielsweise besteht in ihrer Auslastung, die zwischen 80 und 90 Prozent liegt. Manche der gerade projektierten Garagenvorhaben sind bereits jetzt vor Baubeginn ausgebucht beziehungsweise überbucht. Der Parhameterplatz (Heiterkeit. – GR Mag Rüdiger Maresch: Parhameterplatz?!), der Parhamerplatz im 17. Bezirk, zum Beispiel, der ist bereits jetzt schon zu 120 Prozent ausgebucht; trotz Ihrer 21 800 EUR. Das zeigt eindeutig, dass der Bedarf gegeben ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da gibt es noch nicht einmal die Betondecke drauf!) Ja, aber ausgebucht ist er schon. Es gibt so viele Voranmeldungen. 120 Prozent. Ich kann Ihnen das zeigen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das schaut noch gar nicht wie eine Parkgarage aus!)
Was mir aber – und das ist jetzt eine Frage an die verantwortliche Stadtplanung – bei diesen Bauvorhaben meistens fehlt, ist die Akzeptanz der Anrainer. Doch auch hier gibt es Unterschiede. Beim bereits erwähnten Bacherplatz kann man sagen, da gibt es die Bürgerproteste, andererseits haben bei der Hofmühlgarage sogar die Grünen der Flächenwidmung in der Bezirksvertretung zugestimmt. Das wissen Sie gar nicht. Geographisch ist der Unterschied zwischen den beiden Projekten, Bacherpark und Hofmühlgarage, nicht sehr groß. Es müsste dort also Grüne pro und kontra geben. Da stellt sich schon die Frage: Hat der Bezirk das Projekt Hofmühlgarage besser vorbereitet oder ist es den Gegnern der Bacherplatzgarage gelungen, die Bevölkerung stärker dagegen zu politisieren? 

Egal, welches Beispiel man nimmt, es ist die Aufgabe der Stadtregierung, für einen von der Bevölkerung befürworteten Garagenausbau und Garagenbau zu sorgen. Die Aufgabe der Stadtplanung ist es, für Garagenprojekte ein langfristiges und bedarfsorientiertes Konzept zu erarbeiten, das zudem die Akzeptanz der Wiener Bürger im Vorfeld abklärt. Nur zu warten, bis sich Bürgerproteste gelegt haben, so wie es derzeit beim Bacherpark passiert, kann nach hinten losgehen. 

Eine aktivere Bürgerbeteiligung wäre bei den Volksgaragenprojekten sicherlich nötig. Grundsätzlich ist der kürzlich von StR Schicker vorgeschlagene Richtlinienkatalog für Bürgerbefragungen zu befürworten. Man müsste halt schauen, ob der Umfragekreis 300 m oder 500 m sein soll. Darüber müssen wir noch diskutieren. 

Was aber schade ist bei diesem Katalog, ist, dass er erst jetzt erstellt worden ist, nachdem schon einige Abstimmungen stattgefunden haben. Das zeigt zwar das Bemühen des Stadtrates um notwendige Verbesserungen, es zeigt aber auch, dass die Stadtplanung hinter den kommunalpolitischen Herausforderungen doch deutlich hinterherhinkt.

Zum ideologischen Teil: Die Grünen versuchen, die Garagenproblematik zur Glaubensfrage hochzustilisieren. Wo eine Garage hinkommt oder nicht, ist eine rein verkehrstechnische Entscheidung. Die Bürger sehen dies, wenn Bedarf besteht, sonst würde es zum Beispiel keine Zustimmung auch der Grünen bei der Hofmühlgarage geben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir haben nicht zugestimmt!) Ja, Sie haben zugestimmt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie sind falsch informiert! Genauso wie es keinen Parhameterplatz gibt!) Wir können jetzt diskutieren, wie man das ausspricht oder nicht, lieber Kollege. Die Interessen der Gemeinschaft müssen ernst genommen werden. Auch wenn sich kleinere Gruppen dagegen aussprechen, ist das Gesamtwohl nach demokratischem Prinzip im Auge zu behalten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nur bauen nicht wir!) Billig ist es, hier auf eine politische Vereinnahmung dieser Protestgruppen zu spekulieren. Umso erfreulicher ist es – und das sage ich auch, weil die Pressekonferenz stattfindet –, dass es sogar bei der Bacherplatzgarage zu einer Einigung mit Hilfe der Mediation gekommen ist oder noch kommen wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war nicht Ihre Idee mit der Mediation!) Das habe ich nicht behauptet, aber Ihre auch nicht. Das muss man auch sagen, das muss man ehrlich sagen. Sie werden es auf Ihre Fahnen heften, aber Ihr Verdienst ist es sicher nicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Der ruhende Verkehr ist sicher einer der Knackpunkte in der künftigen Stadtplanungspolitik. Sämtliche Versuche, den öffentlichen Raum attraktiver zu gestalten – das hat vor allem die groß angekündigte Sanierung des Karlsplatzes gezeigt –, können nur gelingen, wenn man es versteht, mit dem Verkehr und vor allem auch mit dem ruhenden Verkehr umzugehen. Man kann den öffentlichen Raum nur dann besser nutzen, wenn es gelingt, die parkenden Fahrzeuge im Straßenbild zu reduzieren, und Garagen sind nun einmal eine Möglichkeit, wahrscheinlich die beste Möglichkeit, dieses Ziel zu verwirklichen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist bei der Auhofgarage am besten geglückt!) Herr Kollege, wann waren Sie das letzte Mal draußen am Auhof? (GR Mag Rüdiger Maresch: Vorige Woche! Wann waren Sie am Parhameterplatz?) Ich war schon dort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Einen Parhameterplatz gibt es gar nicht!) Ich habe Sie übrigens auch nicht unterbrochen. 

Zudem gibt es noch andere Konzepte, die die ÖVP immer wieder vorgeschlagen hat: Stellplatzverpflichtungen, Sammelgaragen, Garagenplatzbörsen. Daneben – das sage ich jetzt als Mandatar eines Flächenbezirkes – stellt sich die Frage, ob Hochgaragen oder Tiefgaragen eine bessere Lösung darstellen. 

Die Volksgaragen sind jetzt für uns kein Allheilmittel, aber bevor wir noch mehr Parkplatzsuchverkehr in der Stadt haben und eigentlich unser Leben belasten, ist es besser, dort welche zu bauen, wo Sie gebraucht werden. Es darf nicht darum gehen, Kollege Maresch, Garagen generell zu verteufeln, wie es die Grünen tun, es geht vielmehr darum, genau festzulegen, wo sich die bestmöglichen Standorte befinden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau da sind wir auch dafür!) Eine seriös durchgeführte Bürgerbeteiligung muss im Vorfeld erfolgen, und schließlich bedarf es einer Bezirksvorstehung – und da bin ich wieder beim Bacherpark –, die nicht wie im 5. Bezirk über alle drüberfährt, sondern eine konsensorientierte Vorgangsweise bevorzugt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Wir leben aber schon in der Jetztzeit? Das stimmt ja gar nicht! Wir fahren nirgends drüber!)
Vor allem bedarf es auch eines Stadtrates, der all diese Voraussetzung zu schaffen versteht. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Hoch, ich bin mit Ihnen, dass ich auch erwartet habe, dass wir heute zu diesem Plandokument sprechen werden. In der Zwischenzeit hat der Kollege Maresch in seiner schulmeisterhaften Manier gesprochen. Heute können Sie es ja ganz besonders, Herr Maresch, heute können Sie uns ganz besonders mit dem Thema Garage konfrontieren. Der Unterschied zwischen uns zwei ist der: Sie sind Lehrer, stehen vorne, erzählen etwas, und die Kinder oder die Jugendlichen sollen es glauben. Ich mache eher Projekte, das heißt, ich denke eher zukunftsorientiert, lösungsorientiert. Was diese Geschichte Bacherpark betrifft, da haben wir eben eine gemeinsame... (GR Mag Rüdiger Maresch: Welche Projekte? Sagen Sie mir nur ein einziges Projekt!) Das ist das eine Projekt, das ich da gemacht habe. Ich habe in meinem Leben – ich bin etwas älter als Sie – schon ein bisschen mehr gemacht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nennen Sie eines der Projekte!)
Zum Thema Bacherpark kann ich Ihnen verraten, der Mediationsvertrag ist natürlich unterschrieben. Er wird heute der Presse vorgestellt. Es hat einen Grund gegeben, warum das heute ist, aber ich nehme an, Sie reden ja mit den Grünen im Bezirk. Dass der Termin heute zustande gekommen ist, hängt mit anderen Umständen zusammen und nicht, weil Sie glauben, dass man es nicht in der Presse haben will. Es wird – das werden Sie heute ja offiziell noch hören – am 29.5. eine Aussendung an den Befragungskreis geben.

Man kann es sich, Herr Kollege Hoch, auch nicht so einfach machen, dass man nur von 300 oder 500 m spricht, da gibt es viel mehr Parameter, die man beachten muss. Man kann eine Fläche wählen, man kann sich einigen. Aber ich glaube, eine gemeinsame Einigung aller Parteien ist am besten. Auch Ihrer Klubvorsitzenden in Margareten kann ich nur Dankbarkeit zollen. Sie war, wie auch alle anderen Fraktionen, aktiv an dem Prozess beteiligt, als wir gemeinsam diesen Weg gesucht haben. 

Der Unterschied zu den bisherigen Befragungen ist – erlauben Sie mir, das ganz kurz zu sagen –, dass wir es ganz einfach objektivieren. Das heißt, jene Menschen, die wahlberechtigt sind, plus die Migranten werden eingeladen abzustimmen. Das Ganze ist eine anonyme Geschichte. Es ist also nicht so, dass irgendwelche willkürlichen Antworten kommen, sondern eine entsprechende Frage wird gestellt. Das wird anonymisiert, sodass nur mit Hilfe einer Zahl nachgeschaut werden kann, ob jemand geantwortet hat, ja oder nein. Das ist also wirklich ein ganz objektives Kriterium, das sicher auch Vorbildwirkung hat. 

Wenn Sie also genau aufgepasst haben, so hat der Herr StR Schicker gerade in letzter Zeit gesagt, wie man es sich in Zukunft vorstellt. Es ist nicht alles immer von heute auf morgen umsetzbar, aber ich lade natürlich gerne sämtliche Bezirksvorsteher ein, sich an diesem Modell zu orientieren und auch an jenen Grundsätzen, die wir etwa in der Stadt haben für die zukünftige Gestaltung von Parkgaragen. Und es sind halt Parkgaragen notwendig, Kollege Maresch, auch wenn Sie es nicht glauben wollen. Es gibt auch Menschen, die ein Auto haben und die gerne mit dem Auto fahren und die gerne auch dieses Auto unterbringen, und da gibt es halt nur als Möglichkeit den öffentlichen Raum oder eine Parkgarage. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt auch Menschen, die keine Parkgarage wollen!) Das ist halt so. Es geht nicht überall. (GR Mag Rüdiger Maresch: Fahren Sie jemals mit dem Rad?) Ich fahre gerne mit dem Radl, ich fahre viel mit dem Radl. (GR Mag Rüdiger Maresch: Auf der Donauinsel!) Nein, nicht auf der Donauinsel. Reden Sie einmal mit Ihren Kollegen aus dem Grünen Klub, die sehen mich öfters mit dem Radl fahren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja genau, Sie fahren in das Rathaus!) Aber ich muss es ja Gott sei Dank nicht nachweisen, weil es in meiner Fraktion nicht notwendig ist, sondern da kann es jeder so gestalten und sich so bewegen, wie es ihm Spaß macht oder wie er es eben braucht. Bei Ihnen ist es halt eine Alibihandlung, da muss jeder mit dem Fahrradl fahren oder mit den öffentlichen Verkehrsmitteln. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Aber, meine Damen und Herren, vielleicht noch ein paar Dinge. 

Kollege Madejski, ich verstehe Sie nicht ganz, wenn Sie zum Beispiel ein Thema aufgreifen – ich weiß nicht, ob Sie jetzt da sind, Kollege Madejski, aber man wird es Ihnen sicher ausrichten –, wenn Sie das Thema Park and Ride-Plätze aufgreifen und sagen, da sind nur 1 000 entstanden oder 3 000, oder es sind doch mehr. Wenn Sie sich die Standorte genau anschauen – und diese Unterlagen haben Sie –, dann werden Sie draufkommen, dass vieles auch im Norden von Wien jetzt mit der Realisierungsphase der U2, mit der Verlängerung der U2, mit der Verlängerung der U1 kommt und auch mit der Südverlängerung einiges erst zustande kommt, und da sind die 10 000 Park and Ride-Plätze kein Geheimnis mehr, die sind ganz einfach bis zu diesem Zeitpunkt 2010 sicher in einer sehr hohen Größenordnung realisierbar.

Und was die geförderten Garagen betrifft, werden wir allein im heurigen Jahr eine Größenordnung von 1 700 bis 1 800 Garagenplätzen in Bearbeitung haben, im Bau beziehungsweise bereits in Realisierung haben. Also es geht viel weiter in dieser Stadt. Es geht viel weiter, was dieses Thema betrifft. Und wie gesagt: Bei einem Flächenwidmungsplan nur über Garagen zu reden, ist auch eigenartig, weil dort ist ein einziger Punkt vorgekommen, dass beim Schafbergbad, wo es wirklich im Sommer Überparkungen und Probleme gibt, das einmal in der Flächenwidmung enthalten ist, und Flächenwidmung heißt ja noch lange nicht, dass alles das, was drinsteht, eins zu eins übernommen werden muss, sondern dass überhaupt einmal die Möglichkeit besteht, etwas zu realisieren, dass dieser Wunsch drinnen war und dass also die Stadtplaner, die Raumplaner, die ihre Arbeit verstehen und die versuchen, ihre Arbeit nach bestem Wissen auch für diese Stadt zu machen, dort eine Möglichkeit geschaffen haben. Die Möglichkeit ist aber wieder weggenommen worden. Also die ganze Aufregung war umsonst, sondern man hat einmal einen Diskussionsprozess gemacht.

Aber erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang schon auf ein paar Kleinigkeiten hinzuweisen. Wir haben das Zehn-Jahres-Programm, also die zehn Jahre sind demnächst vorbei. Gerade die letzten fünf Jahre haben gezeigt, wie weit wir gekommen sind. Wir haben jetzt bereits 80 Prozent der Fläche in einer Rechtsverbindlichkeit. Die restlichen 15 Prozent sind in Bearbeitung, demnächst werden die 15 Prozent realisiert sein, sodass wir wirklich mit Jahresende etwa 92 Prozent der Wiener Fläche auf Grund dieses Zehn-Jahres-Programms realisiert haben werden.

Und wenn Sie jetzt mich fragen, ein bisschen Statistik mache ich ja gerne, wenn Sie mich da ein bisschen, was die Statistik betrifft, befragen, dann kommen Sie drauf, dass der Schwerpunkt, eben die höheren Prozentsätze, die Mehrarbeit, die wesentlich wichtigeren Dinge gerade in den letzten fünf Jahren oder gerade in der jetzigen Zeit geschehen sind, weil in den letzten Jahren war ein ÖVP-Stadtrat, der von mir doch sehr geschätzte Herr Görg, der etwas gedrängt hat, aber dann eigentlich den ganzen Schwall dem Herrn StR Schicker aufgehalst hat, der jetzt mit seinen Abteilungen 21A und 21B trotz Untersuchungsausschusses, trotz Problemen, wirklich Lösungen, zukunftsorientierte Lösungen für die Stadt gemacht hat. Genau dafür sollte eigentlich dann ein Flächenwidmungsplan stehen.

Und, meine Damen und Herren, wenn Sie sich diesen Flächenwidmungsplan anschauen, dann sehen Sie, wie sich Flächen in dieser Stadt unterschiedlich gestalten, wie es unterschiedliche Zugänge gibt und wie schwer es ist, aber wie wichtig es ist, eben diesen gemeinsamen Weg in allen diesen Richtungen zu gehen. Daher ersuche ich Sie, diesem Plandokument Ihre Zustimmung zu geben, und ich würde mich freuen, wenn Sie das auch so sehen wie ich es sehe: Flächenwidmung heißt Zukunft, Zukunft für Wien. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Mahdalik hat sich zu Wort gemeldet. Ich möchte in Erinnerung rufen: Ab jetzt ist die maximale Redezeit 20 Minuten.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Wenn der Kollege Vorredner gesagt hat, es ist eine ganze Menge passiert im Sektor des Garagenbaus, Park and Ride-Baus, hat er natürlich zum Teil Recht, aber es sind nicht immer die richtigen Dinge passiert, wie wir in den letzten Jahren in Wien feststellen mussten.

Ich darf hier nur ein Beispiel bringen, und zwar ist das das Parkhaus Erdberg 2. Im Jahre1999, nachdem das Parkhaus Erdberg 1 schon viele Steuermillionen verschlungen hat, und in den Jahren danach zum Großteil leer gestanden ist, man hat ja an der Tangente die Hinweisschilder über die freien Parkplätze lesen können. Die Auslastungszahlen waren, das muss man ja festhalten, erschütternd und es war keine Notwendigkeit gegeben, ein zweites Parkhaus dort zu errichten und noch einmal viel Steuergeld hineinzupulvern. Trotzdem hat die SPÖ damals im Jahre 1999 127 Millionen Steuerschillinge an Subvention für das Parkhaus Erdberg 2 beschlossen, und heute ist es so, dass zwei Parkhäuser in Erdberg nicht ausgelastet sind. Da hätte eines auch gereicht. Wiewohl man sagen muss, dass das Parkhaus – aber ich glaube nicht, dass die SPÖ so vorausblickend geplant hat, weil das an und für sich nicht ihre Art ist – in einigen Jahren oder in den nächsten Jahren, wenn das Projekt TownTown einmal fertig gestellt werden sollte, vielleicht eine höhere Auslastung erzielen kann. Zum damaligen Zeitpunkt war dieses Projekt verfehlt, verfrüht, und darum haben die Freiheitlichen solche Dinge und dieses Projekt im Speziellen massiv kritisiert und die Subvention abgelehnt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was wäre damals notwendiger gewesen zu dieser Zeit? Ich nenne nur ein Beispiel, die U1-Endstelle Kagran beim Donauzentrum, wo sich bis heute in der Früh Wildwestszenen abspielen und die Leute sich halb um die Parkplätze prügeln, weil es einfach zu wenige sind. Das wird sich in nächster Zeit natürlich auch ändern, hoffentlich, weil die U1-Endstelle künftig nicht mehr in Kagran sein wird, sondern in Leopoldau, und dort wurde Vorsorge getroffen für ein Parkhaus. Wir werden schauen, ob das ausreichend dimensioniert ist. Auf jeden Fall hätte man diese 127 Steuermillionen damals sinnvoller in Kagran einsetzen können, anstatt diese in ein zweites zur damaligen Zeit unnötiges Parkhaus in Erdberg zu stecken. 

Und wenn wir bei Ungereimtheiten in der Parkraumpolitik der Stadt Wien, der SPÖ, sind, möchte ich auch auf ein Beispiel eingehen, das die Park and Ride-Anlagen-Politik der SPÖ ein bisschen reflektiert. Unter einer Park and Ride-Anlage stellt man sich ja landläufig vor entweder eine große weite Fläche wie den ehemaligen Stadionparkplatz, wo jetzt ein Einkaufszentrum entstehen wird, man stellt sich vor eine Palettengarage oder vielleicht eine Tiefgarage. Aber es gibt ganz andere Beispiele auch, und ich möchte die Park and Ride-Anlage an der S80-Station Hausfeldstraße, an der Endstation der S80 anführen, die mit ein Grund ist, dass diese S80 neben den zu langen Intervallen bis heute eine Geisterlinie ist, die den Großteil des Tages leer zwischen Südbahnhof und Hirschstetten hin- und herpendelt. Es gibt dort eine Park and Ride-Anlage, die ist offiziell so tituliert, die hat schätzungsweise 100 m², vielleicht 150 m², mit je einem Drittel Schotter, einem Drittel Gräser und einem Drittel gebrochenem Asphalt. Darauf sind, je nach Parkordnung, die es dort eigentlich nicht gibt, 20 bis 30 Kfz-Plätze, die natürlich in der Früh ab 6 Uhr voll besetzt sind. Und so ist es natürlich auch kein Wunder, dass mit der S80 kein Mensch fährt.

Und wenn man solche Park and Ride-Anlagen in seinem offiziellen Programm drin hat, dann ist es kein Wunder, dass die Park and Ride-Politik der SPÖ in den letzten Jahren, so sie überhaupt vorhanden war, als gescheitert zu betrachten ist, wenn all unsere Vorschläge, die von den Freiheitlichen und auch von anderen Parteien sinnvollerweise gemacht worden sind, die Park and Ride-Anlagen am Stadtrand zu errichten, die Pendler dort abzufangen, bevor sie die Bezirke im Süden, nördlich der Donau, verstopfen, dort den Umkreis der 
U-Bahn-Stationen verparken und den Anrainern Ruhe-, Lärm- und Abgasbelastungen bescheren, offenbar in der Rundablage versorgt worden sind. Stattdessen hat man Park and Ride-Anlagen mit 30 Parkplätzen ins offizielle Programm geschrieben.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! So kann das Ganze nicht klappen. Das ist ein Mosaikstein, der dazu beiträgt, dass in Wien seit 25, 30 Jahren das permanente Verkehrschaos herrscht und auch kein Ende abzusehen ist. 

Die Freiheitlichen haben das immer scharf kritisiert. Ich hoffe, dass Sie in den nächsten Jahren den einen oder anderen Vorschlag von uns aufnehmen werden, so wie Sie bei der Straßenführung, wie etwa bei der Nord-Ost-Umfahrung, unseren Vorschlag schlussendlich zur Kenntnis nehmen mussten oder durften oder wie Sie auch bei der Trassenführung der U2 nach langen Widerständen genau jene Trassenführung gewählt haben, die die Freiheitlichen seit 1997, damals vom StR Walter Prinz entwickelt, immer wieder gefordert haben. Wir sind teilweise zuversichtlich, dass die SPÖ hier lernfähig ist, und ich hoffe, das betrifft auch die Park and Ride-Politik. (Beifall bei der FPÖ.)

Und wenn ich noch kurz auf die Garagenpolitik der Stadt Wien eingehen darf, jetzt nicht auf die Volksgaragen, hier nur zwei Sätze vielleicht. Kollege Madejski hat es schon beleuchtet. Es gibt kein Konzept, wie künftig Anrainerbefragungen durchgeführt werden sollen. Sind es 300, sind es 500 m? 

Weil ich etwa vom StR Schicker noch eine Aussage im Zuge der Bacherpark- und Neuer Markt-Diskussion im Ohr habe, dass es ein halbfertiges Konzept geben soll oder eine Konzeption zumindest, wo die Anrainer in einem Umkreis von 300 m befragt werden sollen, sagen wir: Das würde sicher zu kurz greifen, weil die Situationen je nach Bezirks- und Stadtteil grundverschieden sind. Und ich glaube, wenn man objektive Aussagen, objektive Bewertungen seitens der Bevölkerung bekommen will aus diesen Umfragen, muss man künftig zumindest Bezirksgrätzel auswählen. 

Aber in einem sind wir uns, glaube ich, einig: Hier gehört ein Konzept entwickelt, möglichst rasch, weil sonst haben wir beim nächsten Garagenprojekt, Volksgaragenprojekt den grünen Wanderzirkus nicht im Bacherpark, sondern am nächsten Platz, im nächsten Park. Und das ist nicht im Sinne der Sache, sicher nicht im Sinne der Wiener Bevölkerung, ist nicht im Sinne der Autofahrer, aber auch nicht im Sinne der Anrainer, die sich in vielen Bereichen eine Garage wünschen und auf Provokateure der grünen Vorfeldorganisationen liebend gern verzichten würden.
Aber nun zu einem Kontrollamtsbericht, den ich noch kurz streifen möchte, und zwar beleuchtet der sehr, sehr ausführlich die Finanzpolitik im Zusammenhang mit der Garagenpolitik der Stadt Wien, und es ist kein freundlicher Bericht. Die meisten von Ihnen werden ihn gelesen haben. Er ist noch ziemlich frisch, und er betrifft die Prüfung der Baurechts- und Servitutsentgelte durch Betreiber von Tiefgaragen. Die MA 69 hat ja 50 Garagen in Verwaltung, die sie in Servituts- oder Baurechtsverträgen an die Betreiber vergibt. Das Kontrollamt hat sich hier vier Garagen herausgepickt und hat die Gebarung, die Abrechnung, die Rechnungslegung eingehend überprüft und hat der Stadt Wien, der MA 69, und in diesem Falle natürlich auch der SPÖ, ein vernichtendes Zeugnis ausgestellt, weil von diesen vier Garagen, Rathauspark, Votivpark, Morzinplatz und Tiefgarage Karlsplatz, hat genau eine Garage, die am Morzinplatz, die Abrechnungen ordnungsgemäß durchgeführt. Es war Transparenz gegeben. Man hat die Abrechnung nachvollziehen können, weil nämlich Folgendes in diesen Verträgen fast, und ich sage, fast, weil ich später noch drauf eingehen werde, nicht mehr revidierbar ist oder fast nicht mehr änderbar ist. In diesen Verträgen ist das Entgelt, das der Servitutsbesitzer der Stadt Wien abliefern muss, jährlich an die Auslastungszahlen gekoppelt, was ja an und für sich eine intelligente Sache ist, an der es nichts zu bekritteln gibt, aber in diesen Verträgen ist mit keinem Wort festgeschrieben, dass der Betreiber Zahlen der Stadt Wien vorlegen muss beziehungsweise diese Zahlen auch belegen muss, wie groß diese Auslastung wirklich ist. Darum hat sich auch die Verhaltensweise eingebürgert, dass die Betreiber der Stadt Wien natürlich Hausnummern liefern, keine hohe Hausnummer, sondern niedrige Hausnummern, sie geben niedrige Auslastungszahlen an, die kein Mensch je überprüft hat, die auch nicht überprüfbar sind nach den derzeitigen Verträgen und zahlen dementsprechend wenig Baurechtszins oder Servitutszins. 

Und das ist natürlich, wie so oft, wenn die SPÖ etwas lasch handhabt, sehr zum Schaden des Wiener Steuerzahlers, und es sind auf diese Art und Weise, man kann es natürlich nicht genau überprüfen, weil die Auslastungszahlen in den letzten Jahren nicht überprüft wurden, einige Millionen Euro an Baurechtszins verloren gegangen, und das müssen wir als einzige, wirkliche Oppositionspartei hier im Haus natürlich scharf kritisieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Was ist nun die Conclusio des Kontrollamtes aus diesem doch recht umfangreichen Bericht und für die SPÖ vernichtenden Bericht? Sie schlägt vor, alles in ihrer Macht Stehende – gemeint ist die SPÖ, die Stadt Wien – zu unternehmen und zumindest zu versuchen, diese Verträge, die mir fast sittenwidrig erscheinen und eher an den Eurofighter-Vertrag erinnern, der nur Rechte für den Verkäufer, aber keine Rechte für den Käufer beinhaltet, so rasch als möglich neu zu verhandeln, scharfe Kontrollen festzuschreiben für die tatsächlichen Auslastungszahlen. Damit könnten wir in den nächsten Jahren und Jahrzehnten, weil diese Verträge werden, wie gesagt, nur schwer zu kündigen sein, einige Millionen Euro mehr für das Wiener Steuersäckel lukrieren, und mit diesen Steuermillionen könnten wir dann wirklich anständige Park and Ride-Anlagen bauen und nicht solche, die eigentlich nur auf dem Papier bestehen, wie jene an der Hausfeldstraße. – Vielen Dank, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet, weil Frau Dipl Ing Gretner auf ihre Wortmeldung verzichtet, ist Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Schade ist, dass die Tagesordnung für einen Flächenwidmungsplan verwendet wird für alle möglichen Reden, von Grundsatzreden zur Parkraumbewirtschaftung bis zum Eurofighter-Kauf und Ähnliches. Ich will mich daher hier nicht allzu lange aufhalten. Es ist wahrscheinlich jedes Wort hier ein ziemlich verlorenes Wort, das noch dazu gesagt wird.

Wenn Sie mir nur doch gestatten, einerseits auf den konkreten Plan einzugehen, dem Flächenwidmungsplan, um zu versuchen, für die Bewohnerinnen und Bewohner und die Besucherinnen und Besucher des Schafbergbades dort eine entsprechende Verbesserung zusammen zu bringen. 

Das Erste, glaube ich, das wir fordern können und fordern sollen, ist, dass die öffentliche Anbindung dorthin verbessert wird. Öffentliche Anbindung verbessern heißt, die Intervalle des 42B zu verdichten. Am Wochenende haben wir dort derzeit einen Halbstunden-Intervalltakt, das Wesentliche wäre wahrscheinlich ein mindestens 15 Minuten-Intervalltakt. In den Zeiten, wo voller Badebetrieb ist, ist es nicht mehr notwendig. Dann werden sich mehr Leute finden, die nicht mit dem Auto dort hinauffahren, sondern die mit öffentlichen Verkehrmitteln anreisen. Damit kann auch die Regierungspartei den Anrainern dort eine Möglichkeit geben, nämlich dass sie vom motorisierten Individualverkehr entlastet werden und gleichzeitig das Bad auch eine entsprechende Auslastung finden kann. In dem Sinne beantragen wir für den Badebetrieb ein verdichtetes Programm der Intervalle für die Linie 42B, und ich übergebe diesen Antrag. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Diskussion hat, glaube ich, bisher eines gezeigt, nämlich dass wir nicht nur über Details reden sollen, sondern dass wir über die größeren Zusammenhänge reden sollten, die größeren Zusammenhänge, die da sind: Wie viel PKW haben wir in dieser Stadt? Wie ist die Entwicklung mit der Anzahl der PKW? Wohin geht die Reise? Wie groß ist der Parkraum in dieser Stadt, und wohin geht hier die Reise? 

Mir scheint einmal wichtig festzuhalten, dass die Anzahl der PKW ständig steigt. Das ist nichts Besonderes, weil das finden wir in Gesamtösterreich, das finden wir in Gesamteuropa, dass es immer mehr Leute gibt, die über einen eigenen PKW verfügen, und dass es dazu immer mehr Leute gibt, die auch über ein Zweitauto oder manche auch über ein Drittauto verfügen. 

Insofern ist es auch schon sehr einfach, die Antwort an den Kollegen Maresch, der die Anzahl der Stellplätze auf 100 Einwohner im 1. Bezirk gerechnet hat, nämlich mit 130, dass es eben, wenn es mehr Autos gibt pro Haushalt, auch mehr Stellplätze gibt und mehr Autos gibt. Und im 1. Bezirk führt das natürlich auch deswegen zu dieser Situation, weil wir viele Unternehmen haben, die ihre Dienstkraftwagen im 1. Bezirk angemeldet haben, aber auch Angestellte in diesem Bereich und Unternehmer, die das Auto nicht am Wohnort angemeldet haben, sondern an der Betriebsstätte. Weil der 1. Bezirk ein Bezirk ist mit vielen Betriebstätten, gibt es daher auch viele Anmeldungen von Kfz, und daher ist der 1. Bezirk hier von allen anderen Bezirken eben ein Ausreißer. 

Meine Damen und Herren! Die Region Wien ist eine boomende Region, die Region Wien-Preßburg ist eine noch viel deutlicher boomende, die Region Wien-Preßburg-Brünn ist eine noch stärker boomende, und sie wird in den nächsten Jahren noch viel stärker boomen, allein aufgrund der Entwicklung im Zusammenwachsen innerhalb der Europäischen Union, Slowakei, Tschechien, Ungarn und Österreich, im Verschieben der Schengengrenzen nach außen und damit einem viel stärker werdenden gemeinsamen Wirtschaftsraum, was dazu führt, dass die Verkehrsbelastung eine größere werden wird, dass der Verkehr ein intensiver Faktor werden wird in dieser Wirtschaftsentwicklung und dass wir daher demgegenüber rasch Gegenmaßnahmen setzen müssen. 

Dieser Raum verfügt über rund fünf Millionen Einwohner, und dies ist auch entsprechend zu berücksichtigen bei jeder Verkehrsplanung. Wir haben im Bereich Wien-Preßburg derzeit keine ausreichende Verbindung im Schienennetz, wir haben keine ausreichende Verbindung im Straßeninfrastrukturnetz, und es ist dieser österreichischen Bundesregierung nun zu verdanken, dass hier die Entwicklungen so rasch voranschreiten, dass wir in Kürze hier entsprechende Verbesserungen haben werden und dass die Entwicklungen, die in den vergangenen Jahren versäumt worden sind, endlich nachgeholt werden. 

Wien hat vor 15 Jahren eine PKW-Anzahl von rund 550 000 gehabt, und wir stehen heute bei über 650 000, was eine Steigerung in den letzten 15 Jahren von rund 20 Prozent bedeutet. Und alle Prognosen gehen dahin, dass wir in den nächsten 15 Jahren eine gleiche Steigerung aufweisen werden. 

Die Anzahl der Parkgaragen ist im gleichen Zeitraum nicht entsprechend progressiv stärker gestiegen, sondern wir haben ungefähr immer zu der Anzahl, die wir an PKW haben, rund 10 Prozent dafür auch Parkgaragen geschaffen. Das heißt, der absolute Abstand der PKW, die einen Parkplatz in einer Parkgarage suchen, wird in Zukunft immer größer, die absolute Ziffer von denen, die einen Parkraum suchen, wird steigen. Das bedeutet, dass in der Stadt bei einem nicht größer werdenden Straßennetz, das sich bei rund 2 700 km bewegt, ein immer geringer werdender Platz im öffentlichen Raum zur Verfügung stehen wird. 

Das bedarf neuer Antworten, das bedarf neuer Konzepte, und diese Konzepte können wir in dieser Stadt derzeit nicht sehen. (GR Harry Kopietz: Augengläser aufsetzen!) Auch wenn man Professor ist, muss man lesen können und nicht nur eine Brille aufsetzen, Herr Professor! (GR Ernst Woller: Er kann lesen!) 

Dann sieht man, dass Verkehrsmasterpläne hier in dieser Stadt gemacht worden sind schon vor über 10 Jahren, wo man eine Verbesserung des Modal-Split gefordert hat und sich vorgenommen hat, diese Verbesserung des Modal-Split innerhalb von 10 Jahren zu tätigen, und nach 10 Jahren ist man draufgekommen, dass sich der Modal-Split nicht verbessert hat, und man hat daher einen neuen Verkehrsmasterplan geschrieben. Und heute schreiben wir in den neuen Verkehrsmasterplan die alte Forderung für die Verbesserung des Modal-Split von vor 10 Jahren wieder hinein. Das ist nicht die zukunftsträchtige Philosophie, die wir uns für die Beseitigung der Probleme im motorisierten Individualverkehr vorstellen. 

Da haben Sie es sich zu leicht gemacht, meine Damen und Herren von der Regierung, einfach Pläne vorzuschreiben: Das kann zwar für das Pläne Schreiben gut sein, aber für die Verkehrspolitik nicht ausreichend. Das, glaube ich, liegt eindeutig auf der Hand.

Pläne Schreiben heißt auch, Sie haben sich verschrieben der Reduktion von CO2-Emissionen. Auch da haben Sie bisher außer Pläne Schreiben nichts erreicht, nämlich die CO2-Emissionen haben sich auch in der Vergangenheit fast verdoppelt. Und im Szenario bis 2030 wird es auf eine weitere Verdoppelung der CO2-Emis-
sionen hinauslaufen, wenn Sie nicht rasch neue Maßnahmen setzen. 

Nun zu den Garagen, die hier näher angesprochen worden sind. Ich habe schon gesagt, dass wir sicherlich zu wenig Garagenplätze haben in der Stadt, dass wir sicherlich mehr machen müssen und dass wir ein flexibleres Modell brauchen. Mit der derzeitigen Situation sind, glaube ich, viele unzufrieden, weil es auf der einen Seite nicht möglich wird, trotz vorhandener Förderungen die Tiefgaragenplätze zu schaffen und sie herzurichten. Die Stadt Wien hat es trotz zahlreicher Förderungen und viel Geld, das ja hier zur Verfügung steht, nicht geschafft, in den letzten Jahren wirklich ausreichend Garagenplätze zusammenzubringen, und vor allem ist die Flexibilität dahin nicht gegeben, dass man an dem einen Platz nicht nur Tiefgaragenplätze schafft, sondern vielleicht auch Hochgaragenplätze schafft, andere Formen von Garagen auch verstärkt andenkt. Und vor allem die Abstimmung mit der Bevölkerung ist heute keine solche, die einen raschen Bau von Parkgaragen ermöglicht. Im Gegenteil, wir müssen leider oft feststellen, dass die Voruntersuchungen, bevor man Garagenplätze errichtet, nicht ausreichend sind, und es ist nicht einmal bisher passiert, dass die Analyse von Stadtplanern und Verkehrsplanern, die von der Stadt Wien beauftragt worden sind, eine Umgebung genauso zu analysieren, nicht übereingestimmt hat mit dem, was die Bevölkerung dort an Schlussfolgerung hat. Um das konkret zu machen: Ausgewiesene Parkplatznot, in einzelnen Bereichen von Stadtplanern und von Seiten der Stadtverantwortlichen vorgetragen, findet sich nicht im Blickwinkel der Bevölkerung, wenn wir im selben Bereich nämlich viele private Stellplätze haben, die nicht ausgelastet sind und von der Stadt Wien aber nicht entsprechend gezählt oder eruiert werden. Dann bedeutet das, dass die Erhebungen für die Schaffung von einem solchen Parkraum nicht ausreichend sind und nicht zielführend sind. 

Das bringt Ihnen die Schwierigkeiten, das führt dazu, dass wir für einzelne Garagen nicht ein Jahr brauchen, sondern vier Jahre brauchen, um eine Garage zu verwirklichen. Das ist nicht das entsprechende Managementkonzept, das wir uns erwarten könnten und das wir uns wünschen würden, damit es schneller geht und rascher die Leute zu dem Ziel kommen, mehr Garagen zu haben. 

Die Antwort der GRÜNEN auf eine generelle Parkpickerlausweitung ist auch nicht die unsere. Wir wissen, dass die Parkraumbewirtschaftung nur eine befristete Zeit hält; und wir wissen, dass sie nicht auf längere Zeit von Dauer ist. Wir erwarten uns von der Stadt Wien neue Konzepte, neue Vorschläge, um der kommenden Parkplatznot und der noch stärker werdenden Parkplatznot in den nächsten Jahren entsprechend begegnen zu können. 

Wir fordern Sie daher auf, rasch neue Konzepte zu entwickeln, nicht im alten Trott weiterzumachen, sondern Beschleunigungen vorzunehmen, Wien und deren Umgebung fit zu machen für die Herausforderungen der kommenden Jahre und Wien vor allem den Anschluss an die anderen Städte sicherzustellen und nicht sozusagen zum Schlusslicht der Region zu werden. 

Wir fordern Sie auf, dass Sie die Mittel, die Sie nach dem Parkometergesetz erhalten, entsprechend umsetzen im Garagenbau, im öffentlichen Verkehrsnetzbau. Wir fordern Sie auf, dass Sie den U-Bahn-Bau entsprechend verstärken und Ihre Geschwindigkeit von knapp mehr als 1 km pro Jahr U-Bahn-Bau in den nächsten Jahren mehr als verdoppeln. 

Eigentlich Selbstverständlichkeiten, die in anderen Städten der Welt gemacht werden, nur in Wien noch nicht Platz gegriffen haben, aber notwendig wären, um den Individualverkehr und den öffentlichen Verkehr in Zukunft zu verbessern. Neue Techniken, neue Systeme, neues Management, das alles sind Grundlagen, um in den nächsten Jahren Wien verkehrsfit zu machen. 

In diesem Sinne hoffe ich, dass diese Regierung bald die Defizite erkennt und entsprechende Maßnahmen setzt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es relativ kurz machen. Ich möchte nur eine grundsätzliche Feststellung nach der sehr wachen Beobachtung meinerseits als Berichterstatter geben. 

Ich war davon ausgegangen, dass das heutige Schwerpunktthema über Flächenwidmung ginge. Ich stelle fest, dass ich ein bisschen ein Erlebnis habe einer vorgezogenen Rechnungsabschlussdebatte oder Budgetdebatte. 

Ich möchte in aller Bescheidenheit anmerken, dass das ein relativ neuer Stil ist, wovon ich nicht glaube, dass er sehr sachdienlich ist und zu einer sachlichen Diskussion beiträgt. Es steht mir nicht zu, die Wortmeldungen der Kolleginnen und Kollegen, in dem Fall der Kollegen des Hauses, zu beurteilen. Ich denke mir nur, es ist nicht sehr sinnvoll, eine Generaldebatte über eine Geschäftsgruppe, die wir alle zweimal im Jahr sehr intensiv führen, jetzt auch bei Schwerpunkt-Geschäftsstücken dahin gehend zu interpretieren. Ich möchte das als Anmerkung hinterlassen, weil mir vieles ein bisschen wie die Vorübung eines Erlebnisses, das uns in einem Monat zirka ins Haus steht, erschienen ist.

Konkret zum Akt, der vorgelegen ist, hat es keine Anmerkung gegeben. Ich empfehle selbstverständlich die Annahme und auch die Zuweisung des Beschluss- und Resolutionsantrages der GRe Gerstl und Hora. – Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen, wobei ich mir da den Nebensatz erlauben darf: Ich nehme an, dass in der Präsidiale diese Schwerpunkt-Gegenstände genauestens erörtert werden und auch die Debatte dazu. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 34 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP, so angenommen. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag ÖVP, GRÜNE und FPÖ betreffend die Flexibilisierung der Intervalle des 42B im Hinblick auf die Badegästefrequenz des Schafbergbades. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. Wer dafür ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist somit einstimmig erfolgt.

Es gelangt die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7439 im 23. Bezirk. Die Berichterstatterin, Frau GRin Gaal, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile ihm das Wort. Frau Dipl Ing Gretner hat auf die Wortmeldung verzichtet.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Grundsätzlich geht dieser Flächenwidmungsplan aus meiner Sicht in die richtige Richtung. Ich glaube, das zeigen wir auch, indem wir mit dem Abänderungsantrag zur Festsetzung der zulässigen Gebäudehöhe mitgehen. 

Für uns nicht ganz einsichtig ist, und das zeigen uns auch die Reaktionen der Anrainer dort, dass diese eine Fläche von der Sww-Widmung in die Spk-Widmung übergeführt wird. Die SwwL-Widmung ist aus meiner Sicht – also nicht aus meiner Sicht, ich glaube, es ist allgemein bekannt – die bessere Schutzkategorie für Grünflächen und gerade für die Bezirke im Süden Wiens, und für den 10., den 11. und eben den 23. Bezirk ist dieser Grüngürtel enorm wichtig. Und dieses 1 000-Hektar-Ankaufsprogramm, von der ÖVP gefordert, von der Stadt dann umgesetzt, zeigt ja, dass uns diese Sicherung der Grünflächen sehr wichtig ist. Also daher werden wir bei dieser Post dagegen stimmen. 

Dem Abänderungsantrag werden wir aber zustimmen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Schwerpunkte bei der Überarbeitung des vorliegenden Plangebietes lagen im Wesentlichen in der Erhaltung des ortsüblichen Erscheinungsbildes, des hohen Wohnwertes, der Sicherung der historischen Gebäude, die es in diesem Plangebiet gibt, beziehungsweise sehr bewusst in der Rücksichtnahme auf den Vegetationsbestand, der auch angesprochen wurde, und daher soll zur Vorsorge und Sicherung des vorhandenen Wohnraumes weiterhin die Widmung Bauland, Wohngebiet festgesetzt werden. 

Öffentliche Diskussionspunkte, und darauf ist ja auch mein Vorredner eingegangen, waren im Wesentlichen Detailvorschläge betreffend eine Nord-Süd-Radwege-
verbindung im Zuge des Radwegelückenschlusspro-
grammes. Und hier möchte ich daran erinnern, dass die ursprüngliche Verbindung in diesem Plangebiet zwischen Rodauner Straße, Maurer Lange Gasse und der Kaserngasse im Zuge eines vorgeschlagenen öffentlichen Durchganges vorgesehen war, und das ist ein wesentlicher Punkt, wenn es dann um das Waldstück in der Diskussion geht, denn diese Verbindung des Radweges im Zuge eines öffentlichen Durchganges sollte eben über Sww-Flächen und über Baulandflächen, die sich im Eigentum einer Wohnbaugesellschaft befinden, verlaufen. Es hat aber sowohl gegen die Radwegverbindung als auch gegen den öffentlichen Durchgang massive Einwände von Seiten der Bezirksvertretung als auch von den Anrainern gegeben, sodass die Fachabteilungen beauftragt wurden, hier mögliche Alternativrouten, was auch dann in der Folge geschehen ist, zu prüfen. Das heißt, dieser öffentliche Durchgang ist dadurch entfallen. Das ist aber auch Ursache dafür, dass dieses Grünareal, das sich rund um das Körnerschlössl befindet, das mittlerweile nach dem Forstgesetz auch zu einem Wald geworden ist, für die Öffentlichkeit nicht in dem Ausmaß zugänglich ist, wie es wünschenswert gewesen wäre. Es ist richtig, dass dieser Bereich Bestandteil des Grüngürtels Wiens ist. Aber dadurch, dass die öffentliche Erreichbarkeit der Waldflächen an der Kaserngasse und damit der Erholungsnutzen auch nur sehr eingeschränkt gegeben ist, sind daher der Erwerb und die Pflege dieses Grundstückes von Seiten der Stadt Wien nicht sinnvoll.

Um das Ziel aber zu erreichen, das mit der vorgeschlagenen Widmung auch realisiert werden soll, nämlich den naturnahen Raum, die ökologischen Funktionen zu bewahren, soll daher eine Widmung der Kategorie Grünland-Schutzgebiet, nämlich Parkschutzgebiet Spk, vorgeschlagen werden. Zusätzlich wird auch noch die Bestimmung aufgenommen, dass die Fläche von ober- und unterirdischen Bebauungen freizuhalten ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit wird dem Planungsziel, nämlich Schutz des Waldes, durch diese Widmung auch entsprochen. Dies entspricht auch den tatsächlichen Nutzungsintentionen. 

Abschließend möchte ich noch gemeinsam mit den Kollegen Schieder, Hoch und Stiftner einen Abänderungsantrag einbringen, der inhaltlich an die Stellungnahme in der letzten Sitzung der Bezirksvertretung vom 4. Mai anschließt und zukünftige Planungen mit einbezieht, wenn es darum geht – ich zitiere: „Um eine Fortsetzung der Geschäftsentwicklung vom Maurer Hauptplatz her zu ermöglichen und zur Angleichung der Höhenentwicklung bis Valentingasse Nr 6 soll auf den Liegenschaften Endresstraße Nr 129/Valentingasse Ordnungsnummer 2 sowie Valentingasse Ordnungsnummer 4 die zulässige Gebäudehöhe mit 6,5 m festgesetzt werden."

Ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet, meine Damen und Herren. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Vorerst einmal zu dem Abänderungsantrag, der gerade vom GR Deutsch vorgetragen wurde.

Wer von den Damen und Herren für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Er ist einstimmig so beschlossen.

Wir können somit auch gleich die Postnummer 30 abstimmen. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 30 ist, den bitte ich um Zeichen der Zustimmung. – Ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen. (GR Johann Herzog: Die Freiheitlichen haben auch zugestimmt! Bitte noch einmal abstimmen!) 

Entschuldigung, darf ich noch einmal um ein Zeichen der Zustimmung bitten. – Postnummer 30: Sozialdemokraten und Freiheitliche.

Es gelangt die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7220 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf und Erlaa. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Gaal, wird wieder einleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet, da Herr GR Mahdalik verzichtet hat, ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ganz kurz. Der vorliegende Flächenwidmungsplan ist ein Beweis für uns, dass sich Beharrlichkeit auszahlt. Noch im Ausschuss, ich erinnere an den vorletzten Planungsausschuss, wurden ja die Einwände der ÖVP, aber auch der FPÖ negiert beziehungsweise brüsk zurückgewiesen, als wir gemeint haben, dass die Verabschiedung dieses Flächenwidmungsplans eine mögliche Absiedlung der Firma Heindl mit sich bringen würde. Also wir wurden da ja, wie gesagt, brüsk zurückgewiesen.

Es ist daher umso erfreulicher, dass es diesen Abänderungsantrag geben wird, der die Bebaubarkeit der betroffenen Grundstücke im Sinne auch der Firma Heindl ermöglicht. Für uns ist es immer wieder ein Beweis, und wir sagen das ja in den letzten Wochen und Monaten immer häufiger, dass Flächenwidmungsverfahren sehr wohl wirtschaftspolitische Auswirkungen haben und haben müssen in Wirklichkeit.

Ich möchte nur ganz kurz noch einmal auf unsere Forderung eingehen, dass wir gerne eine Änderung der Bezirksmittelverordnung hätten, wonach Bezirke, die eben Widmungsverfahren so vorantreiben, dass sie auch im Sinne des Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandortes Wien sind oder des Bezirks sind, einfach mehr Geld aus den Töpfen der Bezirksmittelverordnung bekommen. Für uns war, muss ich sagen, dieser Flächenschutzplan ein Erfolg für unsere Wirtschaftskompetenz, und wir werden dem Flächenschutzplan zustimmen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist wieder Herr GR Deutsch. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das vorliegende Plangebiet, das angesprochen wurde, ist ein sehr homogenes, durchgrüntes Wohngebiet, das vorwiegend eine Einfamilienhausbebauung aufweist. Bereits im Stadtentwicklungsplan 2005 ist hier auch von einem bebaubaren Stadtgebiet mit einer überwiegend aufgelockerten Bebauung die Rede, sodass eine weitere Verdichtung in diesem Bereich nicht vorgesehen ist und sich die bauliche Dynamik im Wesentlichen auf kleinteilige Neu-, Zu- und Umbauten beschränkt. 

Das vorrangige Ziel bei bei der Bearbeitung dieses Plangebietes waren im Wesentlichen zwei Bereiche, nämlich einmal der Erhalt dieser durchgrünten Wohngebiete, sodass weiterhin die Widmung Bauland, Wohngebiet mit einer Gebäudehöhe von 7,5 m festgesetzt werden soll. Damit wird auch eine einheitliche Höhenentwicklung ermöglicht, damit konnte vielen Anrainerwünschen wie auch der Stellungnahme der Bezirksvertretung entsprochen werden. Ein ganz wesentlicher Punkt, der hier aufgenommen wurde.

Der zweite Bereich betrifft die Sicherung der Betriebsstandorte, die nie in Frage gestellt waren, sondern die bereits von Anfang an in diesem Plandokument auch ganz klar als Ziel definiert waren, weil einerseits zur Sicherung von bestehenden Betrieben und als Vorsorge für die erforderlichen Flächen der gesamte Bereich zwischen Kinskygasse, Don-Bosco-Gasse, Oldenburggasse und Rossakgasse wieder als gemischtes Baugebiet, Betriebsbaugebiet Bauklasse II gesichert wurde. 

Zusätzlich, wenn von der Firma Heindl die Rede ist, wurde im nordöstlichen Baublock des Plangebietes von Anfang an, auch vor der Diskussion im Ausschuss, eine Erweiterungsmöglichkeit für die Firma Heindl vorgeschlagen, sodass für den gesamten nördlichen Bereich die Widmung gemischtes Baugebiet festgesetzt werden soll, damit in Abweichung von der bisherigen Rechtslage eine Bebauung zulässig sein soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die vorliegende Umwidmung sichert nicht nur den Betriebsstandort der Firma Heindl, sondern berücksichtigt auch die gewünschten Erweiterungsmöglichkeiten. Damit werden auch von Seiten der Stadt die notwendigen Rahmenbedingungen für Betriebe geschaffen.

Ich meine, Herr Kollege Hoch, es war von Anfang an auch eine bewusste Falschmeldung, dass der Standort der Firma Heindl wackeln würde. Damit haben Sie sowohl dem Betrieb als auch den Beschäftigten, und ich meine, auch dem Wirtschaftsstandort Wien, wahrlich keinen guten Dienst erwiesen, wenn Betriebsstandorte krank gejammert werden, wie wir das ja auch im Ausschuss gesehen haben, da von einem Zurückstufen der Bauklassen überhaupt keine Rede sein konnte. Sie wissen sehr genau, dass es in der öffentlichen Auflage unterschiedliche Stellungnahmen dazu gegeben hat, nämlich einerseits die Stellungnahme des Nachbarn, der der Meinung war, dass er gegen die geplante Umwidmung und gegen die geplanten Zubaumöglichkeiten einen Einspruch erheben muss, und auf der anderen Seite die Stellungnahme der Firma Heindl, die auch wiederum ein Grundstück betraf, das nicht im Eigentum der Firma Heindl war.

Und aus diesem Grund – ich bin auf den Ausschuss eingegangen, weil Sie ihn auch angesprochen haben – ist auch bereits in der Ausschusssitzung darauf hingewiesen worden, dass ein Abänderungsantrag für den Gemeinderat dann vorbereitet wird, wenn eben das Grundstück entweder von der Firma Heindl erworben wird oder eine schriftliche Mitteilung vorliegt, dass in diesem gewünschten Areal eine Betriebserweiterung vorgesehen ist. Nur, damit die ganze Wahrheit hier erwähnt wird. Von einer Absiedelung oder von einem Zurückstufen der Bauklassen war überhaupt nicht die Rede. 

Mittlerweile liegen die erforderlichen Schreiben auch vor. Mit Schreiben vom 5.4.2006 haben die Grundstückseigentümer der angesprochenen Grundstücke Oldenburggasse 5 und 7 sich damit einverstanden erklärt, dass diese uneingeschränkte Widmung auf gemischtes Baugebiet 1 gestattet wird und haben damit auch den Einspruch, der in der öffentlichen Auflage getätigt wurde, zurückgenommen. 

Ebenso gibt es auch ein Schreiben der Firma Heindl vom 12.5.2006, in dem betreffend die erwähnten Grundstücke Oldenburggasse 5 und 7 ersucht wird, die Umwidmung auf uneingeschränkte GB 1 vorzusehen, damit eben der Ausbau der Produktion in der Willendorfer Gasse 2 bis 8 und auf den Grundstücken in der Oldenburggasse 1 bis 7 begonnen werden kann. 

Daher möchte ich hier gemeinsam mit den Kollegen Schieder, Hoch und Stiftner den erwähnten Abänderungsantrag einbringen. Ich zitiere:

„Um einen Ausbau des in der Willendorfer Gasse Ordnungsnummer 4 bis 8 bestehenden Betriebes zu ermöglichen, soll auf den anschließenden Liegenschaften Oldenburggasse Ordnungsnummer 5 und Ordnungsnummer 7 im Blockinnenbereich die Bauklasse I ohne Einschränkung der zulässigen Gebäudehöhe und ohne Beschränkung der baulichen Ausnutzbarkeit festgesetzt werden.“

Ich ersuche Sie auch hier um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen, vorerst über den gerade referierten Abänderungsantrag. Wer von den Damen und Herren des Gemeinderates für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Einstimmig so beschlossen.

Wir können jetzt auch gleich die Post abstimmen. Wer für die Postnummer 31 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6982K im 10. Bezirk, KatG Favoriten und Inzersdorf Stadt. 

Der Berichterstatter, Herr GR Deutsch, wird die Verhandlungen einleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Antrages.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieses Plandokument gibt mir wieder Anlass, auf ein generelles Problem der Planungspolitik – in meinen Augen – in Wien hinzuweisen. Ich habe es ja auch schon in einem anderen Zusammenhang einmal gemacht, und zwar, als ein damit zusammenhängender Akt, der auch im Wohnausschuss war, beschlossen wurde. 

In diesem Fall geht es um eine Flächenwidmung, die angrenzt an einen Lagerplatz, der von der Stadt Wien benutzt wurde. Und klugerweise wurde ja von der Magistratsdirektion-Baudirektion ein so genanntes Lagerplatzkonzept erstellt, das vorsieht, wie mit den Lagerplätzen der Stadt Wien in Zukunft ökonomisch und sinnvoll umgegangen werden soll. Dieses Konzept hätte eben vorgesehen, dass dieser Lagerplatz verschwindet, weil daneben angrenzend eine Schule besteht. Da kommt es öfters zu Staubaufwirbelungen, was natürlich für die Kinder, wenn sie im Garten spielen, nicht ganz ideal ist. Außerdem, und das kritisiere ich jetzt an diesem Plan, soll nun ein Wohnbau neu errichtet werden neben diesem Lagerplatz, obwohl in dem Konzept vorgesehen war, diesen Lagerplatz aufzulassen und woandershin zu verlegen. 

Ich frage mich: Wer kümmert sich darum, dass an und für sich vernünftige Konzepte auch umgesetzt werden? Wer stellt sicher, dass es so was wie ein Management gibt, das über die Geschäftsgruppengrenzen hinweggeht, dass nicht einerseits im Wohnausschuss schon das Grundstück verkauft wird, dass für die Absiedelung geplant wird, und andererseits in der Planungsabteilung schon daran gearbeitet wird, wie mit dieser freiwerdenden Fläche und den Nachbargrundstücken dann besser umgegangen wird? 

Mir scheint hier, wie so oft, ein Mangel an Koordination vorzuliegen, und man könnte sicher mehr erreichen, gäbe es da Verantwortliche, die Kompetenzen hätten und auch in verschiedene Geschäftsgruppen Einfluss nehmen könnten. 

Wir werden diesen Flächenwidmungsplan deshalb ablehnen, weil nun ein Wohnbau errichtet werden soll, wo man schon im Vorhinein sagt, der wird Lärmschutzeinrichtungen brauchen, weil dieser Lagerplatz nicht nur Staub, sondern auch Lärm verursacht. Das sehe ich sehr kritisch. Und der zweite Punkt ist der: Die Erweiterung der Volksschule und dieser Freiflächen ist somit für die Zukunft verhindert. Und deswegen werden wir diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich gemeldet.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der vorliegende Flächenwidmungsplan ist wieder für uns der Beweis, dass die Stadt Wien ganze Bezirksteile oder ganze Stadtteile betriebsfrei machen möchte. Bisher hatte dieses Grundstück, über das da jetzt gesprochen wird, die Widmung "gemischtes Gewerbe". Die Sozialbau hat sich dann überlegt, ja, das wäre dort ein guter Platz für Wohnungen. Man hat dann einfach seitens der Stadt ein Flächenwidmungsverfahren initiiert. Ich möchte nur sagen: Das erste Mal hat man am 9.12.2005 darüber gesprochen. Sie wissen, Flächenwidmungsverfahren dauern heute ein Jahr. In dem Fall wurde es relativ schnell durchgepeitscht. 

Auf unsere Frage in der Bezirksvorstehung beziehungsweise im Bauausschuss des Bezirkes, warum man in diesem Gebiet kein Gewerbe mehr haben möchte, hat man einfach gesagt: Wenn Sie uns eines bringen, wenn Sie uns also eine Firma bringen, dann werden wir das dort widmen. 

Und da muss ich schon sagen: Das kann's nicht sein. Es kann nicht die Aufgabe eines normalen Bezirksrates sein, während eines Flächenwidmungsverfahrens Unternehmen auftreiben zu müssen, damit man bestimme Widmungen erreicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Und zur Frage des angrenzenden Lagerplatzes: In Wirklichkeit ist es ein Mistplatz. Auch wenn man die Container, wie mir gesagt wurde, die dort sind, in den Süden des Lagerplatzes oder Mistplatzes verlegen wird, ist meiner Meinung nach das Lärmproblem nicht gelöst. Die Kollegin Gretner hat das auch gesagt. Also es werden auch Lärmschutzeinrichtungen notwendig sein. Aber die Lärmschutzeinrichtung kann nicht sein eine Einhausung von einer Mauer mit 4,5 m Höhe, wenn das Gebäude dann 13 m Höhe hat. Also wie soll eine 4,5 m hohe Wand ein 13 m hohes Gebäude vor Lärm schützen? 

Wir sind dagegen. Wir haben auch im Bezirk, das sehr gut, glaube ich, argumentiert, warum wir dagegen sind, und wir bleiben auch dabei. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Gaal. Ich erteile es ihr.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Das bisher Gesagte fällt unter die Kategorie Miesmacherei. Im Gegensatz zu Ihnen, meine Damen und Herren von der Opposition, haben wir uns mit dem vorliegenden Plandokument eingehendst beschäftigt und, wie ich finde, eine brauchbare und vernünftige Lösung erarbeitet.

Dem steigenden Wohnbedarf in Wien und vor allem in Favoriten wird durch dieses Projekt Rechnung getragen. Und dass der Bedarf gegeben ist, zeigt das große Interesse der Bevölkerung an allen neuen Wohnbauprojekten in Favoriten und beweist, dass Favoriten ein begehrter und beliebter Wohnbezirk ist, denn Sie werden kaum eine leer stehende Neubauwohnung in Favoriten finden. 

Die größten Bedenken der Anrainer bestanden in diesem Fall wegen der Gebäudehöhe. Diesen Sorgen und Einwänden wurde insofern Rechnung getragen, als im Gegensatz zu der bisher geltenden vollflächigen Bebauungsmöglichkeit bei diesem Projekt eine aufgelockerte und durchlässige Struktur geplant ist. Zusätzlich wurde die Widmung Betriebsbaugebiet herausgenommen, um die Anrainer vor Einwirkungen wie Staub, Lärm und so weiter zu schützen. Somit wird mit diesem Plandokument wieder einmal garantiert, dass Favoriten auch weiterhin ein begehrter Wohnbezirk mit hoher Lebensqualität bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 32 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 15. Bezirk. Es liegt hier keine Wortmeldung vor.

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 33 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 22. Bezirk. Hier gibt es einen Berichterstatterwechsel. Ich ersuche Herrn GR Dampier, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Walter hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Herr Bürgermeister hat im Landwirtschaftsbericht 2005 - er ist ja auch Ökonomierat der Stadt - gesagt: „Die Sicherung der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Vorranggebiete Wiens in Übereinstimmung mit den Zielen der Grünraumplanung und der weitere Ausbau einer umweltschonenden Produktionsweise sind wegen der multifunktionalen Bedeutung der Landwirtschaft für die Stadt wichtige Ziele der Wiener Stadtregierung. Mit der Erstellung des agrarstrukturellen Entwicklungsplans für Wien und dessen Verankerung im neuen Stadtentwicklungsplan STEP 05 konnte im Berichtszeitraum eine wichtige Maßnahme umgesetzt werden, die maßgeblich zur Erreichung dieser Ziele beitragen kann."

Das sind leider nur schöne Worte, denn in der Realität sieht es anders aus. Wir beschließen heute, fast 95 ha traditionell landwirtschaftlich genutztes Gebiet, gute Bodengüte, landwirtschaftliche und gärtnerische Nutzung, von L in Sww oder in SwwL umzuwidmen. Was das für die Betroffenen bedeutet, habe ich hier schon mehrmals gesagt: Landwirtschaftliche Nutzbauten werden verhindert, restriktive bauliche Schutzzonenbestimmungen verhindern betriebliche Weiterentwicklung und wir wollen ja gesunde Betriebe und nicht Betriebe, die wir dann groß subventionieren müssen. Der landwirtschaftliche Besitz verliert an Wert und à la longue wird die Bewirtschaftung unmöglich gemacht, obwohl uns Gutachter der Universität für Bodenkultur schon in mehreren Studien nachgewiesen haben, dass der beste Schutz von Grünraum immer noch die Bewirtschaftung der Flächen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einmal mehr sehen wir bei diesem Plandokument, wie eigentums- und eigentümerfeindlich die Mehrheitspartei in dem Haus regiert. Die berechtigten Anliegen unserer Bäuerinnen und Bauern werden einfach negiert und beiseite geschoben.

Wir fordern deshalb Rahmenbedingungen, dass die Landwirte ihre wichtigen Aufgaben vor allem auch für unser Kulturgut und für die Landschaftspflege durchführen können, denn Grinzing sähe nicht so aus, wie es aussieht, wenn dort nicht die Weinhauer die Flächen bewirtschaften würden. 

Der Fall Englisches Feld und Eßlinger Scheibe heißt für uns, dass wir zwar die Flächen im agrarstrukturellen Gebiet ausweisen und im STEP 05 verankert wissen, aber letztendlich hält sich niemand daran und ich frage mich, wozu man das Ganze macht. Das ist ein Riesenaufwand und bringt Null, außer dass wir Menschen damit beschäftigen, Dinge zu tun, die dann keiner haben will. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir dort die uneingeschränkte L-Widmung aus betriebsökonomischen Gründen brauchen. Die Betriebe brauchen sie und sie ist eine wichtige Voraussetzung für betriebssichernde, produktive und investierende Landwirtschaft. Unter den dann stattfindenden Rahmenbedingungen ist langfristig eine Erhaltung des Freiflächencharakters nicht möglich, da eine nachhaltige Bewirtschaftung durch die bäuerlichen Familien verhindert wird. Sie wissen genau, dass nur prosperierende Betriebe Landschaftspflege, Freizeit- und Erholungsraum sichern können. 

Zum Abschluss lassen Sie mich noch eines sagen: In der Oper "Die Meistersinger" wird gesungen: "Verachtet mir die Meister nicht!" Ich möchte der regierenden Mehrheitspartei zurufen: Verachten Sie die Landwirte, Gärtner und Weinhauer nicht! (Beifall bei der ÖVP.) Geben Sie ihnen eine Chance, denn sie produzieren Lebensqualität und Kultur in Wien und für ganz Wien! 

Deshalb werden wir diesem Plandokument nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schrödl. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei dem im vorliegenden Plandokument betroffenen Gebiet handelt es sich um die ökologisch sensible Vorlandzone zum Nationalpark Donauauen. Die Änderungen in der Widmung entsprechen sowohl den im agrarstrukturellen Entwicklungsplan gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer erarbeiteten Vorgaben als auch den Zielsetzungen des STEP 05. Die Widmung nimmt einerseits auf den Schutzcharakter im Grüngürtel am Rande des Nationalparks Rücksicht und andererseits auf das immer größer werdende Bedürfnis der Menschen nach Wohnen im Grünen.

Zu der von Ihnen angesprochenen Änderung der Widmung von L auf Sww kann ich Sie nur darauf hinweisen, dass die landwirtschaftliche Nutzung weiterhin uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Offensichtlich haben Sie sich den Akt doch nicht sehr genau angeschaut, Herr Kollege, und Sie haben auch nicht mit Ihren Kollegen von der Bezirks-ÖVP gesprochen, denn die haben diesem Plandokument aus gutem Grunde zugestimmt!

Auch meine Fraktion wird diesem Plandokument ihre Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich habe noch eine Wortmeldung. Herr GR Mahdalik hat sich gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Es gibt in den Tageszeitungen jedes Jahr einige Fixpunkte, wo Politiker in Bildgeschichten, Bildstories auftreten. Eine davon ist zum Beispiel die Schanigarten-Eröffnung in der Besetzung Häupl/Nettig, jetzt in der neuen Besetzung Häupl/Jank. Es gibt auch noch die Saisoneröffnung an der Alten Donau, früher auch mit Häupl/Nettig, jetzt mit Häupl/Jank. Ein Fixpunkt in dieser Berichterstattung ist Jahr für Jahr und das auch zurecht, wenn sich der jeweilige Umweltstadtrat oder die Umweltstadträtin mit ein paar Karotten, Salathäupteln und Gurken in der Hand vor die Kameras hinstellt und die Qualität der Wiener Gärtnereien und der Wiener Bauern und die hohen Prozentzahlen, die ich jetzt nicht im Kopf habe, anpreist - wie viel Prozent des Wiener Gemüses, das die Wiener Bevölkerung benötigt -, die in Wien von den Gärtnereien am Stadtrand produziert werden. Und der hohe Stellenwert unserer Bauern und Gärtner ist ja unbestritten. 

Darum ist es auch nicht verständlich, warum sich die Praxis eingebürgert hat, landwirtschaftliches Gebiet in SwwL umzuwidmen. Das ist ja nicht die erste Umwidmung dieser Art. Wer sich die umfangreiche Stellungnahme der Wiener Landwirtschaftskammer angesehen hat und ich nehme an, dass das nicht nur ein reiner Arbeitsnachweis für die dortigen Angestellten ist, sondern durchaus Hand und Fuß hat, der weiß, dass man durch diese Umwidmungen den Gärtnern und den Bauern auf Sicht das Wirtschaften einfach erschwert. Wir sehen den Sinn und Zweck hinter diesen Umwidmungen nicht. Wir können nicht erkennen, was hier für ein tieferer Hintergrund vorhanden sein könnte. Wir haben uns auch in den letzten Jahren, seit sich diese Umwidmungen eingebürgert haben, stets dagegen ausgesprochen und auch nicht mitgestimmt. Wir werden das auch in diesem Falle nicht tun. Wir sagen, und das sage ich auch als Donaustädter, weil wir bei uns in den Bezirksteilen Aspern, Eßling, Breitenlee und Neu-Eßling auch sehr viele Gärtner und Bauern haben: Diesen Bauern soll man auch in den nächsten 10, 20, 50 Jahren ein Überleben sichern und soll diese unnötigen SwwL-Widmungen hintan halten. Das ist in diesem Fall nicht nur eine Forderung der Volkspartei, zu deren Klientel die Bauern gemeinhin ja gezählt werden, sondern in diesem Fall ist das auch die eindeutige Forderung der Freiheitlichen! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können gleich die Postnummer 36 abstimmen.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen.

Postnummer 37 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7636 im 11. Bezirk. Es liegt hier keine Wortmeldung vor.

Wir können gleich abstimmen.

Wer für das Plandokument ist, bitte ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf des Grundstückes 417/3 von der Liegenschaft EZ 166 KatG Oberdöbling an die Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft MIGRA Gesellschaft mbH. Hier wird die Frau Berichterstatterin GRin Schubert einleiten. 

Nein, sie wird nicht einleiten. In der Legende ist keine Wortmeldung mehr vorgesehen. Ich muss aber der guten Ordnung halber sagen, § 25 ist erfüllt. Mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder sind anwesend.

Wer für diese Postnummer 45 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich nur gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an Domus – Verein zur Förderung musikalischer und darstellender Künste. Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die Debatte ist eröffnet und Frau GRin Mag Ringler hat sich gemeldet.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen, denn die Debatte rund um Domus, Adi Hirschals berühmtes Lustspielhaus, haben wir in diesem Haus ja schon einige Male geführt, auch in der Öffentlichkeit und auch in den Diskussionen rund um die Theaterreform und mit den Kulturschaffenden selbst. 

Wir lehnen diese Förderung ab. Wir glauben, dass in Zeiten der Theaterreform, die ja nicht nur positiv von allen aufgenommen wird, die durchaus umstritten ist und wo es immer wieder auch viel zu verteidigen gibt, warum wir als Grüne auch glauben, dass die richtigen Schritte gesetzt worden sind und dass gerade die Förderung von Adi Hirschals Lustspielhaus ein falsches politisches Zeichen ist. Ein falsches politisches Zeichen, um viel Geld in eine Sparte zu investieren, von der wir glauben, dass sie sich erstens selbst tragen sollte und zweitens jedenfalls nicht den Kriterien der Theaterreform entspricht. 

Damit will ich dann auch schon wieder schließen und meine und hoffe, dass wir uns im nächsten Jahr diese Diskussion ersparen können und Domus schlicht kein Geld mehr bekommt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Domus - Verein zur Förderung musikalischer und darstellender Künste soll also mit 350 000 EUR subventioniert werden. Es wäre besser zu sagen, es sei der Verein zur Förderung der Schauspielkünste des Adi Hirschal, denn jährlich ist das gleiche Spektakel, jährlich grüßt das Murmeltier, alle Jahre wieder vorbei an der Theaterreform ein Subventionsbrocken für das Lustspielhaus. 

Wir sind so wie die GRÜNEN der Meinung, dass diese Subvention abseits der Theaterreform stattfindet. Es gibt keine Empfehlung der Jury oder der Kuratoren, dieses Lustspielhaus zu subventionieren. Damit, Herr Stadtrat, gefährden Sie den Konsens, der bisher sowohl Grüne als auch die ÖVP die Theaterreform, die bei Gott schwierig genug ist, mittragen hat lassen. Sie vergeben vorbei an den Strukturen der Theaterreform eine Subvention in einer Höhe, von der Mittelbühnen, um deren Reform wir ringen, nur träumen können. Damit verstoßen Sie gegen den Konsens der Theaterreform. 

Außerdem ist festzuhalten, dass der Selbstdeckungsgrad 6 Prozent beträgt. Also das, was Marie Ringler gefordert hat, nämlich dass sich derartige Lustspielhäuser selbst finanzieren sollten, ist wohl eine Fiktion oder weit entfernt. Mein Kollege Bernhard Dworschak wird noch einen entsprechenden Antrag einbringen, der klare Subventionsrichtlinien verlangt. 

Dieser vorliegende Subventionsantrag für den Verein zur Förderung musikalischer und darstellender Künste Domus findet jedenfalls nicht unsere Zustimmung. - Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es gibt einen neuen Lieblingsreibebaum der Wiener Rathausopposition, das Wiener Lustspielhaus von Adi Hirschal, das heuer zum dritten Mal im Sommer Klassiker der Weltliteratur in einem wienerischen Gewand in die Bezirke bringt. War es in den ersten beiden Jahren jeweils ein Stück von Shakespeare, so wird es heuer Mozarts “Cosi fan tutte“ sein. Die Aufführungen des Wiener Lustspielhauses wurden in den letzten Jahren vom Wiener Publikum regelrecht gestürmt. Die 43 Aufführungen des Vorjahres haben 18 000 Menschen gesehen. Mehr als 100 Prozent Auslastung ist deshalb erzielt worden, weil jeden Abend so viele Leute da waren, dass Sessel dazugestellt werden mussten. Das Geheimnis dieses Erfolges ist einfach, aber nicht so einfach, dass es die Oppositionsparteien verstehen. Daher muss ich es jetzt noch einmal, zum dritten Mal, erläutern. Vielleicht kann man das dann in den nächsten Jahren auch irgendwann einmal nachlesen. 

Vom Wiener Lustspielhaus werden Klassiker der Weltliteratur in einer Form des Wiener Pawlatschentheaters in den Bezirken gezeigt. Es ist ein volksnahes Theater mit sehr günstigen Eintrittspreisen, das heißt, eine Karte kostet gerade soviel wie eine Kinokarte. Das zu den Argumenten der beiden Vorredner... (GRin Mag Marie Ringler: Nein, es ist angehoben worden! Es ist angehoben worden!) Ja, es ist angehoben worden, aber es ist immer noch billiger als alle anderen Theater, die es in dieser Stadt gibt. Das ist auch ein Grund, warum viele Leute kommen. Wir wollen das einfach nicht so teuer machen, dass es sich die Leute in den Bezirken nicht leisten können. Daher stehen wir zu diesem Konzept. 

Mit dieser Form des Straßentheaters werden auch Hemmschwellen heruntergesetzt, das heißt, diese 18 000 Menschen sind großteils Theaterbesucher, die das ganze Jahr über in kein Theater gehen. Das sind Leute, die man sonst nicht erreicht und ich finde es mehr als gerechtfertigt, dass diese 18 000 Menschen in Wien auch einen Zugang zum Theater haben und dabei gute Theateraufführungen geliefert bekommen. Eine einfache ältere Frau hat letztes Jahr auf der Heubergg’stätten in Favoriten nach dem Besuch des “Sommernachtstraum“ gesagt: „In einen Shakespeare hätten’S mich nie gebracht.“ - Und das ist sehr typisch. Sie hat sich ein Stück angeschaut und Shakespeare gesehen. Aber sie hat eigentlich gemeint, Shakespeare hätte sie sich nicht angeschaut, wenn dieser in einem normalen Theater gezeigt worden wäre. Das heißt, das Publikum nimmt das an. 

Aber auch die Theaterexperten sind begeistert, nicht alle, aber viele. Ich nenne jetzt zum Beispiel: Frank Hoffmann hat gesagt, dass diese Form des Theaters an das Globetheatre der Shakespearezeit in London anknüpft und dass man Shakespeare heute eigentlich genauso aufführen muss und das nicht nur im Sommer. Peter Turrini, der das Stück gelesen hat, hat gesagt, dass diese Bearbeitungen des Wiener Lustspielhauses nicht nur Übersetzungen ins Wienerische, sondern streckenweise eigene Dichtung sind - ein schönes Kompliment, das einer der größten österreichischen Autoren der Dramaturgin und Autorin Susanne Wolf macht. Der “Sommernachtstraum“ ist ein derartiger Renner, dass er heuer wieder aufgenommen wird und vom ORF auch für das Fernsehen aufgezeichnet wird. Etwas Besonderes ist es auch, dass das Wiener Lustspielhaus das einzige Theater in dieser Stadt ist, das Schulklassen einlädt, unter dramaturgischer Anleitung von Frau Wolf eigene Bearbeitungen von Shakespeare zu machen. Letztes Jahr haben sich eine ganze Reihe von Schulen daran beteiligt und eine dieser Schulen, nämlich die HTL Otta-
kring, hat dann auch selbst eine eigene Shakespeare-Bearbeitung im Wiener Lustspielhaus zur Aufführung gebracht. 

Nun, trotz allem spielt das Wiener Lustspielhaus in einer eigenen Liga. Es ist eigentlich kein normales Theater, sondern eine ganz wichtige Sommerkulturaktivität und es ist eine ganz wichtige Stadtteilkulturaktivität. Das Wiener Lustspielhaus ist aus Gesprächen über die Programmierung der Wiener Bezirksfestwochen entstanden. StR Mailath-Pokorny hat Adi Hirschal eingeladen, ein Konzept zu machen, um sein Theater in den Bezirksfestwochen als Straßentheater zu zeigen. In diesen Gesprächen hat sich herausgestellt, dass es nicht möglich ist, im Mai und Juni dieses Konzept umzusetzen, weil die Schauspieler teilweise nicht zur Verfügung stehen. Man hat sich dann entschlossen, das im Sommer zu machen. Das heißt, es war immer klar, dass das eine bezirkskulturelle Aktivität ist ähnlich wie alle anderen vergleichbaren bezirkskulturellen Aktivitäten und Sommeraktivitäten wie beispielsweise das Straßentheater, das heuer bei den Bezirksfestwochen gespielt wird, nämlich “Der Impressario“, die Tschauner-Bühne, die im Sommer Stegreiftheater bringt, und die neue Open-Air-Bühne im Donaupark. All diese Aktivitäten werden außerhalb des Theaterbudgets finanziert und werden daher weder in der Theaterreform berücksichtigt noch von der Theaterjury beurteilt. 

Ich glaube, dass es mit dem Wiener Lustspielhaus gelungen ist, im Sommer in den Bezirken eine neue kulturelle Attraktion zu schaffen und dazu bekennen wir uns. Das Wiener Lustspielhaus ist ein kleiner, aber sehr feiner Baustein im großartigen und vielfältigen kulturellen Angebot unserer Stadt, besonders im Sommer, das Wien vor allem für die Wienerinnen und Wiener so lebenswert macht. Daher werden wir dieser Subvention heute hier auch die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können gleich die Postnummer 17 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für den Verein Wiener Kulturservice. Frau GRin Klicka wird wieder einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich ersuche auch um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön.

Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender!

Meine Damen und Herren, es wird Sie nicht verwundern, wenn wir diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen werden. Wir haben ja in den Aktenstücken immer wieder eine durchaus vergleichbare übliche Vorgangsweise. Immer wieder kommen die Paarungen Wiener Stadtfest - Donauinselfest, Subventionsnehmer Verein Wiener Stadtwerke - Verein Wiener Kulturservice. Immer wieder genehmigt man sich zum Beispiel mit dem Donauinselfest auch noch ein Maifest in der Höhe von 181 000 EUR Steuergeldern und den so genannten Wiener Kultursommer mit 232 000 EUR sowie Kunst und Kreativmessen. Das macht bei der ÖVP den jeweils ungefähr halbierten, verkleinerten Bereich aus, was ja im praktischen Leben bedeutet, das Wiener Kulturservice macht gemeinsam mit der SPÖ ein Standl und finanziert wird das mit unseren Steuergeldern. 

Dazu kommt, dass die Vorgangsweise, wie die Dinge genehmigt werden, jedes Jahr auch eine unglaubliche Ignoranz der Macht widerspiegelt. Wir haben das 1. Mai-Fest genehmigt und ich glaube, es steht hier sogar drinnen: „Seit dem Jahre 1990 veranstaltet der Verein Wiener Kulturservice“ - es wird ja gar kein Hehl daraus gemacht – „gemeinsam mit den Praterunternehmen, Vereinen und der SPÖ-Wien das 1. Mai-Fest. Diese Tradition wollen wir aufrechterhalten.“ Gut, schön. Das 1. Mai-Fest war, glaube ich, am 1. Mai, ja? Was haben wir heute? Heute haben wir den 22. Mai! (GRin Claudia Smolik: Den 24.! Den 24.!) Jetzt frage ich mich: Wo ist die Demokratie, wenn heute Geld genehmigt wird, das schon am 1. Mai ausgegeben wurde? Das ist eine derartige Ignoranz, eine Missachtung der Opposition, dass Sie das nicht einmal rechtzeitig abstimmen lassen können! Das betrifft natürlich den 29. April, das Stadtfest, genauso. Und das ist mithin ein Grund, warum wir diesen Dingen nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, die Freiheitliche Partei wollte dieses Jahr am 1. Mai auch etwas auf der Donauinsel machen, auf das ich noch zu sprechen kommen werde, ganz etwas Kleines, nicht so etwas Riesiges, ein kleines Zeltfest für vielleicht 2 000 bis 3 000 Leute. Wir haben uns auch rechtzeitig um eine Bewilligung bemüht und diese Bewilligung wurde uns seitens des Magistrats mit einer ebenso perfiden Begründung verwehrt. Die Begründung lautet: „Die Donauinsel verträgt neben den bisher genehmigten Großveranstaltungen keine weiteren Großveranstaltungen.“ Das heißt, die Donauinsel gehört uns, der SPÖ, und was ihr macht, das wird auf keinen Fall genehmigt und sei es aus Umweltschutzgründen. Also die Flora, die wir im Bereich der Floridsdorfer Brücke vielleicht ein bisschen beeinträchtigt hätten, wird Ende Juni selbstverständlich dem Erdboden gleichgemacht. Also das Gras kann man dann sowieso neu anpflanzen, wenn diese Massen, von denen der Herr Prof Kopietz immer spricht, dort drüber gehen. Wir kämen ja nicht einmal irgendeinem Sozialisten in den Weg, weil die ja mit unseren Steuergeldern eh alle im Prater sind und vorher am Ring. Das kleine Zeltfest - sogar das tut Ihnen so weh, dass Sie mit den unglaublichsten Begründungen uns gezwungen haben, unser 1. Mai-Fest außerhalb von Wien zu feiern! 

Lassen Sie mich auch noch ein paar Worte allgemein zum Donauinselfest sagen. Ich war ja letztes Jahr Gast und der Kollege Ludwig war so lieb, mich beim Donauinselfest ein bisschen herum zu führen, wofür ich mich auch herzlich bedanke. Ich will auch nicht sagen, dass die Veranstaltung grundsätzlich negativ ist. Es ist halt eine Parteiveranstaltung, wo das Parteipolitische überwiegt. Wenn es eine Veranstaltung für die Wiener wäre, wo nicht auf jeder Toilette und überall SPÖ stehen würde, dann könnte man ja über vieles reden. Aber wie gesagt, der Kollege Ludwig hat mich herumgeführt und ich habe mir natürlich auch selbst ein Bild darüber gemacht.

Da kommt mir jetzt zum Abschluss noch eines in den Sinn: Der Herr Prof Kopietz spricht von einem neuen Rekord: „3,1 Millionen Besucher am 20. Donauinselfest. Besucherinnen und Besucher wurden in den kühnsten Erwartungen sogar noch übertroffen. Ein Höhepunkt des europäischen Kulturjahres.“ Dann haben wir beispielsweise das nächste Jahr: „2005 sind 3 Millionen Besucherinnen und Besucher auf die Wiener Donauinsel gekommen. Es ist Europas größtes Open-Air-Festival. Weit mehr als eine Million BesucherInnen am Samstag am 21. Donauinselfest. Das Donauinselfest ist und bleibt die größte, friedlichste, erfolgreichste Open-Air-Veranstal-
tung Europas.“ 

Jetzt sind 3 Millionen Besucher schon eine ganz schöne Menge und ich habe mir angeschaut, was Sie da an Sponsormappen ausgeben. Das ist von 2002 und da steht 2,54 Millionen Besuche des Donauinselfestes. Drinnen steht, 2002 wurden 2 540 000 Besuche gezählt. Diese Frequenzzählung beschreibt die Besucherströme. Die Quantität der Besuche basiert auf Mehrfachbesuchen und der Bewegung auf der Donauinsel selbst, das heißt, wenn einer bei der einen Bühne steht, zwei Stunden später bei einer anderen Bühne steht und zwei Stunden später wieder bei einer anderen Bühne, dann hat er einen Dreifachbesuch gemacht! Dazu kommt dann... (Heiterkeit bei der FPÖ.) Da sieht man ja, wie 
viel Besucher da sind, insgesamt 670 000 Tagesbe-
sucher 2002. 

Ich habe mir dann die Mühe gemacht, das für die nächsten Jahre hochzurechnen. Er wird schon nervös, der Herr Professor (GR Harry Kopietz: Nein, nein! – Aufregung bei der SPÖ.) Und wir haben da ja zum Beispiel 2002 eine Statistik drinnen: 71 Prozent aus Wien und 2 Prozent aus dem Ausland, weil Sie immer sagen: „Pah, aus der ganzen Welt kommen die Leute auf das Donauinselfest." 27 Prozent kommen aus den Bundesländern. Es geht mir ja nur um die 3 Millionen Besucherinnen und Besucher, also halb Österreich! (GR Harry Kopietz: Besuche! Besuche!) Besucherinnen und Besucher! Ich habe es Ihnen gerade zitiert, Herr Professor! (Heiterkeit bei der FPÖ.) „Mit dem heurigen Rekord von mehr als 3,1 Millionen Besucherinnen und Besuchern wurden unsere kühnsten Erwartungen übertroffen, sagt Professor“ - nein, das steht ja gar nicht da, Entschuldigung - „Landtagsabgeordneter Harry Kopietz, der Vater des Donauinselfestes.“ 

2004 rechne ich Ihnen schnell etwas vor. Bei dieser Sponsorenmappe 2004 steht: „Zielpublikum Nummer 1: Ein Viertel aller Wiener zieht es alljährlich im Juni auf die Insel, besonders Jugendliche...“ und so weiter. Ein Viertel aller Wiener! Meines Erachtens haben wir so 1,8 Millionen Einwohner. Das sind dann 450 000. Die andere Statistik sagt, drei Viertel der Besucher sind Wiener. Also mehr als 700 000 sind nicht am Donauinselfest gewesen. (Heiterkeit bei der FPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) Und 3 Millionen Besucherinnen und Besucher, das ist... (GR Harry Kopietz: Nach Besuchen! Nach gezählten Besuchen!) Ja bitte, wenn Sie zählen: Ich war mit dem Michi Ludwig bei der Kubanischen Gesellschaft - 1 Besuch, beim Stand der SPÖ-Wieden – 2 Besuche, dann waren wir bei dieser Hundeschau – 3 Besuche. Am Klo war ich nicht, sonst hätte ich vielleicht den 4. Besuch. Bei der Lesehalle - 5. Ich weiß nicht... (Aufregung bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Sie zählen falsch!) Nein, aber nach Menschen geht es auch nicht! Ich weiß nicht, wie Sie diese Zahlen eruieren. Auf jeden Fall, wenn Sie sagen, in diesen drei Tagen kommen 700 000 Menschen dort hin - d'accord. (GR Harry Kopietz: Das haben wir sogar schriftlich!) Wenn Sie sagen... (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Ich sage nicht, dass das ein schlechtes Fest ist, Herr Professor, aber 3 Millionen Besucher - wo sind die? (GR Harry Kopietz: Das haben wir schriftlich!) Wo gibt es die? (GR Dr Matthias Tschirf: Es geht ja auch der Kopietz hin!) Ebinger und Kopietz und der Michi Ludwig! (Allgemeine Heiterkeit.) Wahrscheinlich ist es das. Bitte, vielleicht schaue ich heuer wieder vorbei, um die Statistik noch weiter in die Höhe zu treiben! (Heiterkeit bei der FPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) Zustimmen tue ich jedenfalls nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin dem Kollegen Ebinger sehr dankbar für seinen aufdeckerischen Zug, hier klarzumachen, wie viele Besucherinnen und Besucher wir haben. Aber vielleicht liegt es ja auch daran, dass der Herr Professor seinen Professortitel ja nicht als Mathematik-Professor bekommen hat (Heiterkeit bei den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ.) und insofern... (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) Und insofern könnte sich das mit der Verwirrung der Zahlen ja quasi mit den Grenzen des menschlichen Irrtums einfach erklären lassen. 

Warum wir aber dieses Jahr so wie jedes Jahr doch wieder über Subventionen wie jene für das Donauinselfest reden müssen, ist, weil es ein Problem damit gibt, dass dieses Fest nicht nur ein schönes Fest ist - das ist, glaube ich, unbestritten -, sondern weil es hier ja auch, wenn man so will, um ein Stück verdeckte Parteienfinanzierung geht. So wie im Übrigen auch bei einer ganzen Reihe von anderen Subventionen, die wir heute auf der Tagesordnung haben, nämlich wenn es um das Stadtfest der ÖVP geht oder auch um den Verein Stadtforum, bei dem der Unterzeichner des Subventionsansuchens der Herr ÖVP-Landesgeschäftsführer Walter ist. Also da gibt es eine ganze Reihe von Ansuchen. In Summe sind das immerhin mindestens 3,22 Millionen EUR, 45 Millionen ATS, die jedes Jahr - wahrscheinlich würden uns auch noch ein paar andere Subventionen einfallen - in die verdeckte Subventionierung von Feierlichkeiten und Veranstaltungen von Vereinen der SPÖ und ÖVP fließen. 

Wir bestreiten gar nicht, dass da auch gute Dinge passieren, dass ein Stadtfest ganz interessant sein kann, dass vielleicht auch lustige Künstler auftreten, dass sich dort Menschen amüsieren. Aber wir fragen uns sehr, sehr ernsthaft, warum es notwendig ist, dass diese Veranstaltungen unter dem Banner von Parteien stattfinden, dass sie klar und eindeutig für die Bewerbung der politischen Parteien verwendet werden und dass auf diesem Wege Kultursubventionen dazu verwendet werden, Parteien zu bewerben. Wir halten das für äußerst problematisch. In anderen Fällen, kann ich mich erinnern, haben wir das auch gemeinsam mit der SPÖ in anderen Bundesländern kritisiert, wenn man das Gefühl hat, hier werden Kultursubventionen dazu verwendet, um zum Beispiel die Ehre des Herrn Lhptm Haider an die Wand zu malen und Ähnliches mehr. Das ist eine hochproblematische Vorgehensweise, die in diesem Land leider eine gewisse Tradition hat, die wir für problematisch halten und die wir ablehnen. Nicht weil wir die Feste als solche ablehnen, sondern weil wir der Meinung sind, dass Kultursubventionen nicht dazu sind, Werbung für Parteien zu machen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. Ich erteile es ihm.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Subventionsantrag unter anderem auch für das 23. Donauinselfest, das Donauinselfest 2006. Ehe ich dazu von mir aus ein paar positive Aspekte bringe und damit auch die Begründung liefern möchte, warum ich und meine Fraktion dem ruhigen Gewissens zustimmen können, möchte ich auf die Wortmeldungen meiner Vorgänger kurz eingehen.

Herr Kollege Ebinger, ich verrate Ihnen jetzt ein Geheimnis, das vielleicht nicht ganz so viele wissen: Wir befinden uns ausnahmsweise in gleicher oder guter Gesellschaft. Sie haben für den 1. Mai ein Zeltfest eingereicht. Die Donauinselkommission unter dem Vorsitz vom Baudirektor - Verwaltungstätigkeit dafür macht meines Wissens der Wiener Hafen - hat das abgelehnt. Die SPÖ hat für den 1. Mai auch ein solches Fest eingereicht und es wurde auch abgelehnt! Das sollen Sie auch wissen, solche Dinge gibt es. (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) Wer sich mit dem Donauinselfest oder mit der Donauinsel nicht nur oberflächlich befasst, wenn hier ein Geschäftsstück vorliegt, sondern auch dazwischen, der kann dann halt solche Dinge auch verstehen. 

Die Besucherzahlen können Sie hin- und herdrehen wie Sie wollen. Nach gezählten Besuchen, nach Anzahl der Besucher überhaupt. Einigen wir uns darauf, es sind sehr, sehr, sehr viele und es ist einfach das größte 
Open-Air-Festival und es ist auch das friedlichste. Das haben Sie dankenswerterweise ja auch erwähnt. (Aufregung bei GRin Mag Marie Ringler.) Nicht nervös werden, zu Ihnen habe ich gar nicht sehr viel zu sagen, außer dass das Wiener Kulturservice, Frau Kollegin - Ihnen fehlen ja die wirklichen Argumente, sonst hätten Sie da mehr gesagt und würden jetzt nicht hereinschreien -, ein Verein ist, der gute Arbeit leistet. Jawohl, da sind auch Sozialdemokraten am Werk. Und er sucht ordnungsgemäß um Subventionen an und bekommt sie auch. Warum? Weil gute Arbeit geleistet wird. (Aufregung bei den GRÜNEN. - Beifall bei der SPÖ.) 

Das Donauinselfest ist für die Kulturstadt Wien - und das steht ja außer Zweifel und wird in den Medien auch berichtet - geradezu das Beispiel für das vielfältige Kulturleben der Stadt und genau das wollen die Wienerinnen und Wiener. Die wollen nicht nur Hochkultur, die wollen nicht alleine die gute Bezirkskultur, die wir auch haben, die wollen auch solche Events und das ist gut so.

Einigen wir uns, also ich bin zumindest der Meinung, ich glaube jetzt einmal die 3 Millionen Besucher. Und wenn man das jetzt genau analysiert, findet man natürlich nicht nur künstlerisch Wertvolles, sondern auch Wirtschaftliches und auf das alles möchte ich jetzt dann kurz eingehen.

Wenn 67 Prozent der Besucher aus Wien kommen, so ist das positiv. Noch positiver ist, dass fast 30 Prozent, nämlich 29 Prozent aus den Bundesländern kommen, ein sehr großer Teil davon aus Niederösterreich und immerhin 4 Prozent aus dem Ausland. Das ist bei der Besucherzahl auch eine Größe, die man nicht bei allen Festivals kennt.

Zu den Bundesländern: Schauen Sie, ich möchte versuchen, Ihnen vielleicht auch Hintergrundinformationen zu liefern. Es gehen Ihnen dagegen ohnehin die Argumente aus. Ich bin schon neugierig, wie Sie das beim 25 Jahre-Jubiläum machen werden. Da werden Sie dann nämlich endgültig keine Argumente mehr dagegen haben, zumindest keine wirklichen.

Wenn man nämlich betrachtet, wie der Veranstalter Kooperationen mit anderen eingeht, zum Beispiel mit den Österreichischen Bundesbahnen, so mag das scheinbar eine Kleinigkeit sein. Aber wenn man sich dann anschaut, dass durch diese Kooperation mit Niederösterreich ein Modal-Split, also eine Aufteilung des öffentlichen Verkehrs und des Individualverkehrs von 50 zu 50 erreicht wird, dann ist das nicht irgendwas. Da müssen Sie mir ein großes Event dieser Art in Österreich oder anderswo auf der Welt zeigen, das da mithalten kann! Wie gesagt, oberflächlich betrachtet ist das vielleicht bedeutungslos. Aber wenn man in die Tiefe geht, dann ist das, meine Herrschaften von den GRÜNEN, ein Beitrag zum Umweltschutz, das nur so nebenbei bemerkt. 

Die Medienarbeit. Abgesehen davon, dass sich die Internetseite des Donauinselfestes international wirklich sehen lassen kann, stimmt es Sie vielleicht traurig, wenn unter anderem den Sozialdemokraten, an der Spitze Prof Harry Kopietz - danke, lieber Harry, noch einmal danke Herr Professor... (Beifall bei der SPÖ.) Ich muss mich bei ihm nicht einhau’n, wir sind jahrelang Freunde und auch Sportfreunde über die Parteigrenze hinweg. Nur am Fußballfeld sind wir manchmal Gegner, aber auch das ist freundschaftlich gemeint. (Allgemeine Heiterkeit.)

Rund 1 000 Berichte gibt es in den Medien, 200 da-
von im TV, 150 im Hörfunk, 300 Tageszeitungsberichte, 200 in Online-Medien und der Rest in Magazinen und Wochenzeitungen. Es ärgert Sie vielleicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, insbesondere Sie, dass Sie Derartiges nicht bewegen können, auch wenn es noch so spektakuläre Aktionen irgendwo im Grün- oder im Waldbereich sind. Das können Sie nicht bewegen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Wenn man sich das umfangreiche Kulturprogramm anschaut, so gibt es immer wieder Neuerungen und immer wieder neue Partner wie diesmal eine eigene Klubinsel mit MTV und ATV+ und den Playstation-Singstar-Wettbewerb. Das sind alles Dinge, von denen junge Leute auch etwas haben, unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit. Kein Mensch fragt und der Herr Ebinger ist ja wahrscheinlich auch nicht gefragt worden, als er das Donauinselfest besucht hat, ob er von der SPÖ, von der ÖVP oder von der FPÖ ist. Das ist einfach wertvoll. (Allgemeine Heiterkeit.) So bekannt ist er wahrscheinlich auch nicht, dass ihn dort jeder kennt. (GRin Mag Marie Ringler: Wer hat die Playstation bezahlt oder ist das Kulturgeld?) Na ja, wenn es eine Subvention für ein Fest gibt, dann ist ein Teil Kulturgeld. Andere Dinge bei so einem Fest rechnen sich selbst, weil Gesellschaften und Firmen bereit sind zu subventionieren. Sie können aber trotzdem... (GRin Mag Marie Ringler: Wer hat das eigentlich bezahlt? Wer hat diese Playstation bezahlt?) Das ist keine Fragestunde, die Fragestunde ist längst vorbei. (Allgemeine Heiterkeit.) Ich bin ein ganz ein gewöhnlicher Gemeinderat so wie Sie. (Beifall bei der SPÖ.) Ich bitte daher, fortsetzen zu dürfen. Sie können sich dann ja ohne weiteres noch einmal melden. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie können sich dann ohne weiteres noch melden.

Ich komme jetzt auf die wirtschaftliche Bedeutung des Donauinselfestes. Wenn man von Subventionen, vom viel Geld Ausgeben von der Stadt redet, dann soll man sich die Mühe machen, auch die Rechnung aufzustellen: Was kommt da in diese Stadtkasse oder in die Kassa so mancher Firma – das ist ja gut so – hinein? Ich kann Sie gleich beruhigen, meine Firma arbeitet nicht am Donauinselfest, damit Sie da nicht noch etwas hinein interpretieren. 

Fast 40 Millionen EUR werden hier bewegt, die in die Wiener Wirtschaft gehen. Das sind durchschnittlich rund 30 EUR pro Besucher, kann man sagen. Das richtet sich natürlich auch daran, ob jemand von Wien ist oder von weiter angereist ist. Die Besucher zum Beispiel aus den Bundesländern - und das ist eine Studie, die 2005 erarbeitet wurde - geben schon 100 EUR aus. Direkt beim Festbesuch selbst sind es 22 Millionen EUR, die bewegt werden.

Das Donauinselfest ist bezüglich seines wirtschaftlichen Nutzens unter den Top 5 - hören Sie bitte gut zu - neben den Wiener Festwochen und anderen musikalischen Veranstaltungen.

Ich möchte zum Schluss kommen und mich auch dafür bedanken, dass es diese Diskussion gegeben hat und es Gegenstimmen geben wird, denn es tritt dann das ein, was keiner mehr für möglich gehalten hat: Das Donauinselfest bekommt einfach noch mehr Werbung. Das wird sicher in den Medien berichtet werden. Ich zumindest werde dafür sorgen und andere auch. Danke für die Werbung!

Es kann ja tatsächlich bei den Fraktionen, die dagegen sind - ich möchte Ihnen nicht persönlich nahe treten -, nur der Neidkomplex auf all das sein, was sich am Donauinselfest abspielt, weil Ihnen eben in dieser Stadt die Kompetenz fehlt, nämlich im Kulturbereich, im Sportbereich und im Wirtschaftsbereich. Das zwingt Sie wahrscheinlich dazu, dagegen zu stimmen, denn in Ihrem Innersten haben Sie ja selbst gesagt, es ist gar kein schlechtes Fest. Ich habe mich ja nicht verhört. Aber das zwingt Sie wahrscheinlich dazu, dagegen zu stimmen.

Ich halte fest, dass das Donauinselfest wieder für gute Unterhaltung sorgen wird, ein Kulturgenuss und ein Freizeiterlebnis ist und für jeden Geschmack sowohl im kulturellen Bereich als auch im Sportbereich und auch für jedes Alter etwas hat. Es ist das Fest der Feste europaweit und weltweit und das müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet hat sich noch einmal Herr GR Mag Ebinger. Bitte schön. (GR Christian Oxonitsch: Der Kollege Ludwig macht eh wieder eine Führung! – GR Godwin Schuster: Er macht es gratis!)

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Kollege Dampier! Schlecht dokumentiert im Internet ist es nicht, das stimmt, weil die Sponsorendinge habe ich auch aus dem Internet heraus geholt, also aus der Homepage vom Donauinselfest. 

Da steht zum Beispiel bei 2005, weil Sie gesagt haben, 100 EUR gibt jeder Ausländer aus, da steht aber 38 EUR, auswärtige Gäste 38 EUR. Aus dem Bundesland… (GR Karl Dampier: Aus dem Bundesland!) Bitte, bitte, ja: Besucher aus Wien 24,70 EUR und auswärtige Gäste 38 EUR. Mehr Aufgliederung haben wir für 2005 nicht, aber 100 EUR gehen sich ja nicht einmal miteinander aus! (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Ich wollte nur etwas sagen: Es ist schon richtig, nicht nur die FPÖ-Wien hat für den 1. Mai ein Festzelt auf der Donauinsel beantragt, sondern auch die SPÖ. Ich frage mich allerdings, warum sie das getan hat? Das kann ja nur sein, weil man gesagt hat: Die Freiheitlichen wollen da ein Zelt aufstellen? Da machen wir auch etwas, denn dann können wir es leichter ablehnen, ohne dass es zu offensichtlich ist. (GR Harry Kopietz: Kein Mensch von uns!) Nein? Aber geh, bitte! (GR Harry Kopietz: Kein Mensch von uns!) Erklären Sie mir doch bitte, wer soll denn dort hingehen? Bis Mittag marschieren Sie alle über den Ring, dann kommen die Ansprachen (Heiterkeit bei der FPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN.) und ab 13 Uhr - das steht im Akt drinnen - bis 23.30 Uhr haben wir für Ihr 1. Mai-Fest im Prater 180 000 EUR gesponsert! Wen schicken Sie auf die Donauinsel? Die Gewerkschaft? Oder die BAWAG-Funktionäre? Oder alle anderen Bonzen, die Sie nicht mehr beim Volk haben wollen? Machen Sie vielleicht ein VIP-Zelt auf der Donauinsel, damit Sie sie von den verbliebenen Wählern separieren können? (Beifall bei der FPÖ. – Große Heiterkeit bei der FPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich darf darauf aufmerksam machen, dass mir keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Daher ist die Debatte geschlossen. Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die für diese Postnummer sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 20 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Akademie der Wissenschaften. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik, bitte schön!

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben hier eine Subvention an die Akademie der Wissenschaften, wo ich vorausschicken möchte, dass wir nichts gegen die Akademie der Wissenschaften haben und gegen die Subventionen, die an die Akademie der Wissenschaften gehen, sondern hier geht es einzig und allein darum, wie in dieser Stadt manche Institute beziehungsweise SpitzenforscherInnen offensichtlich zu Geldern kommen und andere nicht. Ich habe hier schon vor einigen Gemeinderatssitzungen über die Quantenoptik und die Quantenphysik gesprochen. Jetzt mag man darüber streiten, auch in der Fachwelt, wie zukunftsträchtig dieses Fach ist, aber man hat sich nun einmal dazu durchgerungen, dem Prof Zeilinger hier offensichtlich ein Institut einzurichten und auszustatten. Das ist ja auch gut so. Es wurde vom Bürgermeister versprochen und ob es diese Höhe wirklich wert ist oder nicht wirklich, wird sich wahrscheinlich dann herausstellen, wenn die Forschung in 50 oder 60 Jahren dann so weit ist, dass man merkt, ob die Quantenoptik der Weisheit letzter Schluss war. 

Jetzt ist es aber so, dass es regelmäßig und im letzten Jahr sogar zweimal eine Subvention an das Institut für Quantenoptik gegeben hat und jetzt kommt das wieder. Entweder werden die Anträge nur mit Copy/Paste ausgefüllt oder abgeschickt, weil vom Ursprungsakt jetzt eigentlich nur mehr ein kleiner Absatz drinnen ist. Da ist vom Akt, der vom Mai 2005 war, einiges übernommen worden und vom Akt November 2005 auch wieder nur ein Satz. Das fasse ich jetzt zusammen und eigentlich ist es nicht mehr nachzuvollziehen, warum die jetzt noch das Geld bekommen, weil im Akt vom November 2005 drinnen stand, dass jetzt für 2005, wo man schon mit 500 000 EUR unterstützt hat, der rasche Abschluss der Renovierungs- und Einrichtungsmaßnahmen nun mit einer weiteren Förderung im Jahr 2005 ermöglicht werden soll. Das hat man sich 2005 gedacht. Okay, das ist jetzt dann fertig, weil zu dem brauchen wir jetzt nur mehr 120 000 EUR. Jetzt, im April 2006, kommt aber wieder ein Antrag, wo noch einmal erwähnt wird, dass der Abschluss der Renovierungs- und Einrichtungsmaßnahmen mit einer weiteren Förderung durch die Stadt Wien ermöglicht werden soll. Und dieses Mal gibt es 380 000 EUR. In Summe sind es 2 Millionen EUR, die jetzt in dieses Institut eingeflossen sind und ich frage mich hier schon: Wie viel gibt es da noch für dieses Institut? Wie viel gibt es für die anderen Institute, die Umbauten in den ehrwürdigen Gebäuden der Universität Wien brauchen? Bekommen die auch die 2 Millio-
nen EUR, bekommen die auch 280 000 EUR oder 120 000 EUR oder bekommt das nur der Prof Zeilinger, weil es der Bürgermeister halt so versprochen hat? 

Es ist völlig undurchsichtig, wie diese Finanzierung zustande kommt. Es ist nicht nachzuvollziehen, warum 2 Millionen EUR für die Quantenoptik locker gemacht werden, für andere wissenschaftliche Bereiche aber sehr, sehr wenig Förderung bis gar keine Förderung zur Verfügung steht. Und deswegen lehnen wir diesen Akt ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Forschungen im Bereich Quantenphysik und Quanteninformatik sind derzeit das weltweit am stärksten expandierende Feld im Bereich der Physik. In den vergangenen 10 Jahren haben österreichische Forschungsgruppen in Innsbruck und in Wien in diesem Bereich eine internationale Spitzenposition erreicht. Im Jahr 2003 bereits wurde an der Österreichischen Akademie der Wissenschaften ein neues Institut für Quantenoptik und Quanteninformation an den beiden Standorten Wien und Innsbruck auch eingerichtet und am 1.11.2003, nachdem dieses Institut auch gegründet wurde, hat Prof Zeilinger die Leitung übernommen. Es war von Beginn an klar, dass dieses Institut in drei Stockwerken des Hauses in der Boltzmanngasse 3 beherbergt werden soll, dass also dieses Institut dort die Räumlichkeiten übernimmt. Während bereits damals die laufende Finanzierung des Instituts gesichert war, waren die Erstausstattung und auch die Adaptierung der entsprechenden Laborräume und die einmaligen Zusatzmittel in der Größenordnung von 2 Millionen EUR nicht gesichert und deshalb dann er-
forderlich. Wir haben als Stadt Wien bis jetzt 1 620 000 EUR für diesen Zweck zur Verfügung gestellt. Die jetzt zu beschließenden 380 000 EUR sind der Differenzbetrag, der auf die 2 Millionen EUR noch offen ist, um die Räumlichkeiten der Boltzmanngasse 3 für dieses Institut zu adaptieren und auch den laufenden Betrieb zu ermöglichen. 

Es ist, wenn man so will, der Abschluss einer schon vor längerer Zeit auch im Gemeinderat besprochenen und auch beschlossenen Linie und wir setzen, wenn man so will, eine sehr strategische Planung in diesem Bereich fort und bringen sie heute auch zum Abschluss. Ob dieses Institut darüber hinausgehend in Zukunft noch finanzielle Mittel benötigen wird oder nicht, ist zum heutigen Zeitpunkt sicher nicht abschätzbar. Geplant ist es nicht. Wir haben mit dieser Rate eine Verpflichtung übernommen und schließen sie mit dieser Rate auch ab. 

Ich denke, dass der bisherige Erfolg auch der Beschäftigung mit Quantenoptik, Quanteninformatik diese Investition rechtfertigt. Man sieht zweifellos, dass es auch gelungen ist, an Hand dieses wissenschaftlichen Spektrums weitere Interessenten, auch Investoren, private Investoren für den Standort Wien zu interessieren. Ich denke, dass das neben dem wichtigen Biotech-Standort ein weiterer zukunftsweisender Wissenschaftsbereich ist und zweifellos sehr gut durch die Stadt Wien hier in Kooperation auch mit wissenschaftlichen Einrichtungen wie der Akademie der Wissenschaften diese Investition tätigt. Deshalb ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ fest und damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Subvention an den Verein Stadtforum Wien.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor, weshalb wir sofort zur Abstimmung kommen können.

Wer für die Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ fest und damit ist auch dieser Antrag mehrstimmig... (GRin Veronika Matiasek: Nein! – GR Mag Harald STEFAN: Nein, wir nicht!) FPÖ nicht. Ich korrigiere, er ist nur mit den Stimmen der ÖVP und SPÖ mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 22. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht um die Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. Diese Subvention lehnen Grüne und Freiheitliche ab. Sie stellen sich damit gegen einen wesentlichen Impuls für Wien, einen Impuls in künstlerischer, touristischer und wirtschaftlicher Hinsicht. 806 000 EUR Subvention zusätzlich zu den Sponsorenbeiträgen erlauben die Finanzierung eines Festes für Wien, für Wiener, für Besucher und sie lösen einen wertschöpfenden Effekt aus, den wir untersuchen ließen. Je nach Rechnungsweise und Besucherzahl kann man von einer Wertschöpfung zwischen 1,4 Millionen EUR und 2,4 Millionen EUR ausgehen. Für diese Wertschöpfung müssten 18 000 oder 29 000 Österreicher und Österreicherinnen einen Tag lang arbeiten. Das Stadtfest leistet einen Beitrag von 0,3 bis 0,5 Prozent der an diesem Tag erwirtschafteten Wirtschaftsleistung Wiens. 

In diesem Sinn ist diese Subvention eine gute Investition. Wir werden ihr deshalb zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest, damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 25, Subvention an den Verein Wiener Symphoniker.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Wiener Symphoniker sind sicherlich ein sehr wichtiger Bestandteil der Wiener Kulturszene, das ist, glaube ich, unbestritten. Unbestritten ist leider auch, dass die Symphoniker in den letzten Jahren immer mehr in eine finanzielle Krise gekommen sind, eine finanzielle Krise, die etwas mit einer sehr großzügigen Vorgehensweise der Geschäftsführung der letzten Jahre zu tun hatte, mit großzügigen Betriebspensionen, die den Musikerinnen und Musikern zugestanden wurden, und offensichtlich nicht gerechnet wurde, dass es nun mal nicht so ist, dass es unendlich viel Geld für die Symphoniker gibt, und man unendlich viele gute Betriebspensionsverträge mit den Symphonikern abschließen kann. Jetzt will ich jedem Einzelnen der Musiker und Musikerinnen das gar nicht neidig sein, aber man muss ja doch feststellen, dass diese Pensionsregelungen bei weitem besser sind als etwa die der Beamten der Stadt Wien. 

Und wenn es nun eine der Stadt Wien sehr nahe stehende Unternehmung ist, dann müsste man sich doch zumindest darauf einigen können, dass die Symphoniker nicht besser gestellt werden als die Beamten. Jedenfalls hat diese Großzügigkeit der letzten Jahre und Jahrzehnte nun dazu geführt, dass die Symphoniker in den nächsten Jahren ein ordentliches Liquiditätsproblem bekommen werden, denn steigende Personalkosten, steigende Betriebspensionen, eine größere Anzahl von Pensionistinnen und Pensionisten führt nun einmal dazu, dass man mit den derzeitigen Subventionen in Zukunft nicht mehr auskommen wird.

Ich anerkenne absolut, dass die neue Geschäftsführung hier wichtige Schritte unternommen hat, um sicherzustellen, dass die Symphoniker möglichst gut einsparen, dort wo das machbar ist ohne Personalkürzungen, und dass man versucht, den gesamten Betrieb zu optimieren. Aber trotzdem ist festzustellen, dass hier noch einiges zu tun bleibt. 

Was kritisieren wir nun im Konkreten? Wir kritisieren nicht die Tatsache, dass die Symphoniker heute 10,54 Millionen EUR Jahressubvention für 2007 zugestanden bekommen sollen, das ist eine Summe, die uns hoch, aber angemessen erscheint, sondern wir kritisieren einen Passus in diesem Subventionsakt, der fast einen Freibrief an die Symphoniker darstellt, jetzt sofort alle Bemühungen zu Einsparungen stehen und liegen zu lassen und sich darauf zu verlassen, sich bequem zurückzulehnen und zu sagen, der Papa wird’s schon richten, der Subventionsgeber wird mit dem Scheck schon kommen, wir müssen jetzt gar nichts mehr tun, denn in diesem Akt ist ein Satz drinnen, der frei zitiert lautet: „Wir beschließen jetzt als Wiener Gemeinderat diese 10,54 Millionen EUR, und sollte sich herausstellen dass die Symphoniker mehr Geld brauchen, nun, dann wird es halt mehr Geld geben.“ 

Das ist eine etwas - sagen wir es einmal - unübliche Vorgehensweise, denn normalerweise sagen wir den Subventionsgebern ja auch nicht, nun ja, also, soundso viel kriegt ihr, und wenn ihr mehr braucht, dann braucht ihr mehr. Normalerweise ist ja das Geld knapp und es ist endlich, und normalerweise vermitteln wir das den Subventionsgebern auch, manchmal durchaus sehr schmerzhaft. 

Warum also hier eine Vorgehensweise wählen, die aus meiner Sicht schlicht ungeschickt ist, die die Verhandlungsposition der Stadt Wien gegenüber den Symphonikern erschwert, die es für die Stadt Wien schwieriger macht, ein harter Verhandlungspartner gegenüber den Symphonikern zu sein, denn in diesem Akt steht ja drinnen, nun ja, wenn ihr mehr braucht, dann kommt halt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir glauben, 10,54 Millionen EUR für die Symphoniker sind angemessen, sind der richtige Betrag, aber nicht mehr, und wir halten jedenfalls gar nichts davon, in Subventionsakte Freibriefe hineinzuschreiben, die die Verhandlungsposition der Stadt Wien verschlechtern und die quasi einen Freibrief darstellen. Die Stadt Wien bemüht sich hier auch tatsächlich - also ich möchte das durchaus anerkennen -, mit den Symphonikern eine Lösung zu finden, aber wenn ich die Symphoniker wäre, würde ich nach diesem Beschluss alles stehen und liegen lassen, eine Kalkulation entwerfen, in der drinnen steht, so und so viel brauchen wir mehr, und basta.

Wir glauben nicht, dass das die Vorgehensweise ist, die die Stadt Wien bei den Verhandlungen mit den Symphonikern wählen sollte und daher werden wir heute schweren Herzens den gesamten Subventionsakt ablehnen. Es ist uns in den Gesprächen mit dem Herrn Stadtrat nicht gelungen, ihn davon zu überzeugen, diesen Satz zu streichen, und wenn es nicht möglich ist, diesen Satz zu streichen, dann werden wir sicherlich nicht einem Freibrief zustimmen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Bitte sehr.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Wir sollen heute im Mai dieses Jahres bereits für das Jahr 2007 eine unveränderte Basissubvention, wie in den Vorjahren, für die Wiener Symphoniker von 10,5 Millionen EUR beschließen. Die Wiener Symphoniker, das Orchester der Stadt Wien, mit seinen vielen berühmten Dirigenten von Vladimir Fedosejev bis zum Österreicher Franz Welser-Möst, mit vielen Solisten von Rudolf Buchbinder bis Heinrich Schiff, die in dieser Saison Werke von Johann Sebastian Bach über Wolfgang Amadeus Mozart bis Karl Maria von Weber mit 127 Ensemblemitgliedern spielen, es ist wahrlich ein großes Orchester. Das Osterkonzert mit dem Dirigenten Fabio Luisi unter dem Titel "Ein Italiener in Wien" war für mich persönlich ein großer Hörgenuss. 

Die Symphoniker werden als Verein geführt, Vereinspräsident ist Dr Rudolf Streicher, selbst leidenschaftlicher Hobbydirigent. Der neue Chefdirigent, nun in seinem zweiten Jahr, ist bekanntlich der Italiener Fabio Luisi. Für heuer sind 160 Konzert- und Opernauftritte, 30 Kinderworkshops und der Kammermusikzyklus geplant. Die Eröffnung der Wiener Festwochen mit den Symphonikern am 12. Mai ist vielen von uns noch in schöner Erinnerung.

Bei der Pressekonferenz am Karfreitag dieses Jahres hat Präsident Streicher Folgendes ausgeführt, ich zitiere: „Im Rahmen eines mit der Stadt Wien akkordierten Maßnahmenpaketes sind die nach dem neuen Vereinsgesetz in der Bilanz zu berücksichtigenden Pensionsrückstellungen nun durch eine testatsfähige Haftungserklärung der Stadt Wien gesichert.“ Diese Erklärung wurde durch eine Verpflichtungserklärung der Stadt Wien für den Verein einstimmig im Stadtsenat am 7. Dezember 2005, beziehungsweise im Gemeinderat am 14. Dezember, abgegeben. Aus dem Kontrollamtsbericht 2002 geht hervor, dass nach den Bestimmungen des neuen Vereinsgesetzes der Abschlussprüfer dann, wenn erkennbar wird, dass der Verein seine Verpflichtungen nicht erfüllen kann, dieses der Vereinsbehörde mitzuteilen hat. Erstmalig bilanziert dieser Verein auf Grund des neuen Vereinsgesetzes, das am 1. Juli 2002 in Kraft getreten ist, für einen so genannten großen Verein 2005, nämlich im letzten Jahr.

Laut Mitteilungen der MA 7 an Medienvertreter sei aus vereinsrechtlichen Gründen die Subventionszusage für 2007 jetzt notwendig, aber ich kenne einen solchen Grund nicht im Vereinsrecht, es sei denn, die Bilanz 2005 ist nicht erstellbar, und eine Meldung der Abschlussprüfer droht. Anscheinend ist es notwendig, dass für die Bilanz 2005 bereits eine Zusage des Subventionsvolumens für das Jahr 2007 vorliegen muss, um testatsfähig zu sein. Bei gleicher Subventionshöhe wie in den Vorjahren sind selbstverständlich Verluste, wie meine Kollegin Ringler bereits angeführt hat, für die Jahre 2005 und 2006 zu erwarten.

Im Antrag der Subvention für das Jahr 2007 von einem Wunsch der Symphoniker von mehr als 12 Millio-
nen EUR zu reden, dass man jedoch dann wieder, wie schon im Jahre 2001 - damals gab es die Reduktion um 9 Prozent - nur 10,5 Millionen EUR bewilligen werde, ist mehr als eigenartig. Besonders dann, wenn Präsident Streicher von einem sicheren Subventionsbedarf von 12 Millionen EUR ausgeht. Erstmalig wurde der Subventionsbetrag von 10,5 Millionen 2001 vergeben, nachdem beschlossen wurde, die Rücklagen für Pensionen bis 2005 aufzubrauchen. 

Diese sind jetzt aufgebraucht und daraus ergibt sich ein deutlich höherer Subventionsbedarf schon für das Jahr 2005, beziehungsweise 2006. Wir wissen heute, dass es zu einem wesentlichen Mehrbedarf kommen wird. Auf unsere Frage im Ausschuss hat StR Mailath-Pokorny geantwortet: „Wir wissen, dass es Geld kosten wird, aber wir wissen nicht, wie viel.“ Hier will die ÖVP zuerst den Zusatzbedarf für 2005 beziehungsweise 2006 abdecken, bevor wir die Subventionen in gleicher Höhe beschließen. Wir haben dazu einen Beschlussantrag, die Wiener Symphoniker betreffend, formuliert. Dieser lautet: 

„Der zuständige Gemeinderat für Kultur und Wissenschaft möge den Gemeinderatsausschuss bei der nächsten Sitzung im Juni 2006 verbindlich darüber informieren, welche Summen die Wiener Symphoniker für 2006 als zusätzliche Subvention benötigen und welche Beträge für die nächsten drei Jahre budgetiert werden müssen, damit die neue Dreijahresvereinbarung, wie sie ja bereits im Akt angeführt wird, noch vor dem Sommer beschlossen werden kann und für die Wiener Symphoniker damit Planungssicherheit gegeben ist.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP) 

In Hinsicht, dass die Akten nicht besonders gut sind, haben wir einen weiteren Beschlussantrag formuliert. Wir haben immer wieder festgestellt, dass nur Teile der Akten dem Gemeinderat, beziehungsweise dem zuständigen Gemeinderatsausschuss, vorgelegt worden sind und in dieser Hinsicht wollen wir ebenfalls den Beschlussantrag einbringen:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge veranlassen, dass verbindliche, transparente Richtlinien bezüglich der Subventionsvergabe durch die MA 7 erarbeitet und im Gemeinderatsausschuss für Kul-
tur und Wissenschaft zur Diskussion vorgelegt werden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP) 
Nun zurück zum Ansuchen der Wiener Symphoniker: Anscheinend wurde aus Vereinfachung im Kulturamt der gleiche Betrag bewilligt wie in den Vorjahren, obwohl ausdrücklich, wie ich bereits gesagt habe, im Akt von einer Dreijahresvereinbarung gesprochen wird. Bereits in den Jahren 2004 bis 2006 hat so eine Dreijahresvereinbarung ja bereits gegolten. Da fragt man sich aber, warum jetzt die Eile für das Budget 2007 und warum der gleiche Betrag einfach fortgeschrieben ist. 

Übrigens arbeiten die Symphoniker ja jetzt viel im Ausland, und gerade das Ausland ist sehr bedeutend für unsere Kulturpolitik. Deshalb wollen wir hier einen Antrag einbringen, um für Wien als Kulturstadt eine bessere Positionierung im Ausland zu erreichen und stellen folgenden Beschlussantrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge sein Konzept, wie sich Wien bis 2008 im kulturellen Bereich international positionieren möchte, im Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vorlegen. Von besonderem Interesse sind das jährliche Budget für Auslandsaktivitäten, die Zielregionen, die konkreten Maßnahmen, die inhaltlichen Schwerpunkte, die Maßnahmen, um Wien als Arbeitsraum für ausländische Künstler interessant zu machen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ja, die Vorgangsweise des Kulturstadtrats beim Subventionsansuchen unseres Orchesters, dem Orchester der Stadt Wien, ist für uns mehr als eigenartig. Wir geben gerne unsere Zustimmung für ein Subventionsansuchen mit den richtigen Beträgen, das auch mehrjährig eingebracht wird, eventuell mit einem Neupositionierungskonzept als Gegenpol zu den Wiener Philharmonikern, aber einer Husch-Pfusch-Vorgangsweise wie im vorliegenden Akt können wir uns nicht anschließen und wir stimmen daher dem vorliegenden Geschäftsstück nicht zu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Bitte schön.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

In den vergangenen Monaten konnte man oft den Eindruck gewinnen, dass die neuen Kollegen der ÖVP im Kulturausschuss eher Buchhalter als Kulturpolitiker sind. Wenn man jetzt diesen Wortmeldungen der ÖVP zuhört, dann muss man feststellen, dass sie von Buchhaltung und von wirtschaftlichen Angelegenheiten leider auch nichts verstehen. Anders wäre es nämlich nicht möglich, dass Sie trotz der Begründung des Antrages heute hier so agieren. Es ist notwendig, zum heutigen Zeitpunkt die Basissubvention für das Jahr 2007 zu beschließen, weil das eben im Sinne des neuen Vereinsgesetzes vom Wirtschaftsprüfer so verlangt wird. Es ist für einen Verein in der Größenordnung der Wiener Symphoniker notwendig, bis 31. Mai des Jahres die Bilanz des Vorjahres vorzulegen, nämlich konkret die Bilanz des Jahres 2005 und es ist notwendig, dass der Verein Wiener Symphoniker im Mai 2006 nachweisen muss, dass der Verein mindestens noch ein Jahr weiter liquid ist, und es muss eben ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk seitens des Wirtschaftsprüfers abgegeben werden. Und dazu ist es notwendig, dass wir heute, im Mai dieses Jahres, die Basissubvention für die Wiener Symphoniker beschließen, um das wirtschaftliche, aber auch das strukturelle Weiterbestehen des großen und wichtigen Orchesters zu garantieren. 

Wir machen das heute hier auch im Bewusstsein - und es ist ehrlich, das auch im Akt anzuführen -, dass die Subvention höher sein wird. Einfach, weil sich auch bei genauer Prüfung mit dem Verein Wiener Symphoniker herausgestellt hat, dass das eben nur eine Basissubvention ist. Wieso ist das weitgehend unbestritten? Im Jahr 2001 wurde die Basissubvention der Wiener Symphoniker von 11,19 Millionen EUR auf 10,54 Millio-
nen EUR mit der Auflage reduziert, dass die Wiener Symphoniker in diesen Jahren angehäufte Rücklagen, insgesamt in einer Höhe von 3,4 Millionen EUR, abbauen sollten. Das ist nun geschehen. Durch den Abbau dieser Rücklagen - das waren schon vorher ausgezahlte Subventionen - waren die tatsächlichen Subventionen 
in den Jahren 2001 bis 2004 höher. Im Jahr 2001 10,9 Millionen EUR, im Jahr 2004 bereits 11,7 Millio-
nen EUR, das entspricht einer jährlichen Steigerung von 2,45 Prozent. 

Wieso ist diese Steigerung von jährlich 2,45 Prozent durchaus nachprüfbar und erklärbar? Deshalb, weil die Wiener Symphoniker einen sehr hohen Anteil an Personalkosten haben. Konkret sind 96 Prozent der Ausgaben der Wiener Symphoniker Personalkosten. Die Verträge der Wiener Symphoniker sind an das Gehaltsschema der Stadt Wien gekoppelt und wenn das Gehalt der Bediensteten der Stadt Wien steigt - wofür wir natürlich sind und was wir hier im Gemeinderat beschließen -, dann steigen auch die Gehälter der Wiener Symphoniker. Und daher ist es einsichtig, dass jedes Jahr die Symphoniker zwei bis drei Prozent mehr Personalkosten und daher mehr Subventionsbedarf haben. Ich betrachte es daher als populistisch und verantwortungslos, dass die ÖVP und die Grünen unter fadenscheinigen Gründen diesem Akt hier nicht zustimmen. 

Die Vorgangsweise vom Kulturstadtrat Mailath-Pokorny, heute hier zum richtigen Zeitpunkt, nämlich im Mai 2006, die Basissubvention für 2007 beschließen zu lassen und gleichzeitig die seit Monaten sehr intensiv geführten Gespräche über allfällig notwendige, zusätzliche Mittel zu führen, ist absolut richtig. Es liegt im Interesse eines sorgsamen Umgangs mit dem Steuergeld, mit dem Kulturbudget, und ist der richtige Weg. 

Außerdem müssen wir anerkennen, dass der neue Geschäftsführer der Wiener Symphoniker, der erst seit einem halben Jahr tatsächlich diese Funktion bekleidet, in den vergangenen Monaten bereits eine Reihe von Maßnahmen zur Einsparung, zur Erhöhung der Einnahmen und zur Erhöhung der Effektivität gesetzt hat. Die Wiener Symphoniker sind - und das ist auch ein Ergebnis dieser sehr intensiven Gespräche zwischen dem Kulturstadtrat, den Beamten der MA 7 und den Vereinsfunktionären - auf einem sehr guten Weg, deshalb, weil eine neue effektive Vereinsstruktur geschaffen wurde, mit einem sehr kleinen, handlungsfähigen und sehr kompetent besetzten Vorstand aus vier Personen. 

Die Wiener Symphoniker haben bei gleichbleibenden Subventionen in den letzten Jahren und auch heute, neue zusätzliche Aufgaben übernommen und haben nun neben der Kernkompetenz, 65 große Konzerte im Musikverein und im Konzerthaus zu spielen, auch die Aufgabe, das Opernorchester der Stadt Wien zu sein. Sie bringen jedes Jahr zwei bis vier Opernproduktionen im neuen Opernhaus der Stadt Wien, im Theater an der Wien, ohne zusätzliche Honorierung heraus. 

Die Wiener Symphoniker leisten - und das ist neu und auch das Ergebnis dieser Entwicklung – Schulprojekte und Nachwuchsförderung, fünf zusätzliche Jugendkonzerte und elf offene Generalproben für Schulen und Workshops in Volksschulen. Die Wiener Symphoniker - und das ist auch neu unter der neuen Geschäftsführung - leisten Unterstützung für soziale Initiativen, spielen Benefizkonzerte beispielsweise für das Rote Kreuz, für die Aids-Hilfe und für “Menschen für Menschen“. Die Wiener Symphoniker spielen zusätzlich bei Großevents wie es beispielsweise heuer bei den Wiener Festwochen der Fall war und wie es auch heuer noch beim Donauinselfest erstmals der Fall sein wird. Die Zahl der Konzerte und der Opernauftritte sind von 132 auf 162 Auftritte erhöht worden und die Auslastung des Orchesters innerhalb von fünf Jahren von 76 Prozent auf 87 Prozent. Ein Wert von 90 Prozent Auslastung für ein derartiges Orchester ist absolut sensationell, mehr ist da einfach nicht möglich. 

Gleichzeitig wurden die Überdienste, das sind die Überstunden, um 76 Prozent reduziert, und obwohl hier überall Druck ausgeübt wurde, weniger Ausgaben zu machen, mehr Einnahmen zu erzielen, wurde die Zahl der Tourneekonzerte – das sind die Konzerte im Ausland, wo die Wiener Symphoniker die musikalischen Botschafter der Stadt Wien in aller Welt sind, von15 auf 23 Prozent gesteigert, und das bei einer positiven Deckung. Das heißt, jedes dieser einzelnen Konzerte im Ausland bringt etwas, nicht nur für die Reputation, sondern bringt auch finanziell etwas. 

Die Wiener Symphoniker haben durch die Einsparungsmaßnahmen auch höhere Einnahmen erzielt, durch höhere Tarife im Musikverein und im Konzerthaus, und auch die Musikerinnen und die Musiker - weil angesprochen worden ist, dass sie Privilegien hätten - haben ihren Beitrag geleistet. Es wurde ein neuer Durchrechnungszeitraum vereinbart, das heißt, Überstunden werden flexibel gehandhabt. Diese neue Durchrechnung bringt 160 000 EUR Einsparung pro Jahr. Die Wiener Symphoniker haben – und das war auch nicht so einfach, das mit dem Orchester und dem Betriebsrat zu verhandeln - die Höhe der Abfertigungsansprüche auf die Hälfte reduziert und durch die Kündigung der Betriebsvereinbarung im April dieses Jahres wurde eine Pensionsreform umgesetzt, sodass in Zukunft neu eingestellte Musikerinnen und Musiker nur mehr die ASVG-Pension beziehen. 

Ich glaube, das ist wahnsinnig viel, was in den vergangenen Monaten der neuen Geschäftsführung, dem neuen Vorstand der Wiener Symphoniker, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kulturabteilung und dem Kulturstadtrat gelungen ist. Und daher ist es absolut richtig, heute die Basissubvention für 2007 zu beschließen und die Gespräche über allfällige weitere finanzielle Beträge konkret abzuschließen. Diese Gespräche sind sehr gut im Laufen. 

Nun zu den drei Anträgen: Die drei Anträge der ÖVP werden wir ablehnen, und ich begründe das wie folgt: 

Zum ersten Antrag betreffend Wiener Symphoniker sage ich, dass der Herr Stadtrat rechtzeitig und verantwortungsvoll die entsprechenden Anträge vorlegen wird. Wir brauchen dazu keine Alibianträge der ÖVP, wir wissen haargenau, was wir machen. Wir machen die richtige Politik, und daher werden wir den Antrag ablehnen. Wenn die ÖVP etwas für die Wiener Symphoniker machen möchte, dann können sie ja hier dem Antrag auf Basissubvention zustimmen. 

Zum Antrag bezüglich Positionierung Wiens im Ausland: Diese Positionierung der Kulturstadt Wien im Ausland wird von der Stadt Wien wirklich in verstärktem Ausmaß wahrgenommen. Das heißt, es gibt viel mehr Aktivitäten, bessere Auslandskulturaktivitäten als früher. Das ist aber nur sinnvoll gemeinsam mit dem Bund, und daher hat auch der Kulturstadtrat vor einem Jahr dem Bund den Vorschlag gemacht, dass wir uns zusammensetzen, hat ein Angebot gemacht, um die Auslandskulturaktivitäten der Stadt Wien und der Republik Österreich zu koordinieren. 

Es gibt darauf leider keine Reaktion des Bundes und daher können wir auch in dieser Richtung noch nichts mitteilen. Wir würden das aber als durchaus sinnvoll betrachten. Die Stadt Wien hat jedenfalls ihre Aktivitäten erhöht, wir haben nicht, wie die Bundesregierung, Kulturinstitute zugesperrt. Und insgesamt ist die Auslandskulturpolitik der Bundesregierung in einem desolaten Zustand, ist chronisch unterdotiert und es ist eigentlich eine Schande, wenn man von einer Kulturnation Österreich spricht und sich die Auslandskulturpolitik der Bundesregierung ansieht. 

Wir werden diesen Antrag auch ablehnen, weil es dazu derzeit eben keinen Grund gibt, das zu diskutieren, weil unsere Politik richtig und der Bund mit uns nicht gesprächsbereit ist. 

Den letzten Antrag betreffend Richtlinien zur Vergabe der Subventionen durch die MA 7 werden wir auch ablehnen. Es ist nämlich nicht nachvollziehbar, warum wir in den letzten Ausschüssen das mehrfach diskutiert haben, die Art und Weise, wie wir Anträge vorlegen, immer wieder mit der Opposition besprochen haben, und heute hier ein Antrag gestellt wird, der noch dazu zeigt, dass die ÖVP bürokratisch, aber vor allem inkompetent, uninformiert und absolut kunstfeindlich ist. Es ist ein absoluter Schwachsinn, hier zu verlangen, dass die Festlegung in Prozent der Gesamtkosten erfolgt, weil man muss von Kunstprojekt zu Kunstprojekt beurteilen, ob das ein sehr schwieriges sperriges, zeitgenössisches Kunstprojekt ist, wo es möglich sein kann, dass die Stadt Wien 100 Prozent der Produktionskosten übernimmt, oder ob es eine Produktion ist, die sehr hohe Eigenmittel auftreiben kann und dafür nur einen kleinen Anteil an Subvention durch die öffentliche Hand braucht. Es hat daher keinen Sinn, in einer Richtlinie festzulegen, dass man sagt, genau 37 Prozent werden gefördert und nicht mehr und nicht weniger, denn für den einen sind die 37 Prozent um 63 Prozent zu wenig und für anderen wahrscheinlich um 30 Prozent zu viel. Da sieht man nur, dass die ÖVP in Wirklichkeit vor allem keine Ahnung hat. 

Die detaillierte Darstellung aller Geldgeber ist deshalb so schwierig, weil die meisten Kulturinitiativen in dieser Stadt ein Problem haben, und das heißt Bund. Von uns gibt es nämlich immer wieder Sicherheit durch Mehrjahresverträge, auf Bundesebene gibt es keine Sicherheit bis zum Dezember des laufenden Jahres, und daher kann man nicht als Subventionsgeber Stadt Wien verlangen, dass die das alles bereits bei der Antragstellung nachweisen müssen, wenn andererseits ein wichtiger weiterer Subventionsgeber, nämlich der Bund, nicht einmal bis Ende des Jahres es schafft, Klarheit über Förderungen zu schaffen. 

Wir sind daher der Meinung, dass dieser Vorschlag absolut untauglich ist, und daher werden wir diesen Antrag der ÖVP auch ablehnen. Der Basissubvention der Wiener Symphoniker werden wir unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wer für das Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest, damit ist das Geschäftsstück mehrheitlich angenommen. 

Ich lasse nun die drei Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP abstimmen. 

Zunächst den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Wiener Symphoniker. Hier ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den Grünen fest - damit ist die erforderliche Mehrheit nicht erreicht. 

Ich komme zum Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Richtlinien zur Vergabe von Subventionen durch die MA 7. Hier ist die Zuweisung beantragt.

Wer für diesen Antrag, beziehungsweise für die Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und der Grünen fest - das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Wien als Kulturstadt, Positionierung im Ausland. Hier ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Es gibt wiederum eine Zustimmung der ÖVP, FPÖ und der GRÜNEN - damit hat auch dieser Beschluss- und Resolutionsantrag nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Wir kommen zur Postnummer 26 der Tagesordnung, Subvention an “t0 – Institut für neue Kulturtechnologien“. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

219 000 EUR zu Entschuldung und Auflösung des Vereines "t0 – Institut für neue Kulturtechnologien". Da, Herr Woller, zeigt sich, was Ihre visionäre Kulturpolitik zu verantworten hat. Eine finanzielle Blutspur, die sich seit den 90ern heraufzieht, bis man jetzt diesen Verein mit 219 000 EUR subventionieren muss, um ihn zusperren zu können. 

Und es wundert mich auch nicht, dass Marie Ringler, die sonst häufig das Wort ergreift, zu dem Thema nichts sagt. Schließlich war sie jahrelang Mitarbeiterin bei der Vorgängerin dieses Vereins, "Public Netbase" und von 1998 bis 2000 sogar Geschäftsführerin. Es ist hier festzustellen, dass genau das eingetreten ist, was die ÖVP immer warnend angemerkt hat: Ein unprofessionelles, hoch subventioniertes Ding, das letztlich nichts bringt, außer hohe Kosten. 

Heute stehen wir hier und sollen 219 000 EUR noch einmal genehmigen, um diese Initiative endlich zusperren zu können. Schlimm. Schlimmer ist noch, dass Sie genauso weiter tun mit der Netzkultur. „Das neue Fördermodell Manna,“ so sagte die Abg Straubinger gegenüber der SK, „das im letzten Jahr von der Netzkultur-Community entwickelt wurde, hat seine erste Bewährungsprobe bestanden.“ So die als Projektansprechpartnerin der Stadt Wien fungierende Abgeordnete, die SP-Gemeinderätin Mag Sybille Straubinger. 

Anfang April wurde in einem Alternativ-Währungssystem von fast 170 Personen über die Backbone-Projekte entschieden. Danach werden jetzt sechs Projekte mit insgesamt 50 000 EUR gefördert. Es geht also weiter. Und interessant in dem Zusammenhang ist dort die IG Kultur Wien. Eine rot-grün, bei Gott, nicht fern stehende Institution sagt, wörtliches Zitat: „Die IG Kultur Wien sieht sich in einer Zwischenbilanz zur Netzkulturförderung...“ (GRin Mag Marie Ringler: Wenn sie so unprofessionell wären, dann hätte ihnen die EU nicht über drei Jahre die Subvention gegeben!) Entspannen Sie sich, hören Sie zu „…gezwungen, zum wiederholten Mal zu betonen, dass die Erprobung von Vergabeverfahren zugleich mit der tatsächlichen Vergabe von Fördergeldern inakzeptabel ist. Wenn alle AkteurInnen an Medien und Netzsektor sich in einer einzigen Communityform zusammenfinden müssen, um Projekte finanzieren zu können, dann bedeutet das, dass seitens der politischen Verantwortlichen wieder ein gleichmachender Flaschenhals befördert wurde, der die demokratiepolitische Arbeit der netznetz.net - Community durch Formen von Vereinheitlichung jenseits von Alternativen schmälert, indem diese allen aufgezwungen werden sollen.“ 

Und noch ein Zitat: „Die IG Kultur Wien erwartet, dass ein ernsthafter Entwicklungsplan auch über die Vergabemodelle für den Sektor Medien, Netz und Kommunikationskultur in Zusammenarbeit mit den vorhandenen Szenen erarbeitet wird, um das jahrelange Versäumnis, Wien an internationale Medienstandards heranzuführen, endlich gemeinsam in Angriff zu nehmen.“ 

Wir werden diesem Subventionsantrag zum Zusperren von t0 unsere Zustimmung verweigern. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum vorliegenden Akt: Public Netbase ist 1995 gegründet worden, das heißt, es gib diesen Verein seit über einem Jahrzehnt. Man muss zugestehen, er hat sehr große Pionierarbeit im Bereich der Netzkultur, der neuen Medien und der Auseinandersetzungen mit dem Informationszeitalter geleistet. Unterstützt wurden sie dabei in den ersten Jahren vom Bund, dann gemeinsam von Bund und Stadt und schließlich wie so oft, nur mehr von der Stadt. Ab dem Jahr 2000 hat der Bund seine Subventionen immer mehr reduziert, hat sich immer mehr zurückgezogen, die Stadt ist eingesprungen und hat ihre Subventionen verdreifacht, das heißt, von 1 Million ATS auf 218 000 EUR. Leider hat das der Public Netbase nicht gereicht und der Betrieb, so wie sie ihn sich vorgestellt haben und auch durchgeführt haben, hat letztlich mehr gekostet, mehr ausgemacht, als das, was sie von der Stadt bekommen haben. Das hat zu einer Verschuldung geführt, das hat auch zu vielen Gesprächen um eine Umstrukturierung und Neustrukturierung geführt, im Großen und Ganzen mit dem Ergebnis, dass eine Institution von Seiten der Betreiberinstitution Netbase, mit 18 000 EUR nicht geführt werden kann. Aus diesem Grund wird im vorliegenden Akt - auch auf Grund der Verdienste, die die Netbase sich erworben hat - mit diesen 219 000 EUR eine Entschuldung in der Höhe von 160 000 EUR vorgenommen, und ungefähr noch weitere 60 000 EUR werden dazu verwendet, ein EU-Projekt fortzuführen, zu Ende zu führen und auch, um die Auflösung des Vereins und vor allem die Aufarbeitung, die umfangreiche Aufarbeitung des Datenmaterials, zu betreiben. 

Das heißt, ich bitte Sie zum einen um Zustimmung zu diesem Akt, und Herrn Wolf würde ich bitten, dass er zum Bereich Netzkultur - das ist jetzt nicht zu diesem Akt, aber nachdem er sich dazu auch geäußert hat - mehr als eine Presseaussendung der IG Kultur liest, bevor er sich zu einem Thema äußert, mit dem er sich anscheinend nicht beschäftigt hat. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und Grünen fest. - Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 28 der Tagesordnung. Sie betrifft die Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich darf um die Zustimmung ersuchen.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich mache es kurz und auch gar nicht aggressiv, (GR Harry Kopietz: Das machen sie ja!) um der Berichterstatterin zu ersparen, mich dann zu kritisieren. 

Es geht um eine Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung für das Jahr 2006 in der Höhe von 90 000 EUR. Das Filmarchiv bietet Mediendokumente aus den 20er Jahren bis herauf zur Gegenwart, ist öffentlich zugänglich und hat einzigartiges Filmmaterial, das nicht nur die Entwicklungsgeschichte der Arbeiterbewegung dokumentiert, sondern auch für die Zeitgeschichte insgesamt einen wesentlichen Beitrag leistet, und vieles dieser Archivmaterialien wird für Dokumentationen et cetera verwendet. Es ist also eine wesentliche und gute Arbeit, die hier geleistet wird. 

Wir verstehen nur nicht, warum man sich dazu eines Vereins bedienen muss, der zu 100 Prozent von der Gemeinde Wien finanziert wird. Wir sind der Meinung, dass dieses einzigartige Archivmaterial und das Archiv insgesamt, in das Stadt- und Landesarchiv der Stadt Wien übergeführt werden sollten. Das Argument, dass man keine technischen Einrichtungen hätte, sticht meiner Meinung nach nicht, denn wenn man das gesamt übernimmt, übernimmt man auch die technischen Einrichtungen des Filmarchivs. 

Wir stellen daher den Beschlussantrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge prüfen, wie das Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung in das Wiener Stadt- und Landesarchiv eingegliedert werden kann und welche Einsparungen sich durch die daraus ergebenden Synergieeffekte ergeben würden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft verlangt.“ Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Damit ist die Debatte geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Wie heißt es so schön? Wer zu spät kommt, den straft die Geschichte. Aber ich kann natürlich den Kollegen Dworak und Wolf nicht vorwerfen, dass sie am 1. Juli 2004 zwischen 19 Uhr und 20 Uhr noch nicht in diesem Saal waren, als ganz genau über das WIFA, das Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung berichtet und die ganz spezielle Aufgabenstellung und die speziellen Leistungen des WIFA von mir referiert wurden. 

Es geht hier nämlich nicht nur darum, eine Archivierungstätigkeit von alten Film- und Bilddokumenten vorzunehmen und diese Wissenschaftlern, Studenten, Schülern gratis zur Verfügung zu stellen, sondern es geht auch darum, die Alltagskultur und die Lebensqualität von Arbeitern und kleinen Gewerbetreibenden in Österreich zu dokumentieren, beginnend mit der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg, wobei gerade im heurigen Jahr jetzt die Aufarbeitung der Zeit des Zweiten Weltkriegs und der Zeit danach, besonders vordringlich ist. Das geschieht im Rahmen von Interviews und es kann sich jeder vorstellen, dass diese Interviews nicht nur kosten-, sondern vor allem auch arbeitsintensiv sind und dass die Zeit drängt, denn viele Protagonisten werden in absehbarer Zeit nicht mehr zur Verfügung stehen, nicht mehr leben.

Davon abgesehen zeigt das WIFA zweimal im Jahr im Rahmen von öffentlichen Veranstaltungen einem großen Publikum die Ergebnisse seiner Arbeit. Es gibt dort Führungen, die bereits zur Tradition geworden sind und da wird auch die Arbeit anhand von laufenden Projekten erklärt. Und schließlich, weil in dem Ansinnen von Einsparungen und Synergieeffekten die Rede ist, muss man auch darauf hinweisen, dass zum Beispiel der Vorstand, der international renommierte Kameramann Mag Kurt Brazda natürlich ehrenamtlich für das WIFA arbeitet. Bezüglich der Synergieeffekte muss man sagen, die bestehen auch schon, und zwar im Rahmen der Viennale mit dem Filmarchiv Austria. Da gibt es das Projekt “Proletarisches Kino“. 

Ich sehe also diesen Antrag eigentlich als relativ absurd an, würde empfehlen, ihn abzulehnen und bitte um Zustimmung zum vorliegenden Antrag. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest - damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Es gibt auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. 

Wer für diesen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 

Ich stelle die Zustimmung nur bei der ÖVP fest - damit ist der Antrag nicht angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 2 und 3 der Tagesordnung zusammenzuziehen und zwar betreffend den Marktgebührentarif 2006 sowie den Markttarif 1995, die Abstimmung wird allerdings getrennt durchgeführt.

Gibt es dagegen einen Einwand? – Das ist nicht der Fall, damit bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Schuster, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Ich ersuche zu den zwei genannten Geschäftsstücken um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir Freiheitlichen werden, wie vielleicht nicht anders erwartet, dieser, und jetzt ist es bereits die 61. Ge-
bühren- und Tariferhöhung unter Bgm Häupl, unsere Zustimmung nicht geben.

Wie bei sämtlichen anderen Gebührenerhöhungen kommt als erstes schlagendes Argument ja immer sofort: „Ja, diese Gebühren, diese Tarife sind ja schon so lange nicht erhöht worden.“ Wir meinen aber, dass es hier zu einer unnötigen und weiteren Belastung der Betroffenen kommt, denn die Marktbetreiber, die Standler, sind ja sowieso von laufend erhöhten Betriebskosten betroffen und viele der anderen Gebührenerhöhungen, die in der letzten Zeit in Wien schlagend geworden sind, etwa aus dem Energiebereich, aber natürlich auch die Entsorgung von Abwasser, von Müll, diese Gebührenerhöhungen müssen sie natürlich als Geschäftsleute und als Privatpersonen mittragen, und daher wollen wir hier einer weiteren Belastung ganz sicher nicht zustimmen.

Sieht man sich die Wiener Märkte an und ihre Entwicklung, dann müssen wir sagen, der Markt, der ist von einer Seite ein sehr beliebtes Einkaufs- und Nahversorgungszentrum in Wien, auf der anderen Seite hat es aber auch eine Menge Fehlentwicklungen gegeben. 

Was erwartet der Konsument vom Markt als Nahversorgungseinrichtung? Er erwartet dort ein frisches, gut gemischtes, übersichtliches Angebot, das aber auf der anderen Seite natürlich preiswert ist oder preislich angepasst ist, diesen guten Mix, der seinen täglichen Bedarf vor allem im Bereich der Versorgung mit Lebensmitteln decken soll. Der Konsument erwartet saubere, ordentlich gestaltete Märkte und er erwartet auch, dass er dort eine Zufahrtsmöglichkeit hat. Viele Märkte haben sich in der letzten Zeit so entwickelt, dass zwar das Warenangebot insgesamt nicht geringer geworden ist, aber dass dieser gute Mix immer weniger zur Verfügung steht, dass das Angebot eingeschränkt worden ist und dass zunehmend ganze Zeilen von Fetzenstandeln das Bild der Wiener Märkte prägen. 

Ich glaube, das ist nicht die richtige Entwicklung und das ist auch sicher nicht das, was sich die Wiener Konsumenten wünschen. Zusätzlich haben wir eine immer größer werdende Zahl an diversen Imbissbuden, die zwar auch zu einem Markt gehören, genau so wie ein Fetzenstandl, aber in dieser großen Zahl als dominierende Geschäftseinrichtung sicher nicht das Richtige auf unseren Wiener Märkten sind, wo eben das Angebot an frischer, preiswerter Ware vorrangig für den Konsumenten da sein soll.

Das ist ein bisserl zu vergleichen mit dem Mix, der sich in den Wiener Geschäftsstraßen breit macht, das geht irgendwie nahtlos Hand in Hand, wo auch statt des Nahversorgers - und um so wichtiger werden aber auch die Märkte als Nahversorger für diejenigen, die nicht alles im Supermarkt kaufen wollen – in den Wiener Geschäftsstraßen der Branchenmix zunehmend von Telefonshops, Spiel- und Wettbüros und irgendwelchen Ramschläden gekennzeichnet ist. Was weniger Arbeitsplätze und natürlich auch für den Konsumenten ein höchst eingeschränktes Angebot bedeutet, da ja hierfür nur eine gewisse und kleine Klientel als Konsument überhaupt in Betracht kommt.

Wir haben im vergangenen Ausschuss - was wir heute nicht besprechen, aber es gehört schon auch irgendwie dazu - auch 440 000 EUR für eine Werbekampagne für die Wiener Märkte beschlossen. Wir haben diesem Werbekonzept nicht zugestimmt, denn wir meinen, erstens ist es so - und das ist auch gut und das ist auch richtig so -, dass in sehr vielen Veröffentlichungen, sei es in Postwurfsendungen, in sehr vielen kommunalen Blättern und Aussendungen die Wiener Märkte mit Recht doch immer wieder ihre Berücksichtigung in der Berichterstattung finden. Aber etwa auch in der Wien-spezifischen Fernsehsendung um 19 Uhr ist ja der Wiener Markt doch immer wieder präsent und wird präsentiert. Eines glaube ich auch, dass ein gut sortierter, kundenfreundlicher Markt für sich selbst ja überhaupt der beste Werbeträger ist. 

Die Stadt soll für die Rahmenbedingungen sorgen, die Stadt soll dafür Sorge tragen, dass die Verkehrssituation rund um einen Markt und am Markt selbst in Ordnung ist, dass die sanitären Zustände auf den Wiener Märkten stimmen, dass sich auch ein guter, durchdachter Branchen-Mix auf den Märkten hält und dass nicht zunehmend eben eine Verslumung unserer Märkte eintritt. 

Für den Konsumenten, der die Nahversorgung auf den Wiener Märkten schätzt, ist ja, glaube ich, ganz besonders der kleinere Markt wichtig, und da hat es viele Fehlentwicklungen gegeben. Ich selbst komme aus dem 17. Bezirk, bin sehr viele Jahre in der Bezirksvertretung gewesen und habe diese traurige Entwicklung um den ehemaligen Dornermarkt, der ein kleiner, sanierungsbedürftiger, aber sehr beliebter Markt im Grätzel war, miterleben müssen. Weil man sich eingebildet hat, diesen Markt zu schleifen, dorthin ein Einkaufszentrum mit Wasserwand und allem möglichen Pipapo im sozial schwächsten Viertel von Hernals bauen zu müssen, haben die Anrainer 10 Jahre lang eine Baugrube vor der Nase gehabt, und heute haben wir eine Asphaltwüste.

Und wenn ich ein bisschen über die Bezirksgrenze nach Währing blicke, dann ist das Schicksal für den Johann-Nepomuk-Vogl-Markt anscheinend ähnlich vorprogrammiert.

Es ist also sicher nicht richtig, kleine Märkte zu schleifen und zu zerstören und nur auf die großen zu setzen, denn für den Konsumenten in der Umgebung ist vor allem der kleine Markt mit seiner Nahversorgung wichtig. Funktioniert das gut, ist der Markt für sich selber wohl der beste Werbeträger, wobei er natürlich auch entsprechende Berücksichtigung finden soll. Ich glaube, dass teure Werbekampagnen ja eher einer gewissen Selbstbeweihräucherung dienen, als dort die Marktstandler wirklich zu unterstützen. 

Diese Gebühren- und Tariferhöhung für eine Personengruppe bleibt ja nicht alleine dann an den Geschäftsleuten hängen, denn wie wir alle wissen, ist es ganz egal, worum es sich handelt, es wird ja in der Regel auch in einem gewissen Prozentsatz an den Konsumenten weitergeleitet, den wir ja auch zu schützen haben. Wir sagen daher, diese weitere Belastung in Form einer Tarif- und Gebührenerhöhung für die Wiener Märkte soll nicht stattfinden. Wir werden unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Bitte sehr. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bringe gemeinsam mit meinen Kollegen Mag Sirvan Ekici und Dr Fritz Aichinger folgenden Antrag die Wiener Märkte betreffend ein. Die neue Marktordnung, die in vielen Bereichen durch die Liberalisierung der Öffnungszeiten und des Warenangebotes Abhilfe geschaffen hat, ist für uns ein Schritt in die richtige Richtung. Die Erhöhung der Gebühren für Marktstände gestaffelt nach Lagen bringt allerdings eben einzelnen Märkten eine Verteuerung und diese Mehreinnahmen im Zuge dieser Gebührenerhöhung sollten in einer sinnvollen Weise wieder im Bereich der Märkte umgesetzt und eingesetzt werden. 

Daher stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin wird aufgefordert, ein tragfähiges Gesamtkonzept für eine umfassendere und weiterführendere Erneuerung der Infrastruktur der Wiener Märkte zu entwickeln, und die Marktmehreinnahmen aus den erhöhten Standgebühren sollen dafür verwendet werden, die Märkte weiterhin aufzuwerten. Transparenz und vor allem effektiver Einsatz der Geldmittel sollen hierbei ersichtlich sein. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den zuständigen Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gefordert.“ Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Die uns allen ans Herz gewachsenen Wiener Märkte haben durch die Entwicklung im Bereich der Nahversorgung starke Konkurrenz bekommen. Daher haben wir uns entschlossen, die Nahversorgung auf den Wiener Märkten für die Zukunft zu sichern. Um dem geänderten Einkaufsverhalten der KundInnen gerecht zu werden, aber auch, damit die Märkte mit dem Einzelhandel wirtschaftlich Schritt halten können, wurde nun durch eine Liberalisierung in drei wesentlichen Punkten, nämlich mit geänderten Öffnungszeiten, durch eine Öffnung des Branchen-Mix nach Angebot und Nachfrage und mit einer gerechteren Gebührenaufteilung auf den Märkten, die Voraussetzung dafür geschaffen. 

Zu dem Branchen-Mix möchte ich gleich dazu sagen, geschätzte Frau Matiasek, Frau Kollegin, die Fetzen-
standeln, die Sie angesprochen haben, - (GRin Veronika Matiasek spricht gerade mit GRin Henriette FRANK.) sie hört mir nicht zu - die Fetzenstandeln, die Sie angesprochen haben, erhalten ja nur dann eine Zuweisung, wenn sonst kein Standler da ist, ansonsten werden die anderen vorgezogen. 

Und zu den Gastro-Ständen: Da wurde ja vereinbart, nur ein Drittel auf den Märkten sollen Gastro-Stände sein. 

Ja, bei der gerechten Änderung der Marktgebühren und Tarife wurde Rücksicht auf die Lage der Märkte sowie auf die in den Bezirken natürlich unterschiedliche Kaufkraft und KundInnenfrequenz, die wir dort haben, genommen. Es ist die letzte Reform der Marktgebühren im Jahre 1997 erfolgt, seither ist der Verbraucherpreisindex um 15,4 Prozent gestiegen. Die darüber hinaus gestiegenen Kosten, also für die Marktreinigung, für die Abfallentsorgung, für winterliche Betreuung, belasten natürlich das Budget. Die Stadt ist aber natürlich verpflichtet, wirtschaftlich und gleichzeitig sparsam zu agieren, was wir bei der Beibehaltung der derzeitigen Tarife natürlich nicht garantieren hätten können. Unser Ziel ist es nun, mit der Marktgebühren- und Tarifanpassung eine Erhöhung der Kostendeckung von derzeit, sagen wir ca 65 Prozent, auf mindestens 70 Prozent zu erreichen. Und es ist ja im Prinzip - jetzt wieder auf die Gebühren zurückkommend - nicht einzusehen, warum UnternehmerInnen auf sämtlichen Wiener Märkten die gleiche Marktgebühr bezahlen. Man kann sagen, ein Standler am Hannovermarkt zahlt derzeit beispielsweise dieselbe Gebühr wie ein Gastronom am viel, viel stärker frequentierten Naschmarkt. Daher wurde jetzt durch eine Kategorisierung der Märkte, die sich am Immobilienpreisspiegel 2005 der Wirtschaftskammer Österreich - Fachverband der Immobilien und Vermögenstreuhänder orientiert, Preise festgelegt, und somit kann den oben genannten Kriterien dann auch betriebswirtschaftlich Rechnung getragen werden. 

Daher haben sich dann die Sozialpartner - und hier möchte ich gleich einen ganz besonders herzlichen Dank an die Wirtschaftskammer und an alle anderen gesetzlichen Interessensvertretungen richten, die sich wirklich konstruktiv in die Verhandlungen eingebracht haben - auf eine Gebührenerhöhung in drei Lagekategorien, auf A, B und C, geeinigt und zusätzlich wird dann noch zwischen Handels- und Gastronomiebetrieben unterschieden werden. Die Gastrobetriebe werden unterschiedlich in die Zeitkategorien 1, 2 und 3 eingeteilt. Die Gebührenerhöhungen erfolgen je nach Öffnungszeiten. Ja, es wird zum Beispiel in der Kategorie C im Handel gar keine Erhöhung geben. Die geänderten Konsumgewohnheiten der KundInnen, die sich auch in einer zunehmenden Inanspruchnahme der Gastronomie auf den Märkten und demgegenüber in einer Abnahme der Frequentierung der Lebensmittel- und Kleinhandelsbetriebe niedergeschlagen haben, haben daher zu einer weiteren unterschiedlichen Gebühren- und Öffnungszeitengestaltung zwischen Gastro und Handel geführt. Beispielsweise wurde dies auch durch eine Anhebung der Öffnungszeiten für Gastrobetriebe auf dem Naschmarkt, welche in der Lagekategorie A, also beste Lage, und 1 von der Zeitkategorie her, eingestuft sind, bis auf 23 Uhr verwirklicht und das wurde sogar in eine eigene Verordnung für den Naschmarkt mit einbezogen. 

Noch einmal, die Zeitkategorie 1 bis 23 Uhr ist nur der Naschmarkt, die Kategorie 2 ist bei einer bezirksweiten Öffnungszeit bis 22 Uhr gegeben und die Zeitkategorie 3 bis 21 Uhr geöffnet, die wurde den Märkten, natürlich in Abstimmung mit den Bezirken, den Bezirksvorstehungen, zugeordnet und damit deutlich verlängert. In diesem Sinn auch ein Danke an die Bezirke, die sich da natürlich auch mit ihren Stellungnahmen eingebracht haben. Ja, bisher konnten die WirtInnen auf den Wiener Märkten ihre Lokale genauso wie die Einzelhandelsstände nebenan, zwischen 6 und 18.30 Uhr geöffnet halten. Lediglich am Naschmarkt bestand die Ausnahme von 6 bis 22 Uhr. 

Jetzt gibt es einen entscheidenden Marktvorteil gegenüber beispielsweise Supermarktketten, und den können die EinzelhändlerInnen künftig durch die Liberalisierung der Öffnungszeiten für sich in Anspruch nehmen. Sie können während der Woche zwischen 6 und 19.30 Uhr geöffnet halten, am Samstag zwischen 6 und 17 Uhr. In den Marktgebühren enthalten sind die Marktreinigung, die Abfallbeseitigung und Werbemaßnahmen, für die die Stadt immerhin jährlich zwischen 450 000 und 500 000 EUR ausgibt. Die diesjährige Marktkampagne, also die Kampagne 2006, die wir jetzt im Ausschuss beschlossen haben, steht natürlich ganz im Zeichen der neuen Marktordnung. Sie setzt auf Events vor Ort, und zwar wird der Starkoch Werner Matt Tipps geben, er wird beim Marktamt des jeweiligen Marktes an Samstagen in der Zeit von 9 bis 13 Uhr anwesend sein und eine Jazzband wird auf diesen Markttag aufmerksam machen. 

Es gibt tolle Rezeptideen, und man kann sich die Rezepte in speziellen Boxen holen, die an extra gekennzeichneten Marktständen für Köche und Köchinnen bereitgehalten werden. Am 13. Mai gab es den diesbezüglichen Auftakt auf dem Naschmarkt, die restlichen Märkte folgen dann nach.

Mit dieser Unterstützung laden die Wiener Märkte mit ihrem frischen Obst‑ und Gemüseangebot, das ich dort – das muss ich schon betonen – immer finde, ganz einfach zum Bummeln und Gustieren im Freien ein. Das unterstützen wir Wiener Sozialdemokraten, und wir erhalten damit auch die Vielfalt und die Buntheit der Märkte.

Die Stadt ist natürlich auch bemüht, ihre Märkte weiter zu attraktivieren. Wir haben bereits viel investiert, und wir werden auch in Zukunft noch weitere Geldmittel für unsere Märkte aufwenden. Dazu kommen natürlich auch noch die zusätzlichen Mittel aus den Bezirksbudgets. Damit werden unter anderem – um hier Beispiele zu nennen – der Meidlinger Markt mit einer Gesamtsumme von 1,8 Millionen EUR sowie der Brunnenmarkt mit ca 1 Million EUR neu gestaltet. Die Schließung des Fleischmarktes in St Marx ist geplant, dieser wird mit Fertigstellung des Fleischmarktes Inzersdorf Ende 2007 dorthin übersiedeln. Weiters haben wir eine Generalrestaurierung des Marktgebäudes auf dem Naschmarkt beschlossen und so weiter und so weiter. Man könnte die Liste noch fortsetzen.

Die neue Gebührenordnung bringt mehr Chancengleichheit zwischen den Märkten und dem Einzelhandel für eine erfolgreiche Zukunft unserer Wiener Märkte, und eine moderne, schlanke, unbürokratische Marktordnung wird natürlich noch das Ihre dazu beitragen.

Der Zuweisung des Antrages der ÖVP an den Ausschuss werden wir zustimmen, obwohl ich bereits darauf hingewiesen habe, dass mit dieser Gebührenerhöhung natürlich nach wie vor noch lange keine Kostendeckung gegeben ist und wir noch sehr, sehr viele Investitionen vor uns haben. 

Ich bitte um Zustimmung und danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Sie können sich sicherlich noch daran erinnern, dass ich in vielen Reden, immer wenn es um die Märkte gegangen ist, das Beispiel Naschmarkt nicht deshalb als negativ dargestellt habe, weil der Markt an sich negativ ist, sondern weil dort etwas überhand genommen hat, was eigentlich nichts mit einem Markt zu tun hat, nämlich die so genannte Gastronomiemeile. Gegen diese gäbe es an sich gar nichts einzuwenden, wenn sie den Markt flächenmäßig nicht derartig dominierte. Seit 2002 kann – wie Sie ja wissen – auf Grund der Gewerbeordnung jeder Speisen einfacherer Art verabreichen, wenn er für die Verabreichung maximal acht Plätze hat, und WC braucht er gar keines. – Wenn ich mir dann aber die Standln und die so genannte Gastronomiemeile anschaue, dann schaut all das ein bisschen anders aus als das, was hier im Gesetz steht! 

Ich habe immer gesagt, dass die Werbemittel, welche die Frau Stadträtin und auch ihr Vorgänger eingesetzt haben, zu gering sind. Diejenigen, die da waren, hat man viele Jahre lang – jetzt ist vielleicht ein gewisses Umdenken eingetreten – dominant für den Naschmarkt verwendet, und zwar mit der Begründung: Das brauchen wir, das dient dem Tourismus, das gehört halt zum Naschmarkt. Das ging so lange, bis eine Grenze erreicht wurde und auch viele Kammerfunktionäre sowie andere und vor allem die Standler festgestellt haben, dass der Gemüse‑, Fleisch‑ oder Käsestand eigentlich nur mehr Staffage für jene Leute war, die sich in der Gastronomieszene breit gemacht haben, noch dazu zu einem unverschämt niedrigen Mietpreis.

Ich habe immer prophezeit, dass die Marktsanierung oder eine neue Markverordnung eine Lex Naschmarkt werden wird, und jetzt haben wir hier eine Lex Naschmarkt. Man hätte viele Überlegungen schon viele Jahre früher anstellen können, jetzt aber ist eine Grenze erreicht, angesichts welcher alle gesagt haben, dass sich da etwas ändern muss. Es kann nämlich nicht sein, dass jene, die umsatzmäßig um ein Vielfaches mehr und daher auch wesentlich mehr Gewinne haben, nämlich die Gastronomen auf dem Naschmarkt im Vergleich zu den anderen Standlern, das Gleiche bezahlen. Da gehe ich vollkommen konform mit Ihnen, dass man hier diese drei Zonen eingerichtet hat. Das ist durchaus überlegenswert und durchaus auch in Ordnung! 

Aber auch Kommerzialrat Aichinger hat vor einigen Wochen und Monaten des Öfteren eine Gleichstellung zwischen dem Lebensmittelhandel und den Gastronomen gefordert, und zwar damals noch mit Öffnungszeiten von 6 bis 19.30 Uhr beziehungsweise von 6 bis 17 Uhr am Samstag. Das Verhandlungsergebnis, das man jetzt erzielt hat, ist, dass auf dem Naschmarkt bis 23 Uhr offen gehalten werden darf; die anderen Gastronomen hätten sich 24 Uhr vorgestellt, soweit ich informiert bin. – Herr Kommerzialrat Aichinger, der Sie heute dem zustimmen werden! Frau Präsidentin Jank hat diesbezüglich ja sehr intensiv mit der Frau Stadträtin konferiert und das ausgearbeitet. Wo da die Gleichberechtigung ist, weiß ich aber nicht! Ich könnte dem aus diesem Grunde schon einmal nicht zustimmen!

Frau Stadträtin! Wir haben schon lange darüber diskutiert. – Ich sehe den Vorteil nicht, den Sie jetzt dem Handel zusagen, dass er jetzt bis 19.30 Uhr oder bis 17 Uhr am Samstag offen haben darf. Ich kenne das selbst vom Einkaufen. Das ist sicherlich kein Vorteil, sondern bestenfalls ein Gleichziehen mit den Supermarktketten. Diese haben ja bereits seit Jahren bis 18.30 Uhr, bis 19 Uhr oder sogar bis 19.30 Uhr, wie etwa der Interspar und alle anderen, und am Samstag sowieso bis 17 Uhr offen. Daher ist das bestenfalls ein Nachziehen, aber kein Vorteil gegenüber den Ketten!

Nun zum Preis: 8,94 EUR ist der bisherige Quadratmeterpreis. Das ist zugegebenermaßen ein durchaus kulanter Preis für normale Marktstandler, aber durchaus keine angemessene Preisbasis für die Gastronomen auf dem Naschmarkt. Und die Suppe haben viele andere auszulöffeln, ich komme darauf noch zurück. Wenn es jetzt nämlich für die Gastronomie auf dem Naschmarkt, wenn ich nicht irre, eine ungefähr 15-prozentige Erhöhung des Quadratmeterpreises geben wird… (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Um 45 Prozent für die Gastronomie auf dem Naschmarkt!) Entschuldigung! 45 Prozent für die Gastronomie auf dem Naschmarkt! Dann muss ich meine Rechnung schnell neu kalkulieren, aber ich bin an sich ganz gut im Kopfrechnen. Bis ich zu einem anderen Thema komme, werde ich mir das in der Zwischenzeit ausrechnen.

Die 30 Prozent für die Gastronomie auf allen anderen Märkten sind unflexibel. Das habe ich Ihnen auch gesagt. Ich halte es nämlich für besser, wenn auf einem Markt wie in Meidling oder sonst wo ein Stand nicht besetzt werden kann, dass sich dafür ein Gastronom bewirbt, der einen andern Zweck erfüllt beziehungsweise eine andere Zielsetzung hat als der auf dem Naschmarkt, als dass den Stand ein Fetzentandler bekommt. Die Kollegin hat nämlich gesagt: Wenn wir niemanden anderen finden, dann kommt ein Fetzentandler dorthin. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Jetzt reden Sie von den Marktfahrern!)
Bevor eine Ruine auf dem Markt steht, ist es mir doch lieber, einen Gastronomen herein zu nehmen, denn es kann für einen Markt außerhalb des Gürtels sehr wohl… (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Der Herr Klubobmann meldet sich auch schon zum Markt, herrlich!

Herr Oxonitsch! Ich habe gesagt: Auf einem kleineren Markt kann es durchaus Sinn machen, dass 33, 35 oder 38 Prozent verrechnet werden können, damit der Markt belebt ist und lebt. Es bringt aber nichts, wenn eine starre Grenze mit einem Drittel festgelegt wird – so wie es da drinnen steht – und drei Standln leer stehen. Das ist an sich unsinnig, daher ist das auch ein Grund für die Ablehnung.

Wenn wir jetzt zum Preis von 8,94 EUR übergehen, dann würde dies auf dem Naschmarkt in der Gastronomie zirka 13 EUR pro Quadratmeter ergeben. – Ich darf sagen: Ich habe das zuerst ein bisschen anders ausgerechnet. Mit den 13 EUR schaut es etwas besser aus, aber noch immer nicht gut, denn Sie dürfen nicht vergessen: Im Genossenschaftsbaubereich zahlen Leute für Wohnungen derzeit zwischen 9 und 12 EUR pro Quadratmeter, Am Schöpfwerk zwischen 7 und 8,27 EUR pro Quadratmeter. Letztere verdienen allerdings nichts und zahlen, diejenigen auf dem Markt verdienen hingegen etwas. Daher sage ich: Der Preis ist noch immer nicht angepasst. Ich hätte mir hier eine andere Preisstruktur gewünscht.

Marktmanager finde ich gut für jeden Markt. Wenn er wirklich kommt, dann ist das ausgezeichnet, überhaupt keine Frage! Dieser sollte sich aber vor allem um die Gastronomie kümmern. Im Lebensmittelhandel oder beim Fleischer passiert nämlich nur hie und da etwas, im Großen und Ganzen sollte sich der Marktmanager daher um die Gastronomie und das damit im Zusammenhang stehende Gewerberecht sehr intensiv kümmern.

Ich denke jetzt an das Jahr 2002 zurück: Da hat es eine sehr junge Kollegin gegeben, deren erster oder zweiter Arbeitseinsatz auf dem Naschmarkt stattfand. Sie hat sich dort alles ein bisschen angeschaut und hat gesagt: So kann das wirklich nicht sein! Sie war noch frisch ausgebildet, und sie war gut ausgebildet, wie man in der Stadt Wien eben ausgebildet wird, und sie hat geglaubt: Jetzt fahren wir hinein, jetzt können wir da etwas tun! Sie hat Auflagen gemacht und zugesagt, dass sie wieder kommen wird.

Die Kollegin ist aber nie wieder gekommen, denn nach ungefähr 48 Stunden hat man ihr bedeutet, dass sie dort nicht so streng sein soll, denn erstens brauche man all diese Stände für den Tourismus, zweitens für die Theaterbesucher am Abend und drittens gäbe es Freunde in der Politik im Rathaus. Sie könne sich also nicht so verhalten. Was immer schon so war, wird auch immer so sein. – Die Dame hat jetzt einen ruhigeren Job bekommen, was auch in Ordnung ist. Ich hoffe, dass die Marktmanager ein anderes Standing haben werden – um das neudeutsche Wort zu verwenden – als die normalen Mitarbeiter der Marktbehörde!

Übrigens habe ich hier etwas mit Interesse verfolgt beziehungsweise hat mich eigentlich erst eine Vorrednerin darauf gebracht: Sie nehmen jetzt mehr ein, was auch richtig ist. Eine Erhöhung wäre sicherlich zeitgemäß gewesen, allerdings nicht zum jetzigen Zeitpunkt, weil zwei Märkte ja saniert werden und die Leute dort trotzdem mehr zahlen müssen. Es wäre in der weiteren Folge für den Handel normal gewesen, wenn man etwas erhöht hätte, aber nicht jetzt. Und abgesehen davon: Bekommen auch die Bezirke, wenn Sie als Stadt dabei mehr einnehmen, ein erhöhtes Budget für die Erhaltung der Märkte? Das wäre eigentlich nur gerecht! Das habe ich jedoch nirgends gefunden. – Daher können wir trotz guter Ansätze unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Das war die letzte Wortmeldung.

Der Herr Berichterstatter wünscht ein Schlusswort. – Bitte 

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Redebeiträge haben im Großen und Ganzen gezeigt, wie unterschiedlich man dieses Thema angehen kann.

Wir haben diese Veränderung im Marktbereich, glaube ich, sehr, sehr intensiv diskutiert. Wir haben einen eigenen “Arbeitskreis Markt“ dafür verwendet, und ich hatte bei der Sitzung dieses Arbeitskreises nicht die Ansicht, dass es in diesem Zusammenhang zu derartigen Formulierungen kommt, wie sie jetzt im Besonderen hier gefallen sind. Ich spreche jetzt nur von der FPÖ und nicht von der ÖVP, weil diese Position für uns auch im “Arbeitskreis Markt“ so dargestellt wurde.

Diese Maßnahme ist ein Schritt in die richtige Richtung. Hier wurde eine neue Strukturierung geschaffen, die – wie ich glaube – eine Basis ist, auf die man auch weiter aufbauen kann.

Kollege Madejski! Im “Arbeitskreis Markt“ hatte ich den Eindruck – und Sie haben das jetzt auch gesagt –, dass da eine richtige Maßnahme gesetzt wird. Ihre Anregung im “Arbeitskreis Markt“ lautete, einmal zu hinterfragen, wie es denn im Zusammenhang mit der Gastronomie mit diesen 30 Prozent aussieht, ob man da nicht ein bisschen flexibel sein kann. Wir haben damals auch die Ansicht vertreten, dass ein Plus oder Minus natürlich immer überlegbar ist, dass aber die 30 Prozent gelten sollen. Damit wurde meines Erachtens das, was Sie damals hinterfragt haben, auch in Ihrem Sinn richtig und gut beantwortet.

Was mich bei den beiden Beiträgen der FPÖ jetzt interessiert hat, ist auch die Unterschiedlichkeit: Wenn man nämlich auf der einen Seite sagt, dass es zu viele solche Standln gibt, auf der anderen Seite aber gesagt wird, dass man, wenn etwas frei ist, besser die Gastronomie dort unterbringen soll, dann kann das nicht zusammenpassen! Wortwörtlich so: Das kann nicht zusammenpassen! (GR Dr Herbert Madejski: Das passt auch nicht zusammen!)
Wir alle miteinander wissen: Diese acht Plätze sind in der Gewerbeordnung so vorgesehen, und darauf haben wir als Land Wien wirklich keinen Einfluss, das muss anderswo geregelt werden.

Ein bisschen irritiert hat mich – und ich sage das bewusst als Berichterstatter – die unterschwellige Bemerkung: Die haben da Freunde irgendwo im Rathaus, und die haben es sich gerichtet. – Das stört mich persönlich sehr! Denn auf einer solchen Darstellung, dass es da Freunderlwirtschaft gibt, basieren oft Gerüchte, die eine ganze Gruppe betreffen, nämlich jene, die in der MA 63 und die im Marktamt tätig sind, und zwar korrektest tätig sind! (GR Dr Herbert Madejski: Es geht um Politik im Rathaus und nicht um Beamte!) Dann legen Sie die Karten auf den Tisch, das ist das Einfachste!

Kollegin Strobel hat sehr detailliert dargestellt, was nun neu geregelt wird. Ich möchte daher nur noch zwei Punkte erwähnen.

Mich persönlich hat das tolle Klima bei der Zusammenarbeit mit Vertretern der Wirtschaftskammer gefreut, und ich danke im Besonderen Herrn Vizepräsidenten Strobl für sein Engagement in diesem Bereich! Es wurde zwischen Vertretern der Wirtschaftskammer und der anderen Seite, dem Magistrat, nämlich zusätzlich noch über Kollektivverträge gesprochen, und das hat mich persönlich enorm gefreut, denn in diesem Bereich ist auf Grund der Ausweitung der Arbeitszeiten tatsächlich einiges in der Luft gehangen, dies wurde nun aber durch kollektivvertragliche Veränderungen geklärt.

Abschließend möchte ich in diesem Zusammenhang den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und der Chefin der MA 63 wirklich ganz, ganz herzlich danken! Hier ist tolle Arbeit geleistet worden! Ohne diese tolle Vorarbeit wäre es nicht möglich gewesen, diesen Schritt in die richtige Richtung zu setzen! Ich glaube, wir alle miteinander oder zumindest die Mehrheit beziehungsweise auf jeden Fall all jene, die im “Arbeitskreis Markt“ gesessen sind, teilen diese Meinung. Ich möchte mich nochmals ganz, ganz herzlich für dieses tolle Engagement bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wer für Postnummer 2 in der vorliegenden Fassung ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen.

Zu Postnummer 2 liegt ein Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Wiener Märkte vor. Diesbezüglich wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wer für Postnummer 3 ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Ich schlage vor, die Verhandlung über die Geschäftstücke 5, 6, 9 und 10 – sie betreffen Subventionen verschiedener Vereine – zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird selbstverständlich getrennt vorgenommen.

Herr GR Schuster, bitte.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Ich bitte um Zustimmung.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Somit ist die Debatte eröffnet.

Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wiederholt sich in jeder Sitzung, dass wir Subventionsanträge aus dem Bereich der Betreuung, der Beratung und auch der Freizeitgestaltung für Zuwanderer der unterschiedlichsten Art in Wien hier zu beschließen haben.

Wir haben heute den Verein “Bassena Stuwerviertel“, den Verein “Schwarze Frauen Community für Selbsthilfe und Frieden“, den Verein “Interface“ mit 812 000 EUR und den Verein “Hemayat“ zu subventionieren beziehungsweise die Zustimmung dazu zu geben. – Ich nehme an, es wird kaum jemanden überraschen, dass wir sagen: Wir geben hiezu unsere Zustimmung nicht.

Es zieht sich wie ein roter Faden durch all die Tätigkeiten dieser Vereine, dass sie sich im Großen und Ganzen mit Beratungs‑ und Betreuungstätigkeiten befassen. Vielfach sind auch ganz normale Freizeittätigkeiten so dargestellt, als ginge es fast um geradezu wissenschaftliche Arbeiten, die dort geleistet werden. Und wenn man sich das ganz genau durchliest und sich die Aktivitäten genau anschaut, dann wird zum Beispiel das gemeinsame Einkaufen oder gemeinsam Kochen als eine Aktivität dargestellt, zu der man pädagogisch geschulte Betreuer braucht.

Ich würde einmal sagen: Wenn es sich nicht um kranke Menschen handelt, dann können wir keinesfalls zustimmen, dass zig‑ und wieder zigtausend Euro in diese Vereine gesteckt werden, die alle jeweils ihre eigene Infrastruktur haben, und zwar eine sehr teure Infrastruktur. Außerdem gibt es auch noch einen Dachverein. Und all diese Vereine werden nicht nur von uns hier, sondern natürlich auch aus diversen anderen Quellen subventioniert, so dass ein extrem hoher Anteil an Geld hineinfließt, aber mit dem Ergebnis, dass die Integration in erster Linie darin besteht, ins hiesige Sozialwesen zu integrieren, der Faktor der Anpassung an unsere Gesellschaft hingegen sehr stark vernachlässigt wird.

Beim Verein “Schwarze Frauen Community“ ist ganz besonders deutlich zu sehen, dass sich die Anzahl der Betreuten und der Betreuer oft geradezu die Waage hält, und ich glaube, das ist ein sehr teures System! Wir haben seitens der öffentlichen Hand doch so viele Einrichtungen in dieser Stadt, die man vielleicht ausweiten und besser nutzen könnte, wo die bestehende Infrastruktur vorhanden ist, so dass wir nicht eine Hundertschaft von Vereinen, und zwar jeden für sich selber, subventionieren müssen!

Außerdem meine ich, dass ganz leichte Aktivitäten, für die man keine eigene Ausbildung braucht – etwa Beratung und Betreuung, wenn es nicht um medizinische Probleme geht –, durchaus, wie es in vielen Vereinen üblich ist, ehrenamtlich gestaltet werden könnten.

Jedenfalls wird unwirtschaftlich vorgegangen, und das Ergebnis ist auch nicht das, was wir uns wünschen, denn es wird darauf abgezielt, dass sozusagen jeder in seinem Bereich verharrt.

Ich möchte auch noch anführen, dass hier gerade eine große Diskrepanz betreffend die Mädchenbetreuung besteht. Auf der einen Seite bestehen ja der Wunsch und die Initiative, Mädchen auch in mädchenunspezifische Berufe zu führen. Das läuft schon seit langem, und das ich sicherlich eine ganz taugliche Sache. Außerdem sollen Mädchen und Burschen – dafür haben wir jahrelang gekämpft –gemeinsam erzogen werden. Jetzt wird aber einer ganz bestimmten Gruppe, bei der es halt betreffend das Zusammenleben von Kindern und Jugendlichen beiderlei Geschlechts Schwierigkeiten gibt, weil es vor allem patriarchalische Väter nicht wollen, die rosarote Kuschelecke geboten. – Ich glaube, darüber sind wir hinaus! Das haben wir über lange Jahre immer wieder bekämpft und abgelehnt! Daher sagen wir: Wir unterstützen diese Vereine nicht! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Korun. – Bitte schön.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Man beziehungsweise frau staunt immer wieder: Die FPÖ verlangt ja angeblich die gesellschaftliche Integration von Migrantinnen und Migranten. Jedes Mal, wenn es jedoch um Fördermaßnahmen, um Integrationsmaßnahmen und um die Begleitung dieser gesellschaftlichen Integration geht, heißt es von Seiten der FPÖ: „Dafür können wir nicht sein! Das lehnen wir ab! Das ist Geldverschwendung! Das ist unwirtschaftlich!" Und so weiter und sofort.

Integration ist bekanntlich keine Einbahnstraße, und Menschen brauchen in diesem Prozess selbstverständlich immer wieder Unterstützung seitens der Mehrheitsgesellschaft und durch entsprechende Vereine und Strukturen. Wenn Sie nun aber genau diese Unterstützung verweigern, dann brauchen Sie sich am Ende des Weges nicht zu wundern, wenn eine gesellschaftliche Integration nicht wirklich gelungen ist! Aber dafür machen Sie dann natürlich wiederum die Migranten selbst verantwortlich! All das kennen wir ja!

Meine Wortmeldung bezieht sich inhaltlich hauptsächlich auf die Subventionen für den Verein “Schwarze Frauen Community“. Das ist ein relativ junger Verein, der in einem sehr unterbelichteten Bereich, nämlich bei der relativ jungen Minderheit von Afrikanern und Afrikanerinnen in Österreich, sehr wertvolle Begleitungs- und Integrationsarbeit leistet. Umso mehr wundert es uns, warum von der ursprünglich beantragten Summe von 15 000 EUR nur 8 000 EUR bewilligt werden sollen. Dazu haben wir auch eine Diskussion im Integrationsausschuss geführt, soweit seitens der Mehrheitsfraktion eine Diskussion überhaupt erwünscht ist. Und wir haben auch konkret nachgefragt, warum fast nur die Hälfte der beantragten Summe bewilligt werden soll.

Fakt ist – und ich denke, es ist wichtig, das hier zu unterstreichen –, dass der Verein keine Basisförderung und keine Basisfinanzierung bekommt. Der Verein verwendet derzeit Räumlichkeiten, die über ein Equal-Projekt finanziert werden, dessen Finanzierung im Feber 2007 ausläuft. Danach hätte der Verein nicht einmal Räumlichkeiten, in denen neue Projekte durchgeführt werden können. Und wenn eben nur die Hälfte der beantragten Summe bewilligt werden soll, dann kann auch nicht die gesamte Zielgruppe erreicht und angesprochen werden, die eigentlich mit dem Projekt erreicht werden sollte. 

All das sind Punkte, die nach unserer Information bei der zuständigen Stadträtin deponiert wurden, und wir geben die Hoffnung auch angesichts der anderen Summen, die heute auf der Tagesordnung stehen, nicht auf. Zum Beispiel wird der Verein "Interface" mit über 800 000 EUR dotiert, und in Anbetracht dessen meinen wir, dass 15 000 EUR für ein gutes Projekt, wie es das vorliegende Projekt unserer Meinung nach ist, eigentlich ein Klacks ist. Deshalb werden wir erneut einen Abänderungsantrag stellen, damit die beantragte Summe von 15 000 EUR an den Verein "Schwarze Frauen Community" auch wirklich bewilligt und genehmigt werden kann. Den Antrag stellen ich und meine Kollegin Sirvan Ekici von der ÖVP. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin 
Ekici. – Bitte. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf mich den Ausführungen meiner Kollegin Alev Korun voll anschließen. Wir werden heute den zur Diskussion stehenden Anträgen zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass alle genannten Vereine einen sehr wichtigen Beitrag zur Förderung der Integration leisten.

Zwei Projekte möchte ich heute speziell hervorheben.

Zum einem den Verein “Schwarze Frauen Community“, der heute schon angesprochen wurde, der eine Selbstorganisation von in Österreich lebenden schwarzen Frauen unterschiedlicher Herkunft, Nationalität, Kultur, Sprache und Weltanschauung ist. Der Verein arbeitet facettenreich und hat sich zum Ziel gesetzt, durch zielgerichtete Projekte vor allem Frauen und Mädchen zu unterstützen. Der Verein hat, wie die Kollegin schon erwähnt und erläutert hat, ein Förderansuchen in der Höhe von 15 000 EUR gestellt, es wurde allerdings nur die Hälfte genehmigt, was für uns unverständlich war.

Ich weiß nicht, wie sich das die Kolleginnen und Kollegen von den Sozialdemokraten vorstellen! Da wird ein Förderantrag gestellt, die Förderansuchenden berechnen genau, wie viel ein Projekt kosten wird, und dann bekommt man nur die Hälfte! Soll man dann das Projekt ganz weglassen oder nur die Hälfte des Projekts umsetzten? Wie das in der Praxis ausschauen soll, ist mir irgendwie unverständlich! Ich denke, dass das bedeuten würde, dass das Projekt nicht ausgeführt werden kann, und das ist für mich sehr schade! Deshalb werde ich einen Abänderungsantrag gemeinsam mit den GRÜNEN mit dem Ziel einbringen, dass der ursprünglich beantragte Förderbetrag genehmigt wird. – Ich wünsche mir für die Zukunft, dass nicht nur jene Vereine und Projekte zur Gänze gefördert werden, die der SPÖ nahe stehen und wo sich die Subventionsbeiträge in Wählerstimmen ummünzen lassen!

Ich möchte nun noch auf ein anderes Projekt eingehen und zum Verein "Interface" bemerken, dass es sehr erfreulich ist, dass hier einer langjährigen Forderung der ÖVP-Wien betreffend ein neues Kursprojekt, das mit Beginn des Schuljahres 2006/2007 beginnen soll, nachgekommen wird: Unter dem Titel "Mama lernt Deutsch“ sind Kurse für Mütter mit nichtdeutscher Muttersprache geplant, deren Kinder in Wien zur Schule gehen. Seit 2000 haben wir diese Forderung immer wieder eingebracht und haben das in unserem Integrationsprogramm auch verankert. Tatsache ist, dass viele Migrantinnen auf ihre Rolle als Hausfrau und Mütter zurückgestuft werden, außerhalb der Familie kaum soziale Kontakte haben und oft sogar sehr isoliert leben. Durch die Zusammenarbeit der Schule mit dem Kurs gewinnen die Mütter Einblicke in die Schulwelt ihrer Kinder, und es ergeben sich Berührungspunkte zu anderen Eltern, Lehrerinnen, Lehrern und SchülerInnen.

Der Kursort Schule würde den Müttern besonders entgegenkommen, da viele von ihnen durch das Begleiten ihres Kindes ohnehin schon im Schulhaus sind und somit keinen langen Weg und größere Schwellenängste überwinden müssen. Das Angebot einer gleichzeitigen Kinderbetreuung würde auch Müttern mit Kleinkindern ermöglichen, einen Sprach- und Weiterbildungskurs zu besuchen. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Martina Ludwig. – Bitte.

GRin Martina Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Kollegin Matiasek! Kurz zu Ihnen: Ehrlich gesagt, hat es mich auch nicht überrascht, dass Sie nicht zustimmen! Seit vielen Jahren zeigt sich nämlich, dass es das Wesen Ihrer Politik ist, dann, wenn es um echte Integrationspolitik geht, nicht zuzustimmen, weil Sie echte Integration eigentlich nicht wollen.

Frau Kollegin Matiasek! Es gibt viele Gründe, warum Integrationspolitik in Wien eine positive Entwicklung nimmt und erfolgreich ist. Ein Grund ist sicherlich auch, dass es in dieser Stadt eine erfolgreiche und gute Zusammenarbeit mit vielen NGOs gibt. Darauf sind wir sehr, sehr stolz!

Ich freue mich, dass wir mit den heutigen Poststücken hier auch ein Zeugnis von gelebter Integrationspolitik in der Praxis ablegen können. Viele reden nur davon, haben heute schon davon geredet oder werden noch davon reden. Wir tun es, und es freut mich, dass wir heute viele Projekte hier beschließen werden, die sich vor allem mit Kindern und Jugendlichen beschäftigen. Auch das ist, wie ich meine, erwähnenswert.

Es sind insgesamt tolle Projekte. Kollegin Ekici hat eines schon ausführlich erwähnt. Ich bin stolz, in einer Stadt zu leben, wo Integration nicht nur ein Lippenbekenntnis, sondern wirklich auch gelebte Politik ist!

Ich möchte jetzt ganz kurz noch die anderen Projekte erwähnen: Der Verein “Bassena“ wurde schon genannt, der seit vielen Jahren sehr, sehr erfolgreich im Stuwerviertel im 2. Bezirk arbeitet, in erster Linie auch mit Kindern und Jugendlichen. Vom Verein “Interface“ hat Kollegin Ekici bereits gesprochen, der großartige Angebote vor allem auch für junge Menschen in dieser Stadt bietet.

Besonders erwähnenswert ist dabei der tolle Ansatz unter dem Titel "Mama lernt Deutsch", über den ich mich persönlich sehr freue. Außerdem gibt es auch Kursangebote für SeiteneinsteigerInnen unter 15 Jahren, und wir wissen, wie wichtig gerade dieser Bereich ist.

Der Verein “Hemayat“ wurde nur kurz erwähnt: Er hat sich mittlerweile zu einem Zentrum für medizinische, psychologische und psychotherapeutische Betreuung von Folter‑ und Kriegsüberlebenden entwickelt.

Schließlich komme ich zum Verein “Schwarze Frauen Community“: Im letzten Ausschuss wurde darüber diskutiert, und ich weiß auch, dass es mittlerweile eine schriftliche Begründung gibt, die Ihnen die Abteilungsleiterin zukommen ließ. – Ich kann nur sagen: Es gab ausführliche Gespräche mit dem Verein und den Frauen dort, und es gibt auch ein Übereinkommen. Ich selbst sage natürlich auch, dass die Arbeit des Vereins gut ist. Ich meine aber, dass das einfach gelebte Praxis ist und daher auch viele Ansuchen gestellt werden. Manchmal wird diesen nachgekommen und manchmal nicht. Das muss man sich jeweils von Fall zu Fall ansehen, und ich bin sehr froh, dass wir in allen Magistratsabteilungen sehr korrekte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben, die das nach sachlichen Gründen beurteilen. Auch in diesem Fall wurde gemeinsam mit dem Verein entschieden.

Ich freue mich, dass wir heute diese Poststücke alle beschließen werden. – Danke. (Beifall bei der SPÖ)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist beendet.

Der Herr Berichterstatter möchte noch etwas sagen. 

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Ich möchte auf den Antrag von ÖVP und GRÜNEN eingehen: Würde dieser Antrag so stimmen, wie er – zumindest in der Begründung – formuliert ist, dürften wir diese Form von Subvention gar nicht erteilen. Der Antrag besagt nämlich, dass dieses Projekt nicht durchführbar ist.

Das Gegenteil ist der Fall: Im Geschäftsstück ist nachzulesen, dass die Antragsteller selbst schon darauf eingehen, was geschieht, wenn man nicht den gesamten beantragten Betrag erhält. Da heißt es, dass man wie folgt vorgehen würde: Die zuerst stehenden Angebote müssten den Einsparungen zuerst zum Opfer fallen. Und dann spricht man von einzelnen Maßnahmen, die nicht durchgeführt werden können.

Ich sage das deshalb, damit wir hier nicht einer Sache zustimmen, die ansonsten für uns ein Problem wäre.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 5.

Wer dafür ist, gebe ein Handzeichen. – Das sind alle bis auf die Freiheitlichen. 

Zu Postnummer 6 liegt jetzt der schon begründete Abänderungsantrag von GRÜNEN und ÖVP vor.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wurde nur von den Antragstellern unterstützt, das ist nicht ausreichend und somit abgelehnt. 

Nun kommen wir zu Postnummer 6 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. 

Wer für Postnummer 9 ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 10. – Ebenfalls ohne Freiheitliche mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 11 betrifft eine Subvention an den Verein ASKÖ.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Ich bitte um Zustimmung.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Schuster hat die Verhandlung somit eingeleitet.

Ich eröffne die Debatte.

Frau GRin Mag Korun. – Bitte schön.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieser Antrag zeigt für uns ziemlich exemplarisch das Dilemma auf, das vor ein paar Stunden hier auch von meiner Kollegin Marie Ringler angesprochen wurde. Ich möchte diesem Dilemma anhand dieses Poststücks noch ein bisschen nachgehen.

Der Inhalt des Antrages und das Projekt, das gemacht werden soll, sind an sich begrüßenswert, und dass bestehende Einrichtungen bei ihrer Arbeit auch den eingewanderten Teil der Wiener Bevölkerung auch im Sinne eines Mainstreamings und einer ernst gemeinten Diversitätspolitik berücksichtigen, ist an sich zu begrüßen. 

Womit oder wobei wir Bauchweh haben, ist, dass es sich hiebei wieder einmal und offenbar nicht wirklich ganz zufällig um einen SP-nahen Verein handelt, der sozusagen unter dem Titel der Integrations‑ und Diversitätspolitik Förderungen erhalten soll, und dass es sich nicht nur bei der Integrations- und Diversitätspolitik so verhält, sondern auch in diversen anderen Bereichen. Das ist heute zum Beispiel auch bei der Kulturpolitik zur Sprache gebracht worden. Das erstaunt zwar angesichts der diesbezüglichen langjährigen Praxis der Wiener SPÖ nicht, trotzdem finden wir diese Vorgehensweise nicht in Ordnung.

Deshalb werden Teile von uns dem Poststück – wie gesagt – aus inhaltlichen Gründen, weil wir finden, dass solche Projekte sinnvoll und nützlich sind, zustimmen. Andere von uns werden diesem Poststück nicht zustimmen, weil wir nicht einer Querparteisubventionierung unter dem Deckmantel der Integrations- und Diversitätspolitik zustimmen wollen.

Das betrifft, wie gesagt, nicht nur den Integrations‑ und Diversitätsbereich, sondern alle Förderungen, die man unserer Meinung nach prinzipiell unabhängigen Vereinen, Strukturen und Organisationen und nicht parteinahen Vereinen zukommen lassen sollte. Denn das Ziel kann nicht sein, dass jede Partei und jede politische Bewegung Vereine gründet, um an Steuergeld heranzukommen. Das ist eine Vorgehensweise, die wir uns insgesamt nicht wünschen und die wir nicht gutheißen, die wir uns für uns nicht wünschen, die wir uns aber auch für die absolut regierende SPÖ nicht wünschen. 

Aus diesem Grund bringe ich heute im Namen meiner Fraktion einen Beschluss- und Resolutionsantrag mit dem Titel "Unterstützung des Ausbaus und der Arbeit von unabhängigen Nichtregierungsorganisationen im Bereich Integrations-, Menschenrechts- und Diversitätsbereich" ein. – Mit diesem Antrag fordern wir, dass der Wiener Gemeinderat sich dazu bekennt, dass Arbeit im Bereich der Integration, Diversität und Menschenrechte prinzipiell von parteiunabhängigen NGOs und Strukturen verrichtet werden soll und dass der Gemeinderat für den Aufbau von parteiunabhängigen NGO-Strukturen eintritt und sich zu deren Förderung bekennt.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen.

Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Ein Teil der GRÜNEN meint offenbar, wenn eine der SPÖ nahe stehende Organisation eine gute Idee hat, soll man sie nicht verwirklichen. Das ist schon ein etwas komischer Gedanke! (GRin Mag Alev Korun: Das ist ein Missverständnis!) Sie haben ja selbst gesagt, die Sache ist gut! Aber es führt halt ein SPÖ-naher Verein durch.

Etwas möchte ich betonen: Auch in diesem Zusammenhang ist es sicherlich nicht der Fall, dass eine Partei, nämlich die SPÖ, eigens für einen Zweck einen Verein gründet. Sie wissen selbst: Den ASKÖ gibt es schon sehr lange. Und die Sache, um die es hier geht, brauche ich nicht referieren. Die ist ganz einfach toll! 

Wir werden diesem Beschlussantrag, den Sie stellen, nicht zustimmen. Wir beurteilen nämlich den Inhalt, der dargeboten wird, ohne Rücksicht darauf, ob es sich um eine Parteiorganisation handelt oder nicht. Und wir glauben auch nicht, dass es unsere Aufgabe ist – das ist ein bisschen anachronistisch und erinnert an Zeiten, die eigentlich schon weit zurück liegen –, dass der Gemeinderat dafür eintritt, dass es einen Aufbau von parteiunabhängigen NGO‑Strukturen gibt. Diese Strukturen gibt es ohnehin. Dazu brauchen sie nicht den Gemeinderat! Die Organisationen vernetzen sich ohnehin, und dazu brauchen sie nicht unsere wohlwollende Äußerung. Das funktioniert sowieso, und wir würden in Wien ohne NGOs und ohne dieses Netz, das ja auch in einem Vernetzungsbüro seinen Niederschlag findet, nicht dieses tolle Klima haben, auf das wir sehr stolz sind. – Das heißt: Diese Ratschläge brauchen wir nicht, wir tun es ohnehin. Das ist, wie ich vorhin schon gesagt habe, gelebte Politik in dieser Stadt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 11 in der vorliegenden Fassung ist, gebe ein Zeichen. – Das ist mehrstimmig mit dem Stimmverhalten, dass ein Teil der GRÜNEN nicht mitstimmt.

Jetzt liegt der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN zur Abstimmung vor.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und ist daher abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 48. Sie betrifft die 5. Gemeinderatssubvention für 2006.

Herr GR Strobl nimmt den Platz der Berichterstattung ein. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich bitte Frau GRin Praniess-Kastner zum Rednerpult. 
GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Auf Grund der fortgeschrittenen Zeit möchte ich es ganz kurz machen.

Der Verein “Balance“ beschäftigt sich mit lernbehinderten, aber auch mit körperbehinderten Menschen. – In Verbindung mit dieser Vereinsarbeit braucht es in Wien eine Behindertenpolitik, die jedem Einzelnen die Führung eines selbstbestimmten Lebens ermöglicht, und zur Führung eines selbstbestimmten Lebens ist auch die Barrierefreiheit notwendig. Die entsprechenden Maßnahmen, um den Abbau baulicher Barrieren für behinderte Menschen in dieser Stadt zu bewerkstelligen, sind ein erster Schritt, um einen gleichberechtigten Zugang zum öffentlichen Leben zu gewährleisten. 

Der Grundsatz der Barrierefreiheit muss Grundlage all unseres Handelns für behinderte Menschen sein. Ab 1.1.2006 ist bereits das Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft, wonach alle öffentlich zugänglichen Neubauten und Generalsanierungen barrierefrei durchgeführt werden müssen. Für Altbauten gilt eine Übergangsfrist von zehn Jahren.

Barrierefreiheit bedeutet für behinderte Menschen die uneingeschränkte Nutzung und Nutzbarkeit von Gegenständen und Gebrauchsgütern, aber auch von Objekten. In diesem Sinne sollen Wohnungen und Gebäude so errichtet werden, dass sie von allen Personen, auch jenen, die in irgendeiner Weise auch nur vorübergehend körperlich beeinträchtigt sind, ohne fremde Hilfe und ohne jegliche Einschränkung genutzt werden können. Durch überlegtes Bauen lassen sich künstliche Barrieren minimieren, und somit werden die Lebensräume für alle Menschen so angenehm als möglich gestaltet. 

Deshalb bringen die KollegInnen von der SPÖ Erika Stubenvoll, Herr Mag Ebinger von der FPÖ, Claudia Smolik von den GRÜNEN sowie Karin Praniess-Kastner und meine Kollegin Ingrid Korosec einen Beschlussantrag betreffend barrierefreien Zugang zu öffentlichen Gebäuden ein. Dieser Beschlussantrag lautet: 

„Die zuständigen Mitglieder des Stadtsenats werden aufgefordert, eine Darstellung der barrierefreien Zugänge zu Amtsräumen, öffentlichen Gebäuden, Kindergärten, Schulen und Pflegeheimen zu veranlassen und die Ergebnisse der Wiener gemeinderätlichen Behindertenkommission zur Verfügung zu stellen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport, die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Gesundheit und Soziales und den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Wer für die Post 48 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Der vorliegende Beschluss- und Resolutionsantrag muss somit auch einstimmig sein.

Darf ich fragen: Ist jemand dagegen? - Danke. Das ist einstimmig angenommen.

Jetzt habe ich euch ausgetrickst, aber wenn alle Parteien einen Antrag einbringen, dann kann er ja nur einstimmig sein!

Wir kommen nun zur Dringlichen Anfrage der GRÜNEN, welche Mag Maria Vassilakou, Susanne Jerusalem, Mag Alev Korun, Freundinnen und Freunde an den Herrn Bürgermeister gerichtet haben. Diese Dringliche Anfrage betrifft “Chancengerechtigkeit für Kinder, deren Muttersprache nicht Deutsch ist“, und es wurde beantragt, dass diese von den Fragestellern mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Die GRÜNEN haben auf die Verlesung ihrer Anfrage verzichtet.

Ich darf nun zur Begründung Frau GRin Mag Vassilakou ersuchen, ans Rednerpult zu treten. Die Redezeit beträgt 20 Minuten.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Nun haben wir es schwarz auf weiß: Die PISA-Ergebnisse betreffend die Sonderauswertung für Kinder mit Migrationshintergrund sind seit einigen Tagen bekannt und auch veröffentlicht worden. Und wenn man auch nur einen Beweis dafür braucht, wie die Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund in den Wiener Schulen nicht funktioniert, dann sprechen diese Ziffern und Daten Bände.

Wir haben das auch schon heute Vormittag klar erörtert. Ich wiederhole es nur und bitte Sie, sich das auf der Zunge zergehen zu lassen! – 19 Prozent beziehungsweise 20 Prozent der 15- bis 16-Jährigen mit Migrationshintergrund, das heißt, ein Fünftel aller 15- bis 16-jäh-
rigen Kinder mit Migrationshintergrund in Wiens Schulen, haben so schlechte Lesefähigkeiten und eine derart schlechte Lesekompetenz, dass sie kaum verstehen können, was sie gerade lesen.

Schlimmer noch: Es macht kaum einen Unterschied, ob man später nach Wien zugewandert ist und daher sozusagen erst im Rahmen einer schulischen Laufbahn die deutsche Sprache erlernen musste oder ob man in Wien geboren und aufgewachsen ist. Es gibt da also keinen Unterschied zwischen der ersten und der zweiten Generation.

Meine Damen und Herren! Diese Daten sind hoch alarmierend! Spätestens jetzt müssen wir uns daher dringend zusammensetzen und überlegen, was denn zu tun ist, damit wir hier endlich weiterkommen! 

Aber das ist noch nicht alles: Wir haben in den letzten Tagen schon mehrfach darüber diskutiert, dass der Anteil der außerordentlichen SchülerInnen, sprich, derjenigen Kinder, die dem Unterricht nicht folgen können, zunimmt. Wir haben mehrfach an dieser Stelle darüber diskutiert, dass der Semilinguismus vor allem für Kinder mit Migrationshintergrund ein sehr großes Problem ist. – Unter Semilinguismus ist zu verstehen, dass diese Kinder letztlich zum Teil weder die deutsche Sprache noch ihre eigene Muttersprache beherrschen. Hier muss mit der Sprachenförderung sehr, sehr früh angesetzt werden, damit dieses Problem beseitigt werden kann. 

Wir haben mehrfach an dieser Stelle erörtert, dass es nach wie vor Tatsache ist, dass ein sehr kleiner Teil von Kindern aus Migrantenfamilien in den AHS zu finden sind, dass sie dafür aber überproportional in Hauptschulen und Sonderschulen vertreten sind.

Im Übrigen hat die Forscherin aus der Akademie der Wissenschaften, Frau Barbara Herzog-Punzenberger, die gerade in den letzten Tagen mit Kritik an der so genannten Integrationsunwilligkeits-Studie der Frau Innenministerin vorgetreten ist, bereits vor wenigen Jahren mit einer Studie, die sie sozusagen mit Unterstützung der Stadt Wien gemacht hat, aufhorchen lassen, in der sie zum Schluss gekommen ist, dass es derzeit aus statistischer Sicht de facto niemand aus der zweiten Generation in dieser Stadt geschafft hat, einen Universitätsabschluss zu erreichen. Das muss man sich vorstellen! Niemand schafft es bis zur Uni! Niemand hat vor wenigen Jahren, statistisch gesehen, einen Abschluss erreicht. Das heißt: Es waren so wenige, dass man sie in einer statistischen Erhebung nicht erfassen konnte. 

All das sind Fakten, die nicht neu sind. Wir kennen sie schon seit Jahren und haben sie immer wieder von dieser Stelle aus erörtert. Nach der Veröffentlichung der PISA-Daten wissen wir jetzt aber, dass es wirklich höchste Zeit ist, Alarm zu schlagen.

Es ist natürlich kein Zufall, dass es in den Schulen so ist: Immerhin sind seit dem Jahr 2000 1 300 Lehrerinnen und Lehrer eingespart worden. Die Förderung des muttersprachlichen Unterrichts ist gegenüber dem Jahr 2000 rückläufig. Das Ausmaß an muttersprachlicher Betreuung, das jedem Kind pro Woche zur Verfügung steht, wurde übrigens exakt um die Hälfte gekürzt. 

Wir haben es mit überfüllten Klassenzimmern zu tun. Die Anzahl der Schülerinnen und Schüler pro Klasse ist gestiegen. Wir haben ein enormes Potential an Sprachenreichtum in unseren Schulen, das aber brach liegt. In Wiens Schulen werden über 200 Sprachen gesprochen, 40 davon in nennenswerter Anzahl, aber es wird nichts in diesen Sprachenreichtum investiert, man macht nichts daraus. 

Wir haben nach wie vor kein Kindergartenkonzept für Kinder mit Migrationshintergrund. Ich frage Sie: Kann es sein, dass ich da etwas verschlafen habe? – Das glaube ich nicht, denn ich habe mir diesen Bereich in den letzten Jahren ganz besonders genau angeschaut! Wo bleibt also das spezielle Kindergartenkonzept, das man in dieser Stadt entwickelt hat, um in diesen Sprachenreichtum zu investieren, mit Frühförderung systematisch anzusetzen und bilinguale beziehungsweise multilinguale Kindergärten auszubauen, um von Anfang an zweisprachig zu alphabetisieren? – Ich kann Ihnen an dieser Stelle nur sagen: In städtischen Kindergärten sind in den letzten zehn Jahren zehn muttersprachliche Betreuerinnen zur Verfügung gestanden, und diese Zahl ist unverändert!

Last but not least: Wo bleiben die Daten? – Wir wissen, dass es insgesamt 12 000 außerordentliche Schülerinnen und Schüler gibt, aber wir wissen nicht, an welchen Standorten! Wir wissen es zumindest offiziell nicht. Es heißt, dass diese Daten inzwischen automatisch an das Ministerium weitergeleitet werden, aber angeblich an keiner Stelle der Stadt Wien gesammelt werden. Wir wissen, dass etwa 5 000 LehrerInnen nicht klassenführend sind und für besondere Aufgaben eingeteilt werden, wir wissen aber nicht, wo und in welchem Ausmaß. Wir wissen nicht, wie viele der außerordentlichen Schülerinnen und Schüler in offenen Schulen Nachmittagsbetreuung in Anspruch nehmen.

Die GRÜNEN haben versucht, all diese Daten mittels schriftlicher Anfrage zu bekommen. Es hat geheißen: Diese Daten liegen nicht vor! Wir haben also, zu all dem, was ich jetzt gerade beschrieben habe, auch noch eine datenlose Stadt! Das muss ich zumindest annehmen, wenn ich der Antwort der Frau Stadträtin Glauben schenke, und ich habe keinen Grund, diese zu hinterfragen.

Offenbar werden diese Daten – wie ich feststellen muss – nicht erhoben, und das ist ein sehr, sehr großer Fehler! Wie soll man denn wissen, wie und wo man gerade steht und wohin des Weges man geht, wenn nicht einmal die Daten erhoben werden?

Spätestens seit dem Vorliegen von PISA kann man all das allerdings nicht mehr leugnen. Bis jetzt hätte man sagen können: All das ist eine Interpretationsfrage. Die GRÜNEN regen sich zu sehr auf, sie übertreiben! – Ich sage nun: Nein, das tun sie nicht! PISA spricht Bände. (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Gott sei Dank wurde diese Studie nicht von GRÜNEN erstellt!

Diese Daten und Fakten sind definitiv nicht mehr zu hinterfragen, und wir haben es hier sehr wohl mit einer Misere zu tun, und diese Misere hat sozusagen eine Mutter und auch einen Vater. – So Leid es mir tut, muss ich sagen: Die Mutter heißt Elisabeth Gehrer, sie sitzt seit vielen Jahren im Bildungsministerium und verfolgt einen Sparkurs, der sich gewaschen hat. Deren bildungspolitische Kompetenz lässt sich für mich ohnedies mit dem Satz zusammenfassen: Ich habe ein Budget zu sanieren und damit basta. – Dazu braucht man nicht mehr viel zu sagen.

Diese Misere hat aber auch einen Vater. (VBgmin Grete Laska: Das ist klarerweise Karl Heinz Grasser!) Dann hat sie halt zwei oder vielleicht auch mehrere Väter, darüber werden wir uns schon einigen! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Schüssel und Grasser!) Um die Vaterschaft buhlt auch unser Herr Bürgermeister, der immerhin beim Finanzausgleich seine Unterschrift gegeben hat. (VBgmin Grete Laska: Das ist ein großer Irrtum!) Es ist schon ein paar Jahre her, dass diese Unterschrift gegeben wurde, mit welcher die Stadt diese Einsparungen sehr wohl zur Kenntnis genommen hat! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist jetzt schon ein bisschen unhöflich!)

Nun stellt sich aber die Frage: Was tun wir? Was tun wir seit jenem Jahr 2000? Was tun wir, seitdem wir wissen, dass 1 300 Lehrerinnen und Lehrer sozusagen eigentlich wegbeglückt wurden? Sind wir jetzt bereit oder nicht, endlich einen Teil dieser Lehrerinnen und Lehrer, die fehlen, aus dem eigenen Budget zu bezahlen? Das ist eine der Fragen, die wir heute an den Herrn Bürgermeister richten. Und ich höre hier nicht auf zu hoffen, dass ich heute vielleicht eine andere Antwort bekomme als bisher! Diese Situation in den Wiener Schulen ist wirklich nicht länger tragbar! (Bgm Dr Michael Häupl: Das waren jetzt wirklich kühne Behauptungen!)

Wie auch immer. Ich hoffe, Sie werden mir Recht geben, dass diese Situation, wie immer sie auch zu lösen ist, ganz sicherlich nicht damit zu lösen ist, dass man jetzt auch noch Busse ankauft, Chauffeure bezahlt und täglich ein paar Tausend Kinder kreuz und quer durch die Stadt kutschiert!

Ich kann Ihnen nur sagen: Das Thema Ausländerpolitik wird offenkundig in diesem Wahlkampf zu einem sehr großen Thema, und ich finde es besonders bitter und zynisch, dass dieses Thema offensichtlich inzwischen auch noch auf dem Rücken von Kindern ausgetragen wird, und zwar doppelt: Einerseits wird es auf dem Rücken der Kinder ausgetragen, indem sie in den Schulen nicht die Betreuung erhalten, die sie verdienen würden. Andererseits werden sie dann aber auch noch stigmatisiert, also ob nicht die Politik das Problem wäre, sondern diese Kinder selbst. Und zum Schluss kommt auch noch der Vorschlag, die Kinder in Busse zu stecken und kreuz und quer durch die Stadt zu jagen! Das ist Zynismus! Das ist Zynismus pur! (Beifall bei den GRÜNEN.)
An dieser Stelle möchte ich einmal mehr an – den bedauerlicherweise abwesenden – Herrn Strache appellieren, dass er einmal versucht zu verstehen, dass ein außerordentlicher Schüler, das heißt ein Schüler oder eine Schülerin, der oder die auf Grund von schlechten Deutschkenntnissen dem Unterricht nicht folgen kann, nicht gleichzusetzen ist mit einem Schüler oder einer Schülerin mit nichtdeutscher Muttersprache. – Ich gehe davon aus, dass Sie das wissen müssen! Ich gehe aber auch davon aus, dass Sie mit Absicht ständig diese zwei Gruppen gleichsetzen! Vielleicht nehmen Sie doch einmal zur Kenntnis, dass Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache Kinder sind, bei denen auch nur ein Elternteil eine nichtdeutsche Muttersprache hat! Das heißt, wenn ich Kinder hätte, würden meine Kinder auch als Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache geführt werden. Sie würden aber höchstwahrscheinlich beziehungsweise nicht höchstwahrscheinlich, sondern ganz sicher fließend Deutsch sprechen!

In meinem Klub gibt es übrigens mindestens vier Personen mit nichtdeutscher Muttersprache: Marco Schreuder, Alev Korun, mich und sogar unseren Herrn Stadtrat David Ellensohn. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ! Es kommt des Öfteren vor, dass wir Kommunikationsschwierigkeiten haben, aber wenn das der Fall ist, so ist das nicht auf schlechte Deutschkenntnisse zurückzuführen, sondern liegt eher auf einer völlig anderen Ebene. Es ist vielleicht trotzdem gut, das einmal im Hinterkopf zu behalten! – Ich finde diese Haltung jedenfalls, wie gesagt, traurig und empörend!

Ich halte es auch für bezeichnend, dass wir nun diese PISA-Daten schwarz auf weiß haben, aber anstatt dass es zu einer ernst zu nehmenden Debatte kommt, was man tun kann, schlagen die einen vor, die Kinder in Busse zu stecken und durch die Gegend zu führen, und der FPÖ fällt in der heutigen Debatte nichts anderes ein, als Schnitzelanträge einzubringen! Das ist wirklich wahr, ich glaube das kaum! Die FPÖ kommt hierher, und ihre Antwort auf dieses Problem in Wiener Schulen ist nicht etwa irgendetwas Inhaltliches, sondern ein Antrag zur Rettung des Wiener Schnitzels! Und was tut dann die Wiener ÖVP? Die Wiener ÖVP bringt einen Gegenschnitzelantrag ein! (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.)
Das ist der revidierte beziehungsweise gehobene Schnitzelantrag! Und was tut die Wiener SPÖ? – Anstatt dass sie sich auf den Boden wirft und lacht, unterstützt sie diesen Antrag! Im Ernst: Was sollen wir jetzt tun? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich habe nachgedacht: Wir müssen hier einen Hirselaibchenantrag einbringen! Sollen wir einen Körndlantrag einbringen, damit die GRÜNEN in diesem Zusammenhang auch vorkommen? Wir könnten einen Antrag einbringen, in dem steht: Der Wiener Gemeinderat nimmt mit Freuden zur Kenntnis, dass in den Wiener Tagesheimen und Kindergärten auf Initiative der GRÜNEN bereits seit Jahren Biokost aufgetischt wird! (GR Dr Matthias Tschirf: Das wäre viel gescheiter als viele anderen Anträge!)

Weiter könnte es heißen: Wir freuen uns sehr darüber und fordern uns selbst auf, das weiterhin zu tun! (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn.) Selbstverständlich werden das Schnitzel und auch sonst irgendetwas dabei sein! Alle sind froh! Die Stadt ist gerettet! Unser Kulturgut ist gerettet! Und im Übrigen findet der Sommer für gewöhnlich erst nach dem Frühling statt. – Wollen wir das auch beantragen und zur Kenntnis nehmen?

Meine Damen und Herren! Es kann doch nicht wahr sein, dass wir jetzt mittels eines Antrags alle gemeinsam zur Kenntnis nehmen, dass wir uns freuen, dass den Kindern gesundes Essen vorgesetzt wird und dass auf kulturelle Unterschiede sozusagen Rücksicht zu nehmen ist!

Ich finde das toll! Wir haben kurz nachgedacht: Was tun wir jetzt? Das kann man doch unmöglich ablehnen! Das ist eine Banalität, selbstverständlich werden wir das auch zur Kenntnis nehmen! Aber mit den PISA-Ergebnissen hat das nichts zu tun! Ich bedaure: Es hat damit nichts das Geringste zu tun! Denn es geht jetzt darum, dass 19 beziehungsweise 20 Prozent der Kinder mit Migrationshintergrund nicht verstehen können, was sie lesen, wenn sie 15 oder 16 Jahre alt sind. Und das ist nicht darauf zurückzuführen, dass sie nicht genug Schnitzel gegessen haben! (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn.) 

Was kann man tun? Was erwarte ich, dass man tut? – Möglichkeiten gibt es viele. Man könnte beispielsweise relativ rasch handeln und darüber diskutieren, in welcher Anzahl diese 1 300 fehlenden Lehrerinnen und Lehrer nachbesetzt werden könnten.

Man könnte natürlich auch längerfristig handeln. Man könnte zum Beispiel beschließen, dass Sprachen sehr wohl den Mittelpunkt und ein Herzstück der Schulpolitik in einer Stadt wie Wien bilden. Man könnte beschließen, dass Wien die Ambition hat, zur Sprachenhauptstadt Europas zu werden. Man könnte mehr bilinguale und multilinguale Schul‑ und Klassenprojekte einrichten, was im Übrigen dazu beitragen würde, den Anteil von außerordentlichen Schülerinnen und Schülern pro Klasse auf eine sehr nette Art und Weise zu reduzieren, anstatt sie dirigistisch sozusagen in Busse zu stecken und gegen ihren Willen durch die Stadt zu führen.

Man könnte auch die zweisprachige Alphabetisierung in den Kindergärten ausbauen. Man könnte kostenlos und selbstverständlich auch mit einer mehrsprachigen Offensive mehr Zuwanderer ermutigen, ihre Kinder in den Kindergarten zu schicken. Im Übrigen: Wenn man das Angebot an die Menschen richtet und sie es sich leisten können, dann nehmen sie es auch an. – Man könnte also viel tun!

Ich erwarte heute als Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage der GRÜNEN immerhin ein paar Vorschläge, was man zu tun gedenkt! Und wer weiß: Vielleicht kommt auch eine tiefschürfende Erörterung zum Thema Wiener Schnitzel! Wir werden sehen!

Lassen Sie mich nun zum Schluss ernsthaft werden und Ihnen zwei Dinge sagen, die mir sehr am Herzen liegen! (VBgmin Grete Laska: Der Schnitzelantrag ist ernst gemeint! Man sollte das nicht ins Lächerliche ziehen!) Sie haben Recht! Die Schnitzelfrage sollte man nicht ins Lächerliche ziehen! Sie haben vollkommen Recht! Ich verstehe das vollkommen! Ich bin auch eine Anhängerin des Wiener Schnitzels!

Ich möchte zum Schluss aber doch zwei Dinge sagen, die mir im Zusammenhang mit dieser ganzen unsäglichen Integrationsdebatte der letzten Wochen sehr am Herzen liegen. 

Meine Damen und Herren! Es wird Ihnen nicht entgangen sein, dass Integration auf zwei Ebenen verläuft, einerseits zunächst auf einer emotionalen, andererseits dann aber auch auf einer praktischen. – Die Befassung mit der emotionalen Ebene ist schlussendlich nicht zuletzt auch unsere Aufgabe seitens der Politik. Es muss nämlich jedem einleuchten, dass es nicht funktionieren kann, wenn man hergeht und den Zuwanderern sagt: Integriert euch gefälligst!

Das heißt, hier geht es darum, Menschen, die zugewandert sind oder in einem fremden Land geboren werden und auch hier aufwachsen, das Gefühl zu geben, dazu zu gehören, willkommen zu sein, hier eine Heimat und ein Zuhause finden zu dürfen. Es geht darum, dass der eine die Hand ausstreckt und der andere sie nimmt. – Das ist jedoch in den letzten Jahren nicht nur systematisch verabsäumt, sondern sogar zunichte gemacht worden, ganz besonders von dieser Bundesregierung.

Dann gibt es auch noch eine praktische Seite, die eigentlich ganz einfach ist: Integriert ist in einem Land derjenige oder diejenige, der oder die Chancen auf Erfolg hat. Das wissen wir! Es wird wahrscheinlich niemand darüber diskutieren, ob der Dogudan oder die Vassilakou hierzulande integriert sind. Meistens werden nämlich Integrationsdebatten auf dem Rücken derjenigen ausgetragen, die keine Chancen haben und die es nicht so leicht erwischt haben in diesem Land.

Dazu gehören auch Kinder, und diesen Kindern haben wir die Zukunft nicht zu stehlen! Es ist geradezu unsere Aufgabe, diesen Kindern wie all unseren Kindern eine Chance auf eine gute Zukunft zu geben, in der sie nicht auf dem Arbeitsmarkt aufgeschmissen sind, sondern auch Chancen auf Erfolg haben.

Die Wiener Schulpolitik ist ein Herzstück der Wiener Integrationspolitik, und umso mehr müssen wir gemeinsam und ernsthaft Anstrengungen unternehmen, um in diesem Bereich endlich Fortschritte zu erreichen! Welche Antwort auch immer Sie uns heute von hier aus geben, eine kann es nicht sein: Dass nämlich diese PISA-Sonderauswertungsergebnisse einfach zur Kenntnis zu nehmen sind und dass wir zur Tagesordnung übergehen! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zu Wort gemeldet. – Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende!

Ich fürchte sehr, dass ich Sie zunächst einmal enttäuschen muss: Ich beabsichtige nicht, die "Schnitzel-Debatte" lustig oder auch ernst aufzunehmen! Ich muss ganz ehrlich sagen: Wenn jemand auf seine eigenen Gerüchte, die er in Zeitungen in die Welt setzt, dann auch noch so hineinfällt, dass er sie ernst nimmt und daraus resultierend meint, auch alle anderen damit beschäftigen und ihnen vorzuschreiben zu müssen, was sie zu essen haben, dann halte ich das – sagen wir einmal – für so kühn, dass ich mich dieser kühnen Debatte entziehe!

Die Tatsache, dass wir uns am Ende des Tages mit großer Einhelligkeit der Fragestellung der ausgewogenen Ernährung von Kindern wieder einmal gemeinschaftlich zuwenden und einmal mehr bestätigen, dass wir dies wollen – und ich gehe davon aus, dass auch die GRÜNEN nichts gegen eine ausgewogene Ernährung haben –, halte ich im Prinzip für erfreulich. Ob es dazu einer Dringlichen Anfrage bedurft hätte, wage ich zu bezweifeln, denn wir wären wahrscheinlich auch ohne Dringliche Anfrage auf diese gemeinsame Bestärkung einer gemeinsamen Haltung gekommen. 

Eine zweite Bemerkung, die ich hier auch noch machen muss, ist, dass ich gemäß dem Prinzip, dem Sie ja auch huldigen und das hoch pädagogisch ist, dass nämlich ständige Wiederholung den Unterrichtsertrag sichert, auch diesmal feststellen muss, dass für die Mehrzahl der Punkte, die Sie angesprochen haben und die Sie mich auch fragen, etwa betreffend alle Bereiche des Schulunterrichts, die Genehmigung der Landeslehrerstellenpläne und auch die Lehrinhalte, hier einfach der falsche Ort ist. Ich weiß das, und Sie alle wissen das! Sie fragen mich trotzdem, und Sie dürfen daher mit Fug und Recht von mir erwarten, dass ich Sie einmal mehr darauf hinweise, dass für all diese Dinge hier der falsche Ort ist! Dafür ist nämlich die Frau Bundesministerin zuständig, die Sie so zärtlich als “Mutter der Bildungsmisere“ bezeichnet haben. Daher wären diese Fragen an sie zu richten! (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.)
Die Diskussion kennen wir ja! Die Mutter weiß man immer, den Vater nicht, und ich verstehe schon, dass Sie die Diskussion in die Richtung bringen wollen, weil da die Diskussionsmöglichkeiten mit Sicherheit noch breiter sind!

Nichtsdestotrotz möchte ich Ihnen selbstverständlich zu den einzelnen Punkten Ihrer Anfrage Folgendes mitteilen:

Zu Punkt 1: Sie führen richtig an, dass für Kinder mit mangelnden Deutschkenntnissen ein Deutschkurs angeboten wird, und zwar im Ausmaß von 120 Stunden. Das ist nicht, wie Sie gelegentlich lapidar angemerkt haben, irgendein so genannter Minideutschkurs! Ganz im Gegenteil: Für ein fünfjähriges Kind sind 120 Stunden eine ganze Menge Unterricht!

Bei der vorgezogenen Schuleinschreibung zu Beginn des Jahres wurde – wie Ihnen bekannt sein dürfte – bei rund 2 500 Kindern ein Sprachdefizit festgestellt. Ich darf nur feststellen, dass wir insgesamt gesehen 220 000 Kinder in Wien haben. Die frühe Sprachförderung für diese Kinder erfolgt auf unterschiedliche Weise: Einerseits werden Kinder, die bereits bei der Schuleinschreibung einen Kindergarten besuchten, von Pädagoginnen und Pädagogen individuell gefördert, und andererseits wird jenen Kindern, die keinen Kindergarten besuchten, die deutsche Sprache in speziellen, für kleine Kinder geeigneten Kursen vermittelt. 

Besonders wichtig für den erfolgreichen Spracherwerb sind ein möglichst früher Eintritt in den Kindergarten, der kontinuierliche Besuch des Kindergartens, die Beherrschung der Muttersprache, die frühe Förderung bei Entwicklungsrückständen, die Stärkung des Selbstwertes und die Festigung der kulturellen Identität. – Deshalb sind zusätzlich folgende Maßnahmen in Umsetzung:

In Vereinen beziehungsweise Vereinszeitungen für Migrantinnen und Migranten wird die Notwendigkeit des frühen Kindergartenbesuches erläutert und propagiert. Im Babypaket wird ihnen eine diesbezügliche Informationsbroschüre beigelegt. Zur Unterstützung der Pädagoginnen und Pädagogen der Wiener Kindergärten werden zahlreiche interne Fortbildungen und Unterstützung von muttersprachlichen Betreuerinnen und Betreuern angeboten. Von einer Expertinnen- und Expertengruppe wird eine Sprachkompetenzbox entwickelt, die für alle Kinder mit Sprachdefiziten hilfreich sein wird.

In den Wiener Kindergärten werden unterschiedliche Sprachförderprogramme angewendet, die wissenschaftlich evaluiert werden und ein Best-Practice-Modell zum Ziel haben. Weiters wird ein Bildungsportfolio vom Anna-Freud-Forschungskindergarten entwickelt, der die Fortschritte der Kinder auch im sprachlichen Bereich transparent machen wird.

Zu Frage 2: Dazu möchte ich festhalten, dass die 111 zusätzlichen Lehrerdienstposten, die in Verhandlungen mit dem Bundesministerium durchgesetzt werden konnten, ausschließlich im Bereich der Volksschule eingesetzt werden, und zwar zusätzlich zu jenen Stunden, die Begleit-, Stütz-, Beratungs- und muttersprachliche Lehrerinnen und Lehrer bereits im heurigen Schuljahr in einer Volksschulklasse unterrichten. Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger erhalten einen speziellen Kurs für das Erlernen der deutschen Sprache, und zwar im Ausmaß von 11 Wochenstunden. In den restlichen 16 Unterrichtsstunden werden die Kinder in ihre künftige Klasse integriert, damit sie so rasch wie möglich auch neue Freunde im Bereich ihrer künftigen Klassenkollegen finden können und sich an den Unterricht in deutscher Sprache gewöhnen.

Im Bereich der schulpflichtigen Kinder sind Fördermaßnahmen auf die Anforderungen, die an Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern im Rahmen des Regelunterrichts gestellt werden, auszurichten. Es wird hier schulbegleitende Lernhilfe gefördert, die es den Kindern ermöglichen soll, ihre Sprachkenntnisse zu verbessern und so den Schulstoff leichter bewältigen zu können. In diesem Zusammenhang werden die Schulberatungsstellen für Migrantinnen und Migranten und REBAS als Kompetenzzentrum für Lernhilfe von der Magistratsabteilung 17 gefördert. Allein über die Schulberatungsstelle für Migrantinnen und Migranten wurde im Jahre 2005 Gruppennachhilfe für zirka 675 Schülerinnen und Schüler verschiedener Schultypen und -stufen angeboten.

Ein weiteres wichtiges Angebot dieser Einrichtungen sind die Sommerdeutschkurse, die sich ausschließlich an Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger richten. In Planung ist ein Förderprogramm für zwei Ferienmonate mit Schwerpunkt Sport.

Nicht vergessen werden selbstverständlich auch jene Jugendlichen, die erst nach der Schulpflicht neu nach Österreich kommen. Unter dem Titel "Start Wien" wird ein Bündel an Maßnahmen gefördert. Vor allem der Verein “Interface Jugendbildungswerkstatt“ leistet hervorragende Arbeit im Bereich Konzeptentwicklung und -umsetzung. Bereits im Vorjahr konnten zirka 480 Ju-
gendliche einen Deutschanfänger‑ und/oder Fortgeschrittenenkurs absolvieren. Für heuer ist ein weiterer Ausbau der Kursplätze auf zirka 790 geplant.

Das erste Jahr hat gezeigt, dass das Kursmodell kurz, intensiv und praxisbezogen mit sozialarbeiterischer Begleitung eine hohe Erfolgsquote zeitigt. Das Aufeinandertreffen von Jugendlichen unterschiedlicher Herkunftsländer lässt die Jugendlichen die Diversität ihrer neuen Heimatstadt sofort erkennen und ermöglicht es den Lehrerinnen und Lehrern, diese Vielfalt als positiven Wert zu vermitteln.

In Kooperation mit dem Verband der Wiener Volksbildung und seinen Volkshochschulen wurde diese Kursschiene weiter ausgebaut. Im Jahr 2006 kann über diese zwei Träger in ganz Wien flexibel und zielgruppenorientiert ein Kursprogramm für zirka 1 000 Jugendliche angeboten werden. Derzeit wird am Aufbau und an der Weiterentwicklung eines Förderungsprogramms für Kinder und Jugendliche gearbeitet.

Zu Frage 3: Der Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund an höheren Schulen ist ständig im Steigen begriffen. Derzeit haben bereits etwa 25 Prozent aller Gymnasiasten in der Unterstufe von Allgemein Bildenden Höheren Schulen einen Migrationshintergrund.

Somit zu Frage 4: Von den 3 112 Schülern, die in diesem Schuljahr auch wirklich die Einrichtung einer Sonderschule besucht haben, haben 1 362, das sind 43,8 Prozent, einen Migrationshintergrund. Als Vergleich dazu: In der Volksschule sind es 46,5 Prozent, in der Hauptschule 55,4 Prozent und in der polytechnischen Schule 52,7 Prozent. An spezifischen Integrationsmaßnahmen in diesem Zusammenhang wird derzeit ebenso gearbeitet wie an den Maßnahmen, die ich vorher aufgezählt habe. 

Zu den Fragen 5 und 6: Eine besondere Wiederholung, die den Unterrichtsertrag sichert, nämlich: Sind Sie bereit, das, was Wien an Lehrern weggenommen wurde – und dem haben Sie im Finanzausgleich zugestimmt –, aus Mitteln der Stadt Wien zu bezahlen? – Ich darf Ihnen zunächst noch einmal erläutern, was der Finanzausgleich im Jahre 2000 diesbezüglich auch bedeutet hat, denn ich will nicht, dass Unwahrheiten durch ständige Wiederholung zur Wahrheit werden: Im Jahre 2000 hat es zu den verschiedensten Punkten, die der Finanzausgleich umfasst, Diskussionen und heftige Auseinandersetzungen gegeben. Das Land Steiermark hat im Jahre 2000 beispielsweise seine Zustimmung zum Finanzausgleich in den Verhandlungen in Bereichen, in denen es, aus seiner Sicht gesehen, ungerechtfertigte Kürzungen gab, verweigert, etwa im Bereich der Wohnbauhilfe.

Die Stadt Wien oder in diesem speziellen Fall das Land Wien als Teilnehmer an diesen Finanzausgleichsverhandlungen hat ebenso wie ein zweites Land seine Zustimmung zum Finanzausgleich zwar bekräftigt, aber einen so genannten Vorbehalt, also eine Nichtzustimmung, was den Bereich der Lehrer betrifft, in diesen Verhandlungen angemeldet. Das Verhalten des Landes Steiermark war allerdings ebenso egal wie jenes von Wien, da das Finanzausgleichsgesetz ein Gesetz ist, das mit einfacher Mehrheit im Nationalrat beschlossen wird, und es daher der Zustimmung der einzelnen Länder und der einzelnen Verhandlungspartner überhaupt nicht bedarf.

Es ist unter anderem auch eine Forderung der GRÜNEN in der so genannten Konventsdiskussion, also in der Verfassungsreformdiskussion, dass man gerade im Bereich Finanzausgleich ein Vetorecht für den Bundesrat einräumt, um sohin die Position der Länder und der Gemeinden im besonderen Ausmaß zu stärken und zu einer tatsächlichen Verhandlungsposition zu kommen. – Das ist im Übrigen auch die Position des Gemeindebundes, des Städtebundes und eine gemeinschaftliche Position der österreichischen Bundesländer.

Es handelt sich also um ein einfaches Bundesgesetz, das unabhängig davon, ob man einzelnen Punkten zustimmt oder nicht beziehungsweise als Verhandlungspartner den ganzen Finanzausgleich ablehnt, trotzdem beschlossen wird. 

Nichtsdestotrotz darf ich Ihnen mitteilen, dass wir seit dem Jahre 2000 in zähen Verhandlungen erreicht haben, dass Wien 934 zusätzliche Lehrerinnen und Lehrer erhält beziehungsweise sich zurückholen konnte, wenn Sie mich das so ausdrücken lassen.

Ich erwähne das in aller Offenheit, weil ich auch nicht undankbar bin. Das ist ähnlich wie bei den Polizisten: Nachdem man uns vorher über 1 000 weggenommen hat, bekommen wir nunmehr 200 Polizisten zurück. Ich halte das zwar für zu wenig, aber es ist gut, dass dies nunmehr so behandelt wird und diese Entwicklung nimmt, statt der ständigen Kürzung von Dienstposten. Jedenfalls ist es aber – wie gesagt –natürlich immer noch zu wenig.

Ich würde Ihnen im Übrigen empfehlen, dass Sie auch ein bisschen mit Ihren eigenen Freunden diskutieren! In Oberösterreich regiert eine schwarz‑grüne Koalition, und in Oberösterreich gibt es in etwa so viele Schüler wie in Wien. Während wir uns aber 934 Lehrerinnen und Lehrer seit dem Jahre 2000 zurückgeholt haben, hat Oberösterreich lediglich 183 Lehrerinnen und Lehrer zurückgeholt, wobei dort ungefähr derselbe Bedarf besteht wie in Wien. Die Situation dort ist etwas anders, sie hängt insbesondere mit der Zersplitterung der Schulen in relativ viele Kleinschulen in diversen kleineren Gemeinden zusammen, und da ist es eben notwendig, dass man die Volksschulkinder nicht stundenlang mit dem Autobus durch die Gegend führt.

In Anbetracht dessen habe ich jedenfalls den Eindruck, dass man es sich mit der Zuweisung der Vaterrolle in der Bildungsmisere von Ihrer Seite nicht ganz so einfach machen kann! Wir haben nämlich mit Sicherheit, was die Rückholung von Lehrern betrifft, in Wien seit dem Jahr 2000 wesentlich mehr zusammengebracht als beispielsweise die GRÜNEN in Oberösterreich in ihrer Regierungsfunktion. – Das möchte ich hier in aller Ruhe auch einmal feststellen dürfen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich würde Sie daher bitten –, nachdem sich dieser Vorwurf ja durchgängig bis zum von mir durchaus geschätzten Bundesvorsitzenden der GRÜNEN durchzieht, der das gelegentlich auch anmerkt –, einmal mehr zur Kenntnis zu nehmen, was der Finanzausgleich in der Tat ist, welche Rolle wir dabei gespielt haben und was sich in diesen sechs Jahren in der Tat zu unseren Gunsten verändert hat, wobei ich nicht vergesse, dass es für uns auch entsprechende Nachteile gibt, und mit “uns“ meine ich die Stadt Wien. Das ist nicht das, was wir am Ende des Tages haben wollen, aber es ist jedenfalls weitaus besser, als Sie das darstellen!

Zu Frage 7: Ich gebe Ihnen Recht, dass es außerordentlich bedauerlich ist, wenn sich der sozioökonomische Status der Eltern in mangelhaften Schulleistungen der Kinder wiederfindet. Ich bitte Sie jedoch auch hier, die Verantwortung für den Bereich Bildung dort zu lassen, wo er hingehört, nämlich beim Bund!

Dennoch möchte ich die Gelegenheit nutzen, hier einige Maßnahmen anzuführen, die von der Wiener Stadtverwaltung gesetzt werden, weil uns dieses Thema wichtig ist. So gehören zum Beispiel die Institutionalisierung der Elternarbeit und die Elternpartizipation am Schulgeschehen zu den langfristigen Zielen der MA 17. Zu diesem Zweck werden im Rahmen der Schulberatungsstelle für Migrantinnen und Migranten diverse Veranstaltungen und themenorientierte Kleingruppenarbeit gefördert. Die Zielgruppe sind Eltern mit Migrationshintergund, insbesondere auch die Mütter. Ab Herbst 2006 sollen in den Migrantenvereinen und Schulen strukturierte Infoveranstaltungen beziehungsweise Vortragsreihen zu ausgewählten Themen wie Schullaufbahn, Schulsystem, Erziehung und Migration, Bilingualität, Berufschancen, Gesundheit, soziales Umfeld, Gewalt und so weiter sowie Elterntrainings im Dreieck Eltern – Schule – Kinder angeboten werden. 

Zu Frage 8: Schon jetzt bestehen in Wien mehr Möglichkeiten als in jedem anderen Bundesland, einen Hauptschulabschluss auch nach Beendigung der Schulzeit nachholen zu können, und zwar in Hauptschulabschlusskursen an Wiener Schulen, in Kursen der Wiener Volksbildung und an vielen weiteren anderen Weiterbildungseinrichtungen in Wien selbst. 

Zu Frage 9: Auch hier ist bei Ihrer Fragestellung der Ansprechpartner wieder der Bund. Zu Ihrer Information: Dieser hat keine Datenauswertungen von einzelnen Bundesländern. Trotzdem sage ich Ihnen: Die PISA-Studie ist in ihrem Ergebnis selbstverständlich ernst zu nehmen, und gerade wir seitens der Stadt Wien führen diese Diskussion über eine Verbesserung des Bildungs- und Schulsystems mit großer Vehemenz.

Die Problematik lässt sich allerdings nicht einfach darauf reduzieren, dass man uns 400 Lehrer mehr weggenommen hat, als wir nun wieder zurückbekommen haben. Diese Frage ist wesentlich inhaltsreicher, und sie ist wesentlich tiefschürfender zu diskutieren. So muss man sich etwa damit auseinander setzen, welche Lehrinhalte in welcher didaktischen Form und in welchen Schulorganisationsformen im 21. Jahrhundert vermittelt werden müssen. Wer heute die Ergebnisse von Pisa mit den Schulorganisationen in den jeweiligen Ländern vergleicht, der wird daraus seine Schlüsse ziehen können, sofern er nicht ideologische Nebelbrillen trägt und überhaupt nicht mehr erkennen kann, was sich da abspielt.

Fest steht jedenfalls, und das hat für uns enorme Gültigkeit: Mit der Schulorganisation und den Lehrinhalten des 19. Jahrhunderts werden wir die Bildungsanforderungen des 21. Jahrhunderts nicht bewältigen können! (Beifall bei der SPÖ.)
In Anbetracht dessen stellt sich etwa auch die ganz einfache Frage: Was wurde zum Beispiel getan, damit jene 20 Prozent an Schülern mit sehr schwachen Leseleistungen österreichweit gefördert und unterstützt werden können? Die Forderungen der Zukunftskommission, die auf dem Tisch liegen und die Sie alle kennen, die sich zum überwältigenden Teil an die österreichische Bundesregierung richten, wurden bis heute nicht einmal zu 12 Prozent erfüllt! Ich denke, allein das lässt schon erkennen, dass die Vatersuche bei Ihrem Elternpaar für die Bildungsmisere ziemlich einfach ist!

Es mag sein, dass es hier Versäumnisse gegeben hat, weil wir zu langsam verhandelt und den einen oder anderen Fehler gemacht haben. Ich möchte nicht a priori bestreiten, dass auch uns das eine oder andere passiert ist. Aber in Anbetracht der realen Verantwortungen, die die Gesetze in Österreich vorschreiben, ist ganz klar, an wen man sich zu wenden hat, wenn man die Bildungspolitik in Österreich kritisiert, aber auch, an wen man sich zu wenden hat, wenn man die Bildungspolitik in Österreich besser machen will! Davon bin ich zutiefst überzeugt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zunächst erteile ich Frau GRin Jerusalem das Wort. Sie haben maximal 20 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr verehrter Herr Bürgermeister! Wir erlauben uns dennoch, uns an Sie zu wenden! Wir Abgeordnete in diesem Haus sind durchaus in der Lage festzustellen, in welchen Punkten die Verantwortung ganz klar und eindeutig beim Bund, also bei Unterrichtsministerin Gehrer, liegt und in welchen anderen Punkten die Verantwortung ganz klar und eindeutig bei Wien liegt, und darauf möchte ich jetzt in meiner Rede eingehen.

Eigentlich wollte ich ja etwas anderes tun: Ich wollte mir Ihre Antworten vornehmen und ebenfalls Punkt für Punkt feststellen, ob in diesen Antworten irgendetwas Neues steckt, das so augenscheinlich wirken wird, dass wir GRÜNEN sagen können: Danke! Da steckt wirklich etwas drin!

Der nächste Pisa-Test wird eine Wien-Auswertung haben. Sie haben sich also zu früh gefreut, wenn Sie glauben, Sie werden sich wieder hinter Österreich verstecken können! Nächstes Mal gibt es eine Wien‑Auswertung, und es hätte uns sehr gefreut, wenn wir irgendeinen Hoffnungsschimmer am Ende dieses Tunnels sehen könnten. Wir sehen ihn jetzt aber nicht!

Wir sehen keine Hoffnung bis auf einen Gedankengang, den ich für absolut richtig und unterstützenswert halte, nämlich jenen, dass man sich sehr früh sehr viel stärker und deutlicher an Menschen mit nichtdeutscher Muttersprache in unserer Stadt wendet und sie informiert und berät. Wenn das vermehrt getan wird, dann ist das eine gute Sache, die selbstverständlich von uns unterstützt wird und hoffentlich irgendeine Form von Erfolg zeitigen wird!

Ich sage es noch einmal: Ich bin der Meinung, dass das hier der richtige Ort ist, diese Probleme zu diskutieren, und ich denke mir, dass der Vater dieser Misere durchaus bekannt ist! – Der Vater dieser Misere heißt Bgm Häupl! Das halte ich noch einmal zur Sicherheit fest, damit es zwischen uns kein Missverständnis gibt!

Ich möchte aber, bevor ich jetzt auf jene Punkte eingehe, von welchen ich der Meinung bin, dass es sich hiebei um eine hausgemachte Misere handelt, ein paar Worte in Richtung ÖVP sagen: Natürlich sitzt die Mutter der Kürzungen in der ÖVP und natürlich ist Unterrichtsministerin Gehrer erstens Ignoranz und zweitens Reformresistenz in einem Ausmaß vorzuwerfen, das beinahe schon unwahrscheinlich ist!

Es tut mir jetzt sehr Leid, dass Frau Abg Cortolezis noch nicht da ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie ist nur kurz draußen!) Sie ist nur kurz hinausgegangen? Wahrscheinlich übt sie draußen schon das Schreien, denn hier drinnen wäre das wahrscheinlich unerträglich für uns alle! Ich würde sehr gerne auch mit ihr die Diskussion pflegen, denn es gehört schon viel dazu, in diesem Ausmaß Fehler zu ignorieren und sich der Reform zu verweigern! Man verschließt sich in Ihrer Partei der Diskussion, und ich meine, es ist schon ein starkes Stück, wenn man dann noch mit diesen Vorschlägen kommt, die Kinder mit Bussen herumzuführen und lieber Buschauffeure zu zahlen anstatt Lehrerinnen und Lehrer!

Ich möchte nun die kurze Zeit, die mir zur Verfügung steht, dazu nutzen, darauf hinzuweisen, wieso wir der Meinung sind, dass Wien selbst ebenfalls einen Teil der Schuld für die schlechten Ergebnisse bei Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache trägt. 

Punkt 1 beginnt natürlich mit dem Kindergarten: Wenn es uns nicht gelingt, die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, die schon in Wien geboren sind, mit drei Jahren in die Kindergärten zu bekommen und dort einen aufbauenden muttersprachlichen Unterricht anzubieten und den Kindern in spielerischer Art und Weise eine Förderung in Deutsch mit auf den Weg zu geben, dann werden wir wahrscheinlich auch weiterhin in der Schule auf verlorenem Posten stehen!

Da sich nicht alle von Ihnen im Bereich der Schule so gut auskennen, möchte ich Ihnen einen Hinweis darauf geben, wie zum Beispiel derzeit für die Kinder, die außerordentliche SchülerInnen sind, der Deutschkurs abläuft: Dieser elfstündige Deutschkurs für außerordentliche Schulanfänger darf nicht während der Fächer Musik, Zeichnen, Werken und Turnen stattfinden. Man lernt dort auch nicht Schreiben oder Rechnen, aber die Kinder werden aus dem Unterricht herausgenommen, das heißt, sie nehmen an einem Großteil des eigentlichen Unterrichtes nicht teil und versäumen daher wahnsinnig viel vom Unterricht. Die elf Stunden, die der Herr Bürgermeister genannt hat, finden nämlich nicht zusätzlich statt, sondern sie finden statt, während die anderen Kinder anderen Unterricht haben, und das ist mit ein Grund dafür, dass so viele Kinder im Endeffekt in der Sonderschule landen, weil ihnen unwahrscheinlich viel fehlt beziehungsweise unwahrscheinlich viel fehlen muss! Sie bekommen den Lernstoff einfach nicht mit.

Sollte es Sie interessieren, was die Lehrerinnen und Lehrer darüber denken, dann brauchen Sie nur ins Forum im LehrerInnenweb.at zu schauen. Dort wird derzeit gerade darüber diskutiert, und die Menschen fragen sich, wer eigentlich diese unwahrscheinliche Idee geboren hat, die nun neuerlich dazu führen wird, dass Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache einen enormen Nachteil haben werden. Die Tatsache, dass beim muttersprachlichen Unterricht erneut gekürzt wird, hat Maria Vassilakou bereits erwähnt. Ich erwähne es noch einmal. Und ich finde das erstaunlich, denn gerade die SPÖ war beziehungsweise ist eine Partei, die zu verstehen gegeben hat, dass sie weiß, dass ein Kind die Muttersprache sehr gut beherrschen muss, um dann eine Zweitsprache erlernen zu können. Das heißt, der muttersprachliche Unterricht ist für diese Kinder genauso wichtig wie der Unterricht in Deutsch. Man muss ihn aber zur Verfügung stellen!

Ich komme jetzt noch einmal auf den Kindergarten zurück: Sie wissen so gut wie ich, dass dort überhaupt nur genau zehn Mitarbeiterinnen für diesen muttersprachlichen Unterricht zur Verfügung stehen! Das heißt, es besteht kein Anlass zur Freude! Und man kann mit Sicherheit davon ausgehen, dass sich die Lage diesbezüglich nicht verändern wird.

Ein Hinweis noch: Diese Lage wurde von der OECD sehr genau beschrieben, und es wurde festgehalten, dass Österreich schlechter dasteht als nahezu jedes andere untersuchte Land, vor allem im Zusammenhang mit der Ausbildung jener Kinder, die bereits in Wien oder in Österreich geboren sind. Die Situation sieht schon ohne die Kürzungen im Schulbereich nicht gut aus, und wenn Sie jetzt noch die Kürzungen dazunehmen, dann können Sie sich in etwa vorstellen, auf welches Debakel wir zugehen, wenn die ersten PISA-Ergebnisse vorliegen, wenn diese Kürzungen bereits alle wirksam sein werden. Und da ist eine Mitschuld Wiens über den Finanzausgleich nicht bestreitbar! Das ändert sich auch nicht, wenn der Herr Bürgermeister noch so oft sagt, dass er faktisch in Sachen Finanzausgleich ein Unbeteiligter ist! 

Ein Punkt ist in der Diskussion ein bisschen untergegangen. Ich möchte ihn deswegen im Speziellen jetzt hervorheben: Die SPÖ hat einen Schulsprecher, Herrn Dr Niederwieser, der immer wieder gute und richtige Sachen fordert, und auch Dr Gusenbauer hat sich mehrfach dazu geäußert: Das ganztägige Schulsystem soll gefördert werden, und das soll im Speziellen auch Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache zugute kommen. Letztere würden nämlich besonders davon profitieren, denn viele von ihnen haben zu Hause keine Eltern, die mit ihnen die Hausübung machen oder mit ihnen gut Deutsch sprechen können und so weiter und so fort. Diese Kinder sind darauf angewiesen, dass es ein funktionierendes Schulsystem für sie gibt.

Wie viele Kinder besuchen in Wien eine ganztägige Schulform und sind gleichzeitig außerordentliche Schüler? – Wenn man Herrn Niederwieser oder Herrn Gusenbauer folgt, dann müssten das im roten Wien sehr, sehr viele sein! Da haben sie die Hand drauf, da könnten sie etwas tun und tatsächlich dafür sorgen, dass sehr viele Kinder, die außerordentliche Schüler sind oder Schülerinnen sind, auch eine ganztägige Schulform besuchen. Das kann man ihnen nahe legen mit guter Informationspolitik, Beratung et cetera. Herr Abg Vettermann! Sie sagen, Sie verstehen das nicht! (GR Heinz Vettermann: Das stimmt nicht!) Stimmt gar nicht? (GR Heinz Vettermann: Ich verstehe es schon! Ich habe nur inhaltlich den Kopf geschüttelt!) Sie haben inhaltlich den Kopf geschüttelt? – Gut! Dann schauen wir uns das einmal ein bisschen genauer an!

Der Anteil an Kindern mit außerordentlichem Status beträgt an öffentlichen und privaten Volksschulen 16 Prozent. Ihr Anteil an ganztägigen Schulen beträgt aber nur 9,5 Prozent. – Ich würde einmal sagen, das ist sehr unterproportional. Das ist wirklich sehr, sehr wenig! Und wie viele davon in offenen Schulen sind und eigentlich zu Mittag schon nach Hause gehen, das heißt, gar nicht als Schüler einer ganztägigen Schule geführt werden dürften, das weiß auch niemand. Interessanterweise weiß man in Wien nämlich viel nicht, was eigentlich als Grundlage für eine Planung in die Zukunft dringend notwendig wäre: Man weiß nicht, wie viele Kinder eine ganztägige Schulform besuchen, man weiß überhaupt nicht, wie viele Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache an den einzelnen Standorten in die Schule gehen, und man weiß nicht, wie viele Kinder, die außerordentlich geführt sind, an den einzelnen Standorten sind. Angeblich weiß man all das nicht.

Dafür gibt es nur zwei Begründungsmöglichkeiten: Entweder diese Antwort stimmt nicht, und der Stadtschulrat weiß sehr wohl Bescheid, will es aber nicht sagen. Dann ist das ein Verstoß gegen die Rechte von Abgeordneten dieses Hauses, denn wenn wir eine gemeinderätliche Anfrage stellen, dann haben wir auch das Recht, diese beantwortet zu bekommen! Sie verstoßen also entweder gegen die demokratischen Grundrechte dieses Hauses oder aber Sie wissen es tatsächlich nicht. Es handelt sich also entweder um die Unwahrheit oder um Nichtwissen. Beides wäre eine Katastrophe für Wien! In einem Fall wäre es im demokratischen Sinn schlimm, im anderen Fall wäre es negativ, weil Sie dann gar nicht in der Lage sind, irgendetwas zu planen oder irgendetwas Zukunftsweisendes zu tun.

Betreffend die ganztägigen Schulen könnten Sie, wenn Sie wollten, etwas unternehmen und dafür sorgen, dass die richtigen Kinder tatsächlich in die ganztägigen Schulen kommen. Und genau so könnten Sie bei den Sonderschulen dafür sorgen, dass die Kinder nicht nur deswegen in diesen landen, weil sie die deutsche Sprache nicht ausreichend beherrschen und deswegen dem Unterricht nicht folgen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte Sie auch an eine Diskussion erinnern, die wir 1995 über Monate miteinander geführt haben. Ich habe damals viele Anfragen und viele Anträge gestellt. Es kamen Petitionen aus dem In‑ und Ausland, um Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, aufzufordern, das Projekt “Interkulturelles Lernen“ nicht abzuschaffen. 

Noch einmal zur Erinnerung für alle, die damals vielleicht noch nicht im Haus waren: Beim interkulturellen Lernprojekt ging es um Nachmittagsbetreuung. Letztere war niederschwellig, sie war nahezu kostenlos, sie war interkulturell, und sie war mehrsprachig. Mit den Kindern wurden die Hausübungen gemacht und so weiter und so fort. Es war dies ein Vorzeigemodell für ganz Europa! Und Sie wurden aus Wien, von überall aus Österreich und auch international aufgefordert, das nicht abzuschaffen. – Was aber haben Sie gemacht? Sie haben es abgeschafft! Und die Kinder, die davon profitiert haben, weil mit ihnen die Hausübungen gemacht wurden und das Projekt wirklich interkulturell und mehrsprachig aufgebaut war, befanden sich nach Abschaffung des Projektes dann nicht mehr oder zum Großteil nicht mehr in der Nachmittagsbetreuung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Fehlermarke “Eigenbau“ und all das, was Sie zu verantworten haben, bildet eine lange Liste. Ich fordere Sie auf, an diesen Fehlern zu arbeiten! Es ist ganz klar, dass Sie nicht alles ausmerzen können, was von Seiten des Bundes falsch gemacht wird. Es wäre aber zu erwarten gewesen, dass Sie diese Fehler ausbessern und Konzepte für jene Bereiche entwerfen, in denen es um die Politik der Stadt Wien geht.

Heute hat eine der Vorrednerinnen – ich glaube, es war Frau GRin Ludwig – gesagt: Integration ist für die Sozialdemokraten nicht nur ein Lippenbekenntnis, sondern gelebte Politik. – Da frage ich: Wo bleibt denn da die gelebte Politik? Wo finden sich tatsächlich jene Maßnahmen, welchen Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache eine Chancengerechtigkeit sichern, die ihnen eine Schullauflaufbahn ermöglicht, welche auch zu Erfolg im Beruf und auf dem Arbeitsmarkt führen kann? 

Ich möchte abschließend noch einmal festhalten, dass wir eine wissenschaftliche Evaluation des Wiener Pflichtschulsystems haben wollen. Ich betone jetzt das Wort wissenschaftlich, weil ich nicht will, dass der Stadtschulrat sich selbst evaluiert. Und ich will auch nicht, dass mir dann von Seiten sozialdemokratischer Politiker berichtet wird, wie toll die Eigenevaluation ausgefallen ist. Ich will eine wissenschaftliche Evaluation, ich will die Beiziehung von Fachleuten aus den notwendigen Bereichen Lernen, Interkulturelles, Integration, Linguistik und Psychologie. – Dieses Schulsystem muss evaluiert werden!

Ich meine, es soll nicht nur sozusagen jeder “Pimperl-Schulversuch“ evaluiert werden, sondern es muss das gesamte System evaluiert und überprüft werden, ob man damit überhaupt in der Lage ist, Chancengerechtigkeit zu realisieren.

Zu den SchulabbrecherInnen und jenen Jugendlichen, die hier in Wien einen Schulabschluss in Hauptschulabschlusskursen nachholen, kann ich jetzt aus Zeitgründen nicht mehr viel sagen. Etwas ist mir dabei wichtig: Sie wissen genauso wie ich – so Sie in die Materie eingearbeitet sind –, dass die Hauptschulabschlusskurse zwar an der Zahl enorm zugenommen haben, dass sie aber nur noch ein halbes Jahr dauern und somit das Scheitern dieser Schülerinnen und Schüler bereits programmiert ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meiner Meinung nach ist klar, dass das nächste PISA-Ergebnis, wenn nicht ganz große Änderungen stattfinden, genau so schlecht wie diesmal sein wird, wenn nicht schlechter. Daher sind wir alle dazu aufgefordert, unseren Beitrag dazu zu leisten, dass sich an dieser Lage etwas bessert und dass für die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache Chancengerechtigkeit hergestellt wird. – Danke. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem sich meine beiden Vorrednerinnen in durchaus belehrender Art und Weise – aber vielleicht gehört das zum Thema Schule dazu! – jetzt große Sorgen um eine einzige Gruppe gemacht haben, nämlich um die Zuwandererkinder in Wien, möchte ich am Anfang meiner Rede meiner Sorge darüber Ausdruck verleihen, dass die Wiener Kinder durch diese katastrophalen Zustände in vielen Wiener Schulen unter die Räder kommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Das Ergebnis dieser Sonderauswertung der PISA-Studie ist natürlich untrennbar mit der Integration als solcher, mit der gelebten Integration und der Integrationswilligkeit – und diesbezüglich haben wir gerade eine Studie vorgelegt bekommen –, verbunden. Wenn wir uns ansehen, welchen Staub diese Studie, in der es nur um die Integrationswilligkeit gegangen ist, jetzt aufgewirbelt hat, dann sehen wir, dass es mit der Integration in Österreich nicht zum Besten steht. Wir müssen sogar sagen: Egal, ob auf Bundes- oder Landesebene, die Integrationspolitik ist auf allen Ebenen gescheitert! (Beifall bei der FPÖ.)
Integration kann nämlich nur verstanden werden, wenn auch eine Anpassung an unsere Sitten und Gebräuche, vor allem aber an unsere Sprache stattfindet. Sie haben heute gesagt: Integration ist keine Einbahnstraße. – Dem stimme ich natürlich zu! Sie ist auch keine Einbahnstraße von Seiten derjenigen, die ihren Willen zeigen müssen, sich an unser System, an dem sie ja fortan teilnehmen und dessen positiven Aspekte sie alle konsumieren wollen, entsprechend anzupassen. 

Genau daran hakt es: Ein Teil dieser Anpassung an hiesige Sitten und Gebräuche und an unsere Sprache, um sie entsprechend verwenden zu können, findet nicht statt beziehungsweise wird sogar wissentlich verweigert. Das hat zum Scheitern der Integrationspolitik geführt. Und man kann nicht sagen, dass das ganz einfach passiert ist, sondern es hat zum einen in den 90er Jahren eine ziemlich ausufernde bis unkontrollierte Zuwanderungspolitik in Österreich gegeben, und das ist nicht von selbst passiert, sondern dies geschah wissentlich und war seitens der politisch Verantwortlichen erwünscht. Auf der anderen Seite sind jetzt seit über einem Jahrzehnt keine Maßnahmen gesetzt worden, um diejenigen, die zu uns gekommen sind, dazu anzuhalten, sich hier so zu verhalten, dass es zu keinen Konflikten kommt, sich aber auch so zu verhalten, dass sie ohne größere Probleme am Schulsystem teilnehmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn wir heute hören – und das ist ein schlagender Beweis –, dass 15- und 16-Jährige, die heute in zweiter oder dritter Generation hier leben, nicht in der Lage sind, einigermaßen mit der deutschen Sprache zurecht zu kommen, dann können wir den Fehler wirklich nicht in den letzten Jahren und auch nicht nur an unserem Schulsystem suchen, sondern dann müssen wir schon einmal sagen: Auch die Familien, die hierher kommen, haben Verantwortung für sich selbst und natürlich für ihre Kinder.

Ich bin immer sehr kritisch, was die Angebote und Aktivitäten der Stadt Wien betrifft, aber diesfalls müssen wir sehr wohl sagen: An Angeboten scheitert es nicht! Wenn ich mir ansehe, wie viel hier auch im Schulbereich an externer Betreuung, Versorgung und Beratung angeboten wird, dann muss ich sagen: Es kann nicht daran scheitern, dass es keine entsprechenden Angebote gibt, sondern es muss natürlich auch daran scheitern, dass diese Angebote entweder nicht angenommen werden oder zwar angenommen, aber nicht in die Praxis umgesetzt werden beziehungsweise nur insoweit, als es über die Einbindung in das hiesige Sozialnetz nicht hinausgeht. Die Einbindung in die Gesellschaft hingegen wird einfach verweigert, und dem, sehr geehrte Damen und Herren, ist hier auch nichts entgegengesetzt worden! (Beifall bei der FPÖ.)
Sieht man sich etwa die Subventionsvergaben an diverse Vereine an, die sich mit Integrationspolitik beschäftigen oder mit Integrationsarbeit beschäftigt sind, dann ist ein ganz klassisches Beispiel dafür der eine Antrag um Subvention, bei dem es um eine achtteilige Vortragsserie für Zuwanderer geht: Man beginnt nicht damit, dass man den Menschen nahe bringt, wie denn hier gelebt wird und wie man sich eingliedert. Nein! Die erste Lektion betrifft vielmehr das österreichische Sozialsystem. Die Integration in die österreichische Gesellschaft kommt aber erst, wenn vielleicht eh nicht mehr alle diesen Kurs besuchen, an achter und letzter Stelle dieser Vortragsreihe.

In der vergangenen Sitzung wurde etwa ganz ausdrücklich dargestellt, dass eine Überanpassung der Betreuten vermieden werden soll. – Sehr geehrte Damen und Herren! Können Sie mir erklären, was “Überanpassung“ in diesem Zusammenhang heißen soll? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Man wird so wie Sie und wie die FPÖ! Das ist Überanpassung!) Etwa die Tatsache, dass die Leute vielleicht ausreichend Deutsch sprechen können?

Eine Überanpassung gibt es doch überhaupt nicht! Das ist ja Blödsinn! Wir sind schon von einer Anpassung weit entfernt, das heißt, von einer Überanpassung können wir doch überhaupt nicht sprechen! (Beifall bei der FPÖ.)
Das zeigt sich ja in Wien auch daran, dass immer dann, wenn es um nützliche Hinweise geht, wie man etwa Rechte artikulieren kann, die Schriften oder Informationstafeln in mehrsprachiger Ausführung abgefasst sind. Wenn man sich dann aber genau anschaut, in welcher Sprache andererseits Hausordnungen, Vorschriften, diverse Regeln, Anordnungen für ein gedeihliches Zusammenleben, für Sauberkeit, Ruhe und Ordnung verfasst sind, dann findet man diese interessanterweise immer nur in deutscher Sprache!

Und wenn wir schon bei der Sprache, dem wichtigsten und zentralen Punkt dieses ganzen Bereiches Bildung und Integration sind, dann höre ich auch, dass wir die etwa 40 Sprachen der zugewanderten Kindergartenkinder nützen, verwenden und auch leben sollen. – Das erinnert mich sehr an das alte Babylon, wo es dann nur mehr komplette Verwirrung gab! – Ich meine, dass das auf keinen Fall ein Weg ist, der zu einer gedeihlichen Sprachentwicklung führen kann. Vielmehr müssen wir das Hauptaugenmerk darauf legen, dass unsere Staatssprache, die deutsche Sprache, in allen Einrichtungen der Bildung – und selbstverständlich gehört da auch der Kindergarten dazu – vorrangig gesprochen und angewendet wird.

Das Ergebnis dieser Studie beruht ja auf den katastrophalen Kenntnissen der deutschen Sprache. Und wenn jetzt, im Jahr 2006, gefordert wird – und jetzt muss ich mich zur ÖVP wenden, die diese Auffassung vertritt –, dass die Kinder schon im Kindergartenalter Deutsch lernen sollen und dass der Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache in den Klassen 30 Prozent nicht übersteigen soll –, dann muss ich sagen: Das haben wir schon in den frühen 90er Jahren gesagt. Damals haben Sie sich diesen Forderungen aber nicht anschließen können! Hätten wir damals so reagiert, dann würden wir uns heute viel von dieser Misere ersparen! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir sind jetzt schon wieder weiter, und in ein paar Jahren werden Sie vielleicht wieder feststellen oder dann zu dem Ergebnis kommen, dass unserer der richtige Weg ist. Wir sind schon wieder weiter, indem wir sagen: Die Prozentzahlbeschränkung oder Deutschunterricht im Kindergarten sind begleitende Maßnahmen. Die zentrale Forderung muss hingegen sein, dass überhaupt kein Kind in einen Regelschulunterricht aufgenommen werden darf, das nicht in der Lage ist, dem Unterricht in sprachlicher Hinsicht zu folgen. – Das ist eine Forderung. (Beifall bei der FPÖ.)
Weiters muss im gesamten Schulbereich gelten, dass auch außerhalb des Unterrichts, in den Pausen, beim Sport, bei Lehrausgängen, Projekt‑ oder Schullandwochen, die Schülerinnen und Schüler verpflichtend dazu angehalten werden müssen, miteinander ausschließlich in deutscher Sprache zu sprechen. (Zwischenruf von GR Dipl Ing Martin Margulies.) Deutsch auf dem Schulhof ist eine sehr kluge Forderung! (Beifall bei der FPÖ.)
Subsumiert unter dem Begriff “Deutsch auf dem Schulhof“ ist das ja in der Bundesrepublik gefordert worden, und zwar nicht von Vertretern der politisch rechten Reichshälfte, sondern von der politischen linken Reichshälfte. – Ich meine, das ist eine kluge Forderung, der man sich total anschließen kann! Das muss von Beginn an vermittelt werden. Das ist mir ganz wichtig, und das ist auch ein zentrales Anliegen. (GR Jürgen Wutzlhofer: Müssen die Kinder auch auf Deutsch denken?)
Das Erlernen unserer Sprache ist ja nicht nur dazu da, um in der Schule zu bestehen, um besser im Berufsleben voranzukommen und um vielleicht ein kurzes Pflichtprogramm beim Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft abliefern zu können. Alle, die den Sinn der Integration erfasst haben, sagen heute, dass Integration gleich Assimilation sein muss. – Ich zitiere da gerne Hans Rauscher, von dem Sie wissen, dass er weder Mitglied noch Sympathisant der Freiheitlichen Partei ist. 

Es ist also bekannt, dass Assimilation der heutige Weg ist, und dafür ist es unumgänglich, die Sprache nicht nur einfach zu beherrschen, sondern sie auch im Alltagsleben anzuwenden. Es ist der völlig falsche Weg, und das hilft auch den Kindern, die mangelhaft Deutsch sprechen, überhaupt nichts, wenn etwa die Frau Stadtschulratspräsidentin medienwirksam Türkisch lernen will. Das kommt mir so vor, wie wenn einer vor wenigen Wochen mit Kamerabegleitung ein Sparbuch bei der BAWAG eröffnet hat!

Der Weg führt an Assimilation nicht vorbei, und es ist sowieso reichlich spät, einen Schritt weiter zu gehen, indem man sagt: Nur das Erlernen der deutschen Sprache muss es sein. – Nein! Und das sagen wir schon lange. Vielmehr geht es natürlich um das Anwenden der deutschen Sprache und um die Integration in alle Lebensbereiche. Das wird auch dazu führen, dass die Kinder verstärkt ins Bildungssystem aufgenommen werden können und hier bessere Chancen vorfinden.

Wenn Sie sich da wieder querlegen, dann werden Sie vielleicht in ein paar Jahren, wenn irgendeine Studie Sie wachgerüttelt hat, wieder feststellen können: So hätten wir es machen sollen, aber nun ist es zu spät!

Bleiben wir bei der Schule: Sie ist ja ein wichtiger Grundstein für vieles. Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ und von den GRÜNEN, haben angesichts der Studie über die Integrationswilligkeit scharf protestiert. – Ich sage: Es stimmt, was dort veröffentlicht wird! Es ist sogar noch ärger!

Ganz deutlich wird dieser Anpassungsunwillen in bestimmten Bereichen der schulischen Erziehung, nämlich bei der Mädchenerziehung und beim Sport. Wir haben in unseren Breiten wirklich lange genug dafür gekämpft, dass Buben und Mädchen im Volksschulalter und darüber hinaus in lockerer und freudvoller Atmosphäre miteinander Sport betreiben. Das ist wichtig für die gesundheitliche und für die soziale Entwicklung jedes Kindes, und das heute wieder auseinanderzudividieren ist mit Garantie der falsche Weg! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehen wir uns die Situation einmal an, und nehmen wir als Beispiel etwa das bewährte Schulschwimmen: Erfahrene Schwimmlehrer stehen heute, im Jahr 2006, in Wien und damit in Mitteleuropa vor der Situation, dass Eltern von Volksschulkindern – und Sie können sich ausrechnen, in welcher Alterskategorie diese sind, also im Durchschnitt zwischen 25 und 35 – panische Angst vor dem Schwimmunterricht ihrer Kinder haben und glauben, diese werden dort des Todes sein, weil sie selbst noch nie einen Fuß ins Wasser gesetzt haben. – Ja, da liegen Meilen und Welten dazwischen! 

Da müssten wir ja anfangen, eine reine Elternerziehung zu machen. Da müssten die Lehrer, die eigentlich den Kindern etwas beibringen sollen, sich zuerst einmal um die Eltern kümmern und denen vermitteln, was hier überhaupt stattfindet.

Des Weiteren, das ist kein Gschichtl, sondern findet öfters statt, verlangen moslemische Väter, dass ihre Töchter langärmelig und in langen Hosen schwimmen lernen. Das kann es doch nicht sein! Das hat mit Religion genauso nichts zu tun wie die Verweigerung vom Turnunterricht, sondern das ist ein weltanschaulicher Grund. Ich glaube, der wird einfach vorgeschoben, um die Kinder dieser Erziehung zu entziehen. Das darf es auf jeden Fall in unseren Wiener Schulen nicht geben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sportstunden wurden bereits dramatisch gekürzt, was man nicht oft genug kritisieren kann, und werden nun zu Spiele-Spiele-Stunden umfunktioniert, weil das von einer Gruppe verlangt wird. Das findet statt und dem widersprechen wir heftig! 

Sie beklagen immer wieder, dass zu wenig für die Schüler aus Zuwandererfamilien zur Verfügung steht. Dem widerspreche ich auch heftig. Ich habe schon angeführt, das Angebot ist gut, es muss nur genützt werden. Wenn sich dann Eltern weigern, ihre Kinder diesem Unterricht oder auch den Kontakten mit österreichischen Kindern zugehen zu lassen, damit der Einfluss nicht zu groß ist, damit sie in ihrem eigenen gesellschaftlichen Bereich bleiben, dann kann nicht die öffentliche Hand dafür verantwortlich gemacht werden. Denn ich sage, natürlich müssen die Angebote da sein, die auch da sind, aber die Zuwanderer müssen sich auch selbst bemühen, die Integration zu erlangen. Die Chancen, was Bildung, Ausbildung, aber auch Gesundheitsversorgung und soziale Sicherheit bei uns betrifft, sind auch für die Zuwanderer sehr hoch.

Es ist vorhin der Antrag, den Speiseplan der Wiener Schulen, Kindertagesheime und Kindergärten nicht zu verändern, sondern so zu belassen, dass er in erster Linie dem hiesigen Geschmack angepasst ist, lächerlich gemacht worden. Es gehört halt auch zur Versorgung der Kinder, sollte nicht ein zentrales Thema der Bildungsdebatte sein, wird aber hierbei eingebracht werden.

Ich verlese ihn jetzt:

„Der Speiseplan für Kindergärten, Schulen und Kindertagesheime der Stadt Wien soll weiterhin den Essgewohnheiten der Wiener Kinder angepasst bleiben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wer sind jetzt die Wiener Kinder?) Dabei sollen auch Gerichte aus Schweinefleisch, gesund und bekömmlich zubereitet, nicht fehlen. Kinder, die kein Schweinefleisch essen, sollen, wie bisher üblich, ersatzweise eine andere Speise erhalten. 

In formeller Hinsicht wird hier die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich komme zum Schluss. Wir brauchen uns nicht immer Asche aufs Haupt zu streuen, dass wir zu wenig tun. Es muss nur genützt werden und es muss auch derjenige, der mit seiner Familie kommt, bereit sein, sich im Sinne von sich hier anzupassen zu integrieren. Nicht umgekehrt kann es der Weg sein, dass von Wiener Kindern verlangt wird, sich einer in manchen Klassen schon ausländischen Mehrheit anzupassen. Diversität, die nun Integration vielfach im Wortgebrauch ersetzt hat, also Vielfalt statt Integration, ist mit Sicherheit der falsche Weg, wenn Vielfalt nebeneinander gelebt wird. Sie sind hauptverantwortlich dafür, dass echte Integration nicht stattfindet, damit aber auch für alle Probleme, die vor allem der ansässigen Bevölkerung zukommen! Das bezieht sich auch auf die Bildung. Ihr System hat fehlgeschlagen! Wenn Sie das nicht ändern, können Sie noch so viel investieren, anbieten oder Lehrer beschäftigen, ohne strikte und nachvollziehbare Regeln zur Anpassung wird es keinen Erfolg geben! 

Wir müssen heute bedauernd klar feststellen, die Integrationspolitik in Österreich und in Wien ist gescheitert! Wir haben sehr vieles aufzuarbeiten und das erfordert einen sofortigen Einwanderungsstopp. Wer hier leben will, muss sich anpassen! Wer nicht dazu bereit ist, hat bei uns keinen Platz! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Worte meiner Vorrednerin werde ich nicht kommentieren, Punkt.

Aber ich möchte zur Kollegin Jerusalem etwas sagen. Ich habe es wirklich stillos gefunden, wie Sie die Kollegin Cortolezis-Schlager dementsprechend diffamiert haben, indem Sie gesagt haben, sie ist hinausgegangen, um das Schreien zu üben. Ich hätte mir das von den GRÜNEN, ehrlich gesagt, nicht erwartet. Das wird unser Klubobmann auch bei der Präsidiale thematisieren. Das hier nur kurz angeführt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vieles wurde gesagt, Wichtiges wurde aber nicht gesagt. Viele wichtige Sachen wurden nicht angesprochen. 

Ich glaube, der Herr Bürgermeister ist nicht mehr da. Es scheint ihm kein besonders anliegendes Thema zu sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich mir die Dringliche Anfrage der GRÜNEN durchlese, kommt mir alles sehr bekannt vor. Sie klicken sich inhaltlich bei uns ein. Das freut uns, weil Sie aus Ihrem sozialromantischen Tiefschlaf in Sachen Integration endlich aufgewacht sind und erkannt haben, dass ein dringender Handlungsbedarf punkto Integration im schulischen Bereich gegeben ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Tatsache ist, dass wir als ÖVP uns schon lange mit dieser Thematik auseinander setzen und intensiv beschäftigen. Wir meinen zu Recht, dass Bildung der Schlüssel zur Integration ist. 

Ich möchte noch ein bisschen ausholen, weil ich habe mich mit dem Thema schon heute Vormittag auseinander gesetzt. Dazu hat der Kollege Wutzlhofer dann auch einiges ausgeführt. Ich möchte das noch einmal in Erinnerung rufen. Er hat alles sehr wunderbar dargestellt, im schulischen Bereich hätten die Migrantenkinder keine Probleme. Sehr geehrter Herr Kollege Wutzlhofer, ich würde Ihnen dringend vorschlagen, sich intensiver mit der Thematik auseinander zu setzen, bevor Sie hier herausgehen und irgendwelche inhaltslosen Phrasen wiederholen und das Problem negieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Anscheinend ist Ihnen entgangen, dass 50 Prozent der Migrantenkinder in den Sonderschulen sitzen oder in die Sonderschulen abgeschoben werden. Wenn Sie vor dieser Tatsache die Augen verschließen, dann haben Sie wieder jene politische Haltung eingenommen, vor der wir warnen und die die Integrationsprobleme in dieser Stadt verschlimmern wird! (GR Jürgen Wutzlhofer: 43,8 Prozent!) Täuschen Sie sich bitte nicht, Sie können vielleicht irgendwelche verkehrspolitischen Fehler, die Sie machen, aussitzen, Sie können auch bei der Kultur abwarten, man kann sogar bei der Umweltpolitik auf die großen Zusammenhänge hinweisen und bei der Gesundheitspolitik immer wieder auf den Bund hinweisen, aber wenn Sie sich aus der Verantwortung für die Integration von Migrantenkindern stehlen wollen, dann hat das für diese Stadt mittelfristig sozial katastrophal auswirkende Folgen, die wir alle nicht wollen können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte an dieser Stelle noch eine Studie zitieren. Diese Studie wurde vom Magistrat Wien und dem ehemaligen Wiener Integrationsfonds gefördert. Darin steht, ich zitiere: „Es scheint sogar, dass sich die Situation bezüglich des Anteils an ungelernten und angelernten ArbeiterInnen einer zweiten Generation und solchen, die überhaupt nicht am Arbeitsmarkt aufscheinen, im vergangenen Jahrzehnt um einiges negativer entwickelt hat, als bisher angenommen. Es ist also nicht nur dringender Forschungsbedarf, sondern auch dringender Handlungsbedarf gegeben!" - Zitat Ende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, wie so oft mauern Sie und sehen über das Problem hinweg. 

Ich kann mich in dieser Debatte darauf beschränken, meine Forderungen noch einmal zu wiederholen: Letztes Kindergartenjahr gratis, Vorverlegung der Schuleinschreibung auf mindestens ein Jahr vor Schulbeginn, es soll maximal ein Drittel der Schüler einer Klasse einen Migrationshintergrund und mangelnde Deutschkenntnisse aufweisen, pro Klasse dürfen nicht mehr als 22 Schüler sein. Zu fordern ist auch eine flächendeckende kostenlose Nachmittagsbetreuung für alle Kinder.

Dazu werde ich heute auch einen Antrag gemeinsam mit meiner Kollegin Alev Korun von den GRÜNEN einbringen. In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Des Weiteren möchte ich auch eine langjährige Forderung von mir persönlich hier noch ansprechen: Muttersprachliche Mediatoren beziehungsweise Kontaktlehrer im Pflichtschulbereich, um begabten Kindern den Zugang ins höhere Bildungswesen zu ermöglichen. Diverse Bildungseinrichtungen, die sich dieses Themas angenommen haben, sollen finanziell unterstützt werden. Wir wissen aus der praktischen Arbeit, dass es wirklich ganz tolle Einrichtungen gibt, die leider keinen einzigen Groschen bekommen. Ich möchte hier die Namen nicht nennen, aber diese werden sich sicher in den nächsten Tagen auch medial zu Wort melden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn diese Forderungen in der dargestellten Form von dieser SPÖ-Stadtregierung aufgegriffen und umgesetzt werden würden, dann wäre ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, nämlich der Integration der Migrantenkinder, getan. Dann könnten wir wirklich sicher sein, dass es Zustände wie in Paris oder in manchen Berliner Schulen bei uns nicht geben wird. 

Ich möchte auch nochmals diese Thematik beziehungsweise unser Konzept gegen Sprachlosigkeit kurz aufgreifen, weil damit heute so schön immer polemisiert wurde. Das Thema ist viel zu ernst. Uns geht es nicht darum, Migrantenkinder durch halb Wien führen zu lassen. Ich glaube, das Thema ist an Ihnen wirklich vorbei gegangen, bei den Roten genauso wie bei den Grünen. Uns geht es einfach darum, ein ausgewogenes Verhältnis zu schaffen. Ich habe gestern die Ausführungen einer türkisch-österreichischen Elternvereinsobfrau zitiert, die sagt, sie hat tagtäglich Interventionen in diese Richtung und wird sich auch medial zu Wort melden. Dass Sie sich darüber sozusagen einfach hinwegsetzen und das negieren, finde ich einfach nicht angebracht! Das ist auch eine Realitätsverweigerung, meine Damen und Herren!

Zum Schluss möchte ich zum Schließen der Debatte sozusagen einen Punkt machen, indem ich gemeinsam mit den Kollegen Mag Ines Anger-Koch und Dr Wolfgang Aigner sowie mit Heinz Vettermann und Barbara Novak von der SPÖ einen Antrag betreffend ausgewogener Speiseplan in Kindergärten, Schulen und Kindertagesheimen einbringe:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass in den Kindergärten, Schulen und Kindertagesheimen eine ausgewogene und gesunde Kost angeboten wird, auf gesundheitliche, religiöse und persönliche Gründe dabei Rücksicht zu nehmen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung betragt.“ - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Vettermann am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst vielleicht zwei, drei grundsätzliche Bemerkungen zur Anfrage:

Das eine ist, weil das von der Kollegin Matiasek schon angesprochen worden ist, wir kämpfen, wir schaffen Gerechtigkeit für alle Kinder, natürlich immer auch, und das war das speziellere Thema, für benachteiligte Gruppen. Dass Migrantinnen und Migranten nicht zu den bevorteiltesten und stärksten Gruppen in unserer Gesellschaft gehören, ist ja evident. Daher möchte ich es bei dieser Feststellung auch belassen. Das heißt aber nicht, dass uns sozial Schwache mit sozusagen anderem Hintergrund egal sind oder nicht in unserer Aufmerksamkeit stehen. 

Eine der wichtigsten Aufgaben, egal, was wir heute hier diskutieren, um weiterzukommen, wäre eine tiefgreifende Schulreform, wäre ein Ende des Stopps nach der Volksschule, dieses unnatürliche Auseinanderdividieren, der Kampf für eine gemeinsame Schule. (GR Mag Wolfgang Jung: Noch mehr Niveaudruck, oder was?) - Das glauben Sie, aber auch in anderen Ländern, gerade in skandinavischen Ländern, die bei dieser Studie vorne sind, ist das so. (GR Mag Wolfgang Jung. Ich habe selbst in Skandinavien gelebt!) - Dann hätten Sie auch etwas lernen können, das ist ja schön, aber das haben Sie halt nicht mitgenommen. Das steht nun einmal in der PISA-Studie, diese Länder sind vorne. Daher kämpfen wir darum. Das ist auch ein entsprechend wichtiger Kampf, der hier um Chancengerechtigkeit geführt wird, aber natürlich in Österreich nur bundesweit gewonnen werden kann. Ich meine, sowohl von den gesellschaftlichen Voraussetzungen als auch, wenn du die These vertrittst, dass man von Bundesland zu Bundesland verschiedene Schulsysteme einführen soll, wovon ich nichts halten würde. Das muss schon gesamtösterreichisch gelingen. Aber wir haben ja wieder Wahlen, also hoffe ich, dass da ein entsprechender Durchbruch gelingt. 

Wien unternimmt aber viel im Rahmen seiner Möglichkeiten, und zwar beginnend im Kindergarten. Wir haben jetzt einen Bildungsplan, der im Fertigwerden ist und gerade darauf Rücksicht nimmt. 

Wir haben einen LehrerInnenstellenplan beschlossen, wo wir die entsprechenden zusätzlichen Ressourcen - es sind 800 LehrerInnen mehr - im Stadtschulrat für Wien auch gefordert haben. Man muss aber zugeben, wir haben natürlich durchaus gut verhandelt. Wir haben fast die Hälfte aller uns sozusagen weggekürzten Lehrerinnen und Lehrer zurückverhandelt. Wir haben die 111 zusätzlichen Lehrer erreicht, die im nächsten Schuljahr zum Einsatz kommen werden, die im Volksmund "Häupl-Lehrer" genannt werden, wo man also durchaus merkt, wem das zugeordnet wird, wo praktisch in jeder Schule, wo das gebraucht wird, entsprechend eine Lehrkraft mehr nur für diesen Zweck und ausschließlich für diesen Zweck sein wird. (GR Mag Wolfgang Jung: Heißen die "Häupl-Lehrer", weil man ein rotes Parteibuch braucht?) 

Gibt es damit in Wien keine Probleme? Natürlich nicht. Natürlich gibt es Probleme. Natürlich ist das kein einfacher Prozess. Daher soll man auch nicht so tun, als wäre alles schon geritzt und würde sozusagen blendend laufen. Natürlich nicht. Wien ist aber den Problemen nicht hilflos ausgeliefert. Wir haben ja bis zum Jahr 2000 Modelle gehabt, bis zu dem brutalen Kürzungskurs, sogar sehr erfolgreiche Modelle, die sich auf muttersprachliche BegleitlehrerInnen gestützt haben und wo es österreichische Eltern gegeben hat, die ohne Migrationshintergrund sind, die ihre Kinder dort angemeldet haben, weil es dort zusätzliche Ressourcen, zusätzliche Möglichkeiten gegeben hat.

Diese Möglichkeit, sozusagen freiwillig eine Durchmischung zu erreichen, die damals schon begonnen hat, ist natürlich um einiges besser als diese Zwangsmaßnahmen der ÖVP, wo man dann Kinder verschickt, versendet, mit dem Bus herumführt, ohne dass sie das wollen. Dort, von wo sie wegkommen, nicht erwünscht, dort, wo sie ankommen, Döbling, Hietzing, ebenfalls nicht erwünscht, sodass ich mir von einem derartigen Verschickungs- und Versendungsprogramm, von diesen Zwangstransporten, nichts Gutes erwarte. 

Ich bin durchaus kein Freund der Regelschule und sozusagen der Sprengelschule, aber für mich war immer klar, dass ich gleichzeitig für eine freie Schulwahl bin, weil es da oder dort ein spezielles Angebot gibt. Wer das bis jetzt besonders hochgehalten hat, war die ÖVP. Das geht dann schon überhaupt nicht, wenn ich hier sozusagen dekretiere. Oder möchte ich, dass alle, wenn das nicht passt, sozusagen aus dem Pflichtschulbereich gehen, aus der öffentlichen Schule weggehen und in die Privatschule flüchten? Ich weiß nicht, wie das funktionieren kann. Das ist sozusagen nicht nur in der Gefahr, rassistisch abzugleiten, es ist dieses System auf alle Fälle unpraktikabel. (GR Christian Oxonitsch: Das sollte die ÖVP einmal mit ihren eigenen Leuten diskutieren!) 

Jetzt zu den Vorrednerinnen: Zur Kollegin Jerusalem: Bei der PISA-Studie wollten wir, dass etwas Größeres zusammenfließt, das wir gerade für Wien auswerten können. Wir haben es gefordert. Sie sagen sozusagen, ich weiß nicht, es hat fast drohend geklungen, das nächste Mal wird es mehr werden. Na super! Es geht nur deshalb nicht, weil der Bund gespart hat und ein so kleines Sample gemacht hat, dass die Wiener Gruppe zu klein war. Das heißt, daran ist es gescheitert. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie waren dagegen!) Wenn man es mehr und größer macht, entspricht man durchaus den Wiener Forderungen. Ich sage, mich würde es freuen, nur kann man jetzt nicht sagen, mit dieser Studie zeigt sich Wien, weil es eben die Wien-Auswertung nicht gibt. Daher ist es unseriös, das zu behaupten. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das würde mich freuen!) - Was freut Sie daran, dass der Bund so ein kleines Feindbild gemacht hat? Ich weiß es nicht. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ich würde mich freuen, wenn es eine Wien-Auswertung gäbe!) Das würde es. Aha, das ist die Freude! Super, gut so! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir können gern gemeinsam an den Bund herantreten! Ich unterstütze diese Forderung!) Ich meine, wir haben es historisch gefordert. Damals hat es keine Unterstützung gegeben, aber Sie waren damals zugegebenermaßen noch nicht im Hause! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ich unterstütze diese Forderung sehr gern!) Sie waren noch nicht da, aber ich meine, wenn Sie das jetzt unterstützen, soll es mich freuen! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir können gleich gemeinsam gehen!) Okay! Wir stellen fest, uns würde es freuen. Damals ist es nicht gegangen, jetzt gibt es eine einzelne, freudige Stimme aus dem Off, hier aufgeführt. Das nehmen wir zur Kenntnis!

95 Prozent aller Kinder sind im letzten Kindergartenjahr in Wien sowieso schon im Kindergarten. Das heißt, wen würden Sie da mit ihren kostenlosen Jahren noch in besonderer Weise fördern oder fordern? Ich weiß es nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Warum sind Sie dagegen?) Die, die es brauchen, haben es ab dem 3., ab dem 1., ab dem 2. Lebensjahr, ab dem Moment, wo Sie das Kind in den Kindergarten bringen, kostenlos in Wien. Das ist der Vorteil bei uns, nicht nur das letzte Jahr. Im letzten Jahr sind es 95 Prozent. Diese Sprachförderungskurse, für die ich sehr bin und die im Kindergarten dann zusätzlich angeboten werden, haben als Zielgruppe nur diese letzten 5 Prozent, die nicht im Kindergarten sind. Bei den anderen Kindern, das gibt es natürlich trotzdem auch, soll nicht sein, aber gibt es, die im Kindergarten sind, wird eine Förderung direkt im Kindergarten durchgeführt, und zwar Tag für Tag und nicht in der Kurzform, und auch wesentlich effizienter. Wir werden ja sehen, nachdem die Kinder jetzt in die Schule kommen, inwieweit diese Sprachförderkurse, die angeboten worden sind, effizient waren oder nicht, weil sowieso noch einmal eine Erhebung gegeben sein muss. 

Zu den Zahlen mit der Sonderschule: Ich möchte nur noch einmal klar sagen, weil da ganz eindeutig herauskommt, dass auf keinen Fall der Migrationshintergrund eine entscheidende Ursache dafür sein kann, ob ich in der Sonderschule lande oder nicht, was ich zutiefst ablehnen würde. Denn wenn ich bei der Volksschule 46,5 Prozent mit einem Migrationshintergrund habe, in der Hauptschule 55 Prozent, im Polytechnikum 52,7 Prozent und in der Sonderschule nur 43,8 Prozent, ist es atypisch eher wenig im Vergleich zu allen anderen Pflichtschulen mit diesem Migrationshintergrund in den Sonderschulen. Die Behauptung, dass da in besonderer Weise eine Abschiebung stattfindet, damit sie nicht im schulischen Bereich teilnehmen können, ist durch diese Zahlen ganz klar widerlegt und einfach als unwahr dargestellt. Daher finde ich, wir sollten etwas tun, dass die Sonderschulen nicht ausufern, und das ist ja in Wien passiert, sondern eher weniger Kinder dort hinkommen. Aber mit Migrationshintergrund hat das nun einmal nichts zu tun.

Zum Finanzausgleich sage ich jetzt nichts. Ich habe es zwar vorgehabt, aber das ist so oft diskutiert worden und der Herr Bürgermeister hat es eh auch beantwortet, also das erspare ich mir diesmal. Aber ich kann es bei geeigneter Form noch einmal nachholen. 

Zu den ganztägigen Schulformen: Eines ist klar, wer will, der kann. Alle, die wollen, können auch. Dazu muss ich sagen, man kann natürlich schon überlegen, ob man nicht durch eine Werbekampagne insbesondere Kinder, die schwächer sind, oder als Zielgruppe noch einmal eine entsprechende sprachliche Förderung anspricht, dass sie dieses Angebot auch nehmen können. Das ist vielleicht eine ganz günstige Anregung, wo auf alle Fälle sicher ist, wer will, der kann. Und wir können in Wien alle Kinder, die ganztägig betreut werden wollen, auch entsprechend betreuen. 

Bei den Hauptschulkursen wurde von der Frau Kollegin Jerusalem schon zugegeben, dass sie massiv ausgeweitet wurden. Ob da allerdings mehr durchfallen oder nicht, ich weiß davon nichts. Ganz im Gegenteil, ich glaube, die Absolventinnen und Absolventen haben den gleichen schulischen Erfolg wie bei den bisherigen Kursen. 

Kollegin Matiasek, ich meine, das mit der Anpassung ist immer so eine Sache, denn ich glaube, ich würde mich zum Beispiel nicht gern an Sie anpassen wie in ihrer Diktion, dass man Anpassungsdruck erzeugen könnte. Was nicht funktionieren kann, ist, glaube ich, eigentlich ein rassistisches und autoritäres Konzept, das da durchschimmert. (GR Mag Wolfgang Jung: Was? Was? Was?) So kommt es bei mir an. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich muss wieder für einen Ordnungsruf aufpassen!) - Ich würde es in der Debatte entsprechend riskieren. (GR Heinz-Christian Strache: Wenn Sie rassistisch und öffentlichkeitsfeindlich sind, dann sind wir wenigstens quitt!)

Auf alle Fälle ist es unwahr, dass die Volksschule die Integrationsaufgaben, die sie gestellt bekommt, nicht erfüllt. Ganz im Gegenteil, die Schule ist die größte Integrationsanstalt, die wir in Wien haben. Denn man muss wissen, dass am Anfang fast 30 Prozent ao Schüler sind und der Anteil zum Schluss unter 10 Prozent gesunken ist. Das sind vor allem immer die Neu- und Quereinsteiger, denn wenn nach zwei Jahren immer noch der ao Status wäre, wären sie in einer Sonderschule, wo sie ja gerade nicht sind. Warum sind sie nicht dort? Weil die Anpassung gelungen ist. Das zeigt ja, dass die schulische Integration eigentlich sehr gut funktioniert. Ohne alles schön zu reden muss man sagen, dieses Faktum sollte man einfach nicht kaputt reden oder schlecht machen, nicht einmal von der Seite der FPÖ. 

Dass man, um eine fremde Sprache zu erlernen, und wenn jemand neu zuwandert, ist nun einmal auch Deutsch eine Fremdsprache, zuerst die Muttersprache beherrschen muss, ist pädagogisch unstrittig. Ich kenne keinen einzigen Pädagogen, der das anders behauptet. So ist es. Daher braucht man eine Muttersprache. Man muss zuerst einmal die Muttersprache erlernen, eine Alphabethisierung und entsprechende Kenntnis. Daher waren muttersprachliche Begleitlehrer in unserem Konzept immer vorgesehen. Denn was man sonst mit so einer Zwangseindeutschung hat, die ohne Muttersprache funktionieren will, aber dann eben nicht funktioniert, ist, dass man keine der beiden Sprachen kann. Das ist echtes Babylon, möchte ich Ihnen nur sagen. Denn dann kann man nicht nur nicht die Verkehrssprache und nicht die Muttersprache, sondern kann man gar nichts, aber die SPÖ hat ein Konzept durchgesetzt. Na, gute Nacht! Ihre Forderung ist eigentlich der Kampf gegen Phantome und die eigenen Vorurteile! Das Gemeinsame bleibt hier vollkommen auf der Strecke!

Zur Kollegin Ekici möchte ich noch kurz sagen, dass manches von den GRÜNEN mir auch sehr bekannt in dem Sinn vorkommt, dass das die ÖVP fordert, da haben Sie Recht. Ich nehme aber verwundert zur Kenntnis, dass Schwarz-Grün nichts Gutes bedeutet. Das sieht man am Beispiel Oberösterreich. Aus Zeitgründen will ich es auch nicht noch einmal wiederholen, nur die Zahlen sind ja unstrittig, von Oberösterreich selbst und unsere Zahlen im Vergleich dazu auch. Daher muss man sagen, nun, Wien möge verhüten, dass so eine Leistung wie von Schwarz-Grün in Oberösterreich herauskommt. Das haben die Wiener Schüler echt nicht verdient. 

Zur Sonderschule habe ich das schon ausgeführt. 

Weil Sie angeführt haben, das letzte Kindergartenjahr soll gratis sein, kann ich Ihnen sagen, bei uns ist der Kindergarten sozusagen durchgängig gratis, wenn man das sozial entsprechend braucht. 95 Prozent nehmen das sowieso schon mit.

Zur Schuleinschreibung ein Jahr vorher: Das ist ein bisschen schwierig, denn manche Kinder machen noch einen kleineren Entwicklungssprung im letzten Jahr. Je weiter sie also weg von dem sind, wo sie wirklich in die Schule kommen, umso schlechter und umso allgemeiner ist die Diagnostik, die Vorhersage. Denn dabei geht es ja nicht nur darum, ob man gut Deutsch kann, sondern ob man überhaupt schulreif ist oder nicht. Das interessiert auch alle österreichischen Eltern, alle österreichischen Kinder. Je länger man da voraus ist, umso weniger genau kann man es vorhersagen, umso größere Fehler hat man und macht man.

Zur Sache mit dem Drittel der Kinder: Man kann sie nicht verschicken und versenden.

Zu den 22 Schülern, die Sie da immer fordern: Das geht sich nur dann aus, eigentlich geht sich das gar nicht aus, aber diese Division geht sich fast aus, wenn man tatsächlich das Paket aller Stütz- und Förderlehrer den Bach hinuntergehen lässt. Dann komme ich dort hin, dann wird sich das Unterrichten von den 22 ausgehen (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Rechnen sollte man können!), wo es dann gar keine Integrationsklassen mehr gibt. Dementsprechend lehne ich dieses Modell ab. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie sollten wirklich rechnen lernen! - GR Dr Matthias Tschirf: Da werden Sie nicht Professor, wenn Sie nicht rechnen können!)
Zur freien Schulwahl habe ich schon etwas gesagt. Das sollte kein Zwang sein. Merkwürdig, dass die ÖVP dieses Zwangsmodell im Moment hier noch so begeistert vorstellt. Ich glaube, wenn Ihre eigenen Wählerinnen und Wähler in Döbling und in Hietzing verstanden haben, was da kommen würde, dann würde Ihre Forderung wieder schwächer werden. Aber ich lehne es nicht aus diesem Grund ab, weil ich den Döblingern eine Freude machen will, sondern weil es pädagogisch ein Unsinn ist. 

Wien kämpft um Chancengerechtigkeit. Wir bemühen uns, bei allen Schwierigkeiten, die wir haben, Integration zumindest zu leben. Ich glaube, zu den GRÜNEN gesagt, dass wir auch keine schwarz-grünen Fleißaufgaben brauchen. Wir haben die Konzepte. Wir brauchen natürlich auch eine Bundesregierung, die die Ressourcen entsprechend bereitstellt, die nicht Öl ins Feuer gießt und der dieses inhaltliche Anliegen wirklich wichtig genug ist, gemeinsam mit uns um Konzepte und um die notwendigen Ressourcen zu kämpfen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist heute ein sehr schöner Abgesang auf Multikulti, muss ich sagen. Das hat schon in der Früh begonnen und es zieht sich jetzt fort, dass endlich erkannt wird, dass das System der multikulturellen Gesellschaft nicht funktioniert. Alle Parteien müssen das offenbar anerkennen. (Beifall bei der FPÖ.)
Die ÖVP, möglicherweise aus wahltaktischen Überlegungen, hält jetzt Reden, die durchaus von uns abgeschrieben sein dürften. Denn sogar die Forderungen sind fast eins zu eins übernommen. Sehr interessant ist: Auch die GRÜNEN machen sich darüber Sorgen, dass offenbar die Integration nicht funktioniert und dass Deutsch eine wichtige Voraussetzung dafür ist, dass man hier überhaupt lebt. Und die SPÖ redet schön, hat aber grundsätzlich das Wort multikulturell auch nicht als positiven Ausdruck in den Mund genommen. Das ist eben vorbei. Wir müssen das einsehen. Wir haben es lang genug gesagt und jetzt haben Sie es akzeptiert! (Beifall bei der FPÖ.) 

Tatsächlich ist der Zustand, der in unserer Gesellschaft besteht, mittlerweile längst katastrophal. Wir wissen genau, dass eine Chancengleichheit, wie sie angesprochen wurde, in erster Linie über die Sprache funktioniert, aber in zweiter Linie natürlich über die Integrationsfähigkeit und Integrationswilligkeit. Grundvoraussetzung dafür ist die kulturelle Distanz der Zuwanderer. Das ist ein Thema, das ganz wesentlich ist. 

Wenn davon gesprochen wird, dass in den Mittelschulen so und so viele einen Migrationshintergrund haben, dann wissen wir doch genau, dass es sich hier um Angehörige von Nachbarstaaten handelt, um Angehörige aus mittlerweile EU-Ländern, die sich natürlich auf Grund der viel geringeren kulturellen Distanz viel leichter in unsere Gesellschaft einordnen können, die die Sprache leichter erlernen und sich daher auch viel besser anpassen. 

Natürlich ist es eine Frage der Anpassung, Herr Kollege. Sie wissen ganz genau, dass eine Gesellschaft ein Kollektiv ist, das sehr wohl einen gemeinsamen Ausdruck hat, an den man sich anpassen kann. Nicht Sie müssen sich an mich anpassen oder ich an Sie, aber an die Gesellschaft als solche. Die wird wohl existieren. Also wie gerade ein Sozialist oder Sozialdemokrat meinen kann, es gibt keine Gemeinschaft als solche, frage ich mich schon. (GR Heinz-Christian Strache: Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau zum Beispiel!) Also reine Individualwesen sind wir nicht. 

Dass diese Multikulti-Gesellschaft und die Integration nicht funktioniert, sieht man an vielen Detailbereichen. Ein für mich ganz klassischer Fall ist das Fußballspiel Österreich gegen Türkei, wo die Anhänger der Türkei dann natürlich mit türkischen Fahnen herumlaufen und jubeln. Aber komischerweise leben die alle in Wirklichkeit in Wien und ich wette, dass ein Großteil davon auch österreichische Staatsbürger sind. Aber im Zweifelsfall, wenn es zwischen Österreich und der Türkei geht, halten sie natürlich zur Türkei. Das heißt, diese Personen sind nicht integriert. Sie haben ihre Loyalität nicht zu unserer Gesellschaft. (GRin Mag Waltraud Antonov: Das ist Schwachsinn!) Das ist kein Spaß, das ist Tatsache! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Für wen sind Sie bei Österreich gegen Deutschland?) Es ist ein ganz signifikantes Problem, dass sie nicht unserer Gesellschaft gegenüber loyal sind, und das ist eine der Grundvoraussetzungen. (GR Heinz-Christian Strache: Wie beim Bundesheer!) 

Ich meine, das Bundesheer ist natürlich noch extremer. Wenn man weiß, dass sich dort sogar Leute umdrehen, wenn die Fahne gehisst wird, weil sie sie bei der Flaggenparade beim Bundesheer nicht anschauen können, und das akzeptiert wird, dann sieht man, hier liegt ein Fehler unserer Gesellschaft vor. Wir müssen uns wehren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen selbstbewusster sein und dürfen nicht die falschen Signale setzen. Sie wissen ganz genau, dass mittlerweile auch viele aus dem islamischen Bereich, insbesondere sind es meistens Frauen, die hier sehr große Probleme haben, uns ganz klar sagen, diese Gesellschaft bietet die falschen Signale an die Zuwanderer.

Ein typisches falsches Signal, weil ich hier den Kollegen Al-Rawi sehe, ist der islamische Friedhof. Also auch hier wieder die Absonderung von der Gesellschaft in einem Bereich statt die Integration am Zentralfriedhof, die schon vor 140 oder 130 Jahren so geplant war. Jetzt haben wieder die Separation, das heißt die Desintegration. (GR Godwin Schuster: Respektieren Sie doch, dass Menschen unterschiedliche Glaubensrichtungen haben!) Das ist ein falsches Signal, dass sich Zuwanderer nicht anpassen müssen. Das ist falsch! Damit tun Sie auch den Zuwanderern nichts Gutes, denn die glauben, sie sind im Recht und verharren in ihrem Denken, in ihrem Verhalten gegenüber der Gesellschaft. Sie verhalten sich daher natürlich auch in ihrer Parallelgesellschaft. Sie werden dadurch bestärkt. (GR Godwin Schuster: Respektieren Sie die Glaubenseinstellungen der einzelnen Menschen!) - Ich respektiere natürlich die Glaubenseinstellung. (GR Godwin Schuster: Es geht nicht um Separation, wie Sie wollen!) Herr Kollege, das ist wirklich eine vollkommen falsche Ansicht! Wenn das ein Argument für Desintegration ist, dann muss ich sagen, dann kann das nicht mehr nur Religion sein, sondern dann muss es ein politisches oder ein gesellschaftliches System sein. Weil wenn der Glaube dazu führt, dass ich mich separieren muss, dass ich mich ganz anders verhalten muss, wenn er dazu führt, dass Kinder nicht mehr turnen können, dass Frauen keine Rechte haben, dann akzeptieren Sie das alles aus reiner Religiosität? Das glaube ich nicht, Herr Kollege Schuster! (Beifall bei der FPÖ.) 

Nein, das ist eben nicht richtig, dass das nur mit Religion zu tun hat! Das wissen Sie ganz genau! (StR David Ellensohn: Frauenrechte und katholische Kirche ist aber nicht eines!) Das kann durchaus sein. Das können Sie durchaus kritisieren. Das ist auch Teil unserer Gesellschaft, aber mit Verlaub ein gewisser Unterschied. Da ist mit Verlaub ein gewisser Unterschied gegenüber dem, was sich im Islamischen abspielt, wohl gegeben. Oder wollen Sie das bestreiten? Ich glaube, so viel wissen Sie auch von Religion! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Man kann doch nicht sagen, wenn einer einen anderen Glauben hat, ist er nicht integrationsfähig!)
Welcher Wind hier weht und welche Offensivkraft hier kommt, zeigen solche Filme wie zum Beispiel "Tal der Wölfe", die unter unseren türkischen Mitbürgern, die vielleicht weitgehend österreichische Staatsbürger sind, großen Zuspruch gehabt haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: "Rambo III" war intelligenter!) Das kann durchaus sein, dass "Rambo III" intelligenter war, aber ich muss sagen, wer das gesehen hat, hat gesehen, wie hier Botschaften gesendet werden. "Rambo III" hatte von mir aus eine antikommunistische Botschaft, in Ordnung. Aber was hier an Botschaft gesendet wurde! (GR Godwin Schuster: Was soll das heißen?) Ich sage nicht, dass eine politische Botschaft aus Hollywood in Ordnung ist, aber ich sage, ich nehme es zur Kenntnis. Sie haben eine politische Botschaft. Haben Sie "Tal der Wölfe" gesehen? Haben Sie den Antisemitismus dort gesehen? Das war unfassbar! So etwas habe ich bei uns noch nie irgendwo ansatzweise gesehen! Wenn Sie das lustig finden, in Ordnung, dann machen Sie so weiter! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das wird unkritisch übernommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein, das wird nicht unkritisch übernommen!) Das wird hier gezeigt und wird unkritisch übernommen. (GR Godwin Schuster: Von wem wird das unkritisch übernommen?) Den Film haben Sie offenbar nicht gesehen, sonst wären Sie wahrscheinlich genauso entsetzt. Auch der massive Angriff gegen Europa und gegen das, was Europa ausmacht, ist sehr massiv. Das, muss ich sagen, ist einfach ein Zeichen dafür, was auf uns zukommt. Das will ich damit sagen. Sie können gern mit "Rambo III" kommen, aber "Rambo III" kommt nicht auf uns zu! "Tal der Wölfe" kommt jedoch auf uns zu! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: "Stunde der Patrioten"!) 

Auch die Zunahme der Kopftücher ist ein eindeutiges Signal der Desintegration. Es ist wahr, Herr Kollege Al-Rawi! Sie haben es mir gegenüber auch schon zugegeben, dass Sie das so erkennen und dass Sie das nicht als positiv sehen. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Was? Ich soll das gesagt haben?) Soweit habe ich das zumindest verstanden, weil es ein Zeichen der Desintegration ist. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Das habe ich sicherlich nicht gesagt!) Gut, dann habe ich Sie missverstanden. Aber die Zunahme ist jedenfalls offensichtlich und zeigt, dass in dieser Gesellschaft oft gerade in der zweiten und dritten Generation noch immer oder fast noch verstärkt eine Ablehnung der hiesigen Gesellschaft stattfindet. 

Wenn ich dann heute höre, dass 19 Prozent der 15- bis 16-Jährigen mit Migrationshintergrund, wie das heute so schön heißt, sogar in der zweiten und dritten Generation nicht Deutsch sprechen, dann brauche ich doch keine Zusatzlehrer mehr! Das hat doch damit nichts zu tun. Da ist das Problem doch ganz woanders. Da kann ich mir das Geld des österreichischen Steuerzahlers für Zusatzlehrer sparen. Da muss ich sagen, statt Bussen, die man in der Stadt herumführt: Ist jemand offenbar integrationsunwillig: Bus zum Bosporus - und nicht in Wien herumführen! (Beifall bei der FPÖ.)
Man muss als Gesellschaft klare Regeln setzen. Dazu gehört, dass man sagt, wer zu uns kommt, der muss integrationsfähig und integrationswillig sein und muss sich entsprechend anpassen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn er das nicht will und nicht kann, dann muss die Gesellschaft aus einem Selbstschutz heraus aktiv werden. Die Gesellschaft muss ja funktionieren. Das hat nichts mit Primitivität oder sonst etwas zu tun, sondern eine Gesellschaft muss funktionieren. Es ist eine Frage der Zahl derjenigen, die kommen, und es ist eine Frage dieser anderen Faktoren. Darum muss sich eine Gesellschaft kümmern, damit sie funktioniert. Das ist sie ihren eigenen Bürgern schuldig. Es bringt nichts, hier sinnlos hereinzulassen, dann kracht die Gesellschaft, geht zu Grunde. Wer hat dann was davon gehabt? (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Was ist Anpassung, Herr Kollege? Wie passt man sich an?) 

Das wissen Sie ganz genau! (GR Heinz-Christian Strache: Verfassung, Gesetze!) Indem man sich der demokratischen Gesellschaft, wie sie besteht, als Grundlage verpflichtet fühlt, indem man loyal zu diesem Staat ist, indem man die Sprache lernt, die Sitten und Gebräuche anerkennt. All das sind Dinge, die eindeutig wichtig sind und die in der Parallelgesellschaft nicht stattfinden. Sie können mir das nicht erklären, wenn einer, der hier wohnt, nach vielleicht 20, 30 Jahren nicht Deutsch spricht. Was heißt das? Dass er mit uns nicht in Berührung gekommen ist. Das kann es nur heißen. Das heißt, er lebt einer Parallelwelt hier in Wien. Das heißt, er muss in der Schule irgendwie ums Sprechen herumkommen. Wahrscheinlich hat er genug Kollegen, mit denen er nicht Deutsch sprechen muss. Er geht in irgendwelche Vereine, sieht ein Fernsehprogramm, geht einkaufen und lernt nie Deutsch. Das heißt, er lebt hier und ist nicht bei uns. Wenn das auf Dauer kein Problem für die Gesellschaft ist, wenn sich hier etwas aufbaut, was an Personen zunimmt und wenn Sie das nicht anerkennen und bekämpfen wollen, dann verstehe ich wirklich nichts mehr! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich gebe also der Hoffnung Ausdruck, dass immerhin jetzt, auf Grund des Erkenntnisses, das dieses Thema mitten in der Diskussion ist, dass sich die GRÜNEN plötzlich darum kümmern, dass sich die ÖVP, aus welchen Gründen immer, dessen annimmt und dass die Roten irgendwann einmal auch nicht darüber hinwegsehen können, dass sich etwas zum Besseren ändert. Eines können Sie sicher sein, wir als FPÖ werden sicher mit dabei sein! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Es ist natürlich schon einigermaßen skurril, wenn nicht pervers, wenn ein Mitglied einer so genannten Gesinnungsgemeinschaft, in der sich so viele als Deutsche definieren und nicht als Österreicher oder österreichische Staatsbürger, von Loyalität gegenüber diesem Staat spricht. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist blanker Unsinn!) Vielleicht sollte man den Kollegen auch daran erinnern, dass er bei der letzten Fußball-WM, als Südkorea gegen die Bundesrepublik Deutschland gespielt und die Bundesrepublik Deutschland dieses Match gewonnen hat, in diesem Haus herumgelaufen sein und voller Inbrunst gesagt haben soll: „Wir haben gewonnen!" (GR Dipl Ing Martin Margulies: Daran kann ich mich erinnern!) Wie können Sie da von Loyalität gegenüber diesem Staat sprechen? (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Harald STEFAN: Wir Europäer! Ich bin Wiener, Österreicher und Europäer!)
Vielleicht sollten Sie zuerst einmal für sich definieren, ob Sie sich als Deutscher oder als Österreicher sehen!

Ich glaube, von so jemandem brauchen wir, eingebürgerte Muslime oder Nichtmuslime, uns nichts sagen und uns nicht die Loyalität zu diesem Staat absprechen lassen. Da gäbe es eventuell andere, die solche Reden halten könnten, aber sicher nicht Sie mit Ihrem Deutschnationalismus! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Zum Punkt Zugehörigkeit, weil immer von Loyalität, Zugehörigkeit und vom Bekenntnis die Rede ist: Ich kann mich noch ganz genau an meine erste Rede in diesem Saal erinnern, als frisch gebackene Gemeinderätin sozusagen, wo genau aus diesem Segment des Gemeinderatssaals der Zuruf gekommen ist: „Soll sie doch froh sein, dass sie überhaupt hier sein darf!" Es ist natürlich etwas schwierig, sich zugehörig und loyal zu einer Gesellschaft zu fühlen (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sind ja gern hier, oder nicht?), wenn man ständig auf seine Herkunft reduziert wird und wenn einem diese Loyalität nicht nur ständig abgesprochen wird, sondern wenn einem gar nicht die Möglichkeit gegeben wird, sich als Teil dieser Gesellschaft zu begreifen und aktiv zu werden. Das sollten Sie sich vielleicht auch überlegen, bevor Sie irgendetwas von Integration sprechen. Sie wollen die gesellschaftliche Integration nämlich gar nicht! Sie wollen sie gar nicht zulassen!

Sehr geehrte Damen und Herren, Chancengleichheit in einer Gesellschaft hat wesentlich mit gleichen Chancen im Bildungswesen zu tun. Das ist für die Nachkommen von eingewanderten Menschen leider weder in Wien noch im Bund noch in Österreich im Allgemeinen der Fall. Der Tatsache müssen wir in die Augen schauen und das tun wir auch. Diese Nichtchancengleichheit und Nichtchancengerechtigkeit gibt es nicht nur, seit es diese Ergebnisse gibt, sondern die belegen auch diverse andere Studien, dass nämlich die soziale und berufliche Mobilität auch der zweiten Generation weit unter der gesellschaftlichen Mobilität des Durchschnitts der österreichischen Gesellschaft liegt. Daran sollten wir arbeiten!

Heute wurde schon mehrfach gesagt, die schulische und sprachliche Integration oder schulische Integration sollte spätestens im Kindergarten beginnen. In Wien hat es jahrelang leider die Praxis gegeben, dass eingewanderten Eltern, vor allem den Frauen, als sie versucht haben, Kinderbetreuungsplätze für ihre Kinder zu bekommen, teilweise ganz bewusst aus der Überlegung heraus, dass die Kinder mit guten Deutschkenntnissen in die Schule kommen sollen, oft gesagt wurde: „Wozu brauchst du einen Kinderbetreuungsplatz? Du bist eh zu Hause, du bist eh Hausfrau. Außerdem darfst du sowieso nicht arbeiten, weil du keine Genehmigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz bekommst." Das heißt, das faktische Arbeitsverbot wurde sehr oft, leider jahrelang, dazu verwendet, auch angesichts einer Knappheit von Kinderbetreuungseinrichtungen in bestimmten Bezirken, eingewanderten Eltern zu sagen, sie brauchen keinen Kindergartenplatz, weil ein Elternteil sowieso zu Hause ist und dieser Elternteil auf die Kinder aufpassen soll. Sich dann zu wundern, dass diese Kinder, die nicht die Möglichkeit hatten, einen Kindergarten vor dem Schuleintritt zu besuchen, nicht mit fix fertigen Deutschkenntnissen, in die Schule kommen und dann diese Kinder noch dafür verantwortlich zu machen und sie, wie es die ÖVP jetzt vorschlägt, mit Bussen durch die halbe Stadt zu schicken, ist eigentlich mehr als unfair! Das hat mit einer Integrationspolitik überhaupt nichts zu tun! (StR Dr Johannes Hahn: Das wollen die GRÜNEN in Berlin aber auch!) - Wir sind nicht die GRÜNEN in Berlin! Wir sind die Wiener GRÜNEN, falls Sie diesen Hinweis noch brauchen! Aber wir können uns gern noch einmal vorstellen, damit auch Sie wissen, um welche GRÜNEN es sich handelt! (StR Dr Johannes Hahn. Sie distanzieren sich von den deutschen GRÜNEN! Das ist gut so!)
Was mich beim ÖVP-Vorschlag sehr wundert, ist, die ÖVP redet immer wieder von “weniger Staat, mehr Privat“, nicht zu reglementieren und so weiter. Sobald es um eingewanderte Menschen geht, ist die ÖVP plötzlich für die Planwirtschaft, ist für Zwangsmaßnahmen, ist für Zwangsdeutschkurse für eingewanderte Erwachsene, ist für eine Planwirtschaft mit Zwangsverschickung von Kindern mit schlechten Deutschkenntnissen von Schule zu Schule, von Bezirk zu Bezirk. Um nur ein weiteres Beispiel zu nennen, die ÖVP ist zum Beispiel auch für die Inschubhaftnahme von AsylwerberInnen. Das heißt, Sie propagieren in unterschiedlichen Bereichen Ihrer Politik eine Zweiklassengesellschaft: Möglichst viele Freiheiten für gebürtige Österreicher, um bei diesem Begriff zu bleiben, und möglichst viel Zwang für eingewanderte Menschen. Das ist Ihr Gesellschaftskonzept! (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verstehen es nicht!) Dass Sie uns das auch noch als Integration verkaufen wollen, finde ich eigentlich ziemlich skurril! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nur ein Beleg für diese Haltung ist zum Beispiel ein Zitat von StR Hahn. Ich zitiere: „Meine größte Sorge ist die Akzeptanz bei den Wienern“, was diese vorgeschlagene Zwangsverschickungsmaßnahme betrifft. (StR Dr Johannes Hahn: Sie verstehen es noch immer nicht!) Das heißt, seine größte Sorge ist nicht, dass es eben keine Chancengerechtigkeit in Wiener Schulen gibt. Aber mit dieser Sorge wurde diese Maßnahme angekündigt. Irgendwie komme ich nicht ganz mit. (StR Dr Johannes Hahn: Und woher wissen Sie das?) Sie brauchen nur in der APA nachzuschauen, dort finden Sie das Zitat von Ihnen: „Meine größte Sorge ist die Akzeptanz bei den Wienern..." (StR Dr Johannes Hahn: Aber Sie zitieren mich falsch und unvollständig!) Ich glaube, das ist inzwischen auch in ein paar Tageszeitungen zitiert worden. Sie müssen sich bei der APA beklagen, falls die APA nicht richtig zitiert hat. Ihre größte Sorge ist die Akzeptanz bei den so genannten Wienern, wobei Sie bei dem Begriff "Wiener" offensichtlich wie die Wiener FPÖ von so genannten gebürtigen Wienern ausgehen. (GR Dr Matthias Tschirf: Etwas Unwahres zu wiederholen, macht es nicht wahrer!) - Es ist schon wahr, deshalb braucht es nicht wahrer zu werden! Wie gesagt, Sie brauchen nur in der APA nachzuschauen. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie sagen bewusst die Unwahrheit! Aber das ist offensichtlich Ihr Stil!) Manche Leute können offensichtlich nicht recherchieren, aber bitte beschweren Sie sich bei der APA, sollte sie falsch zitiert haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein! Sie sagen die Unwahrheit! Fahren Sie nicht fort mit der Unwahrheit!) - Jetzt würde ich ganz gerne mit meiner Rede fortfahren, wenn Sie es mir genehmigen würden, Herr Kollege, weil ich am Wort bin. Sonst können Sie sich gern zu Wort melden und auch eventuelle Korrekturen anbringen. (StR Dr Johannes Hahn: Etwas präpotent!)

Also die größte Sorge des Kollegen Hahn ist die Akzeptanz bei den Wienern, weil ihm natürlich sehr wohl bewusst ist, dass dieser Vorschlag, Wiener Schulkinder durch halb Wien mit Bussen herumzuschicken, nicht bei allen Wienern und Wienerinnen gut ankommen wird. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie sagen weiterhin die Unwahrheit! Das ist offensichtlich Ihr Stil!) Die Debatte wird aber die ganze Zeit so geführt, nämlich sowohl von der FPÖ als auch von der ÖVP. Da wird mit Steuergeldern argumentiert und wird so getan, als würden nur gebürtige Österreicher hier Steuern zahlen. (GR Mag Harald STEFAN: Das ist schon ein bisschen so!) Von den Wienern ist die Rede und da wird so getan, als würden sich nur die Eltern von nicht eingewanderten Kindern aufregen beziehungsweise als würde man nur sie fragen. Das ist genau der große Gedankenfehler bei der ganzen Sache. 

Da passt es wieder ganz gut dazu, dass ursprünglich die FPÖ und die ÖVP diese Bundesregierung gebildet haben und in dieser Bundesregierung noch immer zusammensitzen, zumindest Teile der FPÖ oder was von der FPÖ übrig geblieben ist. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist wieder die Unwahrheit!) Da können sie wieder ganz gut miteinander bei ihrem Begriff der Österreicher und bei der Realitätsverweigerung dagegen, dass eingewanderte Menschen Teil dieser Gesellschaft geworden sind. Das werden wir, auch wenn Sie es nicht hören wollen, wenn es nötig ist, tagtäglich wiederholen. 

Sie haben uns hier, Sie werden mit uns leben müssen. Die Gesellschaft ist hier vielfältig und wir sind eine Realität, genauso wie andere Menschen. Demokratie verlangt nach einem fairen Zusammenspiel und dieses faire Zusammenspiel findet sich in Ihren Vorschlägen zur Integrationspolitik leider überhaupt nicht. 

In diesem Sinne möchte ich abschließen mit einem Appell für echte Chancengleichheit und echte Chancengerechtigkeit, unabhängig von Herkunft und Muttersprache und Religion der Wiener Kinder, und die Wiener Kinder sind für uns alle Kinder, die in Wien leben! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist schon interessant, dass man einen Diskurs Schreien nennt. Aber ein Diskurs kann auch stattfinden, indem ich lebe, was Sie sagen. Selbst das ist noch zu viel, weil der Inhalt Ihrer Wortmeldung war nicht sensationell neu. 

Neu war der Stil, den die Kollegin Jerusalem hier eingebracht hat. Ich habe es mir ausdrucken lassen. Gott sei Dank schreiben sie hier so schnell, was Sie gesagt haben. Also wenn Sie das unter politischem Diskurs verstehen, dann kann ich Ihnen nur sagen, ich hätte Ihnen als Stadträtin einen Termin bei mir angeboten, aber jetzt biete ich Ihnen nicht einmal einen Termin an, weil unter Diskurs stelle ich mir etwas anderes vor! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme nun aber zum Hauptthema, nämlich nicht zu dem, ob wir jetzt mit den GRÜNEN diskutieren oder nicht. Noch gibt es hier eine klare Mehrheitsfraktion und diese Mehrheitsfraktion hat auf Bundesebene einen Chef, nämlich Gusenbauer. Ich darf Ihnen da Gusenbauers Sofortprogramm vorschlagen, dem sich die Wiener ÖVP sehr stark anschließen kann, nur sehen wir in Wien leider nichts davon. Hier erlebe ich Kindergärten als pädagogische Einrichtungen. Österreichweit etablieren? Ich frage mich, warum Wien immer noch keinen Bildungsplan hat. Mir hat erst vor wenigen Wochen die Frau Vizebürgermeisterin ausrichten lassen, man kann die pädagogischen Ziele eines Kindergartens nicht wissenschaftlich evaluieren. Also Wissenschaft heißt, zuerst setze ich mir pädagogische Ziele, dann setze ich sie um und dann versuche ich sie mit der Wissenschaft zu evaluieren. Von daher kann ich nur sagen, Gusenbauer hat mit dem Sofortprogramm in Wien Recht. Folgen Sie ihm in Wien! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Vettermann: In welchem anderen Bundesland gibt es einen Bildungsplan?)
Der nächste Punkt, den ich im Sofortprogramm Gusenbauers lese: Dramatische Senkung der Klassenschülerzahl. Meine Damen und Herren, es freut mich. Ein halbes Jahr habe ich mit fünf Expertinnen und Experten hineingesteckt, um diesen Sumpf im Wiener Dienstpostenplan, was die Lehrerinnen und Lehrer betrifft, endlich trockenzulegen. Nun ist er trockengelegt. Nun stellt sich heraus, dass 22 Schülerinnen und Schüler pro Klasse heute schon möglich sind. Kollege Vettermann hat es endlich zugegeben! (GR Heinz Vettermann: Was habe ich zugegeben?) Lang haben Sie gebraucht! Applaus Ihnen, dass Sie sagen, es geht! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf Ihnen jetzt an der Stelle aber sagen, es gehen sich auch die Begleit- und Stützlehrer aus. Denn wenn Sie richtig rechnen können, und vielleicht können Sie da der Präsidentin Brandsteidl im Rechnen nachhelfen, dann kommen Sie darauf, dass sich nicht nur 22 Schülerinnen und Schüler pro Klasse ausgehen, sondern dass sich zusätzlich noch ein halber Dienstposten als Begleit- und Stützlehrer pro Klasse ausgeht. Ich rechne Ihnen das gerne vor, helfe Ihnen mit PISA aus, aber senken Sie die Klassenschülerzahl! Schließen Sie sich an Gusenbauer und die Wiener ÖVP diesbezüglich an! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme jetzt zum nächsten Punkt von Gusenbauers Sofortprogramm: Zusätzliche Ganztagsschulplätze. Auch das ist höchst interessant. Ich darf Ihnen hier die Broschüre der Frau Bundesministerin zur Kenntnis bringen, denn Gesetze scheinen Sie in Wien ja nicht zu kennen. Sie müssten schon längst, und hier sind Sie gesetzlich säumig, den Wunsch der Eltern nach Nachmittagsbetreuung, nach Ganztagsplätzen, die in diesem Programm stehen, Kollege Vettermann, von Gesetz her erheben! Hier haben Sie einen genauen Zeitplan, hier haben Sie die Gesetze. Warum setzt Wien diese Gesetze nicht durch, meine Damen und Herren? Wien und Burgenland sind die einzigen zwei Bundesländer, die es bis heute nicht einmal der Mühe wert gefunden haben, ein Ausführungsgesetz für die Ganztagsbetreuung durchzuführen. Das sind die einzigen zwei Bundesländer, die sich weigern, den Wünschen der Eltern nachzukommen. Nachweislich wird derzeit der Wunsch der Eltern nur in der ersten Klasse und nicht von der zweiten bis zur neunten Schulstufe erhoben. Wenn Sie Ihre Lesekompetenz erhöhen und Ihre Gesetzeskompetenz verstärken, dann wissen Sie, dass das ungesetzlich ist. Genau an dieser Ungesetzlichkeit werden wir dranbleiben, denn auch wir möchten, so wie Ihr Kollege Gusenbauer, dass Ganztagsbetreuungsplätze zur Verfügung stehen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat alle Möglichkeiten dazu, das zu realisieren. (VBgmin Grete Laska: Das machen wir auch schon!) - Aber von der zweiten bis zur neunten Schulstufe wurde unserer Information nach kein Elternteil in Wien befragt! Keinen einzelnen Elternteil haben Sie in Wien befragt! Keinen! Und ich habe alle Bezirke durchgefragt! Aber Sie können es noch nachholen, weil eine gesetzliche Verpflichtung haben Sie ja! (VBgmin Grete Laska: Wir wollen auch nicht, dass Sie Briefe an alle Schulen mit Ihrem Briefkopf als Stadträtin schreiben!)
Ich schreibe den Schulen, weil ich sie über die gesetzlichen Verpflichtungen informiere. Sie werden die Gesetze einhalten müssen, ob Sie wollen oder nicht! (VBgmin Grete Laska: Sie auch!) So ist es einmal in einer Demokratie! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Hauptsache, Sie verschicken Schüssel-Aussendungen!) Ich informiere die Schulen, weil die Schulen nachrechnen können sollen. Ich informiere die sozialistischen Lehrerinnen und Lehrer genauso wie die grünen Lehrerinnen und Lehrer und genauso, selbstverständlich mit hoher Priorität, unsere eigenen Lehrerinnen und Lehrer. Ich stelle fest, dass die Missinformation, die hier betrieben wird, entsetzlich ist! Aber wir helfen aus, denn eines muss klargelegt werden, die Ressourcen, die die Stadt beziehungsweise dieses Land von Bundesseite bekommt, müssen auch dafür eingesetzt werden, wofür sie vorgesehen sind! Es gibt eine sehr klare Trennung! (Beifall bei der ÖVP.)
Für den Unterricht, für die Lehrplanerfüllung ist der Bund zuständig. 22 Schülerinnen und Schüler plus ein halber Dienstposten Begleit- und Stützlehrer pro Klasse. Wir treten dafür ein, dass die Schulen das autonom gestalten sollen, denn es kommt derzeit an den Schulen nicht an. (VBgmin Grete Laska: Aber ihre Briefe kommen an!) - Gott sei Dank! Darüber freue ich mich sehr! Wir werden auch noch weitere schicken, weil eine Information notwendig ist, damit Ihre Direktorinnen und Direktoren wissen, was ihnen zustünde. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme noch zur Nachmittagsbetreuung, die nämlich, wenn Sie diese Checkliste durchführen würden, gefördert wird. Das heißt, genau jene Kinder, die Sprachförderbedarf haben, würden derzeit mit fünf bis zehn Stunden pro 15 Kindern pro Woche gefördert werden, wenn Sie den Bedarf erheben würden. Senkung des Nachhilfebedarfs, Integrationsmöglichkeit. Nur leider verzichten Sie auf diese Bundesmittel, weil Sie Ihren Landesteil dazu nicht beitragen wollen! (VBgmin Grete Laska: Wir wollen nicht, dass die Eltern den vollen Beitrag bezahlen!) - Das können Sie im Landesdurchführungsgesetz einbringen! Da haben wir heute ja einen Antrag gestellt. (VBgmin Grete Laska: Aber nicht über die Schulen!) Im Landesdurchführungsgesetz stimmen wir gern zu, dass der Kindergartenbeitrag im letzten Kindergartenjahr gratis ist. Und wir stimmen zu, dass die Nachmittagsbetreuung gratis ist. (GR Harry Kopietz: Sie verwechseln Birnen mit Äpfeln!) Die Nachmittagsbetreuung ist Ländersache. Hier, lesen Sie nach! Ich gebe Ihnen gerne die Broschüre, Frau Vizebürgermeisterin! (VBgmin Grete Laska: Sie sind ja noch mit den Sümpfen beschäftigt!) Ich habe sie schon lange. Ich habe immer darauf gewartet, dass Sie einmal etwas machen als Ausführungsgesetz des jeweiligen Landes. In diesem Ausführungsgesetz können Sie festhalten, dass die Nachmittagsbetreuung für alle Kinder gratis ist. Also tun Sie das! Wir warten darauf! 

Spätestens im nächsten Landtag werden wir Sie nach dieser gesetzlichen Bestimmung wieder fragen. Wir werden Sie auch fragen, wie Sie bei den Eltern erhoben haben, ob sie einen Wunsch haben. Und wir werden dem Ministerium auch die ungesetzliche Vorgangsweise darstellen! (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Überprüfen Sie die niederösterreichischen Gesetze!)
Zu den Oberösterreichern, weil Sie die erwähnt haben (VBgmin Grete Laska: Niederösterreich!): Oberösterreich hat dieses Gesetz schon durch den Landtag gebracht, weil Kollege Vettermann so skeptisch gegenüber Oberösterreich ist. Also für mich ist Oberösterreich ein Beispiel, weil jeder Zweite, der in Wien arbeitslos ist, hat in Oberösterreich eine Stelle. Jeder zweite Jugendliche in Wien, der vergeblich einen Lehrplatz sucht, hat in Oberösterreich einen.

Ich war erst vor kurzem in Rohrbach, wo die Arbeitslosigkeit nur 2,5 Prozent beträgt. Dort werden die Wiener Firmen fündig nach Schülerinnen und Schülern, weil diese besser ausgebildet sind als die Wiener, weil Sie den Schulen nicht die Ressourcen geben, die ihnen zustehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber kommen wir nun zu der Frage, wie viele Kinder mit einem besonderen Sprachförderbedarf in einer Klasse sein sollten. Wenn Sie eine gute Wohnungspolitik gemacht hätten, wenn Sie einen sinnvollen Schulentwicklungsplan erstellt hätten - so wie wir das schon seit Jahren fordern -, dann wäre diese Notmaßnahme gar nicht notwendig. Dann wäre eine Durchmischung der Schülerinnen und Schüler im Klassenzimmer jetzt schon möglich. Es ist daher das Versäumnis Ihrer Siedlungspolitik, Ihrer Wohnungspolitik und Ihres Flächenwidmungsplans, die uns letztendlich das, was Sie "Pausing" nennen, als Notmaßnahme zum Vorschlag bringen lassen. Wir sind nicht glücklich darüber, diese Vorschläge machen zu müssen, und hoffen, dass der soziale Wohnbau anders, nämlich mit Plan, gestaltet wird. 

Freie Schulwahl: Selbstverständlich! Aber glauben Sie, dass Kinder, die einen besonderen Sprachförderbedarf haben, sehr gerne mit lauter Kindern zusammen sind, die auch einen Sprachförderbedarf haben? Oder glauben Sie nicht, dass die Kinder ein Recht darauf haben, möglichst gemischt miteinander zu lernen? Das wäre im Bezirk möglich; freie Schulwahl wäre möglich, wenn der soziale Wohnbau in Wien anders gestaltet werden würde.

Lernen Sie endlich zu planen, anstatt Magistratsabteilungen gegeneinander arbeiten zu lassen! Denn das Wirrwarr der Wiener Verwaltung ist ja eine Mitursache für das Chaos, das wir an den Schulen haben: Drei Abteilungen, die gegeneinander arbeiten, fünf Mitglieder der Landesregierung, wobei keiner weiß, was die andere Hand tut. Freie Schulwahl für Schulen, in denen der Förderbedarf nicht mehr als ein Drittel beträgt, damit Lehrerinnen und Lehrer wieder jene Arbeitsbedingungen vorfinden, die sie brauchen, um eine qualitätsvolle Bildung anbieten zu können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht daher nicht um Zwangsverschickung, sondern es geht um Bildungs- und Chancengleichheit. Diesen Vorschlag haben die Berliner GRÜNEN den Wiener GRÜNEN voraus, aber wir geben Ihnen gerne die entsprechenden Ideen Ihrer Kollegen in Berlin, die auch ähnliche Quoten vorsehen. Es sollte eine Berlin-Wien-Achse durchaus auch bei Ihnen möglich sein. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Wichtig ist uns in der freien Schulwahl, dass alle Schülerinnen und Schüler die gleichen Möglichkeiten haben, voneinander und miteinander zu lernen. Voneinander und miteinander zu lernen heißt, von der Vielfalt untereinander profitieren zu können und der Unterrichtssprache Deutsch folgen zu können. Spracherwerb passiert, Frau Vizebürgermeisterin, in den ersten sechs Lebensjahren. Wenn daher 17 Prozent der Kinder bereits zur Schuleinschreibung der Unterrichtssprache Deutsch nicht ausreichend folgen können, dann heißt das, dass Ihre Maßnahmen zwischen dem ersten und sechsten Lebensjahr nicht gegriffen haben. Hier sollte Ihre Evaluierung ansetzen, denn es ist nicht der Zuzug, sondern es sind die Wiener Kinder, die hier aufwachsen und der Unterrichtssprache zum Schulbeginn nicht folgen können.

Es gab heute eine Ehrlichkeit des Herrn Bürgermeisters, was die Dienstposten betrifft; er hat nämlich erstmals einbekannt, dass Wien 934 Dienstposten dazubekommen hat. Was er geflissentlich nicht gesagt hat - aber das ist natürlich mindestens genauso interessant wie das, was er gesagt hat -, ist, dass es im selben Zeitraum auch 5 000 Schülerinnen und Schüler weniger in Wien gibt. 

Wenn ich daher ein Verhältnis von 1 : 14,5 in der Volksschule und 1 : 10 in der Hauptschule ansetze und sage, dass es im Zeitraum vom Jahr 2000 bis heute um 5 000 Schülerinnen und Schüler weniger gibt, dann sind es hochgerechnet 410 Dienstposten, verteilt auf Volksschule und Hauptschule, die derzeit weniger notwendig sind, um den Lehrplan zu erfüllen. Das muss man eben auch dazusagen! Das heißt, Sie haben bei weniger Schülern dazubekommen, haben also heute um ein Vielfaches mehr als im Jahr 2000, und kommen immer noch nicht aus. Deswegen stehen wir auf der Bremse und sagen: So kann es nicht weitergehen. Die Schulen müssen jene Ressourcen bekommen, die vom Bund bezahlt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dazu werden wir auch bei der Frau Bundesministerin einen Vorschlag einbringen, der sich auf das bezieht, was im Bundesschulbereich schon längst üblich ist: Den Dienstpostenplan seitens des Ministeriums bis zum Bundesschulstandort hinunter kontrollieren zu können, damit das Ministerium in dieses EDV-System investiert, um endlich kontrollieren zu können, wo die Ressourcen zwischen Stadtschulrat und Schule versickern. Dass sie versickern, das haben uns zahlreiche Schulbesuche, Gespräche mit Direktorinnen und Direktoren und mit Lehrerinnen und Lehrern bewiesen. Wir werden diesem Versickern ein Fundament einziehen, wir werden die Sümpfe trockenlegen, wir werden diesen Skandal beheben und werden den Lehrerinnen und Lehrern und Schülerinnen und Schülern jene Lern- und Lehrbedingungen verschaffen, die notwendig sind, um in Wien allen Kindern ihre Sprachkompetenz und Lernchancen zu ermöglichen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Zusammengefasst kann ich nur sagen: Gusenbauer kann in Wien anfangen; der Frau Bundesministerin ein herzliches Dankeschön! Ich hoffe, der Pflichtschulbereich wandert in die Bundeskompetenz, dann hätten die Wiener Kinder endlich faire Chancen. Bis dahin kämpfen wir für sie um ihre fairen Chancen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zwei Beobachtungen mit Ihnen teilen, die ich in der heutigen Debatte gemacht habe. Die erste Beobachtung betrifft den offensichtlichen pädagogischen Zugang von Frau Kollegin Cortolezis-Schlager, den man, glaube ich, zusammenfassen könnte mit den Grundsätzen: "Wenn ich rede, hast du Pause", "Gibt es Unruhe, werde ich ein bisschen lauter", "Gibt es Widerspruch, werde ich noch ein bisschen lauter" und "Bei Nichtzustimmung und Widerspruch werde ich überhaupt ganz besonders laut und sage nachher, die anderen können keinen Diskurs führen". (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Johannes Hahn: Wer hat, der hat!)
Diese Situation - das sei Ihnen nur mitgeteilt - gibt es heute zum Glück sogar in anderen Bundesländern, aber schon gar nicht in Wiens Schulen nicht mehr, weil es jetzt kooperativer zugeht. Da geht es nicht mehr nur von einer Richtung in die andere: Man setzt einfach ein bisschen höher an, man kann die anderen einfach überschreien. Aber wenn man diesen Zugang hat, dann wird vieles klar. Dann braucht man nämlich für viele Dinge keine zusätzlichen Lehrer, und dann erschließt sich mir auch der Zugang der ÖVP bei dieser tollen Rechnung. 

Da sie immer wieder hier herumgeistert, nun meine Nachrechnung der tollen Rechnung: Es geht um zirka 10 000 Pflichtschullehrerinnen und -lehrer in Wien, diese Zahl ist im Finanzausgleichsgesetz festgelegt. Darüber hinaus wird jährlich ein Stellenplan des Landes beantragt, weil ja die Schülerzahlen jedes Jahr neu sind, und hier gibt es diese Verhältniszahlen - für Lehrer und Schüler, für die Volksschule, für die Hauptschule und für die Sonderschule - vermerkt.

Was dort nicht drinnen ist - und jetzt geht es um die wesentliche Sache -, sind Lehrerinnen und Lehrer für den muttersprachlichen Zusatzunterricht in 18 Sprachen in Wien, sind Begleitlehrer für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, sind die Lernzeiten in der Nachmittagsbetreuung und Ganztagsschule, sind Supplierungen, Beschäftigungsverbote, Langzeit-Kran-
kenstände, Integrationsklassen - immerhin 660 in Wien -, Native Teachers, Stützlehrer, Psychagogen und Beratungslehrer, Sprachheillehrer. Das ist schon eine ganze Latte derjenigen, die da - offensichtlich bewusst, denn Sie haben jetzt mehrere "Sümpfe" durchleuchtet und wollen sie trockenlegen - vergessen werden.

Was steckt da für ein Ziel dahinter? Das frage ich mich schon. Alle Lehrer, die ich jetzt aufgezählt habe, machen bestimmte Dinge: Sie tragen das soziale Wiener Bildungssystem, sie sichern den sozialen Frieden in unserer Stadt, sie bringen MigrantInnenkindern unsere Sprache bei, sie unterrichten Kinder in Krankenhäusern und und und; vor allem aber: Sie unterrichten!

Wenn Sie sagen, dass wir unsere Lehrer falsch einsetzen, dann hat das etwas Richtiges und etwas Falsches. Falsch ist es, wenn Sie unterstellen, dass sie irgendwo in der Verwaltung sind. Von den 10 000 Lehrerinnen und Lehrern, um die es da geht, sind in Wirklichkeit 30 in der Verwaltung im Stadtschulrat für Wien eingesetzt; sie sind in der Personalvertretung, sie sind EDV-Koordinatoren für Schulversuche et cetera; 30 von 10 000! Diejenigen, die für Sie offensichtlich falsch eingesetzt sind, sind eben genau all jene, die nicht nur zuständig sind für Wissensvermittlung an Kinder, die bis Mittag in der Schule sind, für die zu Hause die Mama kocht und die nachher mit ihren Eltern brav die Hausübung machen können; alle anderen sind Ihnen nicht ganz so wichtig. 

Das ist nicht unser Zugang. Unser Zugang ist es, massive Anstrengungen zu machen, die zu einer Chancengleichheit führen, die allen Kindern in Wien die gleiche Gelegenheit geben sollen zu lernen. Das ist das Wiener Modell, auf das wir zu Recht stolz sind und das wir uns von Ihnen nicht kaputt machen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn es genug LehrerInnen für diese Arbeit gibt, die ich gerade erwähnt habe, erspart man sich etwas anderes: Dann erspart man sich die Forderung, dass man sie mit "Gios" Schulbus quer durch Wien schickt, weil man das dann an den Schulstandorten schafft. Noch einmal: Was würde denn das bedeuten? Abgesehen davon, dass Sie jetzt offensichtlich auch die Verschickung von Lehrstellensuchenden nach Oberösterreich per Schulbus fordern: Was würde das bedeuten? Es gäbe keine freie Schulwahl, es gäbe einen Zwang, denn es geht ja auch in eine andere Richtung - das sollten Sie einmal mit Ihren Kollegen Tiller, Gerstbach et cetera besprechen -, die Hin-und-her-Verschickungen müssten ja auch in eine andere Richtung gehen. 

Aber wie auch immer, unser Zugang ist einfach der, die Lehrerinnen und Lehrer für Integrationsmaßnahmen, für Sprachförderung et cetera zur Verfügung zu stellen. Dafür werden wir beim Bund kämpfen, und das werden wir auch tun, wenn es Ihnen nicht passt.

Die zweite Bemerkung, die ich zu machen habe: Maria Vassilakou hat ganz am Beginn relativ spaßige Ausführungen über skurrile Auswüchse dieser Debatte gemacht; es geht um den Schnitzel-Antrag, den ich gar nicht weiter erwähnen möchte. Jetzt möchte ich schon klarstellen, ich kann dieser Spaßigkeit der Frage und der Beobachtung über die Irrelevanz total folgen, sie hat vollkommen Recht. 

Nur möchte ich eines schon sagen, was mir auffällt: Es ist von den GRÜNEN in dieser Debatte kein einziger Antrag mit eigenen Vorschlägen gekommen! Was wir hier haben, ist eine Anfrage an den Bürgermeister mit zehn Fragen, und für die Antwort darauf, die mehr als eine halbe Stunde gedauert hat, wurde dann von Frau Jerusalem eigentlich nur Verhöhnendes gefunden. Vielleicht kann man das nachprüfen, Frau StRin Cortolezis hat ja das Protokoll. Ich habe einen Satz in Erinnerung, wie: „Ich habe in dieser gesamten Rede keinen einzigen Ansatz für Integrationsmaßnahmen und Sprachförderungen gefunden, der irgendwie dazu führen könnte, dass Wiener Kinder beim nächsten PISA-Test besser abschneiden können." Ich weiß nicht - unkonstruktiver, polemischer geht es überhaupt nicht! (Beifall bei der SPÖ.)

Es geht um genau das, was sich Ihre Kollegin Vassilakou am Beginn gewünscht hat: Dass man sich doch ernsthaft mit dieser Sache auseinander setzen soll. Also setzen Sie sich bitte auch mit unseren Vorschlägen auseinander! 

Da ich das jedenfalls tun möchte, möchte ich auf ein paar Punkte eingehen, die ich von den drei GRÜNEN-Rednerinnen gesammelt habe. Erstens kommt immer wieder Folgendes vor: Es gibt für den gesamten Kindergartenbereich zehn muttersprachliche Betreuer, und das ist ein echter Wahnsinn.

Was Sie meinen, sind die zehn muttersprachlichen Mitarbeiterinnen des Netzwerks für interkulturelle Kindergarten- und Hortpädagogik, die alle anderen Pädagoginnen und Pädagogen massiv unterstützen: Mit eigenem Material, bei Konflikten, bei der Erstellung von Medienkoffern et cetera. Darüber hinaus gibt es in Wien mehr als 200 - konkret 215 - MitarbeiterInnen mit verschiedener Muttersprache, also ein bisschen mehr als 10; das könnte man in den Zahlen vielleicht herausfinden. Es gibt aber darüber hinaus SprachheilpädagogInnen, die die Kurse für alle Vierjährigen, die es brauchen, durchführen. Es gibt die Sprachförderung. Der Bildungsplan, Frau Mag Cortolezis-Schlager, ist in Umsetzung, er wurde vor zwei Wochen vorgestellt. 

Was es vor allem nicht gibt - und ich finde es wirklich schade, dass das überhaupt gekommen ist -: Es gibt keine Verhinderung des Zugangs für Zuwandererkinder in Wiener Kindergärten. Alle Zahlen sprechen das genaue Gegenteil. Wenn man sich jede Alterskohorte anschaut, sind prozentuell sogar ein bisschen mehr Kinder mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft in den Kindergärten, als wenn man sich die Alterskohorte in der Gesamtgesellschaft anschaut. Es ist schlicht und einfach falsch, und ich möchte Sie bitten, das hier zu unterlassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ebenfalls falsch ist natürlich die Debatte um die Lehrer; über die Schuldzuweisung an die Lehrer haben wir schon sehr oft diskutiert. Nur eine kurze Anmerkung für Mandatarinnen und Mandatare, die auf die Verfassung der österreichischen Republik vereidigt sind: Der Bund ist nach Bundes-Verfassungsgesetz zuständig. 

Würden wir davon abgehen - das kann man natürlich politisch diskutieren -, hieße das, dass sich reichere Gemeinden ein bisschen mehr leisten könnten. Bundeseinheitliche Bildungszugänge gäbe es dann nicht mehr. Wir sind dagegen! Und dass wir nach fünf Jahren, in denen unser Bgm Häupl insgesamt mehr als 900 Lehrer-
innen und Lehrer zusätzlich herausverhandelt hat, noch immer diskutieren und sagen: Er ist schuld, und wir sollen es uns selber zahlen, das zeigt, dass es eigentlich nicht um die Sache geht, sondern nur darum, dass Sie uns in dieser Sache eine Schuld umhängen wollen, die wir nicht haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Somit bleibt übrig - und das finde ich schade -, dass Sie mit dieser Dringlichen Anfrage sozusagen einen Tagesordnungspunkt, eine Plattform geboten haben für die Parolen der FPÖ-Redner, denen wir mehr oder weniger lauschen mussten, die geprägt sind von einer Angst, von einem Abgrenzungsdrang, von einer Sichtweise des Besser/Schlechter, Oben/Unten: Wer kommt, muss sich unterordnen!, einer Sichtweise, die in Integration keine gemeinsame Anstrengung sieht, sondern schlicht und einfach einen Zwang, sich einer fiktiven Mehrheits-Leitkultur anzupassen, was auch immer das konkret ist. 

Ich möchte Folgendes klarstellen: Es gibt etwas, dem man sich anpassen muss, und zwar alle Österreicherinnen und Österreicher, alle, die in diesem Staat wohnen, und das ist unsere Rechtsordnung. Da geben wir keinen Millimeter nach, das ist ja vollkommen klar. 

Aber darüber hinaus - wenn wir schon bei der Mehrheitsgesellschaft sind - möchte ich Ihnen schon etwas sagen: Die Mehrheit in unserer Stadt profitiert von der kulturellen Vielfalt, die sehr viel mit Integration und mit vielen verschiedenen Kulturen zu tun hat. Die Mehrheit ist stolz auf die intellektuellen Leistungen verschiedener wichtiger Wienerinnen und Wiener, und das hat ganz, ganz viel mit Zuwanderung und Integration zu tun. Die Mehrheit genießt die gastronomische Vielfalt des Multikulti - damit das Wort heute einmal fällt. Die Mehrheit vor allem - und das möchte ich Ihnen mitgeben -, auch in diesem Haus die überwiegende Mehrheit, will von Ihren Hassparolen nichts hören. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Jerusalem gemeldet. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur zur Erinnerung: Was ich besonders hervorgehoben und gelobt habe, war die Tatsache, dass mehr in Beratung und Information dieser Eltern investiert werden soll. - So viel dazu.

Jetzt die tatsächliche Berichtigung in Bezug auf die muttersprachlichen ErzieherInnen in den Kindertagesheimen, damit Sie auch wissen, woher ich die Information beziehe (Die Rednerin hält eine Broschüre in die Höhe.): In diesem Heft, herausgegeben vom Integrationshaus - ich nehme an, Sie haben es -, sagt Frau Elisabeth Urban - sie ist Ihnen möglicherweise bekannt -, pädagogische Regionalleiterin in der MA 10 der Stadt Wien, Folgendes: Erstens kritisiert sie, dass keine offiziellen Elternvereine im städtischen Bereich bei den Kindertagesheimes existieren. Das finde ich auch höchst interessant. 

Was sie aber besonders hervorhebt, ist - und ich zitiere -: „Es fehlen jedoch muttersprachliche ErzieherInnen. Ihre Anzahl bleibt in den Kindertagesheimen der Gemeinde Wien seit zehn Jahren auf demselben schamhaften Niveau von zehn Personen." Zehn Jahre, zehn Personen - so schaut es aus! Ich kann Ihnen nicht helfen, es ist so. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Auch die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir kommen zur Abstimmung über die drei Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag wurde eingebracht von den Freiheitlichen, betreffend Speiseplan in Kindergärten, Schulen und Kindertagesheimen der Stadt Wien.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag findet nicht die notwendige Mehrheit, er ist nur von den Freiheitlichen unterstützt.

Der zweite Antrag wurde eingebracht von der ÖVP und den GRÜNEN, betreffend Angebot kostenloser Nachmittagsbetreuung an Wiens Pflichtschulen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Der dritte Antrag betrifft einen ausgewogenen Speiseplan in Kindergärten, Schulen und Kindertagesheimen. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies ist somit einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Heinz-Christian Strache, Mag Gerald Ebinger und David Lasar eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "gescheiterte Drogenpolitik in Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Ich möchte erwähnen, dass gemäß § 37 Abs 5 die Freiheitlichen auf die Verlesung verzichten.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung laut § 27 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Zur Begründung dieser Dringlichen Anfrage erteile ich Herrn Klubobmann GR Strache das Wort. - Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

In Österreich und vor allen Dingen in Wien - das muss eingangs festgehalten werden - gibt es ein immer stärker anwachsendes Drogenproblem. Das ist vor allem in Wien sehr eklatant der Fall. Wir erleben leider Gottes, obwohl wir seit Jahren davor warnen, ein immer wieder vorhandenes Negieren von Seiten der Stadtregierung, ein Schönreden, das von der Stadtregierung hier in Wien gelebt wird.

Da muss man schon eines festhalten: Die aktuellen Zahlen und Fakten sprechen letztlich eine leider Gottes sehr eindrucksvolle Sprache. Wir befinden uns in einer katastrophalen Entwicklung, die auch laut Drogenbericht 2005 des Gesundheitsministeriums festzumachen ist. Die Zahl der jährlichen Todesfälle durch Suchtgiftkonsum ist von 1997 bis 1999 von 160 auf 180 angestiegen, weiter im Jahr 2003 auf 189 Drogentote, und sie liegt 2004 bei 224 Toten. Die Zahl der Drogenabhängigen in der Stadt Wien stieg von 6 000 im Jahr 2001 auf 8 000 im Jahr 2004. Laut einer IFES-Befragung von 600 Personen haben zwei von hundert Befragten - insgesamt rund 10 000, wenn man das hochrechnet - schon Erfahrung mit Ecstasy, Speed oder Kokain gemacht, und ebenso viele mit Heroin, wie in dieser Befragung herausgekommen ist. Die Dunkelziffern liegen aber weit darüber. 

Auch die Verbrechen im Bereich der Drogenkriminalität sind steigend. Wir haben laut aktuellem Drogenbericht Zuwachsraten von 8,42 Prozent im Bereich der Drogenkriminalität, und es gibt ein Ansteigen in den Bereichen Beschaffungskriminalität, Raubüberfälle auf Passanten und Trafiken, Einbrüche in Fahrzeuge und andere Objekte sowie Zunahme der Gelegenheitsdiebstähle, die stattfinden. Ebenso wurde im Bericht eine relativ große Nachfrage nach Drogenersatzmitteln dokumentiert und festgehalten. 

Das alles sind erschütternde Zahlen, sodass man eigentlich meinen sollte, dass man jetzt handelt und dass man aufwacht, wenn man diese Zahlen liest. Aber das vernehmen wir nicht. Wir haben zwar vor der Wiener Wahl sehr publikumswirksam erlebt, dass sich der rote Bgm Michael Häupl mit der schwarzen Innenministerin Liesl Prokop zusammengesetzt hat und dass ein Sicherheitskonzept für Wien vorgestellt wurde, aber da muss man sagen, das war wirklich der größte Flop, den wir in dem Bereich bisher erleben mussten! 

Es verdient den Namen Sicherheit überhaupt nicht, wenn man hergeht und ein paar Büsche auslichtet, zwei Plätze in Wien zu einer so genannten Schutzzone umgestaltet, es dabei belässt, ein paar Kameras zu montieren, und dann sagt: Das ist jetzt das tolle Sicherheitskonzept für Wien. Da muss ich sagen: Huch, die Drogendealer fürchten sich maßlos vor solchen drastischen Maßnahmen, die da eingeführt werden, sie haben wirklich große Angst! Wenn man glaubt, mit solchen unsinnigen Maßnahmen, die man als Sicherheitskonzept darstellt, erfolgreich sein zu können, dann wird man scheitern müssen, und dann wird die Problematik weiter ansteigen und anwachsen. Aktionen wie solche Schutzzonen oder das Auslichten von Sträuchern sind wirklich eine Schrebergärtnerei gegen die Drogenkriminalität und sind nicht sinnvoll. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn schon, dann muss man wirklich hergehen und sagen: Wir wollen den Kampf gegen die Drogenkriminalität aufnehmen! Wir wollen nicht zusehen, wie auf Wiens Straßen und Plätzen, in U-Bahnen und öffentlichen Verkehrsmitteln offen gedealt wird. Wir erklären Wien zu einer Schutzzone. Wir sind bereit, endlich die freiheitliche Forderung - die wir seit Jahren erheben und die Sie immer wegwerfen und wegstoßen - nach einer U-Bahn-Polizei, nach einer öffentlichen Verkehrspolizei umzusetzen und mit zu unterstützen. Wir sind bereit, endlich das zu tun, was die Freiheitlichen auch seit Jahren fordern, nämlich eine Sicherheitswacht in Wien einzusetzen, um eben gegen Drogendealerei auf Plätzen und Straßen vorgehen zu können. Dies mit solchen Maßnahmen verstärkt sicherstellen zu können, wäre eine richtige Vorgangsweise. 

Aber bei der SPÖ will man diese Probleme nicht erkennen. Da will man die Problematik von Drogenmissbrauch offensichtlich weiter schön reden und herunterreden. Das sieht man auch, wenn man den Drogenkoordinator hernimmt, der da sagt: Es ist eine reine Erfolgsstatistik der Polizei, die da gemacht wird. Er nimmt überhaupt nicht zur Kenntnis, dass es hier überall drastische Anstiege gibt, sondern er redet von einer reinen Erfolgsstatistik, spielt das wieder einmal herunter und verharmlost, statt dass er es ernst nimmt und auch sich selbst als jemanden versteht, der die Drogenbekämpfung und eine Hilfe für Betroffene in Angriff zu nehmen hat. Stattdessen versucht er offenbar, das zu verharmlosen. Das ist aber die Methodik, die wir seit Jahren, ja seit über einem Jahrzehnt in dieser Stadt leider Gottes erkennen müssen. Da legt man die Hände in den Schoß und behauptet frech, es ist ohnehin alles in Ordnung, und lässt in Wirklichkeit diesem Missbrauch weiterhin Tür und Tor offen. 

Wir erleben es ja, dass immer mehr Kinder und Jugendliche, immer mehr Studenten und Lehrlinge mit Drogen in Kontakt kommen, auch das sagt der Drogenbericht. Überall steigen dort auch die Zahlen von Menschen, die mit Suchtmitteln letztlich missbräuchlich in Kontakt gekommen sind und aufgegriffen worden sind, sodass man feststellen muss, das ist einfach etwas, weswegen man wirklich Alarm schreien muss und auch handeln muss. 

Der Bund, dem man auch vieles vorwerfen kann, hat zumindest im Bereich des Drogenmissbrauchs Minimalerfordernisse durch Drogenkontrollen im Straßenverkehr sichergestellt. Damals haben Sie auch geschrien; ich kann mich noch genau erinnern an das SPÖ-Geschrei in diese Richtung und daran, dass Sie damals gesagt haben, das alles gibt es ja nicht, das ist Unsinn, das alles kann man nicht kontrollieren, und es gibt quasi keinen im Straßenverkehr! - Aber heute kommt man drauf, dass bei Kontrollen schon mehr erwischt werden, die illegale Drogen genommen haben, als Alkoholmissbrauch am Lenkrad im Straßenverkehr stattfindet. Das sind interessante Dinge, und da möchte ich schon in Erinnerung rufen, dass Sie auch hier falsch gelegen sind. 

Drogenkontrollen im Straßenverkehr und auch höhere Strafobergrenzen, das sind richtige Vorgangsweisen gegen Verbrecher. Das sagt sogar die Europäische Union! Wir fordern seit Jahren, dass die Strafrahmen erhöht werden, und jetzt kommt sogar die Europäische Union daher und sagt, dass das, was die Freiheitlichen seit Jahren in Österreich und in Wien verlangen, jetzt umgesetzt werden muss, weil wir zu niedrige Strafgrenzen haben. Das alles ist wirklich toll, und ich kann mich auch an Ihr Geschrei in diesem Bereich erinnern, als Sie gesagt haben: Nein, Strafgrenzen kann man doch nicht erhöhen, und wir liegen da richtig!

Prävention erlebe ich in dieser Stadt bis heute nicht. Da müsste man in der Volksschule und darüber hinausgehend ansetzen, eben rechtzeitig bei Kindern und Jugendlichen. Wo ist da die viel gepriesene Prävention, die notwendig wäre, um das zu verhindern? Ich erlebe leider Gottes überhaupt keine Evaluierung in Wien, die gibt es in dieser Stadt nicht, die ist nicht existent. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da wird von irgendwelchen Konzepten gesprochen, die überhaupt nicht überprüft werden - Larifari-Konzepte, genauso wie das Sicherheitskonzept für Wien, das der Herr Bürgermeister mit seiner schwarzen Kollegin, Frau Innenministerin Liesl Prokop, vor der Wien-Wahl so großartig angekündigt hat und das wir eigentlich als etwas erleben müssen, was reinster Holler ist. Aber so zieht sich das wie ein langer Faden durch, mit Beruhigungspillen für die leidgeprüfte Bevölkerung. 

Wenn du dann auch einmal mit Drogen in Kontakt kommst, dann geht es dir in der Regel nicht so, wie wenn du ein Prominenter bist. Als Prominenter hat man wahrscheinlich die Möglichkeit, das eine oder andere finanziell abzufedern, wahrscheinlich wie beim Einzelschicksal Fendrich, der das ja augenscheinlich macht, dass es zumindest so ist, dass der Konsum von Drogen, eben Koks oder Marihuana oder auch Aufputschmitteln, in unserer Gesellschaft letztlich immer stärker angewachsen ist.

Da muss man schon eines festhalten: Die meisten, die sonst davon betroffen sind, sind keine Prominenten, es sind meistens Leute, die aus niedrigeren sozialen Schichten kommen. Sie haben andere Probleme. Für sie ist es dann wirklich ein Problem, wieder wegzukommen, sie können sich den Drogenentzug nicht einfach so leisten. Sie können nicht irgendeiner Zeitung ein Interview geben, in dem sie das sozusagen locker darstellen. Sie sind allein gelassen, sie brauchen Hilfe. 

Es gibt viel zu wenige Therapieplätze, und da bin ich auch gespannt, ob man wirklich generell mit gleichem Maß misst: Ob das auch bei einem einfachen Drogensüchtigen, der Hilfe braucht und zu regelmäßigen Kontrollen zu gehen hat, und quer durch alle Gesellschaftsschichten so gehandhabt wird. Denn das ist notwendig. Laut Expertenmeinung ist es ja so, dass man eine mindestens gleich lange Zeit wie die, die man süchtig verbracht hat, auch wieder abstinent leben muss, um wirklich davon wegzukommen, sonst ist eben die Abstinenz nicht gesichert; vor allen Dingen ist man nicht "clean" im eigentlich Sinn. Deshalb ist das auch etwas, was man für alle Gesellschaftsschichten beachten muss, und man muss alle gleich behandeln. 

Wir erleben, dass nicht allein der Drogenkonsum ansteigend ist. Es gibt steigende Kriminalitätszahlen, es ist so, dass der Drogenhandel ein ansteigender ist, es ist so, dass auch laut dem Bericht ganz klar und deutlich gesagt wird, dass der Drogenhandel in schwarzafrikanischer Hand ist. Auch das steht im Bericht. Das alles sind Umstände, wo auch festgehalten wird, dass immer größere Drogenmengen im Umlauf sind und unser Land überschwemmen, und auch der Umstand, dass der Kreis der Drogenbetroffenen ein immer größerer, aber auch ein immer jüngerer wird.

All das sind dramatische Entwicklungen, wovon Kinder, Schüler, Studenten und Lehrlinge und natürlich viele Promis betroffen sind, Journalisten, Rechtsanwälte und ich weiß nicht, wer aller aus dem Bereich. Wie wir in "NEWS" gelesen haben, sind ja fast alle Lokalitäten, die es heute in Wien gibt, von Restaurants bis Bars und Diskotheken, davon betroffen, dass man am Klo seine Line zieht, und man konnte bei den Tests draufkommen, dass das dort gang und gäbe ist. 

Auch das zeigt ja schon, dass hier ein großer Handlungsbedarf besteht und dass man in der Drogenpolitik massiv etwas ändern muss, um gesellschaftspolitisch auf die Problematik aufmerksam zu machen und gegenzusteuern. Da kann man nicht mit einem Augenauswischerei-Paket à la Häupl erfolgreich sein, da muss man sich sicherlich etwas anderes einfallen lassen. Da wird es notwendig sein, sich effiziente Maßnahmen zu überlegen, vor allen Dingen die bisherige, völlig gescheiterte Drogenpolitik in Wien zu beenden und einen anderen Kurs in dem Bereich einzuschlagen. Das ist ja das, was einzufordern ist.

Natürlich muss man auch jenen, die in der Öffentlichkeit stehen, eines auf den Weg mitgeben: Das sind Idole für viele junge Menschen. Wenn heute immer mehr Musiker und Prominente dies sozusagen als ein Kavaliersdelikt und als normal betrachten, wodurch auch suggeriert wird, dass das alles harmlos ist, und wenn immer mehr Idole den Jugendlichen als Vorbild dienen, indem sie süchtig sind, indem sie Drogen nehmen - wie Goldberger oder Wegas oder eben Fendrich -, dann ist das auch etwas, was nicht einfach wegzuwischen ist. Auch wenn Fendrich sagt, dass er sich nicht für seine Anhänger verantwortlich fühlt und dass er kein Idol ist, das Vorbildwirkung hat - wie er als Barde auch sagt -, so muss man trotzdem sehen, dass viele junge Menschen ihn nachahmen und ihn als Idol sehen. Das ist auch das Gefährliche in dieser Entwicklung, worauf man aufpassen muss.

Natürlich gibt es in manchen Gesellschaftskreisen auch das Motto: "Geht's dir gerade nicht gut, hast du Sorgen oder willst du guten Sex, dann nimmst du Koks oder hascht dich ein, dann ist alles in Ordnung." Das ist genau der Irrsinn, der in unserer Gesellschaft doch Verbreitung findet. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Da muss man entgegenhalten, und letztlich muss man auch gesellschaftspolitisch etwas gegen diese Fehlentwicklung unternehmen und darf es nicht schön reden. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Masse der Betroffenen kann in so einem Fall nicht leicht den Hals aus der Schlinge ziehen. Die Masse der Betroffenen, die in eine Drogenabhängigkeit geraten, endet meistens im Elend, in der Verarmung, im Gefängnis, es kommt zum Abstieg nach ganz unten, und das ist es eben. 

Drogenprogramme in Wien werden nicht evaluiert. Genau dort müssen wir ansetzen, und das ist auch einer der Punkte, die wir kritisieren. Wir brauchen mehr Therapieplätze, als heute vorhanden sind, wir müssen den Süchtigen helfen, wir müssen Präventionsmaßnahmen verstärken. 

Es bringt nichts, wenn ich am Karlsplatz eine Schutzzone von 150 m verordne - und dann stehen am Meter 151 alle herum, und in der Passage geht es weiter wie eh und je. Das kann doch, bitte, nicht die Methode sein, mit der Sie wirklich ernsthaft der Meinung sind, dass man erfolgreich sein kann! Das kann ja nicht sein, dass Sie das den Wienern vormachen wollen. (Beifall bei der FPÖ.) Das stößt den Wienern wirklich auf, und das erleben die Wiener, dass da in Wirklichkeit immer wieder nur Larifari-Aktionen stattfinden und das Problem ein weiter anhaltendes ist. 

Deshalb glaube ich, dass wirklich einiges zu tun ist. Effiziente Drogenbekämpfung ist notwendig, und dabei darf man sich nicht nur um die kleinen Junkies kümmern. Natürlich geht es auch um die, und man kann es nicht so rechtfertigen, dass man sagt: Das ist ein kleiner Junkie, den lassen wir stehen und der soll weiterdealen, wir kümmern uns nur um die Großen. Natürlich muss letztlich auch der kleine Junkie in Angriff genommen werden. Wenn man den kleinen Junkie ausschaltet, dann wird der große Fisch bald keinen mehr haben, der für ihn verteilen geht. 

Wenn man aber die heutige Realität in Wien hernimmt, worüber die Exekutivbeamten mir erzählen, dass sie jemanden festnehmen, der gedealt hat, und 24 Stunden später ist derjenige wieder auf der Straßen anzutreffen und zeigt ihnen die lange Nase, später trifft man ihn erneut bei einer Deal-Aktion an, nimmt ihn noch einmal hops, und nach 48 Stunden ist er wieder auf der Straße - na, dann kann man verstehen, dass gerade im Exekutivbereich viele wirklich aufgegeben haben. Aber das kann es nicht sein. 

Natürlich muss man auch festhalten, was vor wenigen Tagen der Vorfall von Graz gezeigt hat. Da sind abermals einige Personen verhaftet worden, die schwunghaften Handel mit der Ersatzdroge Substitol betrieben haben; neben anderen Substanzen haben sie 7 500 Stück - 7 500 Stück! - Substitol verkauft, mit einem Gesamtwert in der Höhe von 500 000 EUR. Diese kleine Gruppe ist in Graz festgenommen worden. Das ist jenes Mittel, an dem in den letzten Wochen und Monaten zahlreiche Jugendliche in Österreich verstorben sind. 

Da darf man jetzt raten - und Sie dürfen raten -, wo man laut Ermittlungsergebnissen diese Ersatzdroge besorgt hat. Sie haben das angegeben: Am Karlsplatz in Wien! In Wien hat man diese Substitol-Präparate besorgt; man hat sie letztlich von Menschen gekauft, die im Drogenersatzprogramm stecken. Das ist natürlich interessant, weil daran auch augenscheinlich wird, dass Substitol offensichtlich für viele Menschen, die in diesem Drogenersatzprogramm stecken, viel zu hoch eingestuft wird. Durch diese zu hohe Einstufung ist ein Überschuss vorhanden, der zu einem fleißigen Handel führt beziehungsweise von manchen, die in so einem Drogenersatzprogramm stecken, wahrscheinlich verkauft wird, um sich wieder eine feine, gute Droge kaufen zu können.

All das ist etwas, was uns auch wieder als Alarmsignal dienen sollte. Was können wir unternehmen, um gegen solche Entwicklungen vorzugehen und diese zu verhindern? 

Das Drogenkonzept der Stadt Wien aus dem Jahr 1999 ist eines, das meiner Meinung nach überholt ist. Da müssen wir handeln, und ich möchte auch eines für mich festmachen. Wir haben in Wien einen Drogenkoordinator, und da ist allein schon die Begrifflichkeit für mich schmerzvoll. Ich meine, der Drogenbereich, der Drogenhandel und all das koordiniert sich ohnehin von selbst. Wenn schon, dann stelle ich mir das anders vor: Dann stelle ich mir einen Anti-Drogenkoordinator vor! Dann stelle ich mir jemanden vor, der seine Aufgabe wirklich dahin gehend versteht, die Drogenbekämpfung zu unterstützen und den Betroffenen zu helfen, aber nicht herzugehen, Polizeistatistiken als Erfolgsstatistiken darzustellen und den Drogenkonsum sozusagen herunterzuspielen, ja sogar bei Haschischkonsum einzufordern, dass das Strafrecht da überhaupt ersatzlos zu streichen ist. 

Das ist für mich ein völlig verfehlter Denkansatz! Und es zeigt dies für mich auch das Versagen der Wiener Drogenpolitik auf breiter Ebene. Da ruiniert man letztlich auch die Einrichtung des Koordinators, der Anti-Drogenkoordinator heißen sollte. Ich meine, dass es bei den Verfehlungen, die es in dem Bereich gibt, wirklich notwendig ist, den Rücktritt des Drogenkoordinators zu fordern. 

Ich sehe, dass ich schon in der letzten Minute meiner Redezeit bin, und möchte nun, damit man hier nicht weiterhin fahrlässig handelt, sondern Änderungen in Angriff nimmt, zum Abschluss einen Beschlussantrag einbringen, aber davor noch etwas aus dem Drogenbericht vorlesen. 

In dem Bericht liest man, dass ein abermaliges Ansteigen der Täterschaften aus den westafrikanischen Ländern festzustellen ist. Dort heißt es: „Diese Tatsache betrifft gleichermaßen die offenen Wiener Suchtmittelszenen als auch den organisierten Suchtmittelhandel. Die offenen Wiener Suchtmittelszenen wurden und werden eindeutig von Angehörigen westafrikanischer Staaten dominiert, wobei jedoch auch Angehörige anderer Nationen - wie ehemaliges Jugoslawien, nordafrikanische Staaten - angetroffen und festgenommen wurden." Ich zitiere weiter: „Dealer wie Abnehmer sind aufgrund des guten öffentlichen Verkehrsnetzes sehr mobil, weshalb die noch bis vor einigen Jahren auf ein paar Örtlichkeiten in Wien konzentrierte Suchtmittelkriminalität mittlerweile fast im gesamten Stadtgebiet stattfindet."

Das sind die Realitäten! Und das stammt nicht von mir, sondern das stammt aus einem offiziellen Bericht des Innenministeriums. Das kann man nicht wegwischen, das steht hier schwarz auf weiß. Da fragt man sich, warum unsere Forderungen bis heute von Ihnen einfach negiert und nicht umgesetzt werden.

Wir werden daher einen Beschlussantrag einbringen. Wir werden nämlich nicht handlungsunfähig und handlungsunwillig sein, so wie Sie das sind, so wie die Stadt Wien das im Rahmen Ihrer Verantwortlichkeit gegenüber der ausufernden Drogenkriminalität lebt, wobei Sie der Entwicklung tatenlos zusieht. 

Wir fordern mittels Beschlussantrags als ersten Schritt in die richtige Richtung, dass der derzeitige Drogenkoordinator Michael Dressel abgesetzt wird. Sein Aufgabenbereich soll im Sinne einer Kompetenzerweiterung verbunden und mit Durchgriffsrechten neu definiert werden. Im Zuge dieser Neudefinition soll eine Änderung der Bezeichnung in Anti-Drogenkoordinator erfolgen, woraus auch der Kampf gegen Suchtmittelmissbrauch ersichtlich ist. 

Diesen Antrag bringen wir ein, und wir hoffen, dass Sie endlich einmal diese dramatische Entwicklung zur Kenntnis nehmen, nicht schön färben und hier auch bereit sind, Ihre verfehlte Drogenpolitik zu beenden und eine effiziente in Angriff zu nehmen. Auch Holland hat als ehemals bekannt liberales Land erkannt, dass sein Weg der falsche war, sodass man heute auch in Richtung Restriktion unterwegs ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Kurz hatte ich mich der Illusion hingegeben, dass die Begründung und die Sorgfalt, die wir in der mündlichen Stellungnahme hören werden, etwas genauer und seriöser ist, als es die Anfrage ist. Ich entschuldige mich für diesen Irrtum; ich vergaß, dass es der Kollege Strache ist, der diese Begründung persönlich abgeben wird. 

Zur Sorgfalt dieser Anfrage möchte ich Sie nur darauf hinweisen, meine Herren, dass Sie Ihre Dringliche Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales stellen, und einige Zeilen weiter unten meinen Sie: „Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern für den Gemeinderat der Stadt Wien die Dringliche Anfrage an den Herrn Bürgermeister." Es ist also nicht einmal in dieser Anfrage klar, an wen sie sich richtet, und ich denke, das ist symptomatisch für die Seriosität und für die Sorgfalt, die dieser Anfrage zugrunde liegt. 

Ich bedauere das außerordentlich, denn zu dem Thema ist meiner Ansicht nach eine seriöse Diskussion notwendig. (GR Heinz-Christian Strache: Das Sie ausgelagert haben aus dem Fonds Soziales Wien!) Ja, mit der Zustimmung Ihres Vertreters! (GR Heinz-Christian Strache: Sie nehmen das Thema nicht richtig ernst!) Aber ich nehme an, das wird eines der vielen Dinge sein, die Sie jetzt wieder verleugnen, die Sie auf einmal nicht wissen und worüber Sie sich nicht entsprechend informiert haben. Denn das ist leider die Grundlage all dessen, was in dieser Anfrage vorkommt, und ich darf Sie darauf hinweisen, dass es eine Vielzahl von Möglichkeiten gibt, sich seriös über die Drogenpolitik und die Präventionsarbeit dieser Stadt zu informieren. 

Ich bedauere es, weil wir eigentlich sowohl im PSD als auch im FSW und im Drogenbeirat - vor allem mit dem Kollegen Ebinger, der neu dazugekommen ist - bisher eine recht sachliche Diskussionsgrundlage gehabt haben. Von meiner Seite werde ich mich weiter darum bemühen, weil, wie gesagt, das Thema ein sehr, sehr wichtiges ist. Aber Sie müssen sich schon die Bemerkung gefallen lassen, dass viele der Dinge, die Sie hier fragen, schon wiederholt beantwortet wurden. 

Dieser eine Zwischenruf, Herr Strache, war jetzt symptomatisch, gerade zu diesem Thema, warum wir die Drogenkoordination organisatorisch aus dem FSW herausgelöst und an den Psychosozialen Dienst angegliedert haben. Das hat sehr gute Gründe, weil wir nämlich wissen - und das entspricht der internationalen Diskussion -, dass sehr viele Drogenabhängige auch psychisch krank sind und es daher absolut Sinn macht, intensiver, besser und vernetzter zu arbeiten. 

Darüber hat es nicht nur eine ausführliche Information in der PSD-Sitzung gegeben, es hat sogar eine persönliche Einladung an alle Fraktionen gegeben. Sowohl Kollege Brinskele als Geschäftsführer als auch Kollege Dressel haben sich angeboten, die Fraktionen persönlich über die Hintergründe zu informieren. Die GRÜNEN-Fraktion hat dieses Angebot sehr ausführlich und sehr kritisch konstruktiv wahrgenommen, und es ist schon ein bisschen merkwürdig, dass Sie dies nicht getan haben. Nebenbei bemerkt: Im PSD-Vorstand ist die Statutenänderung einstimmig durchgegangen, aber jetzt nehmen Sie das hier als einen der vielen Anwürfe - und ich sage, unseriösen Anwürfe - in dieser Anfrage.

Viele der Dinge, die in dieser Anfrage drinstehen, ergeben sich aus unserem Drogenkonzept. Fast alle Fragen sind mit den Unterlagen beantwortet, die wir wirklich sehr bereitwillig, sehr offensiv und interessiert an jeder konstruktiven Diskussion im Drogenbeirat verteilen. Ich bedauere, dass diese unsere Informationen offensichtlich nicht gelesen werden, denn sonst könnten diese Behauptungen nicht in dieser Anfrage vorkommen. Wenn man nicht unterstellt, dass Sie lügen - und das will ich nicht -, dann kann es nur so sein, dass Sie offensichtlich alle diese Unterlagen nicht lesen, aber auch keine Zeitungen und keine Berichte des Bundes lesen. Darauf werde ich in der Beantwortung der einzelnen Fragen noch näher eingehen, denn sehr viele der Behauptungen, die da drinstehen, stimmen nicht. 

Es stimmt zum Beispiel nicht, dass sich die Suchtgiftproblematik in Wien radikal verschärft hätte. Wenn Sie zum Beispiel das Suchtmittel-Monitoring, das wir in der letzten Sitzung verteilt haben und diskutiert haben, sich nur ein wenig angeschaut hätten, dann wüssten Sie, dass dies nicht der Fall ist. Ich zitiere: „Der Suchtmittelkonsum der Wiener Bevölkerung hat sich gegenüber den letzten beiden Jahren kaum verändert." Ich zitiere weiter: „Auch bei den so genannten härteren Drogen ist kein signifikanter Konsumzuwachs festzustellen."

Das heißt nicht, dass wir uns zurücklehnen und denken, es sei ohnehin alles in Ordnung - ganz sicher nicht! Jeder einzelne Drogenabhängige, und erst recht jeder einzelne Drogentote, ist für uns unglaubliche Motivation, hier noch aktiver zu werden, noch mehr zu tun, unsere Maßnahmen noch besser abzustimmen. Aber hier einfach Behauptungen in den Raum zu stellen, die in keinster Weise mit der Realität in Zusammenhang stehen, ist kontraproduktiv und nützt der Sache überhaupt nichts.

Sehr geehrte Damen und Herren! Jawohl, in Wien wird Suchtgift auf dem Schwarzmarkt gehandelt - leider! Der Traum von einer suchtlosen und drogenfreien Gesellschaft ist genauso unrealistisch wie der Traum von einer suchtlosen und drogenfreien Stadt. (GR Heinz-Christian Strache: ...der ungehinderte Verkauf am Karlsplatz uns sonst wo in Wien!) Diese gibt es nicht, und wir müssen alles daransetzen, um hier Gegenmaßnahmen zu setzen und vor allem gegen die Kriminalität aufzutreten. 

Aber auch Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der FPÖ, werden mich nicht dazu bringen, Verfassungsbruch zu begehen! Sie wissen ganz genau, wer für die Bekämpfung der Kriminalität zuständig ist, nämlich die Polizei. Und Sie wissen ganz genau, dass vor allem wir es sind, die immer wieder darauf hinweisen, dass wir mehr Polizei brauchen würden! Dort, wo wir mit der Polizei kooperieren, tun wir das und tun wir das sehr gut. Aber wenn es zu wenig Polizei auf den Straßen gibt, so liegt das nicht in der Verantwortung dieser Stadt, sondern es liegt in der Verantwortung der Bundesregierung, die wieder einmal am falschen Platz spart! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Noch etwas zu den von Ihnen zitierten Statistiken: Das Suchtmittel-Monitoring habe ich schon zitiert, und Sie kennen es. Also dürften Sie eigentlich diese Behauptungen nicht aufstellen, außer - was ich nicht sagen möchte - Sie lügen; aber das will ich nicht behaupten. Daher kann ich es mir nicht erklären, wie Sie dazu kommen.

Über eine zweite Statistik, die Sie zitiert haben, dachte ich bis vor 10 Minuten: Na, das ist eben leider auch eine Unterlage, die Sie nicht gelesen haben. In Ihrer Anfrage und auch jetzt wieder in Ihrer mündlichen Begründung behaupten Sie nämlich, dass die Anzahl der Drogenopfer in Wien steigt. Ich habe mir das wieder so erklärt - weil ich ja, wie gesagt, nicht annehmen möchte, dass Sie lügen -, dass Sie die Unterlagen nicht gelesen haben. Jetzt haben Sie aber genau aus dem Bereich zitiert, nämlich aus der Statistik des Bundesministeriums, in der genau diese Zahlen aufgeführt sind; in dieser Statistik steht ganz deutlich drin, dass die Anzahl der Drogentoten in Wien zurückgegangen ist!

Jetzt kann ich mir das nicht erklären. (GR Heinz-Christian Strache: Wie geht das, wenn da steigende Zahlen drinstehen?) Wenn Sie auf der einen Seite diese Unterlage gelesen haben - denn sonst hätten Sie ja nicht daraus zitieren können -, und ich Ihnen nicht unterstellen möchte, dass Sie lügen, dann verstehe ich nicht, wie das zustande gekommen ist. Denn diese Unterlage zeigt sehr deutlich, dass die Anzahl... (GR Heinz-Christian Strache: Die Zahl der Drogentoten ist doch angestiegen!) Österreichweit ist die Anzahl der Drogentoten gestiegen; was Wien betrifft, zitiere ich auch hier: „88 Menschen starben 2004 in der Bundeshauptstadt durch Suchtgift, 2003 waren es noch 92." In Wien ist die Zahl - entgegen dem, was Sie hier drinnen schreiben - zurückgegangen!

Um hier kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Jeder von den 88 ist einer zu viel, jeder Einzelne von diesen 88! Wenn wir nur einen retten können, rechtfertigt dies all das, was wir hier tun - und wir tun viel, Sie werden es im Laufe dieser Debatte noch hören -, für jeden Einzelnen davon. Aber hier einfach falsche Zahlen zu nennen, hier zu verunsichern, hier, statt gemeinsam über Verbesserungen zu diskutieren, Öl ins Feuer zu gießen, ist kontraproduktiv, ist unseriös, ist verantwortungslos! (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: Das heißt, Sie machen weiter wie die letzten zehn Jahre, fünfzehn Jahre!)
Nun zu den Fragen im Einzelnen. 

Zu den Fragen 1 und 2: Die Vielzahl der in den letzten Jahren gesetzten Maßnahmen... (GR Heinz-Christian Strache: Alles paletti! Alles super! Es gibt kein Problem!) Niemand hat behauptet, dass es kein Problem gibt. Aber offensichtlich sind Sie nicht in der Lage, differenzierte Beantwortungen zur Kenntnis zu nehmen. (GR Heinz-Christian Strache: Differenziert sind Ihre Antworten bei weitem nicht! - GR Harry Kopietz: Wahrscheinlich hat die Rede Kollege Blind...!) Und hören Sie bitte zu, denn jetzt werden Sie hören, was alles passiert ist, wenn Sie schon in den Unterlagen nicht lesen. 

Über die Vielzahl der in den letzten Jahren gesetzten Maßnahmen ist wiederholt berichtet worden, im Beirat des FSW, im Drogenbeirat, dort sitzen auch Ihre Vertreter und Vertreterinnen. Allein im letzten Jahr - nur in einem Jahr! - haben wir vier neue Einrichtungen beziehungsweise Projekte ins Leben gerufen. 

Der Bereich, den ich für besonders wichtig halte, ist die Einrichtung Dialog 10 mit 700 ambulanten Betreuungsplätzen. Das ist eine Einrichtung, die sich speziell an Jugendliche wendet, weil wir wissen, dass Drogenkonsum und Suchtabhängigkeit bei Jugendlichen noch nicht so verfestigt sind und es bei Drogenkranken - denn Drogenkranke sind Kranke - wie bei allen anderen Kranken ist: Je früher man die Krankheit diagnostiziert, desto besser sind die Chancen auf Heilung. Deswegen konzentrieren wir uns ganz besonders auf die jungen Menschen, um sie hier zu unterstützen, unter anderem mit Dialog 10. (GR Heinz-Christian Strache: Warum lassen Sie nicht zu, dass der Schularzt die Kontrollen durchführt?)
In dieselbe Kerbe schlägt unsere Notschlafstelle für Jugendliche "away", die wir gemeinsam mit dem Jugendressort gemacht haben, unser Betreuungsprojekt "accept" für sozial desintegrierte Jugendliche, die der Punkszene zuzurechnen sind, und unser ganz zentrales und wichtiges Projekt “Help U“, das sehr dazu beigetragen hat, die Situation am Karlsplatz zu entschärfen. Da geht es darum, dass Menschen konfliktvermeidend da sind, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einerseits des FSW, andererseits der Wiener Linien, die für alle bereitstehen. (GR Heinz-Christian Strache: Ein Riesenerfolg! Toller Erfolg!)
Ja, Sie mögen sich vielleicht darüber lustig machen. (GR Heinz-Christian Strache: Der Karlsplatz ist ein toller Erfolg - für Sie! Die Wienerinnen und Wiener sehen den Karlsplatz überhaupt nicht als Erfolg!) Mir ist es nicht egal, wenn der Fahrgast, der dort fährt und nicht belästigt werden möchte, jetzt jemanden hat, der ihm zur Hand geht. Mir ist es nicht egal, wenn das alte Mutterl sich fürchtet, auch wenn der Drogenabhängige nichts macht, aber allein die Tatsache, dass er dort ist, ihr unangenehm ist. Mir sind diese Menschen - Herr Strache, im Unterschied zu Ihnen - nicht egal. (GR Kurth-Bodo Blind: Das behaupten Sie!) Für diese Menschen und für die Konfliktvermeidung haben wir “Help U“ geschaffen, und “Help U“ ist sehr erfolgreich. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: Sie lassen sie dort herumlungern!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme zu den Fragen 3 und 4: Suchtkranke, egal, wo sie sich aufhalten, werden von uns - jawohl, dazu bekennen wir uns - beraten, betreut und behandelt. Das ist unser Betrieb, das ist unser Prinzip, so arbeiten wir. Wir treiben kranke Menschen nicht durch die Stadt, sondern wir versuchen, ihnen zu helfen, wir versuchen vor allem, sie von der Straße zu holen, und dies ist auch erfolgreich. Natürlich gibt es auch in Wien eine Straßenszene, aber ich bitte Sie, hier einmal nur halbwegs seriös mit anderen Millionenstädten zu vergleichen. Wir versuchen, die Menschen von der Straße zu holen, wir versuchen, ihnen ärztliche und sozialarbeiterische Hilfe anzubieten, und wir kümmern uns auch um das Umfeld. 

Denn uns sind alle Menschen wichtig. Wir lassen die Drogenabhängigen nicht im Stich, wir lassen aber auch diejenigen nicht im Stich, die sich fürchten und denen diese Situation unangenehm ist. Ich habe es am Beispiel von “Help U“ schon erläutert. Hier gelten die Inhalte des Wiener Drogenkonzeptes, wir reagieren auf neue Problemstellungen sehr angemessen und meiner Ansicht nach auch sehr innovativ. 

Zu den Fragen 5 und 6: Sehr geehrte Damen und Herren, alle, die mich kennen, wissen, dass das mein Herzensanliegen ist: Wesentlicher Schwerpunkt und eine der vier Säulen des Wiener Drogenkonzeptes ist die Prävention. Wir haben hier sehr, sehr viele Maßnahmen gesetzt; auch das haben wir wiederholt präsentiert und im Drogenbeirat diskutiert. Wir haben eine so dicke Unterlage mit allen Projekten, die wir machen, von meinem Lieblingsprojekt, dem spielzeugfreien Kindergarten, der einer gewissen intellektuellen Auseinandersetzung mit dem Thema bedarf, wenn man sich darauf einlassen möchte, bis hin zu unseren Aufklärungs- und Informationsprojekten, die wir in den Bezirken vor Ort mit den Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteherinnen machen. Nebenbei bemerkt: Herzlichen Dank dafür!

Es gibt also eine Vielzahl von Maßnahmen, auch arbeitsmarktpolitische Projekte, Arbeitsprojekte, um Abhängige wieder in das normale Leben zurückzuführen. Hier helfen wir Suchtkranken ganz nach unserem Prinzip und den vier Säulen des Drogenkonzeptes und kooperieren dort, wo es möglich und im Rahmen unserer Aufgabe vorgesehen ist, mit der Exekutive. Es gibt hier - das wissen alle, die Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen sind bei den Treffen ja regelmäßig dabei - institutionelle Kontakte, Arbeitskreise, sehr gute Kontakte und insbesondere die Kooperation mit der Polizei. Denn Kompetenz haben wir keine - ich denke, hier ist nicht der Platz für eine Grundschulung in Verfassungsprinzipien -, aber die Kooperation mit der Polizei funktioniert sehr, sehr gut. 

Jemand, der sich ganz besonders um diese Kooperation in alle Richtungen annimmt, ist unser Wiener Drogenkoordinator Michi Dressel, der genau dieses Wiener Drogenkonzept auch umsetzt. Die in Ihrer Anfrage angegebenen Aussagen sind - ich muss es leider sagen - wieder falsch zitiert. Es ging bei dem, was er gesagt hat, tatsächlich um die Verhinderung der Kriminalisierung von ganz jungen, zum ersten Mal probierenden Jugendlichen, mit Hinweis auf die Ausbaumöglichkeit der Diversionsmaßnahmen nach dem Suchtmittelgesetz. 

Auch die zweite Aussage ist nicht richtig wiedergegeben. Michi Dressel bezog sich dabei generell auf ein sozialverträgliches Nebeneinander der unterschiedlichen Interessen. Gerade er ist einer, der sich immer besonders dafür einsetzt, dass ein gewisses Mindestmaß an gegenseitiger Rücksichtnahme von allen Nutzern und Nutzerinnen öffentlicher Räume zu erwarten ist. Keinesfalls ist die Duldung kriminellen Verhaltens darunter zu subsumieren. 

Ich denke jedoch, aufgrund seiner fachlichen Qualifikation, aber auch aufgrund der deutlich nachweisbaren Erfolge in den letzten Jahren legen wir alle, und ich ganz besonders, sehr großen Wert auf die inhaltliche Arbeit von Michael Dressel, auf eine weitere Ausübung seiner Funktion als Wiener Drogenkoordinator. Ich möchte ihm an dieser Stelle für sein riesiges Engagement und seine erfolgreiche Tätigkeit ausdrücklich danke schön sagen! (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den Fragen 11 und 12 darf ich, wie schon wiederholt, auf die Berichterstattung verweisen, die es im Zuge der Erweiterung des FSW gegeben hat. Auch das haben wir im Drogenbeirat schon öfters gesagt: Die hier eingeforderten Berichte sind im Zuge der Berichterstattung des FSW erfolgt. 

Zu den Fragen 13 bis 15 verweise ich ebenfalls auf bereits bekannte Positionen, die wir intensivst diskutiert haben. Drogentests sind keine Präventionsmaßnahmen, sondern ein diagnostisches und als preisgünstiger Schnelltest üblicherweise unzuverlässiges Mittel. (GR Heinz-Christian Strache: Rechtzeitig auf die Krankheit draufkommen, haben Sie vorhin gesagt!) Kindern und Jugendlichen auf diese Weise quasi generell Drogenkonsum zu unterstellen und Drogentests als Disziplinierungsmaßnahmen einzusetzen, sehe ich nicht als sinnvoll an. (GR Heinz-Christian Strache: Frau Stadträtin! Jetzt widersprechen Sie sich selbst!)
Nochmals, wesentliche Säule des Wiener Drogenkonzepts ist Prävention und nicht die Unterstellung, dass alle Jugendlichen per se Drogenkonsumenten sind. (GR Heinz-Christian Strache: Sie widersprechen sich!) Das vorhandene sehr spezifische Hilfs- und Unterstützungsangebot steht allen Kindern im Sinne des frühzeitigen Ansprechens und auch den Eltern zur Verfügung. Wir haben sehr gute Projekte für Eltern, vor allem für Eltern von Kindergartenkindern. Ein Massen-Screening halte ich nicht für sinnvoll. Ganze Berufsgruppen auf diese Art und Weise in ein Eck zu drängen, bringt nichts, denn grundsätzlich, dazu brauchen wir keine neuen Regelungen, ist völlig klar, dass Suchtgiftmissbrauch verboten ist. Das bedarf keiner zusätzlichen Regelung. Eine gute Entwicklung von Kindern, sehr geehrte Damen und Herren, lässt sich nicht durch strengere Strafen herbeiführen, sondern durch eine kontinuierliche kritische Auseinandersetzung mit dem Thema "Sucht und Drogen" im Rahmen einer umfassenden Gesundheitserziehung und Prävention. Dafür setzen wir uns ein! Das tun wir! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch die Intention der Frage 16 beinhaltet leider Unterstellungen, die nicht richtig sind. Bitte lesen Sie das Suchtmittelgesetz 1997 und die zugehörige Suchtgiftgrenzmengenverordnung. Es ist nicht richtig, dass derzeit dem Drogenhandel Vorschub geleistet wird. Drogenhändler können nämlich auch derzeit bei kleinsten Mengen mit Freiheitsstrafen von bis zu drei Jahren bestraft werden, bei größeren Mengen haben Drogenhändler Freiheitsstrafen von einem Jahr bis zu 15 Jahren zu erwarten. Ich halte jedenfalls nichts davon, durch eine Verschärfung der Regelung Drogenabhängige, und diese Unterscheidung ist die wichtige, stärker zu kriminalisieren, denn damit ist keinerlei Problemlösung verbunden. Im Gegenteil, wir wissen, was bei sozialer Ausgrenzung passiert. Wir wissen, was bei Freiheitsstrafen, vor allem für jüngere Menschen, passiert. Und die Verlaufsform der Suchterkrankung selbst wird auch problematischer.

Zu den Fragen 17 bis 20: Auch hier hätte eine einfache Nachfrage beim Drogenkoordinator Klarheit schaffen können. Seit Dezember 2005 werden die angeforderten Obduktionsgutachten vom Bundesministerium an die MA 15 vollständig übermittelt. Es hat eine Zeit lang gedauert und eine persönliche Intervention von mir bei der Frau Bundesministerin, die aber in dem Fall, glaube ich, gar nichts dafür kann, sondern die Obduktionen erfolgen in einem anderen Ministerium, das die Unterlagen nicht zur Verfügung gestellt hat. Jedenfalls haben wir sie jetzt. Das war uns wichtig. Es gab in diesem Zusammenhang keine Kommunikationsprobleme innerhalb der Stadt Wien, sondern wir haben eine Zeit lang gebraucht, bis wir diese Unterlagen erkämpft haben. Jetzt ist es aber klar. 

Um das in diesem Zusammenhang, wenn wir hier über Drogentote reden, noch einmal klarzustellen: Im Gegensatz zu der Behauptung aus dieser Unterlage ist die Zahl der Drogentoten in Wien nicht gestiegen, sondern gesunken. Ich habe Ihnen das vorher schon erläutert. Ebenfalls ist in keinster Weise wissenschaftlich nachgewiesen, dass besonders viele dieser Drogentoten auf das Drogenersatzmittel Substitol zurückzuführen sind. Das ist auch ein Grund, warum sich in der aktuellen Diskussion über die Substitutionsverordnung eine überwiegende Mehrheit aller Experten und Expertinnen über alle Parteigrenzen hinweg dafür ausgesprochen hat, dass die Substitutionsbehandlungen auch weiter mit retardierten Morphinen möglich sein sollen. Wenn das nicht der Fall wäre, würde unser sehr komplexes und sehr gut funktionierendes Substitutionsprogramm zusammenbrechen.

Nur damit Sie wissen, von welchen Dimensionen wir hier sprechen, wir haben im November 2005 die letzte aktuelle Zahl, 5 784 Menschen in Substitutionsbehandlung, davon zirka zwei Drittel mit retardierten Morphinen. Wenn diese Behandlung zusammenbrechen würde, dann hätten wir wirklich katastrophale Zustände. Aber ich vertraue auf die Vernunft. Meines Wissens nach gibt es auch schon gute Verhandlungen, die unter anderem auch dem Gesundheitssprecher der ÖVP, Herrn Dr Rasinger, zu verdanken sind, der sich hier sehr engagiert hat, weil er als Arzt selbst weiß, wovon er spricht und selbst Substitutionspatienten hat, dass wir zu einer guten Lösung kommen.

Zu den Fragen 21 bis 23: Das erwähnte ich schon. Es hat ein Angebot gegeben, zur Umstrukturierung der Drogenkoordination ein ausführliches Informationsgespräch zu führen. Es haben, wie gesagt, nur die GRÜNEN diese Einladung angenommen. Den Grund, warum wir das getan haben, habe ich schon erklärt, abgesehen davon, dass es mir persönlich ein großes Anliegen ist, dass wir uns in Zukunft auch anderen Abhängigkeiten als nur denen von Drogen widmen. Ich denke auch, das Thema Alkoholkonsum ist gerade bei jungen Menschen eines, dem wir uns verstärkt widmen sollen. Auch hier ist die Anbindung an den Psychosozialen Dienst ganz wichtig und funktioniert sehr gut.

Im Übrigen ändert sich sonst an der Finanzierung, an den Maßnahmen, die von der Drogenkoordination unterstützt werden, gar nichts. Die Stadt Wien nimmt hier beträchtliche Summen in die Hand. Ich darf Ihnen sagen, dass wir nur als direkte Unterstützung der Drogeneinrichtungen 13 Millionen EUR in der Stadt Wien ausgeben. Im Vergleich dazu gibt der Bund österreichweit insgesamt 2 Millionen EUR aus. Ich denke, dass hier schon auch in den Zahlen sehr deutlich wird, wie wichtig uns dieses Thema ist, wie sehr wir uns bemühen und was wir alles tun. (Beifall von GRin Mag Sonja Ramskogler.)

Zur Frage 24: Der Elternkreis Wien ist ein Selbsthilfeverein, lädt regelmäßig Drogenfachleute zu Vorträgen und Diskussionen ein. Die Wiener Drogenkoordination, Herr Dr David, der sein ausgezeichnetes Fachwissen immer wieder einbringt und der, denke ich, mit seiner Seriosität und seiner hohen Qualität eine Art Schirmmantel über die Arbeit, die wir hier machen, ist, der uns auch die Sicherheit gibt, dass wir hier wissenschaftlich-medizinisch am richtigen Weg sind, und Kollege Michi Dressel haben mehrfach an solchen Veranstaltungen teilgenommen. 

Ich denke, das ist eine Gelegenheit, dass ich mein großes Dankeschön, das der Drogenkoordination insgesamt gilt, auch dir, lieber Dr David, von dieser Stelle aus sage, denn sehr viel, was wir bei uns weitergebracht haben, ist deinem enormen Fachwissen und deinem großen Herzen zu verdanken! Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage 25: Im Wiener Drogenbeirat sind neben Vertretern und Vertreterinnen der politischen Parteien des Wiener Gemeinderats und von Behörden in erster Linie Experten und Expertinnen mit Fragen der Umsetzung des Wiener Drogenkonzepts und spezieller Fachfragen befasst. Die Einbeziehung eines bestimmen Vereins ist auch wegen der Ungleichbehandlung mit anderen Vereinen nicht vorgesehen.

Zur Frage 26: Die Förderung von Beratungs- und Behandlungseinrichtungen im Drogenbereich sowie von Maßnahmen zur Suchtprävention ist an die Tätigkeit qualifizierter Fachleute mit klaren therapeutischen und pädagogischen Aufgaben gebunden. Das halte ich für unglaublich wichtig. Das ist Schwerstarbeit und höchstqualifizierte Arbeit. Selbstverständlich ist da auch die Selbsthilfe wichtig. Für Selbsthilfegruppen wurde auf meine Initiative hin eine eigene Anlaufstelle, die Selbsthilfeunterstützungsstelle Wien - SUS Wien beim FSW eingerichtet.

Zur Frage 27: Es ist grundsätzlich die Aufgabe des Wiener Drogenkoordinators, mit den Bezirken entsprechend Kontakte zu halten, was er auch laufend tut. Ich weiß, wenn es Probleme gibt, dass sehr häufig Sitzungen stattfinden. Die Bezirke haben eigene BezirksrätInnen für Drogenfragen. Auch die einzubeziehenden Magistratsdienststellen sind immer sehr flexibel und reagieren sehr rasch. 

Darüber hinaus lade ich persönlich, ich erwähnte es schon, die Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen gemeinsam mit der Drogenkoordination und der Polizei regelmäßig zu einem Erfahrungsaustausch ein. 

Darüber hinaus gibt es seit Jahren existierende Plattformen der regionalen Sozialeinrichtungen. Auch hier ist der Drogenkoordinator eingebunden.

Zur Frage 28 geht es nicht, sehr geehrte Damen und Herren, um meine persönliche Meinung. Das wäre ein Armutszeugnis, wenn sich eine so wichtige fachliche Frage ausschließlich auf persönlichen Meinungen basieren ließen. Auch hier empfehle ich bei wirklichem Interesse, sollte es vorhanden sein, die Lektüre einschlägiger Berichte. Es geht um die Haltung aller Präventionsexperten und -expertinnen. 

Sinnvolle Suchtprävention widmet sich nicht allein der Vorbeugung von Drogenabhängigkeit, sondern generell der Persönlichkeitsstärkung zur größtmöglichen Resistenz gegen jede Art von Abhängigkeit. Durch Suchtprävention wird die Stärkung der Lebenskompetenz, die Schaffung eines Gesundheitsbewusstseins schon in ganz kleinem Kindes- und Jugendalter erreicht. Die Methode der Strafandrohung und Abschreckung im Bereich der Suchtprävention ist, wie inzwischen leider ganz klar auf dem Tisch liegt, erfolglos, zum Teil sogar kontraproduktiv.

Zur Frage 29 kann ich Sie informieren, dass wir hier keine eigenen Veranstaltungen planen. Nachdem die UNO-Drogenbehörde in Wien angesiedelt ist, gestaltet sie diesen Tag selbst.

Zur Frage 30: Auch dieses Thema haben wir im Wiener Gemeinderat schon mehrfach behandelt. Aus mehreren Gründen, die ich aus Zeitökonomie jetzt nicht ausführlich begründen möchte, halte ich von so einem Mahnmal überhaupt nichts. Im Gegenteil, ich glaube, dass das zu einer Heroisierung beitragen würde. Gerade Jugendliche, die in einem schwierigen Alter sind, die suchtgefährdet sind, würden sich von so einem Mahnmal eher als heroisierendes Mahnmal anziehen lassen. Wer mir das nicht glaubt, den lade ich ein, einmal nach Paris auf den Friedhof Pere Lachaise zu fahren und sich dort das Grab von Jim Morrison anzuschauen, zu schauen, was sich dort zum Thema der Heroisierung abspielt und was in Wirklichkeit mit so einem Denkmal erreicht wird, nämlich genau das Gegenteil. 

Abschließend, sehr geehrte Damen und Herren, möchte ich Sie, auch wenn mich leider mein Bemühen oder meine Verpflichtung, die Dinge so darzustellen, wie sie sind, gezwungen hat, einige sehr scharfe Richtigstellungen zu formulieren, trotzdem alle einladen, sich aktiv in die bestehenden Gremien, die es gerade im Drogenbereich ausführlich gibt, einzubringen und bitte Sie wirklich sehr herzlich, darauf zu verzichten, ein gesellschaftspolitisch so sensibles Thema, wie es die Arbeit mit und für Sucht- und Drogenkranke nun einmal ist, in ein parteipolitisches Hickhack hineinzuziehen. Mit sinnlosen Übertreibungen, neu aufgestellten Bemerkungen, die nicht der Realität entsprechen, und vor allem undifferenziertem Schüren diffuser Ängste ist keinem Kranken, keinem Verwandten und keinem Angehörigen geholfen und diese Hilfe, sehr geehrte Damen und Herren, sollte für uns alle im Vordergrund stehen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: Wie gehabt, nichts anderes als im letzten Jahr! Wir haben uns nichts anderes erwartet!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die ausführliche Beantwortung.

Zur Debatte für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wenn Sie sagen, man macht ein parteipolitisches Hickhack, möchte ich eingangs schon feststellen, wenn Sie heute durch Wien gehen, mit der U-Bahn oder mit der Straßenbahn fahren, gibt es kaum mehr einen Menschen, der nicht beobachten kann, wie gedealt wird. Es ist kaum mehr jemand davor gefeit, das ständig zu sehen, wenn man durch den Karlsplatz geht. Ich weiß, der größte Bahnhof Österreichs, ich weiß, “Help U“ ist dort tätig, das weiß ich alles, aber gehen Sie einmal zu Mittag dort, dann sind nur mehr Süchtige in der Passage und es wird eigentlich von Mal zu Mal schlimmer. Wir Freiheitlichen sind in diesem Fall in erster Linie nicht für die Beratung, sondern für die Verhinderung der Drogensucht und für die Verhinderung des Dealens. (Beifall bei der FPÖ.)

Für die Prävention, für die Erhöhung der Strafen, für das Zerschlagen der offenen Szene, für Drogentests im Straßenverkehr und an Schulen stehen wir auch. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich werde mir jetzt, nachdem die Stunden fortgeschritten sind, erlauben, nicht in allen Details auf jede der 30 Fragen einzusteigen, sondern nur ein paar Wörter dazu zu sagen. 

Zur Frage 3 komme ich vielleicht ein bisschen später.

Zur Frage 7 fragen wir: „Wie beurteilen Sie die Aussagen des Drogenkoordinators Michael Dressel, Haschischkonsum und -besitz aus dem Strafrecht herauszunehmen oder seine Vorstellung, das Aufeinandertreffen von Dealern, Süchtigen und Passanten verträglicher zu gestalten?" - Dazu haben Sie gesagt, das haben wir missverstanden, weil es hier nur um die Entkriminalisierung geht. - Jetzt muss ich Sie allerdings fragen: Was ist ein Herausnehmen aus dem Strafrecht anderes als eine Entkriminalisierung? Das entspricht genau unserer Frage.

Zu dem Punkt mit den 32 Drogentoten, wo Sie uns unterstellen, dass wir das nicht richtig gelesen haben, dass der Fonds Soziales Wien in Aussendungen festgestellt hat, 32 Drogentote im Jahr 2003 und 2004 erwartete man einen Anstieg um 15 bis 20 Prozent. Dann gab es eine Aussage vom Herrn Drogenkoordinator Dressel, dass man ohne Obduktionsbefund keine Drogentoten feststellen kann. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann schaut die Statistik besser aus!) Diese Befunde wurden allerdings an die MA 15 geschickt und sind dort unseren Informationen nach monatelang liegengeblieben. (GR Heinz-Christian Strache: Um dann fürs nächste Jahr angerechnet zu werden!)
Wenn Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, sagen, dass die Zahl der Drogenabhängigen in Wien eigentlich nicht wirklich stark gestiegen ist, vielleicht um 5 oder 10 Prozent in den letzten zwei Jahren, dann ist das natürlich auch nur ein kleiner Teil der Wahrheit, denn ein paar Jahre, fünf, sechs Jahre sind mittelfristig. Von 2001 auf 2004 sind sie um 30 Prozent gestiegen. Wenn man das bis 2006 fortschreibt, sind es 40 Prozent. Und wenn Sie in fünf Jahren einen 40-prozentigen Anstieg als geringfügig bezeichnen, dann weiß ich nicht, was bei Ihnen viel ist! (Beifall bei der FPÖ.)

Nachdem Sie mir unterstellt haben, ich habe mich nicht ordentlich informiert, kann ich Ihnen sagen, ich wurde am Freitag angerufen, dass ich mir im Laufe der nächsten Woche mit dem Herrn Brinskele und dem Herrn Dressel einen Termin ausmachen kann, war leider dienstlich bis Donnerstag nicht in Österreich, habe aber sehr wohl in der Sitzung, wie der Herr Vorsitzende sehr wohl weiß, etliche Fragen dazu gestellt und habe mir sehr wohl überlegt, warum ich der Satzungsänderung des Fonds des Psychosozialen Dienstes zustimme (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe eh nichts dagegen, dass Sie zustimmen!) und der Gründung dieser GesmbH nicht zustimme. 

Da wurde mir gesagt, Frau Stadträtin, Sie waren leider an dem Tag entschuldigt, beim § 1 dieser Satzungsänderung vom Fonds hat man Folgendes dazugefügt: „...die gefährdet sind, psychiatrisch zu erkranken, sowie Personen, die suchtgefährdet oder suchtkrank sind und deren Angehörige zur Sicherung entsprechende Maßnahmen zur Prävention zu setzen..." Dabei hat man mir ausdrücklich erklärt, das Wort Prävention ist hier hineingekommen. Es kam im § 3 ebenfalls dazu und ist für mich ein Grund, mithin hier zuzustimmen, weil nach diesen Aussagen erstmals das Wort Prävention drinnen ist. Sie haben zuerst gesagt, Prävention ist für Sie besonders wichtig. Das hat es aber vorher nicht gegeben. (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine der vier Grundsäulen des Drogenkonzepts!)
Aber es wurde nicht schriftlich dargelegt! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es gibt vier Säulen des Drogenkonzepts und die erste ist die Prävention! Das ist da beschlossen worden! Darüber reden wir jedes Mal!) Außerdem ist es mir grundsätzlich nicht unsympathisch, dass es jetzt im Psychosozialen Dienst ist, weil die Mitspracherechte der Opposition, ich habe das auch erwähnt, dort ein bisschen höher als im Fonds Soziales Wien sind, wo wir nur abnicken und die Ergüsse der Sitzungen entgegennehmen dürfen. 

Was nun die Sucht- und Drogenkoordination Wien Gemeinnützige GesmbH betrifft, kann ich mir nicht vorstellen, was man mir Großartiges gesagt hätte, wenn ich in dieser Woche hingegangen wäre, weil die Satzungen dieser Gemeinnützigen GesmbH hat man uns erst vor Beginn der Sitzung in die Hand gedrückt. Es war also nicht möglich, das vorher anzusehen. Das war natürlich mit ein Grund, warum ich nicht zugestimmt habe. 

Ein anderer Grund, warum ich nicht zugestimmt habe, ist, weil das wieder ein Verein oder in diesem Fall halt eine Gemeinnützige GesmbH ist, wo an der Opposition vorbei entschieden wird. Wir haben zwei theoretische Geschäftsführerinnen, die in Wirklichkeit Geschäftsführer sind, der Herr Brinskele und der Herr Dressel, und eine Generalversammlung. Auf meine Frage, wer denn die Generalversammlung sei, hat man mir gesagt: „Die Generalversammlung ist eigentlich unsere Präsidentin, die Frau StRin Brauner." Das heißt, Frau StRin Brauner, Sie sind die Generalversammlung! Das heißt, das ist ein Dreipersonenunternehmen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Eine große Verantwortung!) - Sie sind die Generalversammlung! (GR Heinz-Christian Strache: Das ist gut! Die Demokratie lebe hoch! - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine große Verantwortung!) Eine große Verantwortung und keine Kontrolle, weil es gibt keinen, den man kritisieren kann! (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Kollege, das haben wir Ihnen doch bei der Sitzung erklärt! Sie haben bei jeder Sitzung die Möglichkeit zu fragen!)

Das tue ich ja. Das tue ich auch. Das werde ich auch machen. Aber dürfen wir jetzt keine Anfrage mehr stellen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie können gern noch fünfmal fragen! - GR Heinz-Christian Strache: Majestätsbeleidigung!) - Ja, Majestätsbeleidigung! Oder ist es so, dass wir keine Beamten mehr fragen dürfen, sondern nur mehr das Büro von der Frau Stadträtin, weil vielleicht irgendeiner doch nicht das sagen darf, was Mainstream in diesem Hause ist oder was vielleicht kritisch angemerkt werden soll? Ist das so? Oder wenn wir ein Spital besuchen, ist es dann auch so, dass wir jedes Mal vorher bitten dürfen, ob wir dort einen Termin haben? Wenn vielleicht alle Verantwortungsträger, alle kritischen Geister nicht im Dienst sind, dann dürfen wir einmal hingehen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen Termin brauchen Sie wie jeder andere Mensch auch! - StR DDr Eduard Schock: Hört, hört! Das ist Demokratie!) Wir sind ja kooperationsbereit, aber ein bisschen Transparenz wäre doch schön! 

Und haben wir die Satzungen dort zu Beginn der Sitzung bekommen oder nicht? (GR Kurt Wagner: Sie haben doch eh alles fragen können!) - Ich habe auch gefragt. Oder habe ich nicht gefragt? (GR Kurt Wagner: Ich verstehe die Aufregung nicht!) - Ich rege mich ja nicht auf! (GR Dr Herbert Madejski: Ist der Wagner schon der Stadtrat? Ist er schon der Nachfolger?)
Lassen Sie mich das ein bisschen verdeutlichen, was ich persönlich unter Verharmlosung begreife. Es wird das jetzt beim Psychosozialen Dienst mit dem Alkohol zusammengemixt. Das habe ich dort auch erwähnt. Der grundsätzliche Unterschied ist, dass das eine unter Strafe gestellt ist und das andere nicht. Deswegen sind wir grundsätzlich nicht der Meinung, dass man es vermengen sollte, was nicht heißt, dass Alkoholsucht kein Problem ist. Das stelle ich eindeutig fest! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wenn Sie das in Abrede stellen würden, das wäre Verharmlosung!) Dazu komme ich gleich.

Aber Verharmlosung ist zum Beispiel, aktuelles Beispiel, Rainhard Fendrich macht ein Konzert mit Ambros und mit Danzer und die Frau Vizebürgermeister sagt, das ist ein Freund, dort muss man hingehen und es gibt ein schönes Interview im Fernsehen. Das ist Verharmlosung, denn das ist die Vorbildwirkung! Mein Gott, das bisschen Kokain, was der genommen hat, ist ja gar nicht tragisch! (Beifall bei der FPÖ.) 

Da hätte sie im Fernsehen anmerken müssen, dass das sehr wohl eine gefährliche Droge ist. Was die für Folgen hat, sieht man ihm im Gesicht an. Der Bursche ist momentan ziemlich fertig. Im letzten "NEWS" haben Sie schon einen Kokaintest. In jedem zweiten Lokal in Wien konnte man in den Nassräumen Spuren von Kokain finden. Es ist also nicht so, dass das einer nimmt und sonst keiner. Es gibt schon mehrere, die sich dazu bekennen. Aber wenn man das übergeht und sagt, das kann jedem einmal passieren, ist das eine Verharmlosung. Da muss man eine Vorbildwirkung zeigen. Ich würde das, um ein bisschen etwas Positives zu sagen, so vergleichen, wenn der Schüssel 1 000 EUR einzahlt und am Tag vorher sagt, die fürchten alle um ihren Arbeitsplatz, darf er das auch nicht machen. Eine ähnliche Dimension hat das für mich, wenn die Frau Vizebürgermeisterin sagt, das ist ein Freund und das war nur ein bisschen Kokain.

Dann möchte ich noch ganz kurz auf den Verein ChEck iT! eingehen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine Unterstellung! Das hat sie nie gesagt!) - Sie hat nie etwas von einem Freund gesagt? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Fürs Protokoll: Das ist eine Unterstellung! Das hat sie nie gesagt!) Vom Kokain hat sie nichts gesagt. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie hat gesagt, dass sie in einer schwierigen Situation ist! Sie hat in keinster Weise Kokain verharmlost!) Nein, das hat sie nicht. Das brauchen wir nicht richtig zu stellen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Doch!) Ich habe nicht behauptet, dass sie das Kokain verharmlost hat, sondern ich habe behauptet, sie hätte in dieser Situation etwas sagen sollen. Er ist ein Freund, wir stehen zu ihm, aber man darf nicht darüber hinwegsehen, dass er kokainsüchtig war und dass Kokain eine gefährliche Droge ist! Das hätte sie sagen können, aber das hat sie nicht gesagt. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber lassen sie mich noch ein paar Worte zum Verein ChEck iT!, Einrichtung für KonsumentInnen von Freizeitdrogen, als Beispiel von Verharmlosung sagen. Da stelle ich mir schon die Frage: Was ist eine Freizeitdroge? Der Gegensatz zu einer Arbeitsdroge oder der Droge Arbeit? Oder nimmt man das nur in der Freizeit? 

Auf der Homepage kann man sich informieren über Risikoreduzierung, Mischkonsum, Tipps für Frauen und Männer, Überdosierung, Safer Sex, alles Mögliche, durchaus informative Dinge, was die einzelnen vielfältigen Arten von Drogen betrifft. Aber wenn man sich dann durchliest, wie das geschrieben ist, denke ich dabei immer, da ist nicht dahinter, dass man die Jugendlichen davon abhalten will, sondern man berät sie, wo die Folgen vielleicht am geringsten sind. Sie schreiben: „Wenn du trotz gesundheitlicher und strafrechtlicher Risiken psychoaktive Substanzen konsumierst, solltest du dich mit den Wirkungen und Gefahren gut auskennen. Ort der Einnahme und Personen, die bei dir sind, beeinflussen die Wirkungen der Substanzen. Negative Stimmungen können verstärkt werden. Konsumiere daher nur in einer für dich angenehmen Atmosphäre..." (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Wahnsinn! Sie haben überhaupt keine Ahnung, wovon Sie reden! - GR Heinz-Christian Strache: Das dient nur zur Koordinierung von Drogenkonsum!) - Unterbrecht mich nicht dauernd! Das ist ja unglaublich! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist unangenehm! Man kann nicht gescheit reden! Ich höre zu!) Ist meine Redezeit beschränkt? Oje, dann muss ich mein Konzept ändern. Sieben Minuten. – „Konsumiere daher nur in einer für dich angenehmen Atmosphäre, wenn du dich gut fühlst und vertrauensvolle Freunde um dich hast." - Ich würde sagen: „Konsumiere gar nicht!" Unser Ziel muss sein, den Jugendlichen zu sagen: „Konsumiere gar nicht!" (Beifall bei der FPÖ.) 
Dann schreiben sie: „Du musst also aufpassen, dass da keine gefährlichen Beimischungen sind, deswegen lass es von uns eben checken. Viele psychoaktive Substanzen können auf unterschiedliche Art und Weise eingenommen werden. Informiere dich daher über die am wenigsten gesundheitsschädliche Art des Konsums. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ein Wahnsinn!) Nach einer Konsumpause, vor allem bei Heroin, verträgst du weniger Stoff als zuvor, also Gefahr von Überdosierungen." Dann schreiben sie etwas ganz Unglaubliches: „Beim Herunterkommen von der Droge...", als ob das etwas Selbstverständliches wäre, dass man die Leute so berät, „...achte darauf, dass du am nächsten Tag keinen wichtigen Verpflichtungen wie Schule oder Job nachkommen musst und plane genügend Zeit zum Ausruhen ein. Fülle schon vorher deinen Kühlschrank und gönne dir ein gutes, ausgewogenes Essen, Fruchtsäfte und Mineralwasser." - Also das ist nicht die Art der Beratung, die wir uns vorstellen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

„Falls du regelmäßig und auch unter der Woche konsumierst,... ", also da ist nichts mehr mit Ausruhen, Arbeit, Schule und weiß der Kuckuck was, „...solltest du eine Konsumpause einlegen. Wenn dir das schwer fällt oder du andere psychische oder körperliche Probleme hast, solltest du professionelle Hilfe in Anspruch nehmen." (GR Heinz-Christian Strache: Professionelle Hilfe, das ist Drogenberatung! - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Alternative ist, wir schauen zu, wie die Kids draufgehen!) - Nein, das ist nicht die Alternative! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Alternative ist, nichts zu tun!)
Sehr geehrte Frau Stadträtin, Sie haben gesagt, unser Ziel - jetzt finde ich das nicht - ist mehr oder weniger die Verharmlosung. Bei der Probenabgabe muss man sich melden, vom Ecstasy oder was man illegal kauft, wird etwas abgerieben und dann wird das irgendwie mit gelben und roten Zetteln ausgehängt, ob gefährliche Beimischungen sind oder nicht. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Alternative ist, dass wir dann schon Gesundheitsschädigungen haben! Das ist nicht lustig! Da sind schon Kids draufgegangen, weil gefährliche Substanzen dabei waren!) - Das ist nicht lustig! Aber das muss ich doch verhindern, dass sie das überhaupt nehmen und nicht einen gelben Zettel hinaushängen, dass sie das beruhigt nehmen können, weil da nichts Gefährliches dabei ist! (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner verlässt ihren Sitzplatz und begibt sich hinter die Sitzreihen des Gemeinderatssaales. - GR Heinz-Christian Strache: Das schlechte Gewissen verlässt uns!)
Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich bin eh schon beim Ende, Sie können wieder vorkommen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nein! - GR Heinz-Christian Strache: Das schlechte Gewissen!) Bitte, dann nicht! 

Sie haben gesagt, Beraten, Betreuen, Behandeln ist ihre Devise, aber nicht so sehr die Prävention. 

Wenn ich dann am Schluss, und damit komme ich zum Schluss meiner Worte, die Liste der verschiedenen Drogen sehe, und ich habe mir das alles genau angeschaut, ist das interessant. Es ist ja nicht alles nur schlecht, nur das Gefühl, das bei mir bleibt, ist, dass man sich mehr darauf beschränkt, ein bisschen etwas zu verharmlosen und zu beraten, wie man am wenigsten gefährlich aussteigt, statt dass man verhindert, dass man es überhaupt nimmt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Trotzdem kennen Sie sich in der Drogenpolitik überhaupt nicht aus!) Die Relativierung des Ganzen beginnt mit Alkohol, Cannabis, Stimulanzien, Halluzinogene, Steroide, synthetische Drogen, Schnüffelstoffe, dann kommen Alltagsdrogen. Wissen Sie, was Alltagsdrogen sind? Kaffee, Tee und Schokolade! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Lesen Sie einmal ein Fachbuch!) Seien Sie mir nicht böse, meine Damen und Herren, aber wenn Sie die Einnahme von Schokolade mit Kokain gleichsetzen, dann haben wir wirklich 100-prozentig Recht, dass wir eine falsche Drogenpolitik in dieser Stadt haben! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, ich muss die sicher interessante Debatte kurz unterbrechen und vielleicht für einige von Ihnen eine wichtige Information bringen. Es ist vielleicht bekannt, dass hier im Hof des Rathauses ein Clubbing stattfindet. Das haben einige vielleicht schon gesehen. Sollten Gemeinderäte im Rathaus parken, was der Fall sein könnte, bitte ich, wirklich unverzüglich wegzufahren. Das war es. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wir dürfen hier gar nicht parken!)

Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Cammerlander. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wir haben hier gar keine Parkplätze! Ich wüsste gar nicht, wen es treffen könnte! Bei denen, die aufstehen, wissen wir es jetzt! Wir fahren alle mit der U-Bahn oder mit dem Fahrrad! - GR Franz Ekkamp: Das kann nur ein Scherz sein, dass die GRÜNEN mit der U-Bahn fahren!)

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meine KollegInnen haben mir schon berichtet, dass einmal im Jahr der Gemeinderat damit beschäftigt ist, was die FPÖ als Drogenpolitik bezeichnet. Ich werde Ihrer Anfrage jene Behandlung zukommen lassen, die eigentlich viele Ihrer Initiativen verdienen. Ich werde sie weitgehend ignorieren. (GR Heinz-Christian Strache: Die ist auch nicht an Sie gerichtet!) Ich werde sie nicht ignorieren, weil ich mich nicht damit beschäftigt habe, sondern weil ich Ihnen keine Plattform für Ihre böse öffentlichkeitsheischende Wahlkampfrhetorik biete! (Beifall bei den GRÜNEN und Teilen der SPÖ.)
Ich werde nur einen Punkt aus Ihrer Anfrage herausnehmen, der so klar und deutlich allen Menschen zeigt, dass Sie keine Ahnung von den Problemen rund um das komplexe Phänomen Sucht haben. Es ist Punkt 13. In Punkt 13 Ihrer Anfrage fordern Sie einen verpflichtenden Drogentest für alle SchülerInnen mit folgender Erklärung: „Sie...", diese verpflichtenden Drogentests an allen Schulen, „...könnten ein nützliches Mittel für Eltern sein. Sie sind oft die Letzten, die erfahren, wie es um ihre Kinder steht." (GR Heinz-Christian Strache: Es geht dabei um Krankheitsfrüherkennung für medizinische Hilfe!) - Bei allem Respekt, ich weiß nicht, wie es in Ihren Familien zugeht oder zugegangen ist, aber ich habe drei Töchter und war immer die Erste, die wusste, wie es um meine Kinder steht. Die Familien, wo die Eltern die Letzten sind, die über den Zustand ihrer Kinder Bescheid wissen, haben ein massives Familienproblem. Daran sollten sie dann vielleicht arbeiten! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz-Christian Strache: Aber Krankheiten sollen doch frühzeitig erkannt werden!) 

Diesen Eltern, die als Letzte erfahren, wie es um ihre Kinder steht, trauen Sie zu, dass sie, wenn sie einen positiven Drogentest in die Hand kriegen, wissen, wie sie adäquat damit umgehen sollen? (GR Heinz-Christian Strache: Ärztliche Hilfe wäre schnell vonnöten! Genau deshalb die medizinische Hilfe!) Sie hören nicht zu! Sie können nicht einmal zuhören! Ich hätte bei meinen Kindern sofort gewusst, wo sie stehen. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist sehr vermessen!) Sie wären mit allen Problemen und Sorgen zuerst zu mir gekommen. Würden sie zuletzt zu mir gekommen sein, ich sage es Ihnen noch einmal, hätte ich ein großes Problem mit der Familie gehabt, aber sicher nicht etwas, das ich dann durch einen Drogentest klären kann. 

Wie sollen denn diese Eltern dann Ihrer Meinung nach das Problem behandeln? Sie nehmen die Kinder auf den Schoß, halten ihnen eine Standpauke und dann ist alles wieder okay? (GR Heinz-Christian Strache: Ärztliche Hilfe bei Krankheitsfrüherkennung! Sie hören ja nicht zu!) - Ich rede jetzt! Sie können sich dann zum Wort melden, Herr Strache! Sie haben 20 Minuten lang so viel Blödsinn gesagt, jetzt seien Sie bitte einmal still! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz-Christian Strache: Sie reden permanent Unsinn! Das ist permanenter Unsinn, den Sie hier verzapfen!)
Es sind nämlich genau diese unzulässigen Vereinfachungen, diese scheinbar leichten Auswege, die Sie anbieten, die eine rationale seriöse Drogenpolitik mit Ihnen nicht zulässt und unmöglich macht!

Wie ich gesagt habe, werde ich nicht weiter auf Ihre Anfrage eingehen, möchte aber trotzdem auch zur Wiener Verantwortung der Drogenpolitik ein bisschen etwas sagen, denn in dem Punkt haben Sie vielleicht Recht. Damit bin ich bei den politischen Verantwortlichen der Stadt Wien. Die Wiener Drogenpolitik sitzt tatsächlich seit Jahren wie das Kaninchen vor der Schlange und übt sich in dem Spiel, wer sich zuerst bewegt, verliert (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da hat sich aber viel bewegt!), angefangen vom Drogenbeauftragten David über den Drogenkoordinator Dressel bis hin zur StRin Brauner, die diesen Stillstand in der Wiener Drogenpolitik politisch zu verantworten hat. 

Hören wir seit Jahren auf alle Initiativen, die internationale Beispiele zum Vorbild haben? Brauchen wir nicht, wollen wir nicht, können wir uns politisch nicht leisten! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Deswegen haben wir allein vier neue Projekte in der Stadt gehabt, weil wir nichts tun!) Aus Furcht, Frau Stadträtin? Aus Furcht vor dem Boulevard? Oder ein bisschen aus den Absichten des rechten Randes? 

Lassen Sie mich hier einige Beispiele aufzählen:

Lange vor der Einführung der unsäglichen Schutzzone am Karlsplatz haben dort arbeitende StreetworkerInnen Alarm geschlagen. Lange Zeit hatte die Polizei im Einvernehmen mit Streetwork nämlich dafür gesorgt, dass sich die dort aufhaltenden Personen der Szene so verhalten, dass die Belastung der AnrainerInnen und PassantInnen so gering wie möglich gehalten wurde. Der Szene wurde ein Bereich abseits des Haupteingangs zugewiesen, in der ihre Anwesenheit toleriert wurde. Die Polizei kontrollierte die Einhaltung dieser Vereinbarung. Plötzlich führte die Polizei diese Kontrolle aber nicht mehr oder weniger durch. Suchtkranke Menschen begannen, auch andere Plätze rund um den Karlsplatz zu frequentieren und es kam zwangsläufig zu verstärkten Problemen mit AnrainerInnen und PassantInnen. Die daraus resultierende aufgeheizte Stimmung, Frau Stadträtin, war für die konservative Ordnungsmacht natürlich die perfekte Voraussetzung, um dem Pavillon Karlsplatz den Garaus zu machen. Da machen wir Schutzzonen, schicken die Leute weg, wer sich nicht daran hält, wird gestraft und das Problem ist damit gelöst. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie wissen aber schon, dass das in der Polizeiverantwortung liegt!) 

Warum wir Ihnen das vorhalten, sehr geehrte Frau Stadträtin, obwohl ich durchaus weiß, dass das eine Bundesmaßnahme ist? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da bin ich gespannt!) Weil Sie all das gewusst haben! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Und?) Sie haben gewusst, dass sich am Karlsplatz seit Jahren eine Szene befindet, die dort Suchtmittel bezieht und auch konsumiert. Weil sie gewusst haben, dass sich viele jener suchtkranken, schwerkranken Menschen, die auf Grund ihrer Suchterkrankung nicht anders können, als intravenös zu konsumieren, diese Nadel im öffentlichen Raum setzen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich bin nicht wirklich überrascht!) Weil Sie wissen, dass weggeworfene Spritzen im öffentlichen Raum, sei es in Telefonzellen, Parks oder Stiegenhäusern, nicht nur eine unzumutbare Belastung für die AnrainerInnen sind, sondern auch ein Gesundheitsrisiko für die kranken Menschen bedeuten. 

Sie wissen das alles und haben seit spätestens 2003 Maßnahmen in der Schublade, die Ihnen einer der namhaftesten Experten, unser sehr geschätzter Prof Alfred Springer, Leiter des Ludwig-Boltzmann-Instituts, erstellt hat. Es geht, Sie werden es nun bereits erraten haben, um Konsumräume, die in der Schweiz, in Holland und in Deutschland bereits Realität sind und die laut Expertise von Prof Springer sinnvoll sind, gerade wenn sich die Diskussion wieder um steigende Drogentote dreht. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Und was glauben Sie, dass die Polizei rund um Konsumräume macht?) Es hat in der letzten Ausgabe der Zeitung "Falter", vielleicht haben Sie es gelesen, im Interview sogar Caritasdirektor Küberl dringend geraten, endlich Konsumräume einzurichten. Und wissen Sie, was Caritasdirektor Küberl auch sagt? Es fehlt nur am politischen Willen! An Ihrem politischen Willen, Frau Stadträtin! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Was glauben Sie, dass rund um Konsumräume passiert? Was glauben Sie, dass die Polizei dort macht? Haben Sie die internationalen Beispiele angeschaut?) Sie wissen, dass Prof Springer, Dr Haltmayer, alle dafür sind! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Was passiert rund um Konsumräume? - GR Mag Wolfgang Jung: Wer sind alle? Sie sind dafür, aber Sie sind nicht alle!) - Ja, ich bin dafür! Alle ExpertInnen, die sich mit diesem Thema auseinander setzen, sind dafür! (GR Johann Herzog: Die heilige Inquisition!)

Kurz zum Verein Wiener Sozialprojekte: Anlässlich des 15-jährigen Jubiläums des Ganslwirts, einer enorm wichtigen niederschwelligen Einrichtung für Suchtkrankenhilfe hat man Sie, Frau Stadträtin, wieder einmal in der Sonne jener Wiener Suchtpolitik gesehen, deren Niedergang Sie durch Untätigkeit fördern. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nicht Sie auch!) 5 Millionen Spritzen haben die MitarbeiterInnen in den vergangenen 15 Jahren gekauft. Das ist gut so und enorm wichtig, nicht nur für die Gesundheit suchtkranker Menschen, sondern auch für den öffentlichen Raum, weil es 5 Millionen Spritzen sind, die nicht in den Parks oder Telefonzellen entsorgt werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Vielleicht wären es nur 3 Millionen, wenn man es ihnen nicht so leicht macht, Frau Kollegin!) - Ich habe Ihnen heute schon gesagt, beschäftigen Sie sich einmal mit dem Thema! Sie haben keine Ahnung! (GR Mag Wolfgang Jung: Hauptsache, Sie wissen es! Welche Erfahrung haben Sie denn da?) Ja, ich habe sehr viel Erfahrung. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das heißt, die vielen Maßnahmen, die wir verabsäumen, sind die Drogenkonsumräume?)
Frau Stadträtin, Sie machen sehr viel, aber Sie wissen, dass die Konsumräume in Wien fehlen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ein Punkt, aber es sind viele angekündigt worden! Ich wollte mich nur vergewissern! Es ist der eine Punkt! Ich wollte es nur wissen!) Ich habe auch gesagt, dass die Wiener Sozialpolitik, und das höre ich von vielen Sozialarbeitern und Experten, ein Vorbild war, aber in den letzten Jahren, und ich schreibe das einer gewissen Mutlosigkeit zu, rückgängig ist. Es ist eine Bitte an Sie, ein Ersuchen: Werden Sie wieder mutiger, damit Wien wieder auf die Überholspur in Europa kommt! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Mit allein seligmachenden Konsumräumen!) Nein, das ist ein Teil davon.

Ich werde ganz kurz noch ein paar Worte zur Diskussion rund um die retardierten Morphine sagen, die angeblich unseren Schwarzmarkt überfluten und die Menschen reihenweise dahinraffen. Wir haben mittlerweile zahllose Diskussionen mit ExpertInnen geführt. Bei allen langwierigen ExpertInnendiskussionen rund um Mittel erster Wahl, Missbrauch und Verdrängung von Heroin, bleibt eine entscheidende Frage über, die sich seit Jahren stellt und deswegen um so dringender auf ihre Antwort wartet. Es gibt offensichtlich Menschen, die einen Bedarf an Suchtmitteln haben, die sie intravenös konsumieren wollen oder müssen. Es gibt offensichtlich am Schwarzmarkt eine Nachfrage nach einem Mittel, den retardierten Morphinen, die diese Personen eigentlich legal bei betreuenden ÄrztInnen erhalten können. Die Frage, die wir uns dabei stellen müssen: Welches Angebot können wir diesen Menschen geben, um sie weg von der Straße und hinein in die Arztpraxen zu bringen? 

Auch zu diesem Thema haben Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, bereits seit 2003 eine Expertise vorliegen, ebenfalls erstellt von Prof Springer auf Grund internationaler Erfahrungen. Auch hier hört man oder frau von Ihrer Seite nur: „Brauchen wir nicht!", „Wollen wir nicht!", „Können wir uns politisch nicht leisten!" (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wovon reden Sie?) - Von diesen Diskussionen, die wir in der letzten Zeit geführt haben. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da hat Wien eine völlig klare Position bezogen! Das habe ich vorhin gesagt! Seien Sie mir nicht böse, aber was Sie jetzt wollen, weiß ich wirklich nicht!) 

In Deutschland, das wissen Sie, ist gerade jetzt die Evaluierung einer sehr erfolgreichen Heroinstudie, die gemacht wurde, abgeschlossen worden. Sie haben mir gesagt, Sie wissen noch nicht, was in dieser Verordnung steht, aber es wird das retardierte Morphin sozusagen nicht mehr. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir kämpfen mit allen Mitteln und mit Unterstützung von Herrn Dr Rasinger dagegen an! Er weiß, wovon er redet, weil er selbst Patienten hat! Dankenswerterweise engagiert er sich sehr!) - Hoffentlich erfolgreich! (Amtsf StR Mag Renate Brauner: Haben sie mir nicht zugehört?) Ich habe Ihnen schon zugehört! Hoffen wir, dass diese Verordnung nicht so schlimm ausfällt und dass die retardierten Morphine weiter verwendet werden dürfen!

Dann bin ich ohnehin schon fertig. Lassen Sie mich zum Schluss noch ein Wort zur Ausgliederung des Suchtbereichs sagen, der bezeichnenderweise weder im Gemeinderat noch im Landtag diskutiert wurde. Es ist einfach ein Bereich, über den Sie scheinbar doch nicht so gerne reden. Das wird wohl der Grund sein, warum ihn die Stadt Wien ehemals in den Fonds Soziales Wien ausgegliedert hat. Mir fällt dabei immer ein, was ich schön finde, das ist ungefähr, wie der Wiener so schön sagt, nur nicht anstreifen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das gilt für die GRÜNEN!) 
Wie Sie alle wissen, haben wir in der letztwöchigen Sitzung des Kuratoriums des Psychosozialen Dienstes der nunmehrigen Verschiebung des Suchtbereichs in den Bereich des PSD zugestimmt. Wie Sie aber auch wissen, haben wir das nicht getan, weil uns diese neuerliche Abschiebung des Suchtbereichs besonders Freude macht. Unsere Zustimmung sehen wir als Vertrauensvorschuss, dass Sie die möglichen Synergien durch die Verbindung des Suchtbereichs mit dem Bereich Alkohol und der Anbindung an dem Psychiatrischen dazu nutzen, die Wiener Suchtpolitik endlich wieder auf die internationale Überholspur zu bringen. Letztendlich war unsere Zustimmung aber auch Ausdruck unserer Hoffnung, dass durch die Freispielung des Drogenkoordinators aus dem Schatten seines Vorgängers, denn das ist der eigentliche Grund für diese Konstruktion, der Weg zu einer mutigeren Wiener Stadtpolitik frei wird, einer Suchtpolitik, die mehr auf das Wohl der suchtkranken Menschen und der Bevölkerung als auf die Bedürfnisse des Boulevards eingeht. 

Unserem wunderschönen Wien ist aus meiner Sicht von Herzen zu wünschen, dass es eine mutigere Politik im Drogenbereich bekommt! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Karin Praniess-Kastner. - Bitte schön.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau StRin Brauner, Sie dürfen wieder ein bisschen weiter nach vorne kommen, weil ich denke und auch hoffe, es gefällt Ihnen eventuell besser, was ich jetzt sagen werde als das, was meine Vorredner gesagt haben. Ich bin nämlich der Meinung, dass wir die Drogenpolitik einmal aus der Parteipolitik herauslösen und uns diesem komplexen Thema wirklich ernsthaft annähern sollten. Es wird auch nicht möglich sein, das jetzt in zwei Stunden auszudiskutieren, wiewohl ich beim aufmerksamen Zuhören meiner Vorrednerin festgestellt habe, dass in dieser Diskussion auch nicht viel Neues zu erwarten ist. 

Das Drogenthema ist ein sehr komplexes Thema. Ich und meine Fraktion verstehen natürlich auch die Ängste der Bevölkerung, die Ängste der Eltern um ihre Kinder, die Ängste vor den abhängigen Menschen, die Ängste im Zusammenhang mit der Drogenkriminalität und mit der Beschaffungskriminalität. Ich denke, wir als Politiker-
Innen sind gefordert, diesen Ängsten zu begegnen, diese Ängste ernst zu nehmen und die nötigen Maßnahmen zu setzen. Aber, wie gesagt, ich bitte um die ernsthafte Diskussion mit ExpertInnen und nicht um ein parteipolitisches Hickhack bei diesem wichtigen und sehr ernsten Thema. 

Lassen Sie mich kurz einige Ideen zu unserem Drogenkonzept skizzieren:

Unser Drogenkonzept für Wien geht nach dem Motto "helfen statt strafen" vor. Wir sehen Drogensüchtige als kranke Menschen, denen wir helfen wollen. Natürlich nicht so den Dealern und den Kriminellen. Diese gehören bestraft! Das möchte ich von dieser Warte aus ganz eindeutig feststellen! 

Unsere Drogenpolitik geht davon aus, dass Sucht ein multifaktorelles Problem ist. Nicht nur die persönliche Konstitution und die Geschichte bestimmen den Weg des Süchtigen in die Abhängigkeit, sondern auch seine sozialen Beziehungen, sein Umgang mit Stress und die gesellschaftliche Akzeptanz der Droge. Daher sind auch differenzierte Lösungsansätze erforderlich. Suchtkranken müssen Therapien angeboten werden. Das Ziel muss eine soziale und arbeitsmarktpolitische Reintegration sein. Grundsatz all dieser Maßnahmen ist, dass der Konsum aller Suchtmittel aus gesundheitspolitischer Sicht ganz klar abzulehnen ist! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Dr Claudia Laschan: Das ist das Wiener Drogenkonzept!)

Unser wichtigstes Anliegen ist die Prävention. Hier ist es erstens wichtig, auf eine Stärkung des Selbstwerts der Kinder und Jugendlichen zu achten, aber auch auf die Bewusstseinsbildung der Gesellschaft, speziell der Eltern. Lassen Sie mich einige Punkte anführen, die wir uns gemeinsam ernsthaft ansehen sollten. Ich behaupte, das sind auch die Herausforderungen für die Zukunft der Drogenpolitik in Wien.

Erfreulich ist, dass es Präventionsangebote gibt, wie zum Beispiel den spielzeugfreien Kindergarten, der von Ihnen, Frau Stadträtin, immer angesprochen wird. Leider werden diese Präventionsangebote aber nicht flächendeckend angeboten. Ich denke, da sind wir aufgefordert, uns für die Zukunft etwas zu überlegen. 

Erfreulich ist auch, dass es Beratungs- und Betreuungseinrichtungen gibt, wie das neu eröffnete Dialog 10, das von Ihnen, Frau Stadträtin, heute schon angesprochen wurde. Diese Drogenberatungseinrichtungen unterstützen die Drogenkranken dabei, ihren Weg in ein unabhängiges Leben wieder zu finden. Leider betragen die Wartezeiten für einen Platz für eine Entziehungskur, für die sich der Drogensüchtige entscheidet, in Wien zirka ein halbes Jahr. 

Erfreulich ist, dass es Informationen zum Thema Sucht gibt, wenn diese von Menschen aktiv eingefordert werden. Wir erwarten allerdings darüber hinaus eine flächendeckend offensive Informations- und Aufklärungskampagne. Es fehlt an Enqueten, an Symposien und es fehlt an Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit. Ich denke, dass wir da noch einiges machen sollten. Außerdem ist die laufende Überprüfung der gesetzten Maßnahmen nötig, um entsprechend rasch auf die sich ständig ändernde Szene zu reagieren. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch auf eine Gruppe hinweisen, die in der öffentlichen Diskussion oft vernachlässigt wird. Das sind die Angehörigen von Drogenkranken. Auch diese brauchen unsere besondere Unterstützung. Sehr oft werden sie mit Unverständnis oder Mitleid der Mitmenschen konfrontiert oder gar gemieden. Wir als PolitikerInnen sind gefordert, uns dieser Gruppe verstärkt anzunehmen, aber auch die Arbeit von Selbsthilfegruppen zu unterstützen. Diese arbeiten niederschwellig, bieten Betroffenen Rat und Hilfe und sind oft der Erstkontakt zu Betroffenen. 

Um mit einem bekannten Experten auf diesem Gebiet zu schließen, nämlich mit Herrn Dozent Berger, der zum Drogenbericht 2004 festgestellt hat: „Hier sind sich alle Fachleute einig. Die Vorstellung, dass das Drogenproblem in erster Linie mit Gesetzen und Strafen gelöst werden kann, ist eine irrige Vorstellung. Der beste Schutz sind Maßnahmen der Begleitung und Unterstützung von Jugendlichen, die sich in Gefahr befinden. Drogen sind meist nur ein Symptom für Probleme. Alles, was die Entwicklung von Jugendlichen begleitet, hilft. Das können Stützmaßnahmen in der Schule sein und natürlich auch der Ausbau der kinder- und jugendpsychiatrischen Angebote." - Ich würde vorschlagen, treten wir weiter in Dialog mit diesen ExpertInnen, setzen wir auf Bewusstseinsbildung und unterstützen Betroffene gemeinsam! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Wagner, Sie haben das Wort.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte nur zum Eingang meiner Rede eines bemerken, was schon bemerkenswert ist, wir erleben eine Dringliche Anfrage der FPÖ, vorgetragen vom Herrn Klubobmann der Freiheitlichen, nur jetzt ist ihm das Thema anscheinend nicht mehr interessant genug, er ist nicht mehr im Saal. Ich möchte im Prinzip schon darauf hinweisen, wenn man selbst eine Dringliche Anfrage bringt, würde es eigentlich zum Anstand gehören, wenn man schon dieses Thema diskutieren möchte, und ich nehme an, Sie haben es nicht aus Jux und Tollerei auf die Tagesordnung gesetzt, sondern weil es Ihnen ein Bedürfnis ist, dann sollte man sich auch die Zeit nehmen, für die politische Diskussion zur Verfügung zu stehen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Er ist nicht der Bürgermeister!)
Meine Damen und Herren, meiner Vorrednerin von den GRÜNEN, der Kollegin Cammerlander, habe ich schon in einem Zwiegespräch gesagt, es ist tatsächlich richtig, alle Jahre wieder, sogar fast immer um die gleiche Jahreszeit, entweder April oder Mai, gibt es ein Drogenproblem, aktualisiert von der Freiheitlichen Partei. Ich habe mir gestern die Mühe gemacht und habe mir in den Annalen des Wiener Gemeinderats ein bisschen angeschaut, wie das war. Wir haben eine Drogendiskussion am 23.6.1997 gehabt. Wir haben eine Drogendiskussion am 22.6.1998 gehabt. Wir haben eine Diskussion am 25.6.2001, am 26.6.2002, am 27.11.2002 und am 26.11.2003 gehabt. Die letzte war vor etwa einem Jahr, am 1.4.2005. Meine Damen und Herren, ich muss in Richtung der Freiheitlichen Partei sagen, man könnte sich die Diskussion und Debatte mit dem Hinweis ersparen, wir verweisen auf unsere Wortmeldungen der letzten Debatten im Wiener Gemeinderat zu diesem Problem, weil wir in den letzten Jahren wirklich diese persönliche Erfahrung gemacht haben.

Ich sage dazu, beim Kollegen Ebinger bin ich noch ein bisschen freigiebiger und sage, er hat bei mir noch einen bestimmten Freibrief. Ich hoffe, dass wir ihn im Drogenbeirat überzeugen können, weil ich dazusagen muss, auch Vertreter Ihrer Fraktion in der Vergangenheit, wie der Herr Mag Kowarik, waren bei diesen Beratungen eigentlich immer sehr konstruktiv, haben mitdiskutiert und haben das im Großen und Ganzen, auch wenn sie nicht mit allem einverstanden waren, politisch mitgetragen. Das würde ich mir auch von Ihnen wünschen! Schauen Sie sich einmal die Inhalte an, dann kann man über alles diskutieren! Aber im Prinzip, das hat auch die Vorrednerin gesagt, Frau Kollegin, da gebe ich Ihnen Recht, eignet sich der Drogenbereich nicht zum politischen Kleingeldumwechseln, auch nicht vor einem Nationalratswahlkampf, geschweige denn, dass es dann eines der Hauptthemen sein sollte. 

Meine Damen und Herren, am 24. April 1997 hat die Vertreterin der Freiheitlichen Partei, Sie werden sie noch kennen, die Frau StRin Landauer, auch zum Drogenbereich gesprochen und in dieser Sitzung, man höre und staune, die Abberufung des Drogenkoordinators beantragt. Aber sie ist damals in der Plenardebatte sogar noch viel weiter gegangen. Sie hat nämlich nicht nur die Abberufung und Neubesetzung verlangt, sondern sie wollte die Funktion des Drogenkoordinators überhaupt auflösen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, an der Einstellung der FPÖ hat sich nichts geändert. Wir haben mit dem heutigen Antrag, wieder auf Abberufung des Drogenkoordinators, dieselbe Situation, die wir voriges Jahr im April gehabt haben, wo damals noch die Vertreterin der Freiheitlichen Partei, die später zum BZÖ gewechselt ist, die Kollegin Schmalenberg, wieder bei der gleichen Diskussion und Debatte auch die Abberufung, damals war es im Prinzip das erste Mal, unseres Drogenkoordinators Michi Dressel verlangt hat. 

Lieber Michi, ich glaube, du wirst es eh schon wissen, du brauchst dir da keine Sorgen zu machen, wir werden, so wie bei allen vorherigen Anträgen, damit natürlich nicht einverstanden sein! Du machst eine hervorragende und ausgezeichnete Drogenpolitik, Drogenprävention in Wien! Dafür möchte ich mich an dieser Stelle namens meiner Fraktion bei dir und deinen Mitarbeitern sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, auch heute gilt die gleiche Argumentation wie die Jahre davor in den vorherigen Debatten, wir gehen in Wien einen gangbaren Weg im Bereich der Drogenprävention und der Drogenarbeit und wir gehen einen vorbildlichen Weg. Ich darf das noch einmal wiederholen. Meine Damen und Herren, wie wäre es denn sonst zu verstehen, wenn man sich kritisch hinstellt, dass es Bundesländer gibt, die den Wiener Weg eigentlich eins zu eins übernommen haben? Das sind aber nicht Bundesländer, bei denen man uns vorwerfen kann, dass sie eine besondere Nahbeziehung zu uns haben. Das Bundesland Tirol hat die Drogenprävention des Landes Wien eins zu eins übernommen. Wir sind in angenehmer Gesellschaft. Das Bundesland Niederösterreich hat das im Prinzip auch übernommen. Auch das Bundesland Salzburg geht den gleichen Weg, den wir in Wien bestreiten. Ich darf dazusagen, wenn man mit Expertinnen und Experten diskutiert, dann geben die uns Recht. Wir gehen den richtigen Weg. Wir sind in der Drogen- und Präventionspolitik in Österreich nicht nur die Nummer eins, sondern sind auch Vorbild im Gesamtbereich der Europäischen Union und damit in ganz Europa. 

Meine Damen und Herren, was ich grundsätzlich noch einmal in dieser heiklen Diskussion anmerken möchte, ist, dass wir uns gerade im Bereich der Drogenprävention und der Drogenarbeit alle gemeinsam, alle politischen Kräfte, bemühen müssen, den Drogenstraßenhandel zu unterbinden. Der kann, soll und darf natürlich nicht gestattet werden. Da gibt es eigentlich keine trennenden Grenzen bei den politischen Parteien. Hier gibt es in der Realität aber ständig Kontakte mit unserem Drogenkoordinator Michi Dressel, mit Alexander David und mit der Wiener Polizei. Hier ist ein gemeinsames Vorgehen im Prinzip akkordiert. Es werden vorbildliche Arbeit und Anstrengungen geleistet. Es gibt, meine Damen und Herren der Freiheitlichen, auch wenn Ihnen das vielleicht nicht so ganz in den Kram passt, ein sehr gutes Gesprächsklima und eine gute Gesprächsbasis zu den Polizeibehörden, zur Polizeidirektion, zur Kriminaldirektion und, einer sei hier auch genannt, zum Kollegen Horngacher, der eine vorbildliche gemeinsame Arbeit betreibt.

Meine Damen und Herren, Schwerpunkt bei diesen Besprechungen ist es nach meinen Informationen, die ich mir besorgt habe, auch süchtige Händler kriminalpolizeilich zu behandeln. Das ist auch eine Ihrer Forderungen, um damit diese Missstände im Prinzip offiziell und tatsächlich zu bekämpfen.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns generell unsere Situation in Wien anschauen, dann soll man nichts verharmlosen, man muss auch nichts bagatellisieren, was man aber nicht tun sollte, ist, um jedes Prinzip etwas schlecht zu machen, nur damit man sagen kann, es funktioniert hier etwas nicht. Genau in der Drogenarbeit ist es so, dass es ein sehr heikler und sehr komplexer Bereich ist, aber es funktioniert tatsächlich in der Realität das Meiste. 

Ich persönlich bin ein Anhänger von jenen Experten, die in den Reihen von, sage ich jetzt, befreundeten Organisationen, die mit uns zusammenarbeiten, zu sehen sind, die sich als oberstes Ziel geben zu helfen statt zu strafen. Wir wollen nicht den Süchtigen kriminalisieren. Wir wollen ihm im Prinzip helfen, weil er ein kranker Mensch ist. Unser Drogenkonzept in Wien geht von dem Motto "heilen statt strafen" aus. Wir sehen Drogensüchtige als kranke Menschen, denen wir, wie gesagt, helfen wollen. Nicht so den Dealern und den Kriminellen, denen natürlich der Kampf auf das Strengste angesagt gehört.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir heute eine kleine emotionale Bemerkung in Richtung der Freiheitlichen Partei. Ich habe nicht nur hier im Wiener Gemeinderat fünf Jahre lang mit diesem Drogenbereich zu tun, ich war seinerzeit lange Jahre auch in einer Bezirksorganisation, bin in einer Bezirksvertretung gesessen und habe dort gerade im Drogenbereich Aussagen von einem Ihrer Leute gehört, nämlich nicht von Herrn Gudenus junior, sondern von Herrn Gudenus senior, der damals zu der ganzen Situation am Karlsplatz gemeint hat, dieses Problem könnte man einfach lösen, die ganzen Drogensüchtigen sollte man auf die Donauinsel führen. Was er nicht gesagt hat, war, was er dann dort mit diesen Leuten machen möchte. Das hätte mich persönlich interessiert. Er ist mir eine Antwort diesbezüglich schuldig geblieben. Ich glaube, das würde nichts helfen. Wenn wir versuchen, Personen ortsmäßig zu verlagern, haben wir keinen Beitrag bei der Bewältigung dieser Problematik erzielt.

Wenn man sich, meine Damen und Herren, das Zahlenmaterial hernimmt, und da wurde heute viel zitiert, und durchschaut, dann ist ein Bereich ganz besonders wichtig, und zwar der Bereich Medikamente, Alkohol und Nikotin. Das ist auch einer der Hintergründe, wieso jetzt der Bereich der Drogenarbeit in den PSD eingegliedert wurde, weil es hier natürlich Wesensverwandtschaften gibt. Ich glaube, diese beiden kommunizierenden Gefäße, und das wird sich in der Regel auch zeigen, davon bin ich fest überzeugt, werden gut miteinander können, es wird gut funktionieren und es wird eine gute Zusammenarbeit diesbezüglich geben. Davon bin ich völlig überzeugt. Dafür bürgen auch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bisher in beiden Organisationen schon jetzt sehr erfolgreich tätig gewesen sind.

Meine Damen und Herren, es gibt natürlich auch gewisse Tendenzen, die man insgesamt selbst im Auge behalten muss und das können Sie auch. Das hat anscheinend Ihr Kollege Strache nicht gemacht. Er hat sich die letzte IFES-Suchtmittelstudie nicht angeschaut. Diese ist im April 2006 herausgekommen. Dort können Sie alles im Detail nachlesen. Es steht alles wunderbar mit Tabellen drinnen, dass sich eigentlich formell die Situation in Wien in den letzten Jahren im Prinzip konstant verhalten hat. Es sind perzentuell derartig geringe Abweichungen, dass man sogar davon ausgehen kann, dass das rein statistische Schwankungen sein können.

Meine Damen und Herren, wenn gesagt wird, man könne noch mehr tun, dann darf ich nur ein paar Dinge hervorheben, was wir in den letzten Jahren im Rahmen unseres Drogenkonzepts bereits getan haben und was wir auch weiter laufend tun: Wir haben Einrichtungen. Wir haben die niederschwelligen Beratungs- und Betreuungseinrichtungen wie ChEck iT!, wo man dazusagen muss, dass uns international alle Länder um diese gute Zusammenarbeit und um dieses Projekt eigentlich beneiden. Wir haben den Spitalsverbindungsdienstkontakt. Wir haben Drogenambulanzen. Wir haben das TBZ Dialog. Wir haben die Drogenambulanz im Allgemeinen Krankenhaus. Wir haben die Drogenambulanz im Otto-Wagner-Spital. Wir haben ein ambulantes Betreuungszentrum in der Hermanngasse. Wir haben Beratungsstellen für Alkohol- und Medikamentenabhängige. Wir haben jetzt neu den Dialog 10. Wir haben betreutes Wohnen. Wir haben den Verein Dialog im Polizeianhaltezentrum. Wir haben "Fix und Fertig". Und wir hätten noch Unzähliges mehr, was man diesbezüglich noch aufzählen könnte. Wir haben darüber hinaus eine Reihe von Projekten laufen, vom Suchtzentrum für die Prävention in diesem Bereich, das ist seitenlang, da wird wahrscheinlich meine Nachrednerin auf das eine oder andere diesbezüglich noch zurückkommen.

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte ich eigentlich etwas sagen, was mir persönlich sehr am Herzen liegt: Wenn wir uns heute hier über Drogensucht unterhalten, dann sollen wir bei all diesen Diskussionen eines nicht außer Acht lassen, und das sollte man auch wissen, bei der Herabsetzung im Suchtmittelgesetz haben wir erreicht, es werden mehr Leute angezeigt und eingesperrt. Zum damaligen Zeitpunkt haben die Richter die Ermessensentscheidung gehabt, entweder zu strafen oder zu therapieren. Ich darf Ihnen sagen, dafür sind einige, die hier sitzen, mitveranwortlich, und deswegen will ich Ihnen sagen, dass in den letzten beiden Jahren verstärkt zum Bereich der Strafe gegriffen wurde, was uns in der Therapie überhaupt nicht behilflich ist. Ich glaube, wir wären gut beraten, wenn wir versuchen, diesen Weg, ich habe das auch im Vorjahr bereits angemerkt, wieder umzukehren, dass wir mehr therapieren und weniger strafen, weil nur mit der Therapie ist jemandem, der betroffen ist, tatsächlich geholfen.

Meine Damen und Herren, auf diesem erfolgreichen Weg werden wir gemeinsam mit unserer Frau Stadträtin, der Wiener Stadtregierung und mit unserer Fraktion weitergehen! Wir werden diesen, wie ich meine, sehr erfolgreichen Weg mit unserem Drogenkoordinator Michael Dressel und mit unserem Drogenbeauftragten Dr Alexander David weitergehen! - Ich darf mich zum Abschluss bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit bedanken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Lasar ist zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte eingangs sagen, Frau Stadträtin, dass man in 30 Minuten hier nur sagen kann, wie schön die Wiener Stadt ist und dass wir fast kein Problem haben, finde ich eigentlich mehr als eine Chuzpe! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das kann ich auch viel länger! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das können wir auch den ganzen Tag lang machen!) Das sage ich Ihnen hier ganz laut und deutlich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dazu, dass man einen Herrn Dressel hier in Wahrheit noch hochleben lässt für diese Drogenarbeit, die er leistet, wo wir mehr Drogentote als je zuvor und noch mehr Abhängige haben, sage ich Ihnen schon, bitte seien Sie mir nicht böse, aber da haben Sie Ihre Worte verfehlt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist für mich das Lächerlichste, was ich heute von Ihnen gehört habe, Frau Stadträtin! Ich habe eigentlich Ihre Meinung schon etwas höher eingeschätzt, das sage ich Ihnen hier auch einmal! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich möchte nicht wissen, ob 92 oder 88!) Aber hören Sie mir auf! Jeder einzelne Drogentote ist ein Toter! Das sollten Sie einmal auch zur Kenntnis nehmen! (GR Godwin Schuster: Das hat sie eh gesagt!)
Lassen Sie mich zum Eigentlichen kommen! (GRin Barbara Novak: Das hat sie ganz genau gesagt! Nur muss man zuhören und nicht hinausgehen und irgendetwas erzählen, wo man nicht zugehört hat!) Sind Sie jetzt fertig? Gut, dann möchte ich Ihnen noch Folgendes sagen: Unser Obmann Strache hat heute schon den in Zahlen gegossenen Suchtgiftbereich ausgeführt, dennoch, meine Damen und Herren, muss angesichts des fatalen Drogenmissbrauchs in Österreich, aber vor allem in unserer Stadt, in Wien, einiges hinzugefügt werden. Da werde ich Ihnen jetzt einige Zahlen nennen. 

Zum Suchtmittelbericht 2005 gibt es einige Zahlen, die ich gerne zitieren möchte. Vielleicht hören Sie jetzt einmal zu! (GRin Barbara Novak: Ich höre Ihnen sicher nicht zu!) Dann bitte nicht! Im Jahr 2005 wurden in Österreich 25 892 Anzeigen nach dem Suchtmittelgesetz erstattet. Das sind um genau 2,7 Prozent mehr als 2004. 25 041 Anzeigen betrafen illegale Suchtmittel, 848 An-
zeigen entfielen auf psychotrope Stoffe und 3 Anzeigen auf Vorläuferstoffe. Insgesamt wurden im Vorjahr in Wien 9 529 Anzeigen nach den Straftatbeständen des Suchtmittelgesetzes erstattet. Das ist ein Plus von 481 Pro-
zent, Frau Stadträtin, oder 437 Anzeigen mehr als im Jahr 2004. Das ist ein Schwarzmarktwert von rund 1,7 Millionen EUR, der sichergestellt wurde, eine Steigerung um 224 Prozent. Ebenso sichergestellt wurden 41 Kilo Heroin, das ist ein Schwarzmarktwert von zirka 2,9 Millionen EUR, 29 Kilo Kokain, das sind zirka 2,6 Millionen EUR, 10 774 Ecstasy-Tabletten, das sind zirka 160 000 EUR, und 2 242 LSD-Trips, das sind zirka 30 000 EUR. Für Wien gibt es leider keine aktuellen Daten. Da streitet der Herr Landeskoordinator mit dem Herrn Bundeskoordinator über Obduktionsgutachten, die geliefert wurden oder auch nicht, anstatt sich endlich einmal der Aufklärung zu widmen. 

Der Suchtmittelbericht 2005 zeigt deutlich, dass sich nicht nur die Situation im Allgemeinen verschärft hat, egal, ob es den Bezieherkreis oder die Kriminalität betrifft, sondern dass sich auch die Umstände rund um den Drogenkonsum und den Drogenhandel ständig verändern. Deshalb, meine Damen und Herren, ist es wichtig, dass Sie für Wien endlich ein Drogenkonzept entwickeln, das den sich ständig ändernden Bedingungen gerecht wird! An einem Drogenkonzept festzuhalten, das in den 90er Jahren beschlossen wurde und das bis heute nicht einmal geändert oder angepasst wurde, ist, sage ich, eine Einladung an die ganzen Drogenkriminellen und die Drogenhändler! (Beifall bei der FPÖ.)

Den Beweis dazu hat kürzlich auch Rainhard Fendrich mit seinen Eskapaden erbracht, die nach unzähligen Jahren des Suchtgiftmissbrauchs in das Licht der Öffentlichkeit gelangt sind. Das hat der Verharmlosung von Drogen genauso die Türe aufgemacht, wie die Grünfraktion es seit Jahr und Tag macht. 

Da fordern Sie von den GRÜNEN zum Beispiel die Einrichtung von Konsumräumen, das haben wir gerade vorhin gehört, wo es sich die ganzen Drogensüchtigen ein bisschen gemütlich machen können. Genau diese Idee ist in Wahrheit fatal! 

Sie treten gegen besseren Wissens nicht für Kontrollen bei Drogensubstitutionstherapien ein, obwohl Sie aus der veröffentlichten Meinung wissen, dass die Todesrate in diesem Bereich besonders bei der Einnahme von Substitol extrem gestiegen ist und obwohl Sie wissen, dass sogar der Handel von Drogenersatzmitteln in der Steiermark auf den Schwarzmarkt von Wien zurückgreift. Das heißt, die Wiener Drogenabhängigen, an die zu viel Stoff abgegeben wird, verkaufen diesen schon in ganz Österreich. Und was sagen die GRÜNEN? „Die geplante Verschärfung der Mitgaberegelung der Substitutionsmittel stellt einen massiven Eingriff in die Behandlungsfreiheit der Mediziner dar." - Das ist Ihre Antwort darauf. Man muss sich das angesichts der 10 000 schwer suchtkranken Menschen und zirka 5 500 in einer Substitutionsbehandlung Befindlichen einmal auf der Zunge zergehen lassen. Es ist doch gar nicht möglich, dass man überhaupt für so etwas eintritt! Da können Sie ruhig wegschauen, Frau Vassilakou! (GRin Mag Maria Vassilakou: Geht es Ihnen besser, wenn wir Sie anschauen?) Ich weiß, das hören Sie nicht gern! 

Aber die GRÜNEN gehen mit ihrer Verharmlosung von Drogen noch weiter. Sie fordern zum Beispiel auch die Freigabe von Cannabis, die Herausnahme von Cannabiskonsum und -besitz aus dem Strafrecht. 

Ist David Ellensohn von den Wiener Grünen da? Ja! Er philosophiert dann in diese Richtung, ich muss das zitieren, weil ich möchte nicht irgendetwas Falsches behaupten. (StR David Ellensohn: Mich interessiert auch, was ich gesagt habe!) Ich werde es Ihnen gleich sagen: „Viele glauben, dass Cannabis als Einstiegsdroge weniger gefährlich ist als ein Bier im Hinblick auf Alkoholismus." - Es ist schon einmal ein Fortschritt, dass Sie Cannabis als Droge anerkennen, weil das tut die ganze Fraktion nämlich nicht! (Beifall bei der FPÖ. - StR David Ellensohn: Wo habe ich das gesagt?)

Sie haben es gesagt, nicht? (StR David Ellensohn: Wo?) Das kann ich Ihnen jetzt sagen, aus der APA, aber Sie werden es besser wissen als ich! (StR David Ellensohn: Sie zitieren, wissen aber nicht woher! Ich halte das Zitat nicht für schlecht!) - Danke schön, dann freue ich mich, dass Sie es jetzt zugeben! Jetzt weiß ich es wenigstens, wo Sie es wiederholt haben! Aber dass zum Beispiel einer, der ein Bier trinkt, gefährdeter sei als einer, der zum Beispiel eine Droge, nämlich Cannabis, konsumiert, erscheint mir in Wahrheit mehr als kühn! Aber so ist das eben bei Ihnen GRÜNEN, Sie versuchen, eine Droge, damit meine ich zum Beispiel den Alkohol, gegen eine andere, wie zum Beispiel Hasch, auszuspielen! Alkohol ist genauso gefährlich wie eine Droge! (StR David Ellensohn: Er ist eine Droge!) Es ist eine Droge. Darum sage ich ja, es ist auch eine Droge, spätestens dann, wenn es zur Sucht wird! 

Hören Sie jetzt zu! Das ist ganz wichtig für Sie! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GRin Mag Maria Vassilakou: Wir hängen an Ihren Lippen!) Nicht immer mit jemand anderem tratschen! Ich möchte Ihnen nur sagen, dass man eine Droge gegen die andere Droge ausspielt, damit man die eine freibekommt, ist nicht in Ordnung! (GRin Mag Maria Vassilakou: Wer sagt denn so etwas?) Sie sagen ja das! (GRin Mag Maria Vassilakou: Das stimmt doch nicht!) Nicht? Aber die Wiener Grünen haben neben Ellensohn noch eine langjährige Gemeinderätin in ihren Reihen, die zum Beispiel eine Affinität für Drogenfreigabe hat und das Gläschen Wein mit dem Joint gleichsetzt. (StR David Ellensohn: Wer soll das sein?) Die Frau Susanne Jerusalem. Das haben Sie auch gesagt, nicht? (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung und Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender Dr GR Wolfgang Ulm (unterbrechend): Sehr verehrte Damen und Herren, darf ich bitten, den Geräuschpegel ein bisschen zu senken. Es ist zwar schon fortgeschrittene Stunde, aber ich würde ersuchen, den Herrn Redner seine Ausführungen machen zu lassen.

GR David Lasar (fortsetzend): Das sind die Tatsachen! Die sind ganz wichtig, damit man einmal weiß, was die GRÜNEN von sich geben! Der Genuss eines Joints, wozu ich sagen möchte, das ist eine illegale Droge, kann nicht anders behandelt werden als das berühmte Gläschen Wein, sagt Ihre Frau Jerusalem! Sie haben nur das Glück, Frau Jerusalem, dass Sie in Wahrheit von den Medien hier geschützt werden, weil wenn man das in der Öffentlichkeit bringt, dann gute Nacht! Das sage ich Ihnen nur dazu! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Na dann, gute Nacht!)
Diese Haltung Hand in Hand mit den abstrusen Forderungen in Ihrer Drogenpolitik, wie auch die Forderung zum Beispiel nach einem Spritzenausgabeautomaten, bereiten den Boden zu einem Drogenmissbrauch und bekämpfen ihn in keiner Weise! (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer sagt das? Sagt das die FPÖ oder wer sonst?) - Das sage ich Ihnen! Wenn die benützten Spritzen dann zum Beispiel überall herumliegen, dass sich Kinder oder auch Haustiere infizieren können, brauche ich, glaube ich, Ihnen nicht dazuzusagen! Das sollten Sie auch einmal wissen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ein drogensüchtiger Hund!) Man hat bei Ihnen den Eindruck, diese Forderungen resultieren daher, dass Sie nur Ihre eigene Klientel bedienen wollen! Dazu passen auch die zahlreichen Hanfshops, wo man Cannabispflanzen oder Meskalinkakteen mit der Auflage "nur für botanische Zwecke" ganz offiziell kaufen kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe daheim ein drogensüchtiges Krokodil!) - Sind Sie jetzt fertig? Dann sagen Sie ihm, er soll eine Ruhe geben, weil das muss ich mir auch nicht bieten lassen! - Mit diesen Drogenstützpunkten, die Sie geschickt als Suchtgiftrettung tarnen, kann man den ersten Einstieg in eine Suchtkarriere unbehelligt beginnen. Ich sage Ihnen, wer nicht aktiv gegen Drogenmissbrauch auftritt, macht sich mitschuldig am Leid und an der Not von Suchtkranken und deren Angehörigen! (Beifall bei der FPÖ.)

Von den GRÜNEN bin ich mittlerweile schon einiges gewohnt, aber dass ein Drogenkoordinator auch auf den Spuren der Verharmlosungen ungestraft wandeln kann, macht es umso bedauerlicher. Auch er will Drogen aus dem Suchtgiftgesetz ausklammern und bekommt dafür noch Millionen an Steuergeld, jenes Geld, das in Wahrheit zur Bekämpfung des Suchtgiftmissbrauches herhalten sollte. Was mit solchen Haltungen, Forderungen und Zielsetzungen erreicht wird, ist, dass insbesondere Jugendliche einer Einstiegsdroge geopfert werden und, wenn überhaupt, nur mehr in der Kriminalstatistik als Opfer aufscheinen. Dieser Seite an Verharmlosung und in solcher Art im Konsum und Handeln bestärkten Süchtigen und Händlern stehen die Jugendlichen gegenüber. Eigentlich kann man zu denen in Wahrheit gar nicht Süchtige sagen, das sind für mich alles noch Kinder. 

Man sieht beim Rainhard Fendrich oder Tony Wegas oder wie sie noch alle heißen, bestärkt wollen sie in Wahrheit sein, cool wollen sie sein, in der Poleposition wollen sie sein, aber sie haben nicht mehr den Halt in ihren Familien. Die Inhalte, die mit Drogenkonsum einhergehen und die das Leben angeblich schöner, interessanter, glücklicher oder unkomplizierter machen, schaffen in Wahrheit genau das Gegenteil. Sie implizieren nicht zuletzt mangelndes Problemlösungsbewusstsein. Man braucht auf diese Art und Weise nicht mehr an sich zu arbeiten, seine Persönlichkeit zu formen oder ein Zukunftskonzept zu erstellen. Es ist viel leichter zu flüchten, sich der Realität zu entziehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer hat Ihnen die Rede geschrieben? - GR Harry Kopietz: Der Blind! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Gerade wenn es nachher noch viel schlimmer wird als vorher. 

Herwig Scholz zum Beispiel, ein Drogenexperte und Leiter der Neurologie des Landeskrankenhauses Villach und des Krankenhauses de la Tour bei Treffen sagt ganz deutlich, und da werde ich Ihnen noch einiges vorlesen: „So harmlos wie Cannabis gerne dargestellt wird, ist es sicher nicht. Es ist eine Substanz, die zu psychotischen Symptomen führen kann. Es wurden bei Konsumenten Halluzinationen und Wahnvorstellungen beobachtet, bei anderen erhebliche Antriebslosigkeit. Von einem Teil ist bekannt, dass sie erhebliche Gehirnschäden aufweisen." Auf die Frage, ob Cannabis eine Einstiegsdroge ist, antwortete er: „Ich kenne keinen Heroinabhängigen, der nicht anfangs auch Cannabis geraucht hat." - (GR Mag Rüdiger Maresch: Und der vorher gesoffen hat!) – „Zwar gibt es bei einem Entzug leichte körperliche Probleme, in erster Linie macht das Rauschgift aus der Hanfpflanze aber psychisch abhängig. Es sorgt für eine milde Euphorie für den Konsumenten, die die Erwartungshaltung nach dem großen Kick verstärkt. Außerdem führt die Droge auf die Dauer zu einer so genannten Toleranz, das heißt, das Streben nach Cannabis in immer reinerer Form wird angeregt. Das Suchtmittel wird zum zentralen Element der Gedanken. Besonders gefährlich wird es dann, wenn Menschen zu einem Drogenmix greifen. Cannabis verträgt sich schlecht mit Alkohol oder bestimmten Medikamenten." (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - Sie werden es ja wissen! (GR Heinz-Christian Strache: Selbsterfahrung! Die GRÜNEN dort drüben lachen beim Konsum auch immer so!) „Eine solche Kombination kann fatale Folgen haben und im Extremfall zum Tod führen." - Also aufpassen! – „Vor allem Drogenkonsumenten, die sich in der Probierphase befinden, sind gefährdet. Sie wissen über die wechselseitige Wirkung von Substanzen wenig Bescheid. Dazu kommt die Neigung, ohne Rücksicht auf die eigene Person alles Mögliche auszuprobieren. Dahinter stehen oft verschwommene Wünsche, die man sich mit Hilfe von Drogen erfüllen will." - Ich denke, dem ist nichts hinzuzufügen.

Sie von der SPÖ schauen einfach weg und beschwichtigen, während die GRÜNEN offen und aktiv verharmlosen, wie sie es gerade jetzt wieder machen! Die anderen Drogen wie Koks, Heroin, LSD oder Crack haben viel verheerender Wirkungen. „Koks zum Beispiel", werde ich Ihnen auch zitieren, „überprüft die von der Natur im Gehirn eingebauten Bluthirnschranke, die das Gehirn braucht, um bestimmte Substanzen, legale Botenstoffe, Sauerstoff, Glukose oder Vitamine an das Gehirn zu befördern." (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist eine Bluthirnschranke?) „Koks überlistet dieses Schutzsystem. Die Folgen sind schlimm. Grenzenlose Selbstüberschätzung, Falscheinschätzungen von Situationen führen letztlich zu körperlicher Abhängigkeit, dem Bedarf an immer höheren Dosen bis zum endgültigen körperlichen und geistigen Verfall." (GR Volkmar Harwanegg: Hör auf! Ich speibe bald! Hör auf!) 

Wer Drogen und Spritzen an Süchtige weitergibt, hat den letzten Willen in Wahrheit aufgegeben, die Süchtigen im Ansatz von ihrer Sucht zu befreien. Es ist der Versuch, auf fragwürdigste Weise lediglich das Leben der Süchtigen hinauszuzögern oder den Schaden, den der Süchtige anrichtet, in Grenzen zu halten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das nächste Mal nehmt das als erste Rede!) Was man aber negiert, meine Damen und Herren von der sozialistischen Fraktion, ist, es funktioniert einfach nicht. Der Süchtige verkauft seinen Stoff aus Apotheken weiter. Wie wir schon ausgeführt haben, bieten die Konsumenten von Drogenersatzprogrammen ihre Ersatzdroge zum Verkauf auf dem Schwarzmarkt an. Mit diesem Gift macht man weiter abhängig und bereitet dadurch mehr Schaden als Ihnen vielleicht bewusst ist, man zerstört nämlich wieder neues Leben. 

Der Süchtige, der Drogenabhängige und der Drogenlieferant werden von Drogenverharmlosern immer als arme Opfer einer spießigen Gesellschaft, die ihre Leute fallen lässt, bezeichnet. Die Gesellschaft, meine Damen und Herren, ist schuld und hat diese Menschen dazu getrieben! Zwangstherapien wie in den Niederlanden, Drogentests in Schulen oder Ähnliches, welche im Vorfeld das eine oder andere Leben wie in anderen Ländern auch retten könnten, sind bei Ihnen menschenunwürdig und widersprechen Ihrer Vorstellung von einer überkandidelten Toleranz! Offenbar zahlt es sich nicht aus! Lieber lassen wir den Dealer seinen Stoff weitergeben, bevor wir in Wahrheit hier einmal die Reißleine ziehen! 

Wenn ich heute von Drogen spreche, dann meine ich auch die Gesellschaftsdrogen wie Alkohol. Auch dort findet Missbrauch unter den Augen der Öffentlichkeit, aber besonders der politisch Verantwortlichen statt. Kampf- beziehungsweise KO-Trinken von Hunderten Jugendlichen gleichzeitig als Event ist nicht minder gefährlich als verbotene Suchtmittel. Sie brauchen sich nur den Bericht der "Kronen Zeitung" vom Montag anzuschauen, wo zum Beispiel steht: „Rettungseinsatz auf Donauschiff: 800 Akademiker sturzbetrunken." Da fängt das schon an! Schauen Sie sich das an, dann wissen Sie auch, wovon ich rede! (Beifall bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz: War das eine Burschenschaft? - Heiterkeit bei den GRÜNEN und Teilen der SPÖ.) 

Das ist Ihre Verharmlosung! (GR Heinz-Christian Strache: Das war die grüne Akademikerschaft Graz! Grüne Studenten!) Dennoch kann man Suchtgifte wie Rauchen und Alkohol nicht dazu verwenden, die illegalen Drogen zu rechtfertigen! Setzen Sie ein Zeichen in die richtige Richtung, machen Sie ein Drogenkonzept für Wien, das seinen Namen auch verdient! Erweitern Sie die Kompetenzen des Drogenkoordinators im Sinne von Durchgriffsrechten! (GR Godwin Schuster: Ich habe den Eindruck, Ihre Redezeit ist vorbei! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Er soll noch fünf Minuten weiterreden!) Benennen sie den Begriff "Drogenkoordinator" um in "Antidrogenkoordinator", aus dem auch der Wille für den Kampf gegen Suchtmissbrauch ersichtlich ist! Und setzen sie Michael Dressel als Drogenkoordinator ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Dr Laschan, bitte schön. 

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin, milde ausgedrückt, wirklich überrascht, wie viel an Halbwahrheiten, Unwahrheiten, falschen Behauptungen (GR Mag Wolfgang Jung: Von der StRin Brauner!), Vorurteilen, Schlagworten aus den 30er Jahren (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ja Zukunftsmusik!), würde ich einmal sagen, und irgendwelchen Zitaten aus irgendwelchen pseudomedizinischen Zeitschriften oder aus der "Kronen Zeitung" vom Montag man in so kurzer Zeit anbringen kann. Darüber bin ich wirklich überrascht. Ich wundere mich aber nicht darüber, wenn ihre Quelle die "Kronen Zeitung" vom Montag ist, nur ist dieser Themenbereich zu ernst und ich möchte von dieser hoffentlich unfreiwilligen Komik wieder zur Ernsthaftigkeit zurückkehren, nämlich zum Thema Drogenpolitik, das wir regelmäßig im Gemeinderat diskutieren.

Aber ich finde es auch begrüßenswert, wenn immer wieder diese Thematik Sucht und Drogen politisch diskutiert werden sollte. Ich bin nicht der Meinung, dass in so einem Klima eine Versachlichung dieses Bereichs möglich ist, weil der Umgang mit Sucht und Drogen eine zutiefst politische Frage ist und es hier unterschiedliche Zugänge gibt. Dazu bekenne ich mich auch. Unser Zugang ist ein anderer als der der FPÖ. Das werde ich Ihnen jetzt vor Augen führen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass diese wichtige Diskussion abseits jeder Polemik in dieser Stadt auf verschiedensten Ebenen im Sinne einer Weiterentwicklung der Drogenpolitik stattfindet, nämlich auf der Bezirksebene, in den Sozialkommissionen, in diversen Jugendplattformen, in Vereinen und Organisationen, die sich mit Prävention beschäftigen und direkt mit Suchtkranken arbeiten, unter Ärztinnen und Ärzten, in Selbsthilfeorganisationen, der Elternkreis Wien ist hier ein sehr schönes Vorbild, in informellen Zusammenkünften, zum Beispiel mit der Exekutive und vieles mehr. Ich will damit sagen, dass die regelmäßigen Anfragen oder Aktuellen Stunden der FPÖ mit immer den gleichen Themen nichts zur Weiterentwicklung der Drogenpolitik beitragen. (GR Heinz-Christian Strache: Sie machen nichts dazu!)

Die vorliegende Anfrage ist das beste Beispiel dafür. (GR Heinz-Christian Strache: Weil Sie nichts dazu machen! Seit 15 Jahren bleiben Sie am gleichen Stand!) Sie haben in Ihrer Anfrage hauptsächlich mit Unterstellungen gearbeitet, mit populistischen Formulierungen versucht, diffuse Ängste zu schüren, aber das ist bekanntermaßen ein altbekanntes Stilmittel der FPÖ! 

Die Frage 5 ist ein gutes Beispiel. Ich kann Ihnen das jetzt nicht ersparen. Frage 5, Zitat FPÖ: „Bekennen Sie sich zur Bekämpfung der Drogensucht und Kriminalität oder sehen Sie Ihren politischen Schwerpunkt beim Drogenmissbrauch vorwiegend in der Bekämpfung der Folgen des Drogenkonsums wie zum Beispiel bei der Bekämpfung von Folgeerkrankungen der Drogensucht oder beim betreuten Wohnen von Suchtkranken?" - Was ist das? Was soll das sein? Hier wird unterstellt, dass die Wiener Drogenpolitik nur die Folgeerkrankungen der Drogensucht behandeln und bekämpfen will. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist die Realität in Wien!) Mit dieser Frage zeigt die FPÖ, dass Sie das Wiener Drogenkonzept, das Sie am Anfang ihrer Anfrage erwähnen, nicht kennen, denn sonst dürften Sie diese Frage nicht stellen! (GR Kurth-Bodo Blind: Wir dürften die Frage nicht stellen! Darüber kann ich nur lachen!) - Da redet der Richtige, weil ich möchte nicht wissen, ob Sie überhaupt wissen, was ansatzweise in dem Drogenkonzept in der Zusammenfassung steht. Ich bezweifle, dass Sie das wissen. (GR Harry Kopietz: Er kennt das schon, nur das Wort Konzept ist ihm fremd!)

Daher möchte ich aus diesem Drogenkonzept zitieren: „Das oberste Ziel der Wiener Drogenpolitik ist es, dass so wenige Menschen wie möglich Drogen konsumieren und dass jene, die davon nicht abzuhalten sind, so wenig Schaden wie möglich nehmen. Es sind ineinandergreifende Strategien zu entwickeln, um den Schaden für die gesamte Gesellschaft so gering wie möglich zu halten. Es ist aus gesundheitspolitischer Sicht der Konsum aller Suchtmittel und Drogen abzulehnen. Die Wiener Drogenpolitik beruht auf einem klaren Bekenntnis zur Verfolgung und Bestrafung des organisierten Drogenhandels und...", es ist, seit ich hier bin, seit 2001, schon mindestens hundert Mal in diesem Saal gesagt geworden: „...eine der Säulen der Wiener Drogenpolitik ist die Prävention." - Hören Sie also mit Ihren unaufhörlichen und unqualifizierten Unterstellungen auf!

Der Vorsitzende der Sektion für Allgemeinmedizin der Wiener Ärztekammer, Dr Rolf Jens, der weder ein Grüner noch ein Sozialdemokrat ist, sagt zur aktuellen Drogendiskussion: „Es gibt offensichtlich noch immer die Meinung, dass Drogenabhängige keine Kranken, sondern ungezogene Menschen sind. Man meint, die Patienten müssten sich nur zusammenreißen. Zwar weiß jeder, dass das bei Alkoholikern und Zigarettenrauchern nicht so einfach funktioniert, aber für die anderen Substanzabhängigen soll das gelten." - Ich fürchte, dass solche Meinungen in der FPÖ weit verbreitet sind, aus Unwissenheit oder aber weil es in Ihr Weltbild passt. 

Ich möchte hier festhalten, in der Drogenpolitik und darüber hinaus, aber in der Politik im Allgemeinen, ist mehrdimensionales Denken gefragt. Es gibt nämlich immer mehr als schwarz oder weiß oder gut oder böse. (GR Mag Wolfgang Jung: Rot gibt es auch!) Da sollten Sie ein bisschen darüber nachdenken und sich nicht ahnungslos hinstellen und irgendwelche Kommentare von sich geben. (Beifall bei der SPÖ.)

Das ist zu wenig und für das Niveau dieses Hauses ein bisschen schade! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte Ihnen auch sagen, dass Suchtprävention zum Beispiel mehr ist, als Kindern und Jugendlichen zu vermitteln, dass Suchtmittel gefährlich sind. Am besten gewappnet gegen Sucht sind Menschen, denen nichts fehlt, was Drogen ihnen vermeintlich geben könnten, Menschen, die eine Perspektive für ihr Leben haben, die eine gute Ausbildung und einen Arbeitsplatz dazu haben, Menschen, die eine gute allgemeine Lebenskompetenz, gutes Erkennen und Verarbeiten von Belastungen, hohes Selbstvertrauen und eine gute Kommunikationsfähigkeit haben. Suchtprävention ist vielschichtig und als langfristiger Prozess anzulegen und soll im pädagogischen Alltagsleben verankert sein. 

In Wien spielt die Suchtprävention eine große Rolle und ist auf vielen Ebenen implementiert. Ich erspare Ihnen, die 34 Präventionsprojekte allein aus dem Jahr 2005 jetzt hier vorzustellen, weil es würde auch über meine Redezeit gehen, aber Sie können es, wenn die Bereitschaft besteht, ernsthaft nachlesen.

Ich möchte nur zum Schluss auf ein neues Problem hinweisen, es wurde schon angesprochen, gestreift, nämlich den problematischen Alkoholkonsum bei Jugendlichen. Wir haben die Situation, dass 14 Prozent der 13- bis 14-Jährigen regelmäßig Alkohol konsumieren. Bei den 15-Jährigen sind es bereits mehr als ein Drittel. Alkohol steht bei den Jugendlichen klar an erster Stelle der missbrauchten Substanzen. Dazu kommen in den letzten Jahren, und das ist das Problematische, zunehmend risikoreiche Formen des Konsums, das Kampftrinken, das Komatrinken, sozusagen das Trinken bis zur Bewusstlosigkeit, und auch neuartige Substanzen, Alkoholmischungen, Alkoholzubereitungen, diese Alkopops, die überall erhältlich sind, lustig und bunt und in Wirklichkeit wie ein antialkoholisches Getränk aussehen. (GR Dr Herbert Madejski: Sozialistische Jugend, ein Toter! Das ist lustig!) Dieser Entwicklung wurde in Wien Rechnung getragen. Im Rahmen der Zuordnung des Drogenbereichs zum PSD wird diese problematische Entwicklung verstärkt bearbeitet werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, verantwortungsvolle Drogenpolitik ist mehr, als Schlagworte zu produzieren! (GR Dr Herbert Madejski: Sozialistische Jugend, ein Toter!) Verantwortungsvolle Drogenpolitik ist harte Arbeit, die in Wien von vielen Menschen geleistet wird! Stellvertretend dafür wünsche ich unserem Drogenkoordinator Michael Dressel weiterhin viel Kraft und viel Erfolg! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Damit ist die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage beendet.

Ich lasse nun den Beschlussantrag der FPÖ abstimmen. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Antrag der FPÖ ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung nur bei der FPÖ fest. Damit ist die notwendige Mehrheit nicht gegeben.

Damit ist die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 20.37 Uhr.)

